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BMG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19781 C

Mündliche Frage 21
Dr. Christian Jung (FDP)
Fortschritte bei der Entwicklung der soge-
nannten Corona-App
Antwort
Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär 

BMG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19781 D

Mündliche Frage 22
Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Kosten einer Steigerung von Kapazitäten 
der Tests auf das Coronavirus
Antwort
Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär 

BMG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19782 A

Mündliche Frage 23
Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Zeitrahmen für das Hochfahren von Kapa-
zitäten der Tests auf das Coronavirus
Antwort
Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär 

BMG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19782 C

Mündliche Fragen 24 und 25
Stephan Brandner (AfD)
Verfassungskonformität des Infektions-
schutzgesetzes sowie Vereinbarkeit des Ge-
setzes zum Schutz der Bevölkerung bei 
einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite mit der Wesentlichkeitstheorie
Antwort
Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär 

BMG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19782 D

Mündliche Frage 26
Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
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Mögliche Entfristung der Regelungen im 
Bevölkerungsschutzgesetz zur Übernahme 
heilkundlicher Aufgaben durch Pflegefach-
kräfte
Antwort
Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär 

BMG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19783 B

Mündliche Frage 27
Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Mehrwert einer Abgabe von Arzneimitteln 
im Krankenhaus über Automaten ohne ab-
schließende Kontrolle durch pharmazeuti-
sches Personal
Antwort
Dr. Thomas Gebhart, Parl. Staatssekretär 

BMG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19783 C

Mündliche Frage 28
Andrej Hunko (DIE LINKE)
Festsetzung des deutschen Seenotrettungs-
schiffs „Alan Kurdi“ durch Italien und Be-
mühungen der Bundesregierung zum Wie-
derauslaufen
Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19783 D

Mündliche Frage 29
Torsten Herbst (FDP)
Aufrechterhaltung von Verkehrsleistungen 
im Fernverkehr der Deutschen Bahn AG 
während der Coronapandemie
Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19784 A

Mündliche Frage 30
Daniela Kluckert (FDP)
Möglichkeit einer weiteren Nutzung von 
Angeboten der Deutschen Bahn AG für 
Bahnkunden mit abgelaufenen amtlichen 
Ausweisdokumenten
Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19784 A

Mündliche Frage 31
Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Unterstützung kommunaler und privater 
Bahn- und Busunternehmen während der 
Coronapandemie

Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19784 B

Mündliche Frage 32
Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Umsatz und Gewinn der DB Fernverkehr 
AG im März und April 2020
Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19784 C

Mündliche Frage 33
Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Geschätzte Einnahmen durch den CO2- 
Aufschlag auf die Lkw-Maut im Jahr 2023 
und mögliche Befreiung von Erdgas-Lkw 
von der Maut
Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19784 D

Mündliche Frage 34
Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Gründe für die Verzögerung des Starts des 
Förderprogramms für private Ladestatio-
nen für Elektrofahrzeuge
Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19785 A

Mündliche Frage 35
Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Versand von Informationsschreiben durch 
das Kraftfahrt-Bundesamt mit Hinweisen 
auf verfügbare Softwareupdates für Kraft-
fahrzeuge
Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19785 A

Mündliche Fragen 36 und 37
Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Prüfung und Bewertung möglicher Stand-
orte für das Deutsche Zentrum Mobilität 
der Zukunft
Antwort
Steffen Bilger, Parl. Staatssekretär BMVI . . . . 19785 C

Mündliche Frage 38
Dr. Anton Friesen (AfD)
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Einschätzung der Gefährlichkeit eines 
Brandes bei Tschernobyl durch die Bundes-
regierung
Antwort
Florian Pronold, Parl. Staatssekretär BMU . . . 19785 D

Mündliche Frage 39
Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Kenntnis über die Aufklärung einer Explo-
sion und den Einsatz von minderwertigen 
Rohrleitungen auf der Baustelle eines tsche-
chischen Atomkraftwerks
Antwort
Florian Pronold, Parl. Staatssekretär BMU . . . 19786 A

Mündliche Frage 40
Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Nächstes Treffen des Kabinettsausschusses 
Klimaschutz
Antwort
Florian Pronold, Parl. Staatssekretär BMU . . . 19786 C

Mündliche Frage 41
Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Inhalte eines Sonderprogramms zur Siche-
rung von Produktionskapazitäten für einen 
künftigen Impfstoff gegen Covid-19
Antwort
Thomas Rachel, Parl. Staatssekretär BMBF . . 19786 D

Mündliche Frage 42
Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aufteilung der bei der internationalen Ge-
berkonferenz der EU-Kommission zur Be-
kämpfung des Coronavirus am 4. Mai 2020 
von Deutschland zugesagten Mittel
Antwort
Thomas Rachel, Parl. Staatssekretär BMBF . . 19787 A

Mündliche Frage 43
Nicole Höchst (AfD)
Bedeutung des Begriffs „Transformation“ 
in den Äußerungen der Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel auf dem Weltwirt-
schaftsforum im Januar 2020
Antwort
Dr. Hendrik Hoppenstedt, Staatsminister BK . 19787 B

Mündliche Frage 44
Johannes Huber (AfD)

Rechtliche Grundlage der Bund-Länder- 
Konferenzen zur Coronapandemie und 
Einfluss der Bundesregierung auf die Um-
setzung der Beschlüsse in den Ländern
Antwort
Dr. Hendrik Hoppenstedt, Staatsminister BK . 19787 D

Mündliche Frage 45
Canan Bayram (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Regelungen der Vergütungsbedingungen 
für Hilfen an Unternehmen aufgrund der 
Coronapandemie durch Rechtsverordnung 
oder Gesetz
Antwort
Sarah Ryglewski, Parl. Staatssekretärin BMF . 19788 B

Mündliche Frage 46
Martina Renner (DIE LINKE)
Anerkennung einer im April 2018 in Ber-
gisch-Gladbach verstorbenen Person als 
Opfer rechter Gewalt
Antwort
Stephan Mayer, Parl. Staatssekretär BMI . . . . . 19788 D

Mündliche Frage 47
Thomas Seitz (AfD)
Anzahl von derzeit durchgeführten Be-
obachtungen sogenannter Verdachts- und 
Prüffälle durch das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz
Antwort
Stephan Mayer, Parl. Staatssekretär BMI . . . . . 19788 D

Mündliche Frage 48
Thomas Seitz (AfD)
Anzahl der Asylanträge in den vergangenen 
sechs Monaten
Antwort
Stephan Mayer, Parl. Staatssekretär BMI . . . . . 19789 B

Mündliche Frage 49
Ulla Jelpke (DIE LINKE)
Asylverfahrensdauern im Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge seit 2019
Antwort
Stephan Mayer, Parl. Staatssekretär BMI . . . . . 19789 C

Mündliche Frage 50
Ulla Jelpke (DIE LINKE)
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Schlussfolgerungen aus einem Gutachten 
zu Ausreisebeschränkungen aufgrund der 
Coronapandemie und Infektionsrisiko von 
Rückkehrern aus dem Ausland
Antwort
Stephan Mayer, Parl. Staatssekretär BMI . . . . . 19790 B

Mündliche Frage 51
Andrej Hunko (DIE LINKE)
Effekte der Grenzschließung bzw. -kontrol-
len im Rahmen der Pandemiebekämpfung 
und Überprüfung der Kontrollen
Antwort
Stephan Mayer, Parl. Staatssekretär BMI . . . . . 19791 A

Mündliche Frage 52
Oliver Luksic (FDP)
Position der Bundesregierung zur Verhält-
nismäßigkeit der Grenzschließungen zu 
Frankreich und Luxemburg
Antwort
Stephan Mayer, Parl. Staatssekretär BMI . . . . . 19791 B

Mündliche Frage 53
Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Einsatzkräfte zur Sicherung des Transports 
von abgereichertem Uran nach Russland 
am 6. April 2020
Antwort
Stephan Mayer, Parl. Staatssekretär BMI . . . . . 19791 D

Mündliche Frage 54
Dr. Anton Friesen (AfD)
Kenntnis der Bundesregierung über chris-
tenfeindliche Übergriffe und Sachbeschädi-
gungen auf der griechischen Insel Lesbos
Antwort
Niels Annen, Staatsminister AA . . . . . . . . . . . . . 19792 B

Mündliche Frage 55
Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Umsetzung der Empfehlungen des Sach-
verständigenrates deutscher Stiftungen für 
Integration und Migration im Rahmen der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft
Antwort
Niels Annen, Staatsminister AA . . . . . . . . . . . . . 19792 C

Mündliche Frage 56
Heike Hänsel (DIE LINKE)

Beitrag der Bundesregierung zu einer 
atomaren Abrüstung innerhalb der NATO
Antwort
Niels Annen, Staatsminister AA . . . . . . . . . . . . . 19792 D

Mündliche Frage 57
Heike Hänsel (DIE LINKE)
Hinweise über mögliche Verletzungen von 
Sicherheitsstandards durch das Wuhan In-
stitute of Virology und Ursprung des neu-
artigen Coronavirus SARS-CoV-2
Antwort
Niels Annen, Staatsminister AA . . . . . . . . . . . . . 19793 A

Mündliche Frage 58
Annalena Baerbock (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Voraussetzungen für eine Freistellung der 
Regulierung der geplanten Gaspipeline 
Nord Stream 2 und Schlussfolgerungen 
aus US-Sanktionen
Antwort
Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staats-

sekretärin BMWi . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19793 B

Mündliche Frage 59
Dr. Christian Jung (FDP)
Unterstützung von Schaustellern und 
Marktkaufleuten während der Coronapan-
demie
Antwort
Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staats-

sekretärin BMWi . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19793 C

Mündliche Frage 60
Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Unterstützung von kommunalen Unterneh-
men während der Coronapandemie durch 
KfW-Kredite und alternative Hilfen oder 
Entlastungen
Antwort
Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staats-

sekretärin BMWi . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19793 D

Mündliche Frage 61
Oliver Luksic (FDP)
Mögliche Verlängerung der Antragsfristen 
für Soforthilfen für Selbstständige
Antwort
Elisabeth Winkelmeier-Becker, Parl. Staats-

sekretärin BMWi . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19794 A
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159. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 13. Mai 2020

Beginn: 13.00 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte neh-

men Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet.

Für die heutige Sitzung und für die übrigen Sitzungen 
dieser Woche konnte zwischen den Fraktionen keine Ta-
gesordnung vereinbart werden. Die Fraktion der AfD hat 
dem Vorschlag der anderen Fraktionen widersprochen. 
Ich habe deshalb den Bundestag mit der vorgeschlagenen 
Tagesordnung einberufen. Nach § 21 Absatz 3 unserer 
Geschäftsordnung ist für die Genehmigung ein Plenarbe-
schluss erforderlich.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die noch zu be-
schließende Tagesordnung um die in der Zusatzpunkte-
liste aufgeführten Punkte zu erweitern:

ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Lothar Maier, Armin-Paulus Hampel, 
Dr. Roland Hartwig, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD

Militärmission EUTM Mali beenden

Drucksache 19/19154

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Lothar Maier, Armin-Paulus Hampel, 
Dr. Roland Hartwig, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD

Aus dem Einsatz in Afghanistan lernen – Mi-
litärmission MINUSMA nicht fortsetzen

Drucksache 19/19155

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss

ZP 4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Thomas 
Hacker, Katja Suding, Hartmut Ebbing, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Journalisten schützen – Pressefreiheit gewähr-
leisten

Drucksache 19/19129

ZP 5 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 34)

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Anna Christmann, Kai Gehring, Claudia 
Müller, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Aus dem Labor in die Praxis – Mit Inno-
vationen gesellschaftliche Herausforde-
rungen anpacken

Drucksache 19/16800

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss Digitale Agenda

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Joana Cotar, Uwe Schulz, Dr. Michael 
Espendiller, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Einführen, Aufbau und Betrieb eines na-
tionalen Mortalitätsregisters für For-
schungszwecke

Drucksache 19/19160

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss Digitale Agenda (f) 
Federführung strittig

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Protschka, Berengar Elsner von 
Gronow, Peter Felser, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD
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Antrag auf abstrakte Normenkontrolle 
beim Bundesverfassungsgericht gemäß 
Artikel 93 Absatz 1 Nummer 2 des Grund-
gesetzes wegen der Verordnung zur Ände-
rung der Düngeverordnung und anderer 
Vorschriften

Drucksache 19/19158

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Benjamin Strasser, Sandra Bubendorfer- 
Licht, Stephan Thomae, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der FDP

Aus Corona lernen – Föderale Strukturen 
im Bevölkerungsschutz optimieren

Drucksache 19/19130

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Britta Katharina Dassler, Stephan Thomae, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP

Nationale Anti Doping Agentur – Alterna-
tive Möglichkeiten der Dopingkontrolle 
während COVID-19-Pandemie

Drucksache 19/19131

Überweisungsvorschlag:  
Sportausschuss

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Dürr, Dr. Florian Toncar, Frank 
Schäffler, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP

Potential von Leasing als Investitionstur-
bo besser nutzen

Drucksache 19/19127

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Julia Verlinden, Dr. Ingrid Nestle, Oliver 
Krischer, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Energiewende weitertragen – Grünen 
Strom aus ersten EEG-Anlagen weiter-
nutzen

Drucksache 19/19140

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (f)

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Renate Künast, Harald Ebner, Friedrich 
Ostendorff, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Nahrungsergänzungsmittel besser regulie-
ren

Drucksache 19/19135

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Gesundheit

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Daniela Wagner, Claudia Müller, Christian 
Kühn (Tübingen), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Mit Stadtentwicklung Innenstädte und 
Ortskerne lebendig halten – Kleine Ge-
werbe schützen und Stadt der kurzen We-
ge stärken

Drucksache 19/19143

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Maria Klein-Schmeink, Dr. Konstantin von 
Notz, Kai Gehring, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Patientenorientierung und Patientenbetei-
ligung in der Digitalisierung im Gesund-
heitswesen sicherstellen und dezentrale 
Forschungsdateninfrastruktur aufbauen

Drucksache 19/19137

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss Digitale Agenda

k) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Irene Mihalic, Dr. Franziska Brantner, 
Dr. Konstantin von Notz, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Aktuelle Einschränkungen des Grenzver-
kehrs zurücknehmen und EU-Freizügig-
keit wiederherstellen

Drucksache 19/19149

ZP 6 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der FDP

Aktuelle Entwicklung der Debatte zur Wahl-
rechtsreform in der CDU/CSU – Faire Wahl-
rechtsreform jetzt umsetzen

ZP 7 Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Roman Johannes Reusch, Dr. Lothar 
Maier, Stephan Brandner, weiteren Abgeordne-
ten und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Reduktion der 
Kaufnebenkosten bei der Vermittlung von 
Kaufverträgen über Immobilien
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Drucksache 19/17120

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)

Drucksache 19/…

ZP 8 Beratung des Antrags der Abgeordneten Manfred 
Todtenhausen, Michael Theurer, Reinhard 
Houben, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP

Vitale Innenstädte durch starken Einzelhan-
del – Auch in Zeiten von Corona

Drucksache 19/19118

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

ZP 9 Beratung des Antrags der Fraktion der FDP

Führerscheinfalle StVO-Novelle rückgängig 
machen

Drucksache 19/…

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

ZP 10 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Danyal Bayaz, Anja Hajduk, Lisa Paus, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Verbesserte Verlustverrechnung zur Linde-
rung der wirtschaftlichen Folgen der CO-
VID-19-Epidemie gesetzlich und rechtssicher 
ermöglichen

Drucksache 19/19134

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Haushaltsausschuss

ZP 11 Beratung des Antrags der Abgeordneten Roman 
Müller-Böhm, Michael Theurer, Dr. Marcel 
Klinge, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP

Coronahilfen für die Reisewirtschaft

Drucksache 19/19151

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Haushaltsausschuss

ZP 12 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Tourismus (20. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Markus 
Tressel, Stefan Schmidt, Lisa Badum, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Die Tourismuswirtschaft in der Krise wirksam 
unterstützen

Drucksachen 19/18959, 19/…

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Nach der Fragestunde soll auf Verlangen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen eine Aktuelle Stunde zum The-
ma „Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie“ stattfin-
den.

Der Tagesordnungspunkt 30 soll abgesetzt und an des-
sen Stelle soll der Antrag „Coronahilfen für die Reise-
wirtschaft“ aufgerufen werden.

Damit kommen wir zur Feststellung der Tagesord-
nungen der 159., 160. und 161. Sitzung mit den genann-
ten Änderungen und Ergänzungen. Wer stimmt dafür? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist die 
Tagesordnung gegen die Stimmen der AfD mit den Stim-
men des übrigen Hauses so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf:

Befragung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute die 
Bundeskanzlerin Frau Dr. Merkel zur Verfügung steht. – 
Frau Bundeskanzlerin, wenn Sie mögen, haben Sie das 
Wort für Ihre einleitenden Ausführungen.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

freue mich, dass wir heute die ursprünglich ja schon für 
Ende März geplante Regierungsbefragung mit mir nach-
holen können. Ich hatte ja bereits vor gut drei Wochen, 
am 23. April, die Gelegenheit, Ihnen in einer Regierungs-
erklärung meinen und unseren Kurs in dieser Pandemie 
aufzuzeigen.

In der Pandemie und mit dem Virus leben wir immer 
noch, und das wird auch für längere Zeit so bleiben. Denn 
die grundlegenden Fakten haben sich ja nicht geändert. 
Auch wenn einzelne Forschungsansätze Hoffnung ma-
chen: Noch gibt es keine Medikamente und keinen Impf-
stoff gegen das Virus. Corona ist und bleibt also eine 
Gefahr für jede und jeden von uns. Eine Coronainfektion 
kann in vielen Fällen ganz harmlos verlaufen; sie kann 
aber auch zu schweren Schäden bis zum Tod führen. Und 
ich denke an all die Menschen, die wir an dieses Virus 
verloren haben, und ich denke an ihre Familien.

Das sind die unveränderten Fakten. Aber wir stehen 
natürlich nicht still in dieser Pandemie. In den drei Wo-
chen seit meiner Regierungserklärung ist einiges gesche-
hen, haben wir einiges geschafft, das uns Mut machen 
kann. Wir waren uns von Anfang an einig: Stoppen kön-
nen wir die Ausbreitung des Virus derzeit nicht. Aber sie 
so weit wie möglich verlangsamen, das können und das 
müssen wir. Und das ist ja auch unser gemeinsames Ziel. 
Wir können sagen, dass uns in den vergangenen Wochen 
und Monaten in einer gemeinsamen enormen Anstren-
gung gelungen ist, dieses Ziel zu erreichen oder ihm 
näher zu kommen. Es ist gelungen, weil wir alle – Bürger, 
Wirtschaft, Staat – in einer schweren Zeit und unter 
schweren Einschränkungen zusammengehalten haben.

Die Zahlen der Neuinfektionen, die das Robert-Koch- 
Institut uns täglich meldet, die liegen jetzt in einem Be-
reich, mit dem unser Gesundheitssystem zurechtkommen 
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kann. Und es ist wieder einigermaßen möglich, Infek-
tionsketten nachzuverfolgen und durch Tests und Qua-
rantänemaßnahmen diese Ketten dann auch zu durchbre-
chen. Die derzeit entwickelte Tracing-App wird diese 
Nachverfolgung hoffentlich bald zusätzlich verbessern 
können.

Wir haben die letzten Wochen genutzt, um unser Ge-
sundheitssystem an vielen Stellen auch zu stärken. Ich 
habe großen Respekt vor der Leistung der Länder und 
Kommunen. Ich danke auch dem Deutschen Bundestag, 
dass mithilfe des Bundes Kapazitäten, vor allen Dingen 
für Intensivbetten, erhöht werden konnten. Ich sehe die 
fabelhaften Leistungen, die im Öffentlichen Gesundheits-
dienst, in den Gesundheitsämtern täglich erbracht wer-
den, und ich bin auch froh, dass wir dort sowohl durch 
die Länder als auch durch den Bund Unterstützung geben 
konnten. Denn das sind genau die Orte, an denen die 
Infektionsketten nachvollzogen werden müssen, und da-
von hängt so vieles ab.

Uns ist die internationale Zusammenarbeit gegen das 
Virus herausragend wichtig: im Kreis der Europäischen 
Union, unter den G-7-Staaten und den G-20-Ländern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir können froh 
sein, dass wir diese letzten Wochen alle zusammen so 
gemeistert haben. Ich sehe darin aber auch eine Ver-
pflichtung: die Verpflichtung, das gemeinsam Erreichte 
jetzt nicht zu gefährden. Wir haben doch nicht seit März 
alle vorher undenkbaren Einschränkungen in unserem 
Leben, in unserem Arbeiten und Wirtschaften, auch zeit-
weilige Einschränkungen unserer Rechte auf uns genom-
men, um jetzt, weil wir die Vorsicht ablegen, einen Rück-
fall zu riskieren. Es wäre doch deprimierend, wenn wir, 
weil wir zu schnell zu viel wollen, wieder zu Einschrän-
kungen zurückkehren müssten, die wir alle hinter uns 
lassen wollen.

Lassen Sie uns also mutig und wachsam sein! Lassen 
Sie uns schrittweise das öffentliche und wirtschaftliche 
Leben wieder öffnen und dabei die Entwicklung der Pan-
demie immer im Blick haben! Und vor allem: Lassen Sie 
uns an Arbeitsplätze, in Schulen, in Cafés und in die 
Sportvereine zurückkehren und dabei die neuen Grund-
regeln weiter beachten: Mindestabstand halten, Hände 
waschen, Respekt vor dem Schutzbedürfnis auch unserer 
Mitmenschen.

Ich bin fest überzeugt: Wenn wir konsequent bleiben 
und so einen Rückfall verhindern, haben wir alle mehr 
davon. Denn dann ist auch in der nächsten Phase der 
Pandemie beides möglich: der Schutz der Gesundheit 
der Menschen und ein Vorgehen, das unsere Wirtschaft 
so schnell wie möglich wieder aufholen lässt und damit 
so viele Arbeitsplätze wie möglich sichert und ein gesell-
schaftliches Leben, an dem wir Freude haben können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Die erste Frage stellt der Kollege Tino 

Chrupalla, AfD.

Tino Chrupalla (AfD):
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, Sie sind jetzt auf 

die pandemischen Probleme eingegangen. Sie sind natür-
lich auf die wirtschaftlichen Folgen, was dieses Land be-
trifft, überhaupt nicht eingegangen. Deswegen meine 
Frage bzw. erst mal meine Einleitung dazu: Ihre Corona-
politik – auch die Coronapolitik der Bundesregierung – 
vernichtet aktuell in Deutschland über 2 Millionen Men-
schen ihre Existenzen. Wir haben über 10 Millionen 
Kurzarbeiter. Die Rücklagen der Sozialkassen schmelzen 
dahin; man geht von 14 Milliarden Euro bis Ende des 
Jahres aus. Wir haben über 300 000 mehr Arbeitslose 
als im Vormonat. Das Bruttoinlandsprodukt ist um 
6,3 Prozent zusammengebrochen. Pro Woche kostet uns 
dieser Lockdown 42 Milliarden Euro. Die größte Rezes-
sion der Nachkriegsgeschichte, so titeln einige Zeitun-
gen.

Deswegen meine Frage: Wo ist eigentlich Ihr – Ihres 
und das der Bundesregierung – Finanzierungskonzept für 
nach dieser Krise, und können Sie hier und heute auch 
ausschließen, dass der Bürger durch erhöhte Abgaben 
und Steuern diese Kosten übernehmen und auch bezahlen 
muss?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Erst einmal bin ich sehr froh, dass uns diese Pandemie 

in einer wirtschaftlich und auch, was die Haushaltspolitik 
und die Situation der Sozialversicherungen anbelangt, 
guten Situation ereilt hat. Das heißt, wir konnten sehr 
viele Sicherungsmaßnahmen durchsetzen. Ich bin auch 
sehr dankbar, dass die Mehrheit dieses Parlaments das 
ja auch getan hat durch die Abstimmungen.

Dass Menschen in Kurzarbeit sind, zeigt, dass wir 
natürlich wirtschaftliche Folgen dieser Pandemie haben. 
Aber es zeigt, dass wir die Menschen nicht ins Nichts 
entlassen mussten,

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

sondern dass wir helfen können und dass wir Brücken 
bauen können. Und das wird auch weiter unser Ziel sein.

Ich glaube, wenn wir die Dinge gut miteinander ver-
einbaren – wir können alle nicht voraussehen, wann wir 
einen Impfstoff haben, wann wir ein Medikament ha-
ben –, dann haben wir die Chance, es gut zu bewältigen. 
Aber ich sage nicht, dass niemand etwas merken wird. 
Wir werden alles daransetzen, dass möglichst viele Bür-
gerinnen und Bürger schnell an ihren Arbeitsplatz zu-
rückkehren können, aber eben so, dass es verantwortbar 
ist.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Herr Kollege?

Tino Chrupalla (AfD):
Ja. – Auf die konkrete Frage, ob Steuererhöhungen und 

Abgabenerhöhungen infolge der Kosten jetzt noch erfol-
gen, habe ich jetzt keine Antwort von Ihnen bekommen, 
deswegen die Nachfrage dazu, ob das auch geplant ist 
und in welcher Form.
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Natürlich sind Existenzen vernichtet worden. Was sa-
gen Sie dem Gastronomen, dem Inhaber im Prinzip, der 
sein Geschäft aufgeben musste, der in Konkurs gehen 
musste? Der ist ja von staatlichen Hilfen weitestgehend 
ausgenommen worden.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Nein, das ist er nicht; das wissen Sie ja auch. Es gibt 

Liquiditätshilfen, es gibt die Kurzarbeit für die Men-
schen,

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Direktzu-
schüsse! Das weiß er doch!)

und wenn jetzt die Restaurants wieder aufmachen, dann 
wird es auch eine Mehrwertsteuersenkung geben. Wir 
werden natürlich, angepasst, auch immer schauen: Wo 
müssen wir noch helfen? Wir haben nie gesagt, dass wir 
damit schon am absoluten Ende sind. Wir werden auch 
etwas zur Stimulierung der Wirtschaft tun. Ich kann 
Ihnen nur sagen: Stand heute sind keinerlei Erhöhungen 
von Abgaben und Steuern geplant.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zuruf 
von der AfD: Stand heute!)

– Es gehört ja zur Politik dazu, dass wir immer zum 
aktuellen Zeitpunkt antworten; sonst wären wir ja Zu-
kunftsvorherseher, und das maße ich mir nicht an.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Die nächste Frage stellt der Kollege Rainer Spiering, 

SPD.

Rainer Spiering (SPD):
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, „Der Spiegel“ be-

richtet ausführlich über die Zustände bei den Saisonar-
beitskräften. Mein eigener Landkreis ist stark betroffen. 
Es herrscht partiell eine unübersichtliche Datenlage. Sehr 
geehrte Frau Bundeskanzlerin, sowohl die als Saisonar-
beitskräfte in der Landwirtschaft als auch die als Werks-
arbeiter in der Fleischindustrie Beschäftigten arbeiten seit 
Jahren unter unzumutbaren Zuständen. Enge Platzver-
hältnisse und mangelnde Hygiene haben inzwischen zu 
einer Vielzahl von Coronainfizierten geführt. Welche 
konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung zu-
sammen mit den Bundesländern, damit die Missstände 
schnellstmöglich beseitigt werden?

Stimmen Sie mit der SPD-Fraktion überein, dass wir 
eine grundlegende Reform dieser Arbeitsbereiche benö-
tigen, um wettbewerbsfähige Arbeitsplätze zu erhalten, 
die Gesundheitsschutz, faire Löhne und soziale Mindest-
standards gewährleisten?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Die Bundesregierung hat ja bezüglich der Saisonar-

beitskräfte ein Konzept verabschiedet, das auch mit 
dem Robert-Koch-Institut abgestimmt ist und das den 
Arbeitgebern in der Landwirtschaft sehr viel stärkere 
Auflagen auferlegt, als das in früheren Jahren der Fall 
war – angepasst natürlich sowohl an den Arbeitsschutz 
im Allgemeinen als auch an den in der Pandemie.

Wir haben jetzt über die Situation in der Fleischindust-
rie noch mal erschreckende Nachrichten bekommen; Sie 
werden darüber ja auch gleich in der Aktuellen Stunde 
debattieren. Die Bundesregierung beabsichtigt, auch 
hierzu notwendige Änderungen zu beschließen. Nächste 
Woche Montag wird der Bundesarbeitsminister ein Kon-
zept dazu vorlegen. Ich hoffe, dass wir uns dann auch 
einigen können. Gerade bei der Unterbringung gibt es 
erhebliche Mängel; das haben wir jetzt ja alle mitbekom-
men. Es muss dann geschaut werden, wer da in die Ver-
antwortlichkeit genommen wird. Ich kann Ihnen jeden-
falls sagen, dass auch ich nicht zufrieden bin mit dem, 
was wir da jetzt gesehen haben.

Für die Kontrolle der Umsetzung dieser Dinge – auch 
für die Saisonarbeitskräfte – sind natürlich jeweils dann 
auch die vor Ort zuständigen Behörden zuständig; und 
die Arbeitgeber eben dafür, dass sie sich an die Bestim-
mungen halten. Wo das nicht der Fall ist – das hat die 
Bundeslandwirtschaftsministerin auch gesagt –, muss ge-
handelt werden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Herr Kollege?

Rainer Spiering (SPD):
Ja, gerne. – Frau Bundeskanzlerin, ich würde gerne 

darauf eingehen. Die Arbeits- und Sozialministerkonfe-
renz hat in einer Protokollerklärung genau auf diese 
Datenlage hingewiesen. Acht Bundesländer haben sie ge-
gengezeichnet, indem sie die Bundesregierung auffor-
dern, dafür Sorge zu tragen, dass hinsichtlich der Daten, 
die bis jetzt nicht an die Gesundheitsämter geliefert wor-
den sind, sichergestellt wird, dass diese Datenlage geklärt 
wird. Zurzeit wird das über den Deutschen Bauernver-
band organisiert.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Also, wenn die Bundesländer nicht selber zuständig 

sind, die Daten herbeizuführen. Manchmal warten auch 
wir als Bundesregierung auf Daten. Es ist jetzt nicht so, 
dass immer nur die Bundesregierung Daten liefern muss. 
Aber wo wir Daten beibringen können, werden wir uns 
auch darum bemühen, das zu tun.

Was die Zahl der Saisonarbeiter anbelangt, haben wir 
ja sowieso ein festes Kontingent. Da ist eine feste Zahl 
klar. Da ist auch klar, wo die Leute hingegangen sind. Ich 
glaube, da müsste die Datenlage klar sein; in der Fleisch-
industrie ist das vielleicht nicht ganz so.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Manuel Höferlin, FDP, stellt die nächste Frage.

Manuel Höferlin (FDP):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Bun-

deskanzlerin, wir haben von Ihnen gerade gehört, wie 
wichtig die Corona-Tracing-App für die Nachverfolgung 
von Kontakten, auch von Kontaktketten, von Infektions-
ketten sein kann. Jetzt ist es ja so, dass nicht erst seit 
gerade eben an einer solchen App gearbeitet wird, son-
dern daran wird nunmehr eigentlich seit fast sieben Wo-
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chen oder sogar schon über sieben Wochen gearbeitet, 
wenn man vom Beginn ausgeht. Diese Corona-Tracing- 
App ist, soweit ich das verstanden habe, federführend im 
Gesundheitsministerium angesiedelt. Jetzt hat man von 
Ihnen als Bundesregierung gehört: Das wird jetzt an ein 
Konsortium aus SAP und T-Systems vergeben. – Ich 
würde gerne von Ihnen wissen, warum die Entwicklung 
dieser Gesundheits-App faktisch ausgerechnet im Kanz-
leramt – jetzt vor allen Dingen auch unter starker Ein-
bindung des Bundespresseamts – geführt wird. Gibt es 
bestimmte Gründe dafür, dass hier jetzt neue Maßnahmen 
getroffen werden, wie die App vorangetrieben wird? Wir 
haben heute gehört, dass sie im Juni fertig werden soll. 
Das ist ja kein wirkliches Vorantreiben.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Der Kanzleramtsminister war ja gestern bei Ihnen. Ich 

weiß nicht, ob Sie gar nicht über die App gesprochen 
haben; aber wir können es hier auch noch mal tun.

Das Kanzleramt hat im Allgemeinen eine koordinie-
rende Funktion bei allen Projekten der Bundesregierung. 
Hier ist das Gesundheitsministerium zuständig, für Fra-
gen des Datenschutzes ist das Bundesinnenministerium 
zuständig, und das Kanzleramt hat sich auch darum ge-
kümmert.

Sie wissen, dass wir verschiedene Ansätze verfolgen 
könnten. Wir haben uns jetzt für den dezentralen Ansatz 
entschieden, Frankreich zum Beispiel für einen zentralen 
Ansatz. Es ist erst mal eine allgemeine Architektur ent-
wickelt worden. Wir haben uns für den dezentralen An-
satz entschieden, weil wir glauben, dass es dafür eine sehr 
viel höhere Akzeptanz gibt.

Dass solche Entwicklungsarbeiten dauern können, ist 
jetzt nichts Neues. Diese App muss einen großen Ver-
trauensbeweis liefern. Ich bin sehr froh, dass Telekom 
und SAP mit in dieses Projekt eingestiegen sind. Wir 
brauchen die Schnittstellen von den Betriebssystembet-
reibern für die Mehrheit der Handys; die werden erst in 
diesen Tagen bereitgestellt. Ich glaube, dass die Arbeiten 
jetzt mit Hochdruck laufen. Aber auch hier gilt für mich 
natürlich: Gründlichkeit muss gewährleistet sein, und 
Datenschutz muss gewährleistet sein. – Es sind alle Da-
tenschutzbehörden, sowohl das BSI als auch der Daten-
schutzbeauftragte, in die Arbeit mit eingebunden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Herr Kollege?

Manuel Höferlin (FDP):
Gerne, ja. – Sie sind darauf eingegangen, dass das 

Kanzleramt koordiniert. Würden Sie mir oder uns viel-
leicht trotzdem erklären, warum über die Koordinie-
rungsrolle hinaus plötzlich innerhalb des Kanzleramtes 
Dinge entschieden werden? Können Sie bestätigen, dass 
das so ist, dass zum Beispiel das Design der App, die 
Farbgebung und der Name der Corona-Warn-App jetzt 
plötzlich im Kanzleramt entschieden werden und nicht 
von denjenigen, die die App entwickeln, zum Beispiel 
von Telekom oder SAP? Hat das irgendeinen bestimmten 
Grund?

Vielleicht können Sie auch etwas dazu sagen, wie 
lange wir noch warten müssen. Würden Sie sagen, dass 
die Corona-App noch vor einem Impfstoff kommen kann, 
oder kommt sie eher danach?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich glaube schon, dass sie noch vor einem Impfstoff 

kommen kann. Also, Wunder können eigentlich in Sa-
chen Impfstoff nicht passieren. Ich glaube, sie kommt 
vorher; das kann ich zusagen.

Haben sich SAP und Telekom beschwert, dass wir auf 
ihre Designvorschläge nicht eingehen?

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Das Bundespresseamt ist sozusagen für die Bewerbung 
von Produkten, hinter denen die Bundesregierung steht, 
zuständig. Dafür gibt es die entsprechenden Agenturen; 
die machen Vorschläge. Darüber entscheidet nicht das 
Kanzleramt, sondern darüber entscheiden wieder alle zu-
ständigen Ressorts, und nach meinem Kenntnisstand ha-
ben wir das auch sehr friedlich gemacht. Also, wenn sich 
jemand bei Ihnen beschwert hat, sagen Sie es mir; viel-
leicht haben wir den vergessen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der SPD und der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Marc Henrichmann, CDU/CSU, ist der nächste Frage-

steller.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin! In meinem Hei-

matkreis Coesfeld sind in den letzten Tagen die Infek-
tionszahlen in die Höhe geschossen. Es ärgert mich 
massiv, dass aufgrund von Verfehlungen in einem Unter-
nehmen – Stichwort „Westfleisch“ – die Disziplin der 
Menschen vor Ort mit Füßen getreten wird. Es ärgert 
mich auch, dass unter anderem Gastronomen jetzt unter 
der Verlängerung des Shutdowns leiden, und es ärgert 
mich, dass jetzt Landwirte plötzlich in die Röhre gucken 
müssen.

(Timon Gremmels [SPD]: Ärgern Sie auch die 
Arbeitsbedingungen?)

Als Abgeordneter dieses Kreises habe ich die Erwartung, 
dass wir jetzt natürlich knallhart die Quarantäne durch-
setzen – ich glaube, das teilen auch alle verantwortlichen 
Behörden vor Ort –, und ich halte es auch für wichtig, 
dass wir noch mal über die Unterbringung diskutieren; 
Sie haben das ja auch gerade angedeutet.

Dies vorausgeschickt, hier meine Frage: Sie haben am 
6. Mai 2020 in der Runde mit den Länderregierungschefs 
abgesprochen, dass es im Falle eines regional klar ein-
grenzbaren Infektionsgeschehens – da wird häufig bei-
spielhaft als Einrichtung das Altenheim angeführt – Aus-
nahmetatbestände für Lockerungen geben kann, trotz 
eines Anstiegs. Ist in diesem Zusammenhang darüber 
nachgedacht worden, diese Regelung auch auf Unterneh-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 159. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Mai 2020                                 19698 

Manuel Höferlin 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



men wie Westfleisch und solche Infektionsgeschehen zu 
beziehen, damit wir den Menschen vor Ort jetzt Hoffnung 
machen können, dass auch sie nicht mehr allzu lange 
unter den Restriktionen leiden müssen? – Danke.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Die Entscheidungen darüber – das ist ein Beschluss, 

den wir gemeinsam mit den Ministerpräsidenten gefällt 
haben – treffen ja die Landesregierungen in Absprache 
mit den Landräten, also mit den örtlichen Behörden. Ein-
richtungen sind in der Tat Pflegeheime, Krankenhäuser 
oder eben ein Betrieb. Aber in diesem Fall geht es natür-
lich nicht um den Betrieb allein, sondern eben auch um 
die Unterbringung der Beschäftigten. Daher ist das Infek-
tionsrisiko doch etwas breiter gestreut, als wenn Infektio-
nen nur in diesem Betrieb vorkämen und niemand den 
Betrieb verlassen würde. Das heißt, man hat sich ent-
schlossen, die Lockerungsmaßnahmen, die sonst in Nord-
rhein-Westfalen gelten, für eine bestimmte Zeit auszuset-
zen. Ich hoffe, dass mit diesem sehr entschiedenen 
Vorgehen der Landesregierung und der örtlichen Behör-
den – für das ich auch sehr dankbar bin – die Infektionen 
jetzt sehr schnell wieder eingegrenzt werden können.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage?

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Nein.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke. – Der Kollege Harald Weinberg, Die Linke, hat 

als Nächster das Recht, eine Frage zu stellen.

Harald Weinberg (DIE LINKE):
Vielen herzlichen Dank, Herr Präsident. – Frau Bun-

deskanzlerin, ich bin krankenhauspolitischer Sprecher 
meiner Fraktion, und ich habe insofern sehr viel mit Pfle-
gekräften zu tun und bin auch dauernd mit ihnen in der 
Diskussion.

Es gibt einige Arbeitsschutzverstöße, Probleme in Be-
zug auf die Schutzausrüstungen und Ähnliches. Im Sinne 
von Learning Lessons gibt es eine Forderung der Pflege-
kräfte, die lautet: Es wäre ganz gut, wenn wir so etwas 
wie ein unabhängiges Krisenmonitoring hätten, an dem 
sich Verbände, Gewerkschaften, die Pflegeverbände und 
durchaus auch die Arbeitgeberseite, die Deutsche Kran-
kenhausgesellschaft, beteiligen, um solche Fälle einfach 
auch mal aufzulisten und daraus eine Lagebeurteilung für 
eventuell zukünftig auftretende Ereignisse dieser Art zu 
erstellen. Was halten Sie von einer solchen Idee?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich denke, wenn wir die Pandemie mal überwunden 

haben, dann wird man allen beteiligten Gruppen sehr 
dankbar dafür sein, dass sie uns ihre gelernten Dinge 
mitteilen. Je verbandsübergreifender – also von Arbeit-
nehmerverbänden bis Arbeitgeberverbänden – das ist, 
umso aussagekräftiger ist es und umso einfacher ist es 
auch für die Regierung, daraus Schlüsse zu ziehen.

Wir werden das selber auch tun; denn wir haben ja 
auch Schwachstellen entdeckt, ob nun hinsichtlich der 
Produktion von Masken, strategischer Unabhängigkeiten, 
bestimmter Fragen, die das Miteinander von Bund, Län-
dern und Kommunen anbelangen, oder des großen The-
mas „Stärkung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes“. 
Wir werden also alle gut daran tun, und ich werde jede 
Anregung sehr gerne mit aufnehmen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Herr Kollege?

Harald Weinberg (DIE LINKE):
Nur eine kurze Nachfrage: Eigentlich müsste man das 

ja nach Möglichkeit jetzt einrichten, damit dieses Lear-
ning Lessons auch greift. Wenn man das im Nachhinein 
macht, dann hat man zwar natürlich Erfahrungen, die 
man eventuell einbringen kann, aber jetzt gibt es ja die 
Ereignisse in den Krankenhäusern und Pflegeheimen vor 
Ort.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Wenn Sie Kontakt zu dieser Gruppe haben und wenn 

Sie mit uns zusammenarbeiten und mir jede Woche einen 
Lagebericht schicken möchten, dann werde ich diesen 
nicht nur annehmen, sondern auch interessiert lesen und 
versuchen, die Erfahrungen mit einfließen zu lassen. Ich 
bin ja ein aufmerksamer Zeitmensch, um nicht „-genos-
se“ zu sagen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP, der 
LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich will mir jetzt hier nichts einbrocken.

Schauen Sie, ich möchte, dass das alles möglichst gut 
funktioniert. Wenn wir jetzt insbesondere an die älteren 
Menschen in den Pflegeheimen denken: Sie sind doch 
zum großen Teil diejenigen, die wirklich am härtesten 
betroffen sind:

(Harald Weinberg [DIE LINKE]: Das ist rich-
tig!)

keine Besuche, ganz wenige Kontakte. Wir haben jetzt 
gesagt, dass es wenigstens eine feste Kontaktperson ge-
ben soll. Das gilt genauso für Behinderteneinrichtungen.

Wenn wir da nicht aufmerksam wären und überlegen 
würden, was wir tun können, um das Leben dort etwas zu 
erleichtern und schöner zu machen – genauso wie das der 
dort Beschäftigten –, dann wäre das doch nicht in Ord-
nung. Ich bin da sehr aufnahmebereit.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Tabea Rößner, Bündnis 90/Die Grünen, 

stellt die nächste Frage.

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Bundeskanzlerin, 

ich möchte mich auf Medienberichte aus der vergangenen 
Woche beziehen, und zwar ging es darin um die Ermitt-
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lungserfolge in Sachen Bundestagshack. Es gab ja vor 
fünf Jahren – Sie erinnern sich – einen großen Hackeran-
griff auf den Bundestag. Man schätzt, dass damals 16 Gi-
gabyte an Daten, Dokumenten, E-Mails abgegriffen 
worden sind. Unter anderem ist ja auch Ihr Abgeordne-
tenbüro davon betroffen gewesen. Ich nehme an, Sie 
teilen unsere Einschätzung aufgrund dieses Ermittlungs-
erfolgs, dass sich die Zusammenarbeit mit den ausländ-
ischen Geheimdiensten bewährt hat und dass auch außer-
halb des Instruments Hackback eine erfolgreiche 
Cyberabwehr möglich ist.

Ich wollte Sie fragen, ob Sie Erkenntnisse darüber 
haben, welche Daten und vor allen Dingen zu welchem 
Zweck diese Daten aus Ihrem Büro abgegriffen worden 
sind.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Nein. Ich habe den Eindruck: Da wurde relativ wahllos 

abgegriffen, was man kriegen konnte. Ich bin sehr froh, 
dass die Untersuchungen jetzt dazu geführt haben, dass 
der Generalbundesanwalt eine konkrete Person auf die 
Fahndungsliste gesetzt hat.

Ich nehme diese Dinge sehr ernst, weil ich glaube, dass 
da sehr ordentlich recherchiert wurde, und ich darf sehr 
ehrlich sagen: Mich schmerzt es. Auf der einen Seite 
bemühe ich mich tagtäglich auch um ein besseres Ver-
hältnis zu Russland, und wenn man auf der anderen Seite 
sieht, dass es harte Evidenzen dafür gibt, dass da auch 
russische Kräfte dabei sind, so vorzugehen, dann ist das 
schon ein Spannungsfeld, in dem wir da arbeiten – in dem 
Wunsch nach guten Beziehungen zu Russland –, das auch 
ich nicht ganz aus meinem Innern streichen kann. Das ist 
unangenehm, und wir werden natürlich alles tun, um den 
Wünschen des GBA zu entsprechen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Frau Kollegin?

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja. – Vielleicht genau dazu die Nachfrage: Zu welcher 

neuen Einschätzung kommen Sie dann in der Bewertung 
der Zusammenarbeit mit dem russischen Geheimdienst – 
gerade im Hinblick darauf, dass es diese Verbindung die-
ses mutmaßlichen Täters gibt, der ja offenbar ganz ein-
deutig mit Fancy Bear, dem Militärgeheimdienst GRU 
usw. zusammengearbeitet hat oder -arbeitet?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Leider ist die Einschätzung, zu der ich komme, nicht 

neu, weil es eine Facette in einer Vielzahl von Facetten 
gibt. Es gibt eine Strategie Russlands, die wir beachten 
müssen, und die können wir auch nicht einfach verdrän-
gen: die Strategie der hybriden Kriegsführung, die auch 
Kriegsführung im Zusammenhang mit Cyberdesorientie-
rung und Faktenverdrehung beinhaltet. Das ist nicht nur 
irgendwie ein Zufallsprodukt, sondern das ist durchaus 
eine Strategie, die dort angewandt wird.

Trotzdem werde ich mich weiter um ein gutes Ver-
hältnis zu Russland bemühen, weil ich glaube, dass es 
allen Grund gibt, diese diplomatischen Bemühungen im-

mer fortzusetzen. Aber das macht es natürlich nicht ein-
facher.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dazu eine Nachfrage? – Herr Kollege.

Manuel Höferlin (FDP):
Danke, Herr Präsident, dass Sie die Nachfrage zulas-

sen. – Ich bin jetzt irritiert. Sie sagen, der Vorgang sei 
Ihnen unangenehm. Ich glaube, so nah war seit Guillau-
me kein fremder Geheimdienst mehr an einem 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland dran. 
Ich finde den Vorgang schon eher ungeheuerlich. Ist 
Ihnen das nur unangenehm, oder haben Sie mit dem Au-
ßenminister und weiteren auch über Maßnahmen gespro-
chen, die irgendeine Folge für das Land zulassen bzw. 
möglich machen? Ich finde diesen Vorgang für dieses 
Land nämlich, ehrlich gesagt, mehr als unangenehm.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Mehr als unangenehm, genau. Unangenehm ist aber 

eine Facette; ungeheuerlich finde ich ihn, nebenbei, auch. 
Ich bin auch nicht die einzige Betroffene des Deutschen 
Bundestages gewesen, sondern das waren ja viele Kol-
legen Abgeordneten. Für sie gilt das „ungeheuerlich“ ge-
nauso. Das stört natürlich eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit.

Sie wissen, dass wir im Zusammenhang mit dem Mord 
im Tiergarten Sanktionen verhängt, also Ausweisungen 
veranlasst haben. Wir haben jetzt an dieser Stelle erst mal 
die Aufgabe, zu versuchen, die Person durch Fahndung 
zu finden. Aber natürlich behalten wir uns immer Maß-
nahmen vor – auch gegen Russland –, um das deutlich zu 
machen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Der Kollege Detlev Spangenberg, AfD, 

stellt die nächste Frage.

Detlev Spangenberg (AfD):
Vielen Dank. – Frau Bundeskanzlerin, die Analyse des 

Auswertungsberichtes aus dem BMI vom 25. April 2020 
in Kommentierung von neun bedeutenden Wissenschaft-
lern zeigt in schonungsloser Offenheit, dass die einge-
leiteten Maßnahmen im Rahmen der Coronaproblematik 
völlig überzogen waren und sind. Insbesondere wird in 
diesem Bericht die Formulierung „Fehlalarm“ verwen-
det.

Wie erklären Sie den Tausenden wirtschaftlich 
Geschädigten in Deutschland die offenbar unnötigen Ein-
schränkungen der Grundrechte und diese Fehleinschät-
zung der Regierung, und welche personellen und politi-
schen Konsequenzen werden Sie daraus ziehen? – Vielen 
Dank.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Sie wissen ja sicherlich, dass die Regierung die Ein-

schätzung, die in diesem Papier geäußert wurde, nicht 
teilt und dass wir zu anderen Bewertungen gekommen 
sind. Wir wissen, dass es Menschen gibt, die unter den 
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Einschränkungen leiden müssen; wir haben bei der ersten 
Frage ja schon darüber gesprochen. Arbeitsplätze sind in 
Gefahr, die Wirtschaft geht durch eine Rezession; das ist 
klar.

Wir müssen immer wieder gucken, wie es mit der Ver-
hältnismäßigkeit unserer Maßnahmen aussieht. Wir sind 
zu der Überzeugung gekommen, dass diese Maßnahmen 
richtig waren, um einfach eine völlige Überforderung 
oder Überwältigung unseres Gesundheitssystems zu ver-
hindern, genauso wie es richtig ist, jetzt schrittweise zu 
lockern.

Das ist die gemeinsame Haltung der Bundesregierung 
und auch des Bundesinnenministeriums, und das hat das 
Bundesinnenministerium auch deutlich gemacht.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Die nächste Frage stellt die Kollegin 

Nina Scheer, SPD.

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, in Ihrer Rede zum 

Petersberger Klimadialog haben Sie am 28. April 2020 
ausdrücklich begrüßt, dass eine Emissionsreduktion auf 
50 bis 55 Prozent im Vergleich zu 1990 erfolgen soll. Wie 
ist dies mit dem jüngsten Papier der CDU/CSU-Fraktion 
vereinbar, in dem dieses Ziel nicht mitgetragen wird? Es 
wird darauf verwiesen, dass man dazu einen Lastenaus-
gleich in der EU bräuchte, und alle wissen, dass das sehr 
schwer ist.

Für mich und unsere Fraktion stellt sich daneben auch 
die Frage: Wie ist diese Äußerung auf dem Petersberger 
Klimadialog, die wir ja begrüßen, mit der anhaltenden 
Verweigerung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion verein-
bar, wenn es darum geht, den Solardeckel abzuschaffen?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Jetzt muss ich ein bisschen sortieren:

Erst mal hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ges-
tern ein Klimapapier verabschiedet, in dem sie sich zur 
Klimaneutralität im Jahre 2050 bekannt hat. Die Bundes-
regierung hat mit Unterstützung des Parlaments eine 
Vielzahl von Maßnahmen ergriffen. Wir werden noch 
weitere ergreifen müssen, um auch die Zwischenziele 
zu erreichen.

Das Zweite ist: Es geht um die Frage, wie sich die 
Europäische Union in ihrer Zielsetzung weiterentwickeln 
wird. Die Kommissionspräsidentin hat gesagt, dass sie 
das Ziel 2030 von 40 Prozent auf 50 bis 55 Prozent an-
heben will. Das habe ich begrüßt. Die Unionsfraktion 
sagt, dass dazu aber auch neue Verhandlungen zur Las-
tenverteilung geführt werden müssen. Das ist für mich 
ganz selbstverständlich. Wir haben Mitgliedstaaten, die 
zum Beispiel bis 2030 Reduktionsraten haben, die sogar 
bei null liegen, wenn ich mich recht erinnere. Ich glaube, 
wenn wir alle miteinander in der Europäischen Union die 
Klimaneutralität 2050 erreichen wollen, dann wird man 
mit einem Reduktionsziel 2030 von null sicherlich nicht 
hinkommen.

Das heißt, es wird ganz automatisch unter den Mit-
gliedstaaten – ich gebe Ihnen recht; es wird schwer; es 
war auch bis jetzt schon schwer; die Verhandlungen wer-
den nicht leichter werden – Verschiebungen geben und 
auch unterschiedliche Lastenteilungen. Die Bundesrepu-
blik wird sich daran beteiligen. Aber es kann nicht sein, 
dass der Schlüssel von 2020 oder 2017, als wir darüber 
verhandelt haben, einfach so bleibt.

Der letzte Punkt war der PV-Deckel. Wie Sie wissen, 
gibt es in der Tat mühselige, aber hoffentlich irgendwann 
endende Verhandlungen über die Frage der Windenergie. 
Es gibt dann die politische Zusage, dass der PV-Deckel 
aufgehoben wird. Daran ändert sich auch nichts.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Die Bundeskanzlerin hat jetzt etwas 

mehr Zeit bekommen, weil sie zugleich für die CDU/ 
CSU-Fraktion antworten musste.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Deren Mitglied die Bundeskanzlerin ist.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Ja, der Bundestagspräsident auch. – Aber Sie haben 

eine Nachfrage, Frau Kollegin Scheer.

Dr. Nina Scheer (SPD):
Aber wie wollen Sie, liebe Frau Merkel, dann den 

Widerspruch auflösen, den wir hier akut haben – mit 
schon jetzt drohenden Arbeitsplatzverlusten –, wenn der 
Solardeckel und das nationale Beispiel in der Europä-
ischen Union zu scheitern drohen, falls wir nicht unmit-
telbar handeln? Wir haben auch in dieser Woche das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz auf der Tagesordnung. 
Insofern frage ich, ob Sie zur Kenntnis nehmen, dass 
inzwischen selbst auf internationaler Ebene dringend ap-
pelliert wird – auch im Kontext mit Konjunkturprogram-
men –, den Schwerpunkt auf den Ausbau der erneuerba-
ren Energien zu setzen.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ja. Ich werde auch morgen die Gelegenheiten in der 

Vorbereitung des Bundesrates wieder nutzen, um noch 
mal mit den Ministerpräsidenten zu sprechen im Hinblick 
auf die Windenergie, damit wir diese Frage schnellstmög-
lich lösen. Ich stimme Ihnen zu: Wir sollten hier bald-
möglichst eine Lösung finden. Ich werde mich auch dafür 
einsetzen. Dass es Ihnen zu lange dauert, verstehe ich 
auch.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Dazu möchte die Kollegin Lisa Badum, 

Bündnis 90/Die Grünen, eine Frage stellen.

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, ich möchte eben-

falls gern zur Lastenverteilung in der EU fragen. Insbe-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 159. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Mai 2020                                                                                                                                                                                                19701 

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



sondere vor dem Hintergrund, dass Sie vor Kurzem an-
gemahnt haben, dass wir in der Coronakrise mehr europä-
ische Zusammenarbeit, mehr Solidarität und Zusammen-
halt brauchen, finde ich es sehr verwunderlich und sehr 
befremdlich, dass Sie nun – so auch in Ihrem Beitrag 
gerade – vorschlagen, dass Deutschland einen geringeren 
Klimabeitrag leistet, dass wir also bei der Klimazieler-
höhung einen geringeren Beitrag einbringen. Das wäre ja 
das Gegenteil von mehr Solidarität und mehr Verantwor-
tung. Daher die Frage an Sie: Welche Fakten haben sich 
dahin gehend geändert, dass Deutschland jetzt einen ge-
ringeren Beitrag einbringt? Meines Wissens nach sind 
wir noch immer der größte CO2-Emittent in der Europä-
ischen Union. Mit unserem Pro-Kopf-Verbrauch von 
10 Tonnen sind wir in der Spitzengruppe. Wir sind der 
größte Emittent. Wir müssen unserer Ansicht nach Ver-
antwortung übernehmen. Was hat sich aus Ihrer Sicht 
geändert? Warum jetzt weniger Solidarität, weniger Ver-
antwortung aus deutscher Sicht?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Erstens. Wir sind in der Tat in der Spitzengruppe beim 

Pro-Kopf-Verbrauch. Deshalb haben wir uns sehr inten-
siv mit dem Kohleausstieg beschäftigt.

Zweitens. Wir sind der größte Emittent, weil wir die 
meisten Einwohner haben. Aber beim Pro-Kopf-Ver-
brauch gibt es auch andere Spitzenländer. Wir sind uns 
doch sicherlich einig, wenn die Europäische Union der 
erste Kontinent sein will, der kein CO2 mehr emittiert, 
dass dann alle Länder auf null kommen müssen. Das 
heißt, auch andere Länder werden in ihren Ambitionen 
weitergehen müssen. Dass man, noch bevor der Kommis-
sionsvorschlag vorliegt, bereits national zusagt: „Wir ma-
chen das, was wir immer gemacht haben“, während an-
dere gar nicht gefragt werden, was sie machen, wäre 
taktisch doch wirklich unklug. Deshalb kann und muss 
über die Lastenverteilung neu verhandelt werden; das ist 
klar. Das wird auch im Europäischen Rat geschehen; so 
ist es jedes Mal gewesen. Es ist auch beim vorletzten Mal 
eine andere Lastenverteilung gewesen als beim letzten 
Mal. Auch beim nächsten Mal wird es eine andere sein. 
Dass Deutschland dazu beitragen muss, ist doch gar keine 
Frage. Wir haben im Übrigen das nationale Ziel von 
55 Prozent Reduktion; das wissen Sie. Andere haben 
das nicht.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Johannes Vogel, FDP, stellt die nächste Frage.

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, Sie haben eben zu 

Recht darauf hingewiesen, dass in der wirtschaftlichen 
Dimension dieser Krise der Sozialstaat uns schützt. Ich 
denke, wir sind einer Meinung, dass wir auf eine solide 
Finanzierung dieses Sozialstaats achten müssen. Sie ha-
ben 2008, in der letzten großen Krise, die Rentengarantie 
eingeführt. Damals wurde mit vereinbart, dass das, wenn 
diese greift, in den folgenden Jahren verrechnet wird, 
sodass Renten und Löhne immer im Gleichklang steigen. 
Heute haben die Professoren Börsch-Supan und Rürup in 
der „Süddeutschen Zeitung“ darauf hingewiesen, dass 

Sie im Rentenpaket 2018 den Effekt – das ist der soge-
nannte Nachholfaktor – ausgesetzt haben. Das kann dazu 
führen, dass das dann, wenn im nächsten Jahr sehr wahr-
scheinlich die Rentengarantie wieder greift, in den Folge-
jahren nicht verrechnet wird. Das führt dazu, dass auf 
Dauer die Renten stärker steigen als die Löhne. Meine 
Frage ist: Halten Sie das für fair? Ist das nicht mit Blick 
auf die Generationengerechtigkeit eigentlich unverant-
wortbar? Müsste man nicht jetzt den Nachholfaktor wie-
der in Kraft setzen, also wieder einführen?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich habe heute früh über diese Entdeckung der 

Rentenprofessoren gelesen. Wenn solchen renommierten 
Professoren das erst jetzt auffällt, dann verzeihen Sie 
vielleicht, dass ich in den vier Stunden, die mir seitdem 
verblieben sind, das Gesetz noch nicht gelesen habe.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich hatte mit Hubertus Heil heute auch so viel über die 
Fleischindustrie zu sprechen. Aber ich habe mir fest vor-
genommen, das zu lesen.

Wenn es so wäre, wie es heute in der Zeitung steht, 
nämlich dass der Nachholfaktor bis 2025 ausgesetzt ist, 
würden wir darüber noch mal reden. Das hängt dann aber 
mit den Haltelinien, die wir eingezogen haben, zusam-
men. Wie man das dann löst, muss man sehen. Ich muss 
aber erst mal gucken, ob das Faktum stimmt. Zweitens ist 
dann der Nachholfaktor auch nicht für immer ausgesetzt; 
das will ich noch mal sagen.

Im Übrigen führt der Nachholfaktor dann dazu, dass 
die Renten nicht mehr so stark steigen wie die Löhne. 
Also, die Renten stiegen dann langsamer, weil man ja 
nachholen muss, was man bei den Löhnen nicht ange-
glichen hat, weil man die Rente hätte kurzzeitig senken 
müssen, was keiner möchte. Also: Ich stehe zu der 
Rentengarantie. Ich werde der Sache nachgehen. Falls 
es so ist, gilt es nur bis 2025 und nicht für immer.

Glücklicherweise sind wir auch noch nicht in der Si-
tuation, dass die Renten sinken. Vielmehr steigen sie in 
diesem Jahr deutlich um 3 Prozent für die Menschen in 
den alten Bundesländern und um über 4 Prozent für die 
Menschen in den neuen Bundesländern. Noch mal: Darü-
ber freuen wir uns. Ich halte nichts von Vorschlägen, die 
besagen, dass man das jetzt nicht machen sollte, in vo-
rauseilender Antizipierung dessen, was vielleicht kom-
men könnte. Die Rentnerinnen und Rentner haben das 
verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Eine Nachfrage, Herr Kollege Vogel.

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Auch ich halte davon nichts. Ich bin sehr für die 

Rentensteigerung in diesem Jahr, aber auch dafür, dass 
das langfristig im Gleichklang steigt.
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Ich habe es mir schon angeschaut. Es ist in der Tat so, 
dass selbst dann, wenn die Haltelinie noch nicht erreicht 
ist, wenn also das Rentenniveau über 48 Prozent liegt, der 
Nachholfaktor für die folgenden Jahre ausgesetzt ist. 
Sollten Sie bei der Prüfung der Faktenlage zu demselben 
Urteil kommen wie ich bei meiner, wären Sie dann mit 
mir der Meinung, dass dann definitiv der Nachholfaktor, 
sofern es oberhalb der Haltelinie liegt, wieder in Kraft 
gesetzt werden müsste und alles andere mit Blick auf 
die Generationengerechtigkeit unverantwortbar wäre?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Für diese Meinungsbildung brauche ich noch ein paar 

Stunden, Herr Vogel. Aber ich werde Sie dann informie-
ren.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Gunther Krichbaum, CDU/CSU, stellt 

die nächste Frage.

Gunther Krichbaum (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Bundeskanzlerin, 

die Coronakrise, die Coronapandemie hat uns an vielen 
Stellen in Europa kalt erwischt. An welchen Stellen sehen 
Sie die Notwendigkeit, zu stärkeren europäischen Ansät-
zen bei der Bekämpfung von Pandemien zu kommen? 
Denn für die Zukunft kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass uns ähnliche Krankheitsverläufe, ähnliche Pande-
mien noch einmal heimsuchen.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich glaube, dass wir mit der Tatsache, dass Gesund-

heitspolitik erst mal in der Zuständigkeit der Mitglied-
staaten liegt, weiter leben können. Das müssen wir aus 
meiner Sicht nicht vergemeinschaften. Aber wir brauchen 
schon ein paar bessere europäische Mechanismen; ich 
sage gleich etwas dazu. Wir sehen, wie schnell infolge 
zum Beispiel solcher Beschränkungen, die wir einführen 
mussten, um die Überforderung des Gesundheitssystems 
zu verhindern, dann auch andere Bereiche, die sehr euro-
päisch sind, wie das Funktionieren des Binnenmarktes, 
betroffen sind. Da ist, glaube ich, erkennbar, dass da ge-
genseitig eine sehr viel bessere Information erfolgen 
muss, um Lkw-Schlangen, wie wir sie gesehen haben, 
zu verhindern, um unabgesprochene Grenzschließungen 
und vieles andere mehr zu verhindern.

Wir brauchen mit Sicherheit auch im Blick auf die 
Gesundheit eine stärkere strategische Souveränität Euro-
pas, wenn es zum Beispiel um medizinische Versorgung 
geht, wenn es wie in diesem Falle um Masken geht. Da-
raus werden wir eine ganze Reihe von Lehren ziehen 
müssen; wir sind ja auch schon dabei, sie daraus zu zie-
hen.

Wir selber haben schmerzlich erfahren, als wir durch-
aus mit guten Gründen gesagt haben: Wir erlassen ein 
limitiertes Exportverbot medizinischer Güter. – Damit 
haben wir uns zum Teil auch ins eigene Fleisch geschnit-

ten, weil wir dann gemerkt haben, wie abhängig wir von 
Zulieferungen sind.

Das alles noch mal zu reflektieren, das wird sicherlich 
die Aufgabe sein.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Nachfrage, Herr Krichbaum?

Gunther Krichbaum (CDU/CSU):
Eine kurze Nachfrage. – Wir sind in Europa dafür 

durchaus institutionell gerüstet. Es gibt die ECDC – das 
ist eine Art Seuchenbekämpfungsagentur in der Nähe von 
Stockholm –, eine Agentur, die ein Schattendasein fristet 
und die eigentlich kaum bekannt ist. Aber hielten Sie es 
für denkbar, dass wir diese Agentur analog Frontex zu 
einer veritablen Behörde entwickeln? Frontex war früher 
ebenfalls eine – in Anführungszeichen – „simple Agen-
tur“. Es fällt eben doch auf, dass wir hier in Europa 
institutionell einfach wenig gerüstet sind.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ja, wir haben gerade heute im Kabinett sehr lange über 

diese Agentur gesprochen, weil sie zum Beispiel europa-
weit das Infektionsgeschehen abbildet und Warnstufen 
ausgibt, auch weltweit. Diese Agentur sollte auf jeden 
Fall stärker befähigt werden, in dieser Pandemie eine 
noch wichtigere, koordinierende und von allen Mitglied-
staaten akzeptierte Rolle zu spielen, damit man auch zu 
gleichen Entscheidungskriterien kommen kann.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Jetzt habe ich noch zwei Nachfragen zu 

diesem Thema, zum einen von Frau Dr. Brantner, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Dr. Franziska Brantner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau 
Bundeskanzlerin, ich bin froh, dass wir vernehmen konn-
ten, dass jetzt alle Grenzübergänge wieder geöffnet wer-
den – Sie haben es gerade selber erwähnt –, dass Grenz-
kontrollen aber stichprobenartig oder in noch größerem 
Umfang durchgeführt werden sollen.

Ich habe eine konkrete Frage an Sie. Bis jetzt ist grenz-
überschreitendes Reisen als Einreise zum Ehepartner und 
zum eingetragenen Lebenspartner möglich. Was wollen 
Sie dafür tun, dass sich jene, die nach einem erweiterten 
Familienbegriff leben, also in einer Partnerschaft ohne 
Trauschein, ebenfalls in den nächsten Wochen sehen kön-
nen, wenn diese Grenzkontrollen weiterlaufen?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Der Bundesinnenminister hat heute dargelegt, dass ge-

nau das gewollt wird. Da gibt es dann immer die schöne 
Formulierung: „wenn es glaubhaft gemacht werden 
kann.“ Das ist in Zeiten von Corona manchmal vielleicht 
eine gewisse Schwierigkeit; wenn ich das so leicht 
scherzhaft sagen darf. Ansonsten sind wir der Meinung, 
dass das geschehen soll. Es wird in den nächsten Tagen ja 
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auch nur noch stichprobenweise kontrolliert, also nicht 
mehr so flächendeckend, wie das jetzt der Fall war.

Also, ich hoffe, dass diese in der Tat sehr beschwer-
lichen Situationen für Menschen, die auf beiden Seiten 
der Grenze leben, jetzt überwunden werden können. Das 
Ziel ist ja auch, wenn das Infektionsgeschehen das zu-
lässt – das will ich noch mal ausdrücklich sagen –, dass 
dann, ab 15. Juni, die Grenzkontrollen im Schengenraum 
vollständig entfallen können, überall und auf jeden Fall.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Der Kollege Dr. Schinnenburg, FDP, möchte auch eine 

Frage danach stellen.

Dr. Wieland Schinnenburg (FDP):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Frage zu-

lassen. – Frau Bundeskanzlerin, es schließt sich direkt 
an. Wir sprachen jetzt über direkte Grenzbeziehungen, 
Verwandtenbesuche und Ähnliches. Ich fasse die Frage 
mal weiter: Sind Sie nicht der Meinung, dass Grenz-
schließungen oder Grenzkontrollen außerordentlich we-
nig zur Eindämmung der Pandemie beitragen können, 
mindestens im Hinblick auf solche Länder, die ein ähn-
liches Infektionsgeschehen haben wie wir? Glauben Sie, 
dass Sie durch Grenzkontrollen die Pandemie nennens-
wert aufhalten können?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich glaube, dass zwei Dinge eine Rolle spielen: zum 

einen die Vergleichbarkeit des Infektionsgeschehens und 
zum anderen der Aspekt der Vergleichbarkeit der Maß-
nahmen. Wenn – das war ja der letztlich der Auslöser für 
die deutsch-französischen Grenzkontrollen – zum Bei-
spiel in Frankreich die Läden und die Restaurants schon 
geschlossen waren, dann gab es plötzlich eine große Be-
wegung Richtung Deutschland; das könnte aber umge-
kehrt genauso sein.

Das heißt, wir müssen auch ein bisschen auf die Re-
ziprozität der Maßnahmen achten. Im Zusammenhang 
mit Frankreich war während der Zeit, als der ganze Lock-
down dort durchgeführt wurde, natürlich überhaupt nicht 
mehr die Situation gegeben wie an dem Tag, an dem die 
Grenzkontrollen eingeführt worden waren. Dazwischen 
lagen leider nur zwei Tage. Daraus hat sich dann ja auch 
die veränderte Betrachtungsweise ergeben.

Also, wichtig ist die Reziprozität der Maßnahmen. Wir 
hatten zum Beispiel keine Grenzkontrollen an den Über-
gängen zwischen NRW, Niedersachsen und den Nieder-
landen, und das hat über Ostern nur geklappt, weil man 
miteinander gesprochen hat und gesagt hat: Wenn der 
eine die Freizeitparks zuhat, muss auch der andere die 
Freizeitparks zuhaben; sonst kommt es zu einer Mobili-
tät, die wir dann nicht mehr genau überblicken.

Das ist dort sehr gut gelungen, und das wird uns jetzt 
auch mit Frankreich gut gelingen. Ich habe mit dem Prä-
sidenten auch selbst darüber gesprochen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Die nächste Frage stellt der Kollege Fabio De Masi, 

Die Linke.

Fabio De Masi (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Bundeskanzlerin, 

viele Menschen sind in der Coronakrise ja verständlicher-
weise verzweifelt, etwa Alleinerziehende, die nicht wis-
sen, wie sie ihre Arbeit erledigen und gleichzeitig die 
Kinder betreuen sollen. Es soll in Deutschland sogar Kin-
der geben, die die Schule vermissen. Aber es ist ja so, 
dass es vor allem die Leute sind, die vom Leben nicht 
immer geküsst werden – die Kassiererinnen, die Pflege-
kräfte –, die jetzt den Laden am Laufen halten.

Sehr bald ist die Hauptversammlung von BMW. Man 
schüttet Dividenden von über 700 Millionen Euro aus, 
unter anderem an die Quandts und Klattens. Die Quandts 
und Klattens tauchen ja auch immer wieder in Parteispen-
denberichten auf. Gleichzeitig werden Zehntausende von 
Beschäftigten in Kurzarbeit geschickt. Jetzt weiß ich, 
dass Kurzarbeit eine Versicherungsleistung ist; aber es 
ist ja durchaus möglich, dass wir noch Zuschüsse aus 
dem Bundeshaushalt für die Arbeitslosenversicherung 
brauchen.

Vor diesem Hintergrund möchte ich Sie fragen, ob Sie 
die Auffassung Ihres Finanzministers teilen, dass dieje-
nigen in diesem Land, die starke Schultern haben, mehr 
für den Wiederaufbau dieses Landes leisten müssen, zum 
Beispiel mit einer Vermögensabgabe, wie wir das in 
Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg schon mal 
mit einem Lastenausgleich hatten.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich weiß nicht, ob der Finanzminister sich schon dezi-

diert für eine Vermögensabgabe ausgesprochen hat. Ich 
spreche mich nicht für eine Vermögensabgabe aus.

Ich finde erst mal wichtig, dass wir noch ein paar 
Unternehmen haben, die Steuern an den Staat zahlen; 
denn sonst können wir auch denen, denen es nicht gut 
geht, leider nicht so viel Hilfe leisten, wie wir das gerne 
tun würden. Deshalb ist alles okay, solange es auf der 
Basis der Legalität stattfindet. Auch Parteispenden sind 
sozusagen rechtlich möglich und werden vom Steuerzah-
ler sogar unterstützt, weil wir Parteien wichtig finden, 
wie Sie ja sicherlich auch nachvollziehen können.

Also: Wir brauchen Unternehmen, die Gewinne ma-
chen, damit Steuern gezahlt werden. Wir brauchen eine 
stärkere Belastung der starken Schultern als der 
schwächeren Schultern – das ist vollkommen klar –; das 
ist die Grundlage unseres Sozialstaates. In diesem Rah-
men werden wir die Diskussionen auch in der Zukunft 
führen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Herr Kollege.

Fabio De Masi (DIE LINKE):
Die Frage, wer die Lasten in diesem Land trägt, wird 

uns ja noch eine Weile beschäftigen. Sie haben sich da-
mals, in der letzten Finanzkrise, mit Herrn Steinbrück vor 
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die Kameras gestellt und gesagt: Die Spareinlagen sind in 
Deutschland sicher. – Wären Sie denn bereit, sich auch 
mit Herrn Scholz vor die Kameras zu stellen und ein 
Versprechen für Ihre Amtszeit abzugeben, dass keine 
Renten, keine sozialen Leistungen gekürzt werden?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich sage immer wieder und sage das auch heute hier 

gerne, dass die Steinbrück/Merkel’sche Sparergarantie 
fortgilt.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Ulle Schauws, Bündnis 90/Die Grünen, stellt die 

nächste Frage.

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Frau Bundeskanz-

lerin, wie bewerten Sie die aktuellen Auswirkungen der 
Coronakrise auf die Gleichberechtigung? Erste wissen-
schaftliche Erkenntnisse deuten darauf hin, dass ein groß-
er Teil der Frauen, insbesondere der Mütter, von einer 
andauernden Mehrfachbelastung aufgrund von Home-
schooling und Kinderbetreuung, oft eben neben ihrer 
eigentlichen Berufstätigkeit, betroffen ist, und in den so-
zialen Medien schildern sehr viele Frauen ihre Betroffen-
heit. Nicht sehr wenige sind auch wütend, dass da aus 
ihrer Sicht zu wenig gemacht wird; denn sie wollen auch 
nicht ins Privatleben zurückgedrängt werden, sie wollen 
keine Retraditionalisierung. Deswegen frage ich Sie: Was 
wollen Sie als Chefin der Bundesregierung konkret gegen 
den Rückfall in eine traditionelle Rollenverteilung tun?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich muss Ihnen sagen: Ich bin in diesen Tagen und 

Wochen wirklich noch mal sehr daran erinnert worden, 
dass wir eigentlich noch gar nicht so lange einen Rechts-
anspruch auf einen Kitaplatz haben und dass das doch 
eine ganz, ganz wichtige Sache und glücklicherweise 
auch eine sehr, sehr gut angenommene Sache ist. Ich 
werde mich mit aller Kraft dafür einsetzen, dass wir nicht 
etwa eine Retraditionalisierung bekommen, sondern dass 
der Weg der gleichen Chancen für Männer und Frauen 
weiterführt. Es gibt im Übrigen auch viele Väter, die sich 
jetzt mit dem Homeschooling beschäftigt haben; es sind 
nicht nur Mütter. Aber ich stimme Ihnen darin zu, dass 
dann, wenn man die Summe der Stunden nimmt, wahr-
scheinlich die Mütter in sehr viel stärkerem Maße belastet 
sind. Mich spornt das an, noch mehr zu tun. Wir haben 
uns ja vorgenommen, als Koalition auch etwas für einen 
Rechtsanspruch auf Betreuung im Grundschulalter zu 
tun.

Alle diese Dinge müssen fortgesetzt werden. Wir sind 
auch sehr froh, dass sich jetzt glücklicherweise die Not-
betreuung durch die Öffnung der Kitas fortentwickeln 
kann und dass hoffentlich dann die Ausübung von Be-
rufstätigkeit für Männer und Frauen wieder besser mög-
lich wird. Wir werden das natürlich sehr genau beobach-
ten.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nachfrage, Frau Kollegin?

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Ich habe eine Nachfrage konkret zum 

politischen Raum. Sind Sie mit dem Anteil der Frauen in 
den politischen Entscheidungspositionen, die aktuell mit 
der Bekämpfung der Coronakrise befasst sind, zufrieden? 
Glauben Sie, dass so die Perspektive von Frauen ausrei-
chend berücksichtigt wird? Insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass Sie die Ministerin für Frauen und Familie 
nicht als ständiges Mitglied in Ihr Coronakabinett beru-
fen haben, frage ich das jetzt auch ganz direkt Sie als 
Bundeskanzlerin.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Streng genommen haben wir zwei Coronakabinette: 

ein Kernkabinett, das montags tagt, und ein erweitertes – 
da ist die Familienministerin dabei –, das in Sitzungs-
wochen nicht mehr donnerstags tagen wird, weil wir fest-
gestellt haben, dass wir sonst in Konflikt mit dem Bun-
destag kommen, und der hat natürlich Vorrang vor der 
Bundesregierung. Also, die Bundesfamilienministerin 
ist dort drin. Insofern sehe ich da überhaupt keinen Nach-
holbedarf, zumal Franziska Giffey bei uns und auch bei 
mir wirklich Gehör findet. Sie hat auch eine gute Stimme, 
die deutlich macht, was sie will. Also, da sehe ich keinen 
Nachholbedarf.

„Bin ich zufrieden?“ Ich muss Ihnen sagen, dass ich 
mich freue, dass es ziemlich viele Professorinnen und 
Wissenschaftlerinnen im virologischen Bereich, im Be-
reich des Öffentlichen Gesundheitsdienstes und in den 
ethischen Bereichen gibt. Ich habe da jetzt viele kennen-
gelernt, auch im Zusammenhang mit Beratung.

Was die politischen Entscheidungsträger anbelangt, 
ändert sich natürlich jetzt nicht ad hoc etwas durch die 
Frage. Aber gerade im Gesundheitsbereich haben wir 
tendenziell mehr Frauen in Gremien als im Wirtschafts-
bereich. Ob das nun wiederum schon für die Gleichbe-
rechtigung spricht, das weiß man auch nicht. Aber ich 
habe im Augenblick mit sehr vielen Frauen zu tun, die 
auch beraten, die zum Teil selber Beruf und Familie zu-
sammenbringen müssen und deshalb auch aus eigenem 
Erleben sprechen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Norbert Kleinwächter, AfD, stellt die 

nächste Frage.

Norbert Kleinwächter (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Kanzlerin, am 

5. Mai urteilte das Bundesverfassungsgericht, der oberste 
Wächter unseres Grundgesetzes, dass gewisse Beschlüs-
se der EZB zum Kauf von Staatsanleihen kompetenzwid-
rig seien. Damit wies es auch gewisse Urteile des EuGH 
als nicht nachvollziehbar und willkürlich zurück.

EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen reagierte 
prompt, sagte, dass sie Schritte gegen Deutschland prüft, 
bis hin zum Vertragsverletzungsverfahren. Ihren Äuße-
rungen zufolge ist ja der Kern der europäischen Souverä-
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nität berührt, was auch immer das sei. Die Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für alle nationalen Gerichte 
seien bindend, und das EU-Recht habe für sie auch Vor-
rang vor nationalem Recht, offenbar auch vor dem 
Grundgesetz mit seiner Ewigkeitsgarantie.

Meine Frage an Sie ist nun: Wie werden Sie als Bun-
deskanzlerin unser Bundesverfassungsgericht gegenüber 
offenbar übergriffigen EU-Institutionen vertreten? Was 
sagen Sie zu den Kritikern dieser Entscheidung, die 
dem Bundesverfassungsgericht eine Spaltung Europas 
vorwerfen? Spaltet das Bundesverfassungsgericht Euro-
pa? Spaltet unser Grundgesetz Europa?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Erst mal haben wir die Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts zu respektieren, und das tue ich selbst-
verständlich auch.

Zweitens habe ich ein Interesse daran, dass die Mög-
lichkeiten, die das Bundesverfassungsgericht eröffnet 
hat, auch genutzt werden, um den Konflikt kleiner zu 
machen und nicht größer zu machen.

Drittens gibt es in weiten Teilen – ich sage ausdrück-
lich: in weiten Teilen – einen eindeutigen Vorrang des 
Europarechts vor dem nationalen Recht; das ist durch 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs auch 
deutlich gemacht worden. Aber immer da, wo die Frage 
ist: „Welche Kompetenz genau hat denn nun ein Mit-
gliedstaat der europäischen Ebene gegeben?“, kann es 
natürlich an den Rändern dieser Auslegung der Kompe-
tenz auch zu Fragestellungen kommen. Die manifestieren 
sich jetzt in diesem Urteil.

Ich glaube, wir müssen jetzt mit einem klaren politi-
schen Kompass an die Bearbeitung dieser Aufgaben ge-
hen. Dieser Kompass heißt für mich: Ich möchte eine 
starke gemeinsame Währung, einen Euro. In diesem Sin-
ne werden wir jetzt auch vorgehen.

Dass die Kommissionspräsidentin in ihrer Verantwort-
lichkeit auch Fragen stellt, das ist normal. Das Vertrags-
verletzungsverfahren beinhaltet ja nicht nur, dass man 
einfach ein Vertragsverletzungsverfahren macht, sondern 
der erste Schritt ist ein Letter of Intent: Es werden Fragen 
an die Bundesregierung gestellt, und diese Fragen wird 
die Bundesregierung nach bestem Wissen und Gewissen 
und in voller Verantwortung für die Bundesrepublik 
Deutschland in europäischer Gesinnung beantworten.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Mögen Sie eine Nachfrage stellen? – 

Herr Kollege.

Norbert Kleinwächter (AfD):
Sehr gerne. – Das wünsche ich Ihnen sehr. Nun ist es ja 

so, dass das Urteil des Bundesverfassungsgerichts auch 
Versäumnisse der Bundesregierung festgestellt hat. Es 
geht konkret darum, dass die Verhältnismäßigkeit der ent-
sprechenden Staatsanleihekäufe nicht ausreichend defi-
niert war. Darin wurde im Endeffekt auch der Bundesre-
gierung – und dem Bundestag, muss man dazusagen – 
vorgeworfen, hier nicht diese Verhältnismäßigkeitsprü-

fung eingefordert zu haben. Wo liegt da Ihre persönliche, 
auch politische Verantwortung als Bundeskanzlerin?

Zum Zweiten: Wie werden Sie nun konkret – Sie haben 
gerade von einem „politischen Kompass“ gesprochen – 
dieses Urteil des Bundesverfassungsgerichtes umsetzen, 
auch im Hinblick auf die zukünftigen potenziellen Staats-
anleihekäufe?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Meine Aufgabe in diesem Bereich liegt darin, das Ur-

teil zu respektieren. Das Bundesverfassungsgericht hat 
über Bundestag und Bundesregierung genau das gesagt, 
was Sie gesagt haben. Das müssen wir zur Kenntnis neh-
men.

Wie gesagt: Wir werden in klarer europäischer Aus-
richtung dann unseren Beitrag dazu leisten. Darüber, 
wie der genau aussieht, werden wir Sie zu gegebener Zeit 
sicherlich informieren. Aber wir werden unseren Beitrag 
dazu leisten, dass ein starker Euro weiterbestehen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Christian Petry, SPD, stellt die nächste Frage.

Christian Petry (SPD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Bun-

deskanzlerin, es geht auch mir um das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zum Staatsanleihekaufprogramm 
PSPP. Danach liegt keine unzulässige Staatsfinanzierung 
vor; das ist ein positives Ergebnis dieses Urteils. Gleich-
wohl ist der Nachweis der Verhältnismäßigkeit kritisiert 
worden. Deshalb sehen wir das Urteil im Hinblick auf 
den europäischen Rechtsraum als problematisch an. 
Zum einen ist die Zuständigkeit des EuGH hier, sage 
ich mal, hinterfragt. Zum anderen sind Bundestag und 
Bundesregierung aufgefordert, auf die EZB hinzuwirken, 
diese Verhältnismäßigkeit darzulegen. Europarechtlich 
ist aber auch auf Wunsch Deutschlands, wie Sie wissen, 
nicht vorgesehen, durch eine Einflussnahme die Unab-
hängigkeit der Zentralbanken, auch der Bundesbank, 
der nationalen Banken zu sichern. Deshalb die Frage: 
Wie kommen wir aus dieser Quadratur heraus? Ich würde 
Sie gerne fragen: Wie bewerten Sie dieses Urteil in die-
sem Lichte? Was werden Sie tun? Das ist zum Teil eben 
von Ihnen beantwortet worden.

Eine weitere Frage: Würden Sie eine Vertiefung der 
Wirtschafts- und Finanzunion befürworten, das heißt 
auch eine institutionelle Weiterentwicklung, um nicht 
der EZB diese Aufgabenstellung dauerhaft zu übertragen, 
sondern gewisse Blockademöglichkeiten im Europä-
ischen Rat zu überwinden?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Wie gesagt, es geht ja nicht um meine Meinung zu 

diesem Urteil, sondern es geht darum, dass ich das Urteil 
zu respektieren habe. Das gebietet die Rolle des Bundes-
verfassungsgerichts und seiner Urteile. Und es geht jetzt 
darum, dass wir verantwortungsvoll handeln und so klug 
handeln, dass sozusagen der Euro weiterbestehen kann 
und soll und wird und dass auch die Bundesbank an den 
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Aktivitäten der EZB teilnehmen kann; denn wir sind ja 
Mitglied der Europäischen Union und des Euro-Raums.

Das wird in der Tat uns eher anspornen müssen, im 
Bereich der Wirtschaftspolitik mehr zu tun, um die Integ-
ration voranzubringen. Wir werden uns sicherlich sehr 
spezifisch mit dieser Fragestellung im Zusammenhang 
mit dem sogenannten Recovery Fund beschäftigen; denn 
da geht es um europäische Solidarität. Je stärker die eu-
ropäische Antwort in dem Zusammenhang ist, umso si-
cherer kann auch die EZB ihre Arbeit machen; da gibt es 
durchaus eine Interkonnektion. Alles, was wir in dem 
Bereich der politischen Entscheidungen machen, wird 
dann ja auch gebilligt durch den Deutschen Bundestag. 
Dem Bundesverfassungsgericht ist immer sehr wichtig, 
dass es eine bestimmte Entscheidung des deutschen Par-
laments, der gewählten Abgeordneten ist. Genau auf die-
sem Weg müssen wir auch weiterhin gehen.

Wir dürfen nie vergessen, dass Jacques Delors vor Ein-
führung des Euro gesagt hat: Es bedarf auch einer politi-
schen Union; allein eine Währungsunion wird nicht rei-
chen. – Wir sind da einige Schritte vorangekommen, aber 
wir sind nicht ausreichend vorangekommen. Das ist voll-
kommen evident. Das heißt also, es wird eher mehr In-
tegration geben müssen als weniger, ohne dass ich heute 
hier schon spezifisch etwas sagen kann.

Ich habe in meiner Regierungserklärung am 23. April 
hier erklärt: Es kann nicht sein, dass wir sagen: Ver-
tragsveränderungen sind tabu. – Vielmehr sind Ver-
tragsveränderungen immer auch bewusste Akte der Na-
tionalstaaten; aber sie dauern. Wir müssen jetzt in der 
Pandemie natürlich auch Möglichkeiten finden, sehr 
schnell zu handeln.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Mögen Sie eine Nachfrage stellen?

Christian Petry (SPD):
Ja, eine Nachfrage. – Herzlichen Dank für diese – aus 

meiner Sicht – wirklich gute Antwort. Sie bietet eine 
europäische Perspektive und zeigt auch, dass wir als Bun-
destag gefordert sind, öfter Stellung zu beziehen. Viel-
leicht führt das dann auch zu etwas.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Lob vom Koalitionspartner ist immer gut.

Christian Petry (SPD):
Der Bundesfinanzminister hat einen bemerkenswerten 

Beschluss auf europäischer Ebene herbeigeführt, den ich 
fast als historisch bezeichnen würde. Dass man eine Ei-
nigung über die Weiterentwicklung des 500-Milliarden- 
Euro-Pakets auch hinsichtlich der ESM-Kreditlinien er-
zielt hat, ist eine große Leistung, finde ich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich glaube, dass wir darauf aufbauend auch das Reco-
very-Fund-Programm betrachten können.

Meine Nachfrage bezieht sich auf die Perspektive des 
mehrjährigen Finanzrahmens. Können Sie sich vorstel-
len, über eine institutionelle Weiterentwicklung auch in 

der Frage der Eigenmittel, nämlich des Anleiheankaufs, 
eine Gestaltungsmöglichkeit zu finden?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Wer soll Anleihen aufkaufen?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Offenbar die EU.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ach so.

(Heiterkeit)

Christian Petry (SPD):
Irgendwie klappt das mit dem Mikrofon heute nicht so 

ganz; aber ich bin Ihnen, Herr Dr. Schäuble, dankbar für 
die Hilfestellung. Das meinte ich, genau.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Nein, ich glaube, Sie meinten, dass die EU eine An-

leihe begibt.

Christian Petry (SPD):
Ja, Entschuldigung.

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Ich möchte mich jetzt zu den Spezifika nicht äußern. 

Ich habe sehr viel Sympathie dafür, dass wir im Rahmen 
des Recovery Fund eine Lösung finden, die nicht abge-
spalten vom normalen Budget der Europäischen Union 
ist. Das heißt, wir brauchen einfach mehr Finanzmittel in 
den ersten Jahren, um die Folgen der Pandemie zu be-
kämpfen. Wir sollten jedoch nicht sagen: „Das machen 
wir jetzt mal, aber wie es in den nächsten sieben Jahren 
ansonsten weitergeht, sagen wir nicht.“ Da besteht für 
mich ein enger Zusammenhang. Und was die Varianten 
betrifft, die wir da diskutieren, bin ich noch nicht so weit, 
dass ich jetzt öffentlich darüber spreche. Aber wir müssen 
handeln, und wir müssen der außergewöhnlichen Lage, in 
der wir sind, auch Rechnung tragen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Der Kollege Albrecht Glaser möchte 

dazu eine Frage stellen.

Albrecht Glaser (AfD):
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Frau Bundeskanz-

lerin, die EZB hat seit 2015 Staatsanleihen im Wert von 
rund 2,8 Billionen Euro von zum Teil hochverschuldeten 
Euro-Staaten aufgekauft.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Die natio-
nalen Banken! Nicht die EZB!)

Es ist völlig unvorhersehbar, wann und in welcher Höhe 
diese Anleihen in den Markt zurückgeführt werden. Und 
es ist ebenfalls unvorhersehbar, welche Ausfallrisiken 
auch mit Wirkung auf Deutschland mit diesem Anleihen-
erwerb verbunden sind. Diese Transaktionen sollen an-
geblich der Finanzstabilität dienen. Es könnte aber auch 
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sein, dass es sich dabei um eine EU-rechtlich verbotene 
Staatsfinanzierung handelt.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Falsch!)
Haben Sie daher Verständnis für die Sicht des Bundes-
verfassungsgerichts, dass die Verhältnismäßigkeit des 
Handelns der EZB infrage zu stellen ist?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Also, erstens hat das Bundesverfassungsgericht sich ja 

gerade mit der Frage der Staatsfinanzierung auseinander-
gesetzt und seine Meinung dazu in der Form geäußert, 
dass es gesagt hat: Dieser Sachverhalt ist nicht gegeben. – 
Das Zweite ist: Ich habe Ihnen ja schon gesagt, dass ich 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts respektiere.

Ihre Frage gibt mir aber noch mal Gelegenheit zu einer 
anderen Betrachtung der Frage des Euro. Der Euro ist 
eine Währung, die auch global Gewicht haben soll und 
eher mehr Gewicht bekommen soll, als sie es heute hat, 
denn weniger Gewicht. Damit ist der Euro auch eine 
Währung, die natürlich in Relation zum Handeln anderer 
steht. Die Europäische Zentralbank ist also eine Zentral-
bank, die im Vergleich zu anderen Zentralbanken der 
Welt – zur Fed, zur Bank of England, zu der japanischen 
und chinesischen Bank – steht und die sich natürlich in 
diesem Konzert auch bewähren muss. Sie hat also ihre 
vertraglichen Grundlagen in der Situation, dass die Euro-
päische Union auf der einen Seite ein Konstrukt sui ge-
neris ist, wie man sagen würde, also kein Staat ist, aber 
auf der anderen Seite eine gemeinsame Währung hat, die 
sich bewähren soll. Ich habe ein Interesse – das meinte 
ich mit „starker Euro“ – an einem Euro, der mitspielen 
kann, der eine anleihefähige Währung ist, in der man 
seine Anlagen auch sicher wähnt. Deshalb ist das schon 
auch ein Spannungsfeld, ein globaler Akteur zu sein und 
gleichzeitig im europäischen Konzert zu arbeiten.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Die nächste und voraussichtlich letzte 

Frage in dieser Regierungsbefragung stellt der Kollege 
Hartmut Ebbing, FDP.

Hartmut Ebbing (FDP):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Bundeskanzlerin, 

ich freue mich, dass Sie in Ihrem letzten Podcast „Corona 
und Kultur“ betont haben, dass kulturelle Veranstaltun-
gen für unser Leben von allergrößter Wichtigkeit sind. 
Digitale Alternativformate sind schnell und mit großer 
Kreativität entwickelt worden, können aber nicht das 
Liveerlebnis ersetzen – das wissen wir beide –; da ist eine 
andere Emotion drin.

Sie haben vor Kurzem Bund und Länder aufgefordert, 
Konzepte zu entwickeln, wie Theater, Opernhäuser, Kon-
zerthäuser und auch Kinos wieder aufmachen können. 
Meine Frage an Sie: Warum erfolgt das erst jetzt? Wann 
können wir mit Ergebnissen rechnen? Und werden die 
Ergebnisse mit den Ländern abgestimmt?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Also, die Aufforderung geht ja vor allen Dingen an die 

Länder, auch an die Staatsministerin für Kultur, aber zu-

ständig sind die Länder. Ich habe jetzt im Augenblick 
nicht den Überblick, ob es Länder gibt, die heute schon 
in Aussicht gestellt haben, Konzerte ab einem bestimm-
ten Zeitpunkt wieder zu erlauben. Aber ich glaube, ange-
sichts der Anforderungen an Abstand und Ähnliches wird 
man den Konzertsaal sicherlich nicht so voll besetzen 
können mit Zuschauern, wie man das bis zuletzt gemacht 
hat. Wir haben zum Beispiel das Europakonzert der Phil-
harmoniker hier in Berlin gehabt, und auch Daniel Baren-
boim hat musiziert. Das heißt, auch für die Musiker gilt es 
dann, dafür zu sorgen, dass etwa die Bläser weit entfernt 
von den Geigen stehen. Aber da kann man ja kreativ sein. 
Ich glaube, jedes Liveerlebnis ist wirklich wünschens-
wert. Ich denke, dass das jetzt auch sehr schnell in Gang 
kommen wird.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Kollege, Nachfrage?

Hartmut Ebbing (FDP):
Ja bitte, gerne. – Die Kinobetreiber benötigen nach 

meinen Informationen circa vier Wochen Vorlaufzeit, 
um ihre Kinos wieder aufmachen zu können, und einen 
einheitlichen Wiedereröffnungstermin; denn gerade 
nationale und internationale Filmdebuts brauchen sozu-
sagen die bundesweite Aufmerksamkeit. Wird die Bun-
desregierung zusammen mit den Ländern einen gemein-
samen Termin vereinbaren, und wann ist mit einer 
Ankündigung zu rechnen?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Also, an mir wird es nicht scheitern, dass da ein ein-

heitlicher Termin gefunden wird.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Der Kollege Erhard Grundl, Bündnis 90/ 

Die Grünen, möchte dazu noch eine Frage stellen.

Erhard Grundl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Herr Präsident. – Frau Bundeskanzlerin, Ihre 

Videobotschaft vom Wochenende ist in der Kunst- und 
Kulturszene tatsächlich viel beachtet worden. Sie haben 
damit ein wichtiges Signal gegeben, nicht zuletzt, weil 
natürlich neben der gesellschaftlichen Relevanz auch die 
wirtschaftliche Relevanz von Kultur- und Kreativwirt-
schaft nicht zu vernachlässigen ist. Was haben Sie denn 
an konkreten Vorstellungen für Unterstützungsmaßnah-
men, die Sie ja im Podcast auch angekündigt haben, Maß-
nahmen, die vielleicht speziell auf die Arbeitsrealität vie-
ler Kreativer abgestimmt sind, die freiberuflich 
unterwegs sind?

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Also, wir haben ja schon einige Belange von Künstler-

innen und Künstlern mitgedacht bei den Programmen, die 
wir jetzt aufgelegt haben: Solo-Selbstständige, Grundsi-
cherung. Auch die Staatsministerin für Kultur hat speziel-
le Programme aufgelegt. Aber wir haben vor, noch ein-
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mal einen Schritt zur Belebung der Wirtschaft insgesamt 
zu gehen. In dem Zusammenhang wird natürlich auch die 
Kultur eine wichtige Rolle spielen; denn – Sie sagten es 
schon – die Kreativwirtschaft ist von großer Bedeutung. 
Daran wird gearbeitet, und zum gegebenen Zeitpunkt 
können wir Ihnen das dann auch vorstellen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Damit sind wir am Schluss der Regierungsbefragung. 

Ich danke der Frau Bundeskanzlerin.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Fragestunde

Drucksache 19/19020

Wenn Sie alle Platz genommen haben bzw. die Plätze 
verlassen haben, also entsprechende Verhältnisse im Saal 
hergestellt haben, beginnen wir.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz: Die Frage 1 der Abgeordne-
ten Claudia Müller wird schriftlich beantwortet.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales: Die Frage 2 der Abgeordneten Claudia 
Müller wird auch schriftlich beantwortet, die Frage 3 
der Abgeordneten Sabine Zimmermann ebenfalls.

Wir beginnen mit der Frage 4 des Abgeordneten Jens 
Beeck:

Teilt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die 
Auffassung des Bundesministeriums der Finanzen in der Ant-
wort auf meine mündliche Frage 63, Plenarprotokoll 19/155 
vom 22. April 2020, hinsichtlich der Anspruchsberechtigung 
von gemeinnützigen Unternehmen, beispielsweise Inklusions-
firmen, auf KfW-Hilfen und, falls nein, warum nicht?

Für die Beantwortung steht die Parlamentarische 
Staatssekretärin bereit. Bitte sehr, Frau Griese.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Lieber Herr Kollege 
Beeck, Sie fragen nach einer Antwort meiner Kollegin 
Ryglewski.

Die Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen, Frau Sarah Ryglewski, hat in der 
Fragestunde am 22. April 2020 im Namen der Bundesre-
gierung geantwortet. Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales teilt diese Auffassung. Es geht ja da um die 
gemeinnützigen Unternehmen. Etwaige weitere Hand-
lungsmöglichkeiten werden zurzeit durch das Bundes-
ministerium der Finanzen in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales und weiteren 
beteiligten Bundesministerien erörtert.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Beeck.

Jens Beeck (FDP):
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. – Wenn Sie die 

Auffassung teilen, können Sie dann erläutern, weshalb 
das BMAS seine FAQs, in denen zunächst auch gesagt 
worden ist, dass Gemeinnützigkeit kein Hindernis für die 
Beantragung dieser Mittel sei, verändert hat und sich das 
heute in den FAQs nicht mehr findet?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Es geht ja um KfW-Kredite, und die laufen über das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. Da gibt 
es eine spezielle Kreditlinie für gemeinnützige Unterneh-
men. Das ist eine andere als die Kreditlinie für andere 
Unternehmen. Deshalb haben wir das in dem Sinne rich-
tig in unseren FAQs beantwortet.

Wie Sie wissen – wird sind darüber ja auch im Ge-
spräch –, sind wir in der Tat zurzeit dabei, gemeinsam 
mit dem Bundesfinanzministerium, dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie und auch dem Bundes-
familienministerium zu schauen, wie man insbesondere 
gemeinnützigen Unternehmen mit guten Kreditbedingun-
gen jetzt in der Krise helfen kann, damit eben auch dort 
Liquidität sichergestellt ist und damit gemeinnützige Un-
ternehmen, zum Beispiel Inklusionsunternehmen, aber 
auch Familienferienstätten, weiter existieren können; 
denn uns ist es wichtig, dass sie weiter erhalten bleiben.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Beeck.

Jens Beeck (FDP):
Frau Staatssekretärin, das freut mich; diese Auffassung 

teilen wir. Aber sind Sie sich der Tatsache bewusst, dass 
viele dieser Firmen während dieses Prozesses der Ab-
stimmung zwischen den Ministerien schon um ihre Exis-
tenz bangen müssen?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Wir sind uns dessen bewusst und sind auch im Ge-
spräch mit all diesen Einrichtungen. Aus Sicht des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales geht es da ganz 
besonders um die Inklusionsfirmen. Aber es geht zum 
Beispiel auch um Sozialkaufhäuser; es geht auch um 
viele Einrichtungen im Bereich des Bundesfamilienmi-
nisteriums, wenn ich das sagen darf: Familienferienstät-
ten – die hatte ich schon genannt –, Mutter-Kind-Häuser, 
Jugendherbergen.

Da wir uns bewusst sind, dass sie zwar am Markt 
arbeiten, aber eben gemeinnützige Unternehmen sind, 
also zu einem Bereich gehören, für den man noch einen 
besonderen Schutzschirm finden muss, arbeiten wir in-
tensiv daran. Ich hoffe, Ihnen dazu bald ein Ergebnis 
mitteilen zu können. Das ist dringend – das weiß ich –, 
und deshalb bemühen wir uns gemeinsam mit dem Fi-
nanz- und dem Wirtschaftsministerium sehr intensiv um 
eine Lösung und sind ihr auch sehr nahe.
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Ich rufe die Frage 5 des Kollegen Beeck 

auf:
Hält die Bundesregierung die im Sozialdienstleister-Ein-

satzgesetz geregelte Zuschussgrenze von 75 Prozent des Mo-
natsdurchschnitts für ausreichend, und aus welchen Gründen 
wurde die in den am 30. März 2020 veröffentlichen FAQ 
(www.bmas.de) formulierte Möglichkeit für eine über 75 Pro-
zent hinausgehende Unterstützung aus den FAQ wieder gestri-
chen?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Lieber Herr Kollege 
Beeck, in Ihrer Frage geht es um die Zuschussgrenze 
von 75 Prozent im Sozialdienstleister-Einsatzgesetz. 
Die Entscheidung, mit einer Höchstgrenze von 75 Prozent 
grundsätzlich unterhalb einer vollständigen, also 100- 
prozentigen, Risikoübernahme zu verbleiben, ist aus un-
serer Sicht sachgerecht. Einerseits soll ja den sozialen 
Dienstleistern im Rahmen des besonderen Sicherstel-
lungsauftrages geholfen und ihre Existenz gesichert wer-
den, andererseits haben aber viele Träger während der 
Einschränkungen aufgrund der Coronapandemie auch 
geringere Aufwendungen.

Nicht zutreffend ist in diesem Zusammenhang die Aus-
sage, dass „eine über 75 Prozent hinausgehende Unter-
stützung“ aus den FAQs wieder gestrichen wurde; das 
unterstellen Sie ja hier. Diese Frage ist nach wie vor in 
den FAQs enthalten und, wenn Sie nachschauen mögen, 
unter Punkt IV.9 zu finden. Ich kann Ihnen die Antwort 
auch gerne zitieren; sie lautet:

Das SodEG

– also das Sozialdienstleister-Einsatzgesetz –

sieht zunächst für den Regelfall eine maximale Zu-
schusshöhe von 75 Prozent des Monatsdurchschnitts 
der zurückliegenden 12 Monate vor. Nach § 5 So-
dEG kann jedoch eine nach oben abweichende Zu-
schusshöhe festgelegt werden. Für den Bereich der 
landeseigenen Verwaltung entscheiden die Bundes-
länder über höhere Maximalgrenzen. Die übrigen 
Leistungsträger können im Einvernehmen mit den 
zuständigen Bundesministerien eine nach oben ab-
weichende Zuschusshöchstgrenze bestimmen. Da-
mit obliegt die Anhebung der Zuschusshöhe grund-
sätzlich nicht den Bundesministerien, sondern muss 
von den Leistungsträgern beantragt und von dem 
zuständigen Bundesministerium genehmigt werden.

Ich füge noch hinzu: wenn es Leistungsträger im Bereich 
des Bundes sind.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Beeck.

Jens Beeck (FDP):
In diesem Zusammenhang: Ist dem BMAS denn be-

kannt, wie viele Sozialdienstleister überhaupt diesen Weg 
gewählt haben, nachdem ja auch die Bundesagentur an-
fänglich noch einen Vorrang vor Kurzarbeitergeld postu-
liert hatte? Auch das scheint ja in Bewegung.

Und zweitens: Ist dem BMAS auch bekannt, in wie 
vielen Fällen eine höhere, also über die 75-Prozent-Gren-
ze hinausgehende, Förderung bewilligt worden ist, sei es 
von den Ländern oder dem Bund?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Zu Ihrer ersten Frage: Wir haben mehrfach schon klar-
gestellt – ich nutze diese Gelegenheit dazu gerne noch 
mal –, dass ein Antrag auf Mittel nach dem Sozialdienst-
leister-Einsatzgesetz nicht zur Voraussetzung hat, Kurz-
arbeitergeld beantragt zu haben. Leistungen nach dem 
Sozialdienstleister-Einsatzgesetz sind aber nachrangig, 
das heißt, wenn man Kurzarbeitergeld bekommen hat, 
wird das natürlich davon abgerechnet. Insgesamt werden 
ja die finanziellen Mittel erst drei Monate nach Ende des 
besonderen Sicherstellungsauftrages abgerechnet. Inso-
fern soll alles getan werden, damit die Existenz dieser 
sozialen Einrichtungen erhalten bleibt.

Zu Ihrer zweiten Frage, wie viele das sind: Das wissen 
wir noch nicht, aber wir sind in sehr intensiven Gesprä-
chen mit den Bundesverbänden, mit den Dachverbänden, 
mit den Wohlfahrtsverbänden, mit den Trägern der So-
zialen Arbeit. Es gibt sehr viele Informationsbedarfe zum 
Sozialdienstleister-Einsatzgesetz, auch sehr viele positi-
ve Reaktionen, dass es das jetzt gibt. Wir werden erst am 
Ende eine genaue Darstellung machen können. Mit dem 
Sozialschutzpaket II, das ja diese Woche im Bundestag 
behandelt wird, werden wir auch eine Evaluation dieses 
Gesetzes vorsehen.

Wer alles über die 75-Prozent-Grenze geht, ist unter-
schiedlich. In einigen Bundesländern ist tatsächlich durch 
Landesgesetze oder -verordnungen möglich gemacht 
worden, in der Umsetzung über die 75-Prozent-Grenze 
zu gehen. Manchmal liegt es auch daran, wie viel der 
Arbeit weitergeführt werden kann. Also, das kann zwi-
schen den Trägern unterschiedlich sein und kann im Ein-
zelfall auch besprochen und verhandelt werden. Eine ge-
naue Zahl kann ich Ihnen noch nicht sagen. Das Gesetz ist 
sozusagen mitten in der Arbeit. Und dieses Gesetz ist ja 
auch dazu da, die sozialen Folgen der Pandemie abzusi-
chern und dafür zu sorgen, dass die sozialen Einrichtun-
gen erhalten bleiben.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Die nächste Frage ist die Frage 6 des 

Kollegen Torsten Herbst, FDP:
Wie viele Krankenhäuser in den Bundesländern Sachsen, 

Sachsen-Anhalt und Thüringen haben nach Kenntnis der Bun-
desregierung in den Monaten Februar bis April 2020 jeweils 
bei der Agentur für Arbeit Anträge auf Kurzarbeit gestellt, und 
wie vielen dieser Anträge wurde nach Kenntnis der Bundesre-
gierung stattgegeben (bitte nach Monaten aufschlüsseln)?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Lieber Herr Kollege 
Herbst, Informationen zur tatsächlich realisierten Kurz-
arbeit liegen noch nicht vor, wie Sie sicherlich wissen. 
Ich kann Ihnen aber sagen, wie viel Kurzarbeit angezeigt 
worden ist.
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Im März 2020 haben in den Bundesländern Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen insgesamt 15 Kranken-
häuser für 872 Personen Kurzarbeit bei der Agentur für 
Arbeit angezeigt. Das ist insofern interessant, weil in den 
Monaten Januar und Februar aus diesem Bereich – Sie 
haben ja explizit nach den Krankenhäusern gefragt – kei-
ne Anzeigen eingegangen sind.

Die statistische Abgrenzung der Krankenhäuser erfolgt 
über die Wirtschaftsgruppe „86.1 Krankenhäuser“ nach 
der Wirtschaftszweigklassifikation WZ 2008. Für den 
April 2020 liegen bisher nur vorläufige Informationen 
zu den eingegangenen Anzeigen vor, und die können 
nicht auf dieser Ebene, sondern nur auf der Kategorie 
darüber – also auf der übergeordneten Ebene der Wirt-
schaftsabteilung – ausgewiesen werden. Deshalb kann 
ich Ihnen für April lediglich die entsprechenden Angaben 
für die Wirtschaftsabteilung „86 Gesundheitswesen“ – 
also „86.1 Krankenhäuser“ ist eine Ebene darunter – nen-
nen.

Demnach wurden im April 2020 in den Bundesländern 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen im Gesund-
heitswesen insgesamt 6 467 Anzeigen für konjunkturelle 
Kurzarbeit eingereicht für 32 536 betroffene Personen. 
Im Vormonat März waren es in der Wirtschaftsabteilung 
deutlich weniger. Und auch hier: Im Januar und Februar 
gab es noch gar keine Anzeigen im Gesundheitswesen.

Wie Sie wissen, geben die Anzeigen nicht die tatsäch-
liche Zahl der realisierten Kurzarbeit an; aber die Zahl der 
Anzeigen kann ich Ihnen nennen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Herbst.

Torsten Herbst (FDP):
Vielen Dank für die Information. – Sie haben ja darge-

stellt, dass die Zahlen im April deutlich gestiegen sind. 
Was ist Ihr Eindruck, was den Monat Mai betrifft: einer-
seits in Bezug auf die Krankenhäuser und andererseits 
mit Blick darauf, dass der gesamte Gesundheitssektor 
offensichtlich auch Arztpraxen und weitere Einrichtun-
gen umfasst? Wird das Thema „Anmeldung von Kurz-
arbeit“ auch im Mai noch von den Einrichtungen auf-
rechterhalten? Oder sehen Sie, dass im Mai die Arbeit 
wieder regulär erfolgen kann?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Zu Mai kann ich Ihnen am heutigen Tag noch keine 
Zahlen nennen. Ob wir von März auf April für die unter-
geordnete Klassifikation „Krankenhäuser“ einen Anstieg 
haben, kann ich Ihnen auch noch nicht sicher sagen, weil 
wir nur für die übergeordnete Kategorie die Zahlen ha-
ben. Die Zahlen für Mai kann ich Ihnen noch nicht nen-
nen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Herbst.

Torsten Herbst (FDP):
Eine weitere Nachfrage: Durch die Vorhaltung von 

Intensivbetten für Coronapatienten sind ja zahlreiche 
Operationen erst mal verschoben worden, zumindest die-
jenigen, die nicht ganz dringend waren. Können Sie sa-
gen, wie viel Prozent der Operationen, die eigentlich im 
Zeitraum bis Ende April geplant waren, nicht stattfinden 
konnten und bis wann diese Operationen aus Ihrer Sicht 
nachgeholt werden können?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Ich denke, dass Sie diese Frage, wenn ich Ihnen das 
empfehlen darf, an das Bundesministerium für Gesund-
heit richten können.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Die Frage kann ja vielleicht schriftlich beantwortet 

werden. – Der Kollege Brandner würde gerne noch eine 
Nachfrage stellen, Frau Staatssekretärin.

Stephan Brandner (AfD):
Meine Frage wäre in die gleiche Richtung gegangen. 

Die Tatsache, dass Kurzarbeit in Krankenhäusern bean-
tragt worden ist – was ja eigentlich mehr als unüblich ist 
in Deutschland –, weist ja darauf hin, dass diese Kranken-
häuser nicht ausgelastet sind. Ich gehe noch einen Schritt 
weiter und frage: Wird irgendwie statistisch erhoben, 
welche Konsequenzen das für die jeweiligen Betroffenen 
hatte, die sich teilweise Wochen oder Monate auf ihre 
Operationen vorbereitet haben, die dann Hals über Kopf 
abgesagt worden sind? Also, welche Auswirkungen, 
möglicherweise psychologischer Art, hat das auf die Pa-
tienten, die plötzlich nicht operiert werden, oder welche 
gesundheitlichen Folgen entstehen? Wird statistisch er-
hoben, welche Folgen es für die Patienten hat, dass die 
Operationen nicht stattgefunden haben? – Aber ich ver-
mute mal, dazu können Sie auch nichts sagen. Deshalb 
nehme ich es mal vorweg und sage: Ich bin auch mit einer 
schriftlichen Beantwortung einverstanden.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Frau Staatssekretärin, es wird so sein wie vorher.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Herr Präsident! Herr Abgeordneter, ich will doch aus-
drücklich sagen, dass ich davon ausgehe, dass in den 
Krankenhäusern sehr verantwortungsbewusst gehandelt 
wird und nur Operationen verschoben wurden, die nicht 
dringend waren.

Was die gesundheitspolitisch-fachlichen Fragen an-
geht, würde ich Sie, wie gesagt, bitten, diese an das Ge-
sundheitsministerium zu stellen. Wir erfassen aber natür-
lich den Bereich der Kurzarbeit. Wie gesagt, es ist 
ungewöhnlich, dass es Kurzarbeit in diesem Bereich gibt. 
Die Zahlen, wie viel Kurzarbeit tatsächlich realisiert wur-
de, werden wir aber erst am Ende genauer bewerten kön-
nen; das kann man jetzt noch nicht.
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dann rufe ich die Frage 7 des Abgeordneten 

Dr. Christoph Hoffmann auf:
Wie viele Beschäftigte in der Bundesrepublik Deutschland 

beziehen aktuell Kurzarbeitergeld, und welche Prognose zur 
Veränderung dieser Zahl bis Ende 2020 kann die Bundesregie-
rung zum jetzigen Zeitpunkt abgeben?

Frau Staatssekretärin.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter Hoffmann, im März und bis einschließlich 
26. April 2020 sind Anzeigen zur Kurzarbeit bei der 
Bundesagentur für Arbeit eingegangen – Anzeigen, wie 
gesagt –, die rund 10,1 Millionen Personen umfassen. 
Auf die derzeitige Zahl der Personen in realisierter Kurz-
arbeit lässt sich daraus aber nicht schließen. Die Daten 
liegen erst nach erfolgter Abrechnung des Kurzarbeiter-
geldes durch die Betriebe vor.

Nach hochgerechneten Daten der Bundesagentur für 
Arbeit waren im Februar 2020 rund 114 000 Menschen 
in Kurzarbeit mit Anspruch auf ein konjunkturelles Kurz-
arbeitergeld. Die Zahl der Kurzarbeiterinnen und Kurz-
arbeiter im weiteren Jahresverlauf hängt von vielen Fak-
toren ab und ist derzeit nur schwer zu prognostizieren. 
Der Frühjahrsprojektion 2020 der Bundesregierung liegt 
die Annahme zugrunde, dass im März und April 2020 
jeweils mehr als 3 Millionen Menschen in Kurzarbeit 
sind. Auch im Jahresdurchschnitt wird von einer Zahl 
der Kurzarbeiterinnen und Kurzarbeiter ausgegangen, 
die deutlich über dem Schnitt des Krisenjahres 2009 liegt. 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesagentur für Arbeit erwartet in seiner Arbeits-
marktvorschau vom 24. April 2020 im Jahresdurchschnitt 
2020 rund 2,5 Millionen Kurzarbeiterinnen und Kurzar-
beiter.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Dr. Hoffmann.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin, für die Nennung 

der Zahlen. Dass sie doch recht hoch sind, macht deut-
lich, dass die Krise hinsichtlich der Kurzarbeiterzahlen 
offensichtlich weit schlimmer ist als die Krise 2009.

Zu meiner Frage, die ich zusätzlich stellen möchte: Die 
Menschen, die in Kurzarbeit sind, haben in diesem Jahr ja 
Einkommenseinbußen zu verzeichnen. Im nächsten Jahr 
müssen sie nun eine Steuererklärung abgeben, und da 
wird der Bezug des Kurzarbeitergeldes zu einer höheren 
Einkommensteuerlast im kommenden Jahr führen. Hal-
ten Sie das angesichts der ökonomischen Situation und 
angesichts dessen, dass die Menschen in diesem Jahr ver-
zichten mussten, für richtig?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Zum ersten Teil Ihrer Frage: In der Tat stützen die 
Zahlen, die wir zu den angezeigten Kurzarbeitsanmel-

dungen haben, aber auch die Prognosen, die wir zur rea-
lisierten Kurzarbeit haben, die Einschätzung, dass diese 
Krise stärkere Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt hat 
als die Krise 2009. Deshalb bin ich sehr froh, dass wir 
das Instrument des Kurzarbeitergeldes haben, das ja wie 
eine Brücke über schwere Zeiten wirkt. Da sind wir, 
glaube ich, in Deutschland im Vergleich zu anderen Län-
dern in der guten Situation, dass wir mithilfe des Kurz-
arbeitergeldes Jobs erhalten, Arbeitsplätze erhalten. Das 
steht jetzt für uns im Vordergrund,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
und darauf konzentrieren wir uns; denn uns ist es wichtig, 
dass die Menschen ihren Arbeitsplatz behalten und nicht 
in die Arbeitslosigkeit fallen. Das ist, wie gesagt, das 
Wichtigste.

Sie hatten noch nach der steuerlichen Umsetzung im 
nächsten Jahr gefragt. Wie gesagt, wir konzentrieren uns 
jetzt darauf, die Menschen in ihren Jobs zu halten. Steu-
erliche Konsequenzen sind bislang nicht geplant; aber 
das hat, wie gesagt, für uns im Moment nicht oberste 
Priorität. Die Betriebe haben zur Abrechnung der Kurz-
arbeit auch drei Monate Zeit. Dann werden wir erst sehr 
viel genauer sehen, wie viel Kurzarbeit realisiert worden 
ist, und werden das in der Gesamtschau sicherlich noch 
mal bewerten können.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Die Kurzarbeit ist sicherlich ein deutsches Erfolgsmo-

dell; da haben Sie völlig recht: für die Unternehmen, aber 
auch für die Arbeitnehmer, also für alle Seiten, für die 
gesamte Gesellschaft. Deshalb begrüßen wir ja auch sehr, 
dass sie funktioniert, dass das läuft. Ich wollte Sie nur auf 
den steuerlichen Effekt aufmerksam machen, den sie im 
kommenden Jahr auf Menschen haben würde, die jetzt 
unter Einkommenseinbußen leiden. Sie haben die Frage 
ja nicht beantwortet; ich nehme aber an, Sie werden sich 
mit dieser Frage in Zukunft beschäftigen.

Jetzt geht es um ein weiteres Themenfeld: Rente. All 
diejenigen, die in Kurzarbeit sind, werden in diesem Jahr 
geringere Beiträge in die Rentenkassen zahlen. Das hat 
natürlich zur Folge, dass sie später weniger Rente bezie-
hen werden. Will die Bundesregierung hier einen Aus-
gleich schaffen, oder will sie es dabei belassen?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Noch einmal zum ersten Teil, zu Ihrer Bemerkung: 
Gerade weil Kurzarbeitergeld in dieser Notsituation eine 
Brücke ist, bin ich froh, dass wir es jetzt geschafft haben – 
zumindest für Menschen, die vier oder mehr Monate bzw. 
sieben oder mehr Monate in Kurzarbeit sind –, das Kurz-
arbeitergeld zu erhöhen. Das wirkt in dieser Situation 
auch noch mal lindernd. Nur 60 oder 67 Prozent des 
Nettoeinkommens zu beziehen, ist natürlich ein schwerer 
Einschnitt: Man muss seine Miete und alles andere wei-
terzahlen. Deshalb bin ich froh, dass in dem Sozialschutz-
paket II, das in dieser Woche im Bundestag beraten wird, 
eine Erhöhung des Kurzarbeitergeldes auf 80 bzw. 87 Pro-
zent bei Kindern ermöglicht wird. Ich halte das ange-
sichts der steuerlichen Auswirkungen, die Sie beschrie-
ben haben, für wichtig und sinnvoll.
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Zu Ihrer zweiten Frage nach der Rente und den 
Rentenbeiträgen: In der Tat folgt die Rente dem Einkom-
men; dazu hatten wir eben in der Regierungsbefragung 
eine kurze, interessante Diskussion mit der Frau Bundes-
kanzlerin. Und in der Tat ist das System, dass die Rente 
dem Einkommen folgt und die Rentenbeiträge im Äqui-
valenzprinzip mit den Rentenzahlungen stehen, ein sehr 
grundsätzliches der deutschen Rentenversicherung, das 
wir nicht aufgeben sollten. Insofern haben wir bisher 
keine Pläne, an diesem System, das sich bewährt hat, 
durch irgendwelche Ausgleichsmechanismen etwas zu 
verändern. Aber sicherlich gilt auch hier – wir befinden 
uns in der größten Krise, die unser Land hatte –: Man 
wird am Ende eine Gesamtschau machen und sich die 
Auswirkungen dieser Pandemie in vielen Bereichen an-
sehen: im wirtschaftlichen Bereich und, wie ich finde, 
auch im sozialen Bereich. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dann hat der Kollege Brandner noch eine Zusatzfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Mir geht es noch mal um die konkreten Ausgaben für 

das Kurzarbeitergeld. Wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, sind 10,1 Millionen Anträge auf Kurzarbeitergeld 
gestellt, und die Bundesregierung rechnet im Jahresver-
lauf – wenn ich das richtig mitbekommen habe – mit 
durchschnittlich 2,5 Millionen Beziehern von Kurzarbei-
tergeld. Mein Frage, jetzt in Euro: Welche konkreten 
Ausgaben, welche Kosten erwartet die Bundesregierung 
bei einer Annahme von 2,5 Millionen Kurzarbeitern im 
Jahresdurchschnitt?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Herr Brandner, es funktioniert ja so, dass man Kurz-
arbeit erst mal anzeigt. Also es geht noch nicht um den 
Antrag, Geld zu bekommen, sondern man zeigt an, dass 
man eventuell Kurzarbeit braucht. Deshalb kann man den 
Antrag auf Kurzarbeitergeld, in dem dann berechnet 
wird, wie viel Geld man von der Bundesagentur für Ar-
beit erstattet bekommt, erst dann stellen, wenn man Kurz-
arbeit tatsächlich in seinem bzw. ihrem Betrieb realisiert 
hat. Es gibt auch sehr unterschiedliche Prozentsätze, zu 
wie viel Prozent die Beschäftigten in Kurzarbeit sind. Es 
gibt Betriebe, in denen Beschäftigte leider zu 100 Prozent 
in Kurzarbeit gehen müssen – das heißt, sie arbeiten kom-
plett nicht mehr in ihrem Job –, oder Betriebe, bei denen 
es 50 Prozent sind . Es gibt auch Betriebe, bei denen es 
nur 10 Prozent sind . Ich werde mich von daher hier nicht 
aufs Spekulieren verlegen.

Was ich Ihnen aber sagen kann, ist, dass aufgrund einer 
guten Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik der letzten 
Jahrzehnte, besonders in den Jahren seit der letzten Krise, 
die Bundesagentur für Arbeit über eine zweistellige Mil-
liardensumme für das Kurzarbeitergeld verfügt und wir 
damit rechnen, dass diese Mittel auch zum Einsatz kom-
men. Wir wissen noch nicht, wie lange diese Krise dauern 
wird, und wir wissen eben, wie gesagt, nicht, wie viel 
Kurzarbeit am Ende tatsächlich abgerechnet wird und 

welchen Prozentsatz sie umfasst. Deshalb werde ich mich 
jetzt nicht auf Spekulationen einlassen.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Danke sehr. – Dann rufe ich die Frage 8 der Kollegin 

Lisa Badum, Bündnis 90/Die Grünen, auf:
Plant die Bundesregierung, die vom Parlamentarischen 

Staatssekretär Marco Wanderwitz in der Fragestunde am 
6. Mai 2020 (Plenarprotokoll 19/157, Seite 19451 B) ange-
sprochene Weiterentwicklung des Kurzarbeitergelds in ein 
Qualifizierungskurzarbeitergeld umzusetzen, um die Corona-
krise für dringend nötige Weiterbildung in Strukturwandelre-
gionen zu nutzen, und, falls ja, wie ist der Zeitplan hierfür?

Frau Staatssekretärin, bitte.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Herr Präsident! Frau Kollegin Badum, Sie fragen nach 
dem Thema „Qualifizierung in Kurzarbeit“. Der Struk-
turwandel in der Wirtschaft, insbesondere durch Digita-
lisierung und Dekarbonisierung, führt dazu, dass sich 
Qualifikationsanforderungen an Beschäftigte verändern. 
Nur durch gezielte Qualifizierungsmaßnahmen lässt sich 
dieser Transformationsprozess erfolgreich bewältigen; da 
sind wir uns sicherlich einig.

Die Bundesregierung hatte die Weiterbildungs-
förderung bereits mit dem Qualifizierungschancengesetz 
erheblich ausgeweitet. Auch während der Kurzarbeit 
kann die Weiterbildung der Mitarbeitenden durch volle 
oder teilweise Übernahme der Weiterbildungskosten ge-
fördert werden.

Mit dem am 23. April 2020 beschlossenen Gesetz zur 
Förderung der beruflichen Weiterbildung im Struktur-
wandel und zur Weiterentwicklung der Ausbildungsför-
derung werden jetzt die Förderinstrumente der Arbeits-
marktpolitik weiter verbessert. So steigen die Fördersätze 
um weitere 10 Prozentpunkte, wenn größere Teile der 
Belegschaft qualifiziert werden müssen.

Zusätzlich werden Betriebsvereinbarungen und Tarif-
verträge zur beruflichen Weiterbildung honoriert, indem 
die Zuschüsse um weitere 5 Prozentpunkte erhöht werden 
können. Auch die Mindestdauer für geförderte Weiter-
bildungen wird von mehr als 160 auf mehr als 120 Stun-
den gesenkt. Das ist sinnvoll, damit man eben auch etwas 
kürzere Weiterbildungen machen kann.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Nachfrage?

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr gern. – Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, ich 

stimme Ihnen vollkommen zu: Wir brauchen die Weiter-
bildung – gerade angesichts des Strukturwandels. Ich 
sehe allerdings, dass viele Menschen in Kurzarbeit sind 
und gerade die Branchen, die vom Strukturwandel be-
troffen sind, wie zum Beispiel die Autobranche, und die 
aufgrund der Coronakrise jetzt noch mehr schwimmen, 
von der Möglichkeit der Qualifizierung nicht entspre-
chend Gebrauch machen.
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Von daher stellt sich mir die Frage, ob es nicht tatsäch-
lich sinnvoll wäre, das Instrument Kurzarbeitergeld kon-
kret mit der Qualifizierung zu verknüpfen, also an ge-
wisse Branchen und gewisse Firmen entsprechende 
Bedingungen zu stellen. Ist dazu in der Bundesregierung 
etwas in Vorbereitung, und, wenn ja, bis wann werden Sie 
das vorlegen und welche Indikatoren würden Sie dann für 
ein solches Qualifizierungskurzarbeitergeld vorsehen?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Frau Kollegin, die erweiterten Fördermöglichkeiten 
gelten ja grundsätzlich auch für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in Kurzarbeit, und ich hatte ja eben schon 
geschildert, dass diese Möglichkeiten jetzt deutlich aus-
geweitet worden sind. Es ist auch ausdrücklich eine gute 
Idee, in Zeiten der Kurzarbeit diese Weiterqualifizierung 
zu ermöglichen.

Wenn die derzeitigen, befristeten Sonderregelungen 
beim Kurzarbeitergeld auslaufen, erhält der Arbeitgeber 
als weiteren Anreiz bis zum 31. Juli 2023 unter bestimm-
ten Voraussetzungen für Zeiten der Qualifizierung, die 
auf das Kurzarbeitergeld entfallen, Sozialversicherungs-
beiträge zur Hälfte von der Bundesagentur für Arbeit er-
stattet. Sie wissen ja, dass es jetzt in der Krise die volle 
Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge beim Kurzar-
beitergeld gibt. Aber als weiteren Anreiz – Sie hatten 
nach Instrumenten gefragt, wie in der Kurzarbeit Qualifi-
zierung attraktiver wird – wird es dann bis zum 31. Juli 
2023 diese Möglichkeit geben.

Auch das ist Teil dieses von mir schon zitierten Arbeit- 
von-morgen-Gesetzes. Dieses ist wichtig – da sind wir 
uns sicherlich auch einig –, um nach der Coronakrise 
wieder schnell den Weg zu mehr Wachstum und Beschäf-
tigung zu finden und auch den Strukturwandel, in dem 
sich Deutschland befindet, zu gestalten. Dieser Struktur-
wandel hat ja durch die Coronakrise noch einmal deutlich 
an Fahrt gewonnen – Sie haben die Autoindustrie ange-
sprochen –; in der Tat soll auch da Qualifizierung eine 
ganz wichtige Rolle spielen.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Weitere Nachfrage?

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, sehr gern. – Ich unterstütze all das, was Sie sagen. 

Aber ich bekomme aktuell von Beschäftigten gespiegelt, 
gerade auch von denen in der Autobranche – ich komme 
aus einer Zulieferregion –, dass diese Qualifizierung ein-
fach nicht stattfindet, dass die Unternehmen teilweise 
auch kein großes Interesse daran haben. Es geht ja auch 
um die Zukunft der Beschäftigten. Wo die später ihren 
Arbeitsplatz finden, ist nicht jedem Vorgesetzten so wich-
tig.

Wir dürfen die Chance nicht verspielen, den Struktur-
wandel zukunftsfähig zu gestalten, gerade nach der Co-
ronakrise. Deswegen frage ich noch mal: Wäre es nicht 
sinnvoll, dieses Kurzarbeitergeld in gewissen Branchen 
an Qualifizierung zu koppeln, also nicht nur Anreize zu 
geben, sondern diese zur Bedingung zu machen, und 

wäre es nicht auch eine Chance für Sie als Ministerium, 
sich in die ganze Diskussion um die Autoprämie mal 
einzuschalten und zu sagen: „Das ist ein kurzfristiges 
Konsumstrohfeuer, was nichts bringt; wir müssen statt-
dessen an die Beschäftigten denken“?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Herr Präsident! Frau Kollegin, das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales ist sehr intensiv im Gespräch mit 
den Unternehmen, die im Strukturwandel sind. Wir haben 
ja mit dem Qualifizierungschancengesetz, das schon vor 
dem Arbeit-von-morgen-Gesetz beschlossen worden ist, 
die Möglichkeit geschaffen, dass man gerade wegen des 
Strukturwandels stärker Weiterqualifizierungsmöglich-
keiten nutzt, um eben die Menschen für die Arbeit von 
morgen zu qualifizieren und Jobs zu erhalten, auch um 
Jobs weiterzuentwickeln. Wir haben da eigentlich sehr 
positive Erfahrungen. Wir haben auch sehr viel positive 
Resonanz von den Unternehmen, die diese Chance wahr-
nehmen. Insofern bin ich da optimistisch.

Das Instrument des Kurzarbeitergeldes jetzt sozusagen 
an Weiterqualifizierung als Bedingung zu koppeln, ist 
nicht Sinn der Sache des Kurzarbeitergeldes, sondern 
Sinn des Kurzarbeitergeldes ist, eine Phase von konjunk-
turellen Problemen – in diesem Fall aufgrund der Coro-
napandemie – zu überbrücken. Und noch mal: All das, 
was mit Qualifizierung kombiniert wird, wird ausdrück-
lich verbessert, erleichtert und mehr und weiter unter-
stützt, sowohl mit dem Qualifizierungschancengesetz 
als auch mit dem Arbeit-von-morgen-Gesetz.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Weitere Fragen werden nicht gestellt. 

Damit haben wir alle Fragen zum Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales abgehan-
delt.

Es geht weiter mit dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung. Zur Beantwortung steht 
der Parlamentarische Staatssekretär Thomas Silberhorn 
bereit.

Ich rufe die Frage 9 der Abgeordneten Canan Bayram, 
Bündnis 90/Die Grünen, auf:

Wird die Bundesregierung – wie es zuvor andere Nato -Staa-
ten für sich durchsetzten – von der US-Regierung nun den 
Abzug aller Atomwaffen aus Deutschland fordern, wie es Rolf 
Mützenich, der Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion, tat 
(siehe dazu „Tagesspiegel“ vom 3. Mai, Druckfassung, und 
4. Mai 2020: www.tagesspiegel.de/politik/maas-reagiert-auf- 
muetzenichs-atomwaffen-forderung-unsere-aussen-und- 
sicherheitspolitik-darf-nie-ein-deutscher-sonderweg-sein/ 
25794166.html), oder wird die Bundesregierung – um weiter-
hin im Krisenfall amerikanische Atomwaffen mit Kampfflug-
zeugen der Bundeswehr zum Ziel tragen zu können – dazu statt 
bisheriger Tornados künftig – wie die Bundesverteidigungs-
ministerin und CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karren-
bauer ihrem US-Kollegen „schriftlich zugesichert“ haben soll 
(siehe dazu „Tagesschau“ vom 22. April 2020: www. 
tagesschau.de/inland/bundeswehr-eurofighter-f18-103.html) – 
bis zu 45 US-F-18 sowie bis zu 93 Eurofighter neu ankaufen?
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Thomas Silberhorn, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Verteidigung:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Kollegin, die Bun-
desregierung bleibt dem langfristigen Ziel einer nuklear-
waffenfreien Welt und damit einer nachprüfbaren welt-
weiten Abschaffung von Nuklearwaffen verpflichtet. 
Über diese Zielsetzung herrscht transatlantisch und mit 
den europäischen Partnern Einigkeit.

Bis heute ist allerdings Realität, dass einige Staaten 
nukleare Waffen weiterhin als Mittel politischer und 
militärischer Auseinandersetzung betrachten. Deshalb 
besteht nach Überzeugung der Bundesregierung die Not-
wendigkeit fort, die nukleare Abschreckung aufrecht-
zuerhalten. Das wird durch die NATO gewährleistet. 
Die Bundesregierung bekennt sich zur nuklearen Teilha-
be als wichtigem Bestandteil einer glaubwürdigen Ab-
schreckung im Bündnis.

Die Bundesregierung stellt sicher, dass durch Deutsch-
land ein angemessener Beitrag zum Erhalt dieser Fähig-
keiten der NATO weiterhin geleistet wird. Das Waffen-
system Tornado bildet in der Bundeswehr die Fähigkeiten 
in den Bereichen Luftangriff, taktische Luftaufklärung, 
elektronischer Kampf und nukleare Teilhabe ab. Die Nut-
zungsdauer dieses Systems ist bis 2030 verlängert wor-
den. Das Bundesministerium der Verteidigung hat nun 
vorgeschlagen, eine Ersatzbeschaffung vorzubereiten.

Konkret beinhaltet die Empfehlung die Beschaffung 
von 38 Eurofightern der Tranche 4 als Ersatz für die 
Eurofighter der Tranche 1, die Vorbereitung der Beschaf-
fung von 40 Eurofightern mit einer Option auf weitere 15 
Eurofighter als Tranche 5 in Ersatz für Teile der Tornado- 
Flotte einschließlich des Aufbaus eines Beitrages zur Fä-
higkeit „elektronischer Kampf“ und schließlich die Vor-
bereitung der Beschaffung von 30 F-18-Kampfflugzeu-
gen für die Rolle „nukleare Teilhabe“ und weiteren 15 
F-18-Kampfflugzeugen für die Rolle „elektronischer 
Kampf“. Dieses Konzept ermöglicht es der Bundeswehr, 
die schon bestehenden Fähigkeiten unterbrechungsfrei zu 
erhalten.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Dazu möchte die Kollegin eine Nachfrage stellen.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Genau. Vielen Dank, Herr Präsident. – Meine Nach-

frage geht dahin, inwieweit das, was Sie jetzt vorgetragen 
haben, tatsächlich abgestimmt ist in der Bundesregierung 
und inwieweit dem Wunsch der Verteidigungsministerin 
und den Vorbereitungen, die sie getroffen hat, entspro-
chen wird. Also: Wie wahrscheinlich ist es, dass die 
von Ihnen vorgetragenen Bestellungen tatsächlich aufge-
geben werden, und inwieweit ist das abgestimmt? Aus 
der SPD-Fraktion, insbesondere vom Fraktionsvorsitzen-
den, vernimmt man ja ganz andere Töne. Wie weit kann 
man Ihrem Vortrag hinsichtlich der Umsetzung Glauben 
schenken?

Thomas Silberhorn, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Verteidigung:

Das Konzept der Bundesverteidigungsministerin ist 
abgestimmt innerhalb der Bundesregierung, so wie ich 
es Ihnen vorgetragen habe. Beschaffungsentscheidungen 
werden auch durch den Haushaltsausschuss mitberaten 
und mitentschieden. Diese stehen dann am Ende der vor-
zubereitenden Vertragsverhandlungen, die jetzt auf der 
Grundlage der Empfehlungen unseres Hauses starten 
werden.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Weitere Nachfrage? – Keine. Dann ist die Befragung 

zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Ver-
teidigung schon wieder beendet.

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Ernährung und Landwirtschaft auf. Zur Beantwortung 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Uwe Feiler be-
reit.

Die Frage 10 stellt die Abgeordnete Renate Künast, 
Bündnis 90/Die Grünen:

Welche Bundesministerien waren an der Prüfung des Bun-
desratsantrages zur Einführung der Videoüberwachung in tier-
schutzsensiblen Bereichen in Schlachthöfen (vergleiche Bun-
desratsdrucksache 69/19) beteiligt, und welche Gründe haben 
die Bundesregierung dazu bewegt, dem expliziten Wunsch der 
Länder nach einer Verbesserung des Tierschutzes durch eben-
diese Maßnahme zu widersprechen (vergleiche www.shz.de/ 
deutschland-welt/wirtschaft/Vorerst-keine-verbindliche- 
Videoueberwachung-in-Schlachthoefen-id28208957.html)?

Herr Staatssekretär.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr verehrte Frau 
Kollegin Künast, Ihre Frage beantworte ich wie folgt:

Die Entschließung des Bundesrates „Einführung von 
kameragestützten Überwachungssystemen in Schlacht-
höfen zur Verbesserung des Tierschutzes für Schlacht-
tiere“ ist vom federführenden Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft unter Beteiligung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung, des Bundes-
ministeriums für Gesundheit, des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat, des Bundesministeriums 
der Justiz und für Verbraucherschutz, des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie und des Bundesminis-
teriums für Verkehr und digitale Infrastruktur geprüft 
worden.

Die Bundesregierung hat dem Wunsch der Länder 
nach einer Verbesserung des Tierschutzes durch kamera-
gestützte Überwachungssysteme in Schlachthöfen nicht 
widersprochen. Das ist nachzulesen in der Bundesratsd-
rucksache 178/20, der Stellungnahme der Bundesregie-
rung zu der Entschließung des Bundesrates. Aus Sicht der 
Bundesregierung kann die Verfolgung und Verhinderung 
solcher Tierschutzverstöße in Schlachthöfen durch wirk-
same Vor-Ort-Kontrollen gelingen. Kameragestützte Sys-
teme könnten ein zusätzliches Instrument dafür sein.
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Allerdings ist die Frage der Verhältnismäßigkeit einer 
solchen Videoüberwachung von erheblicher Bedeutung. 
Eine umfassende und durchgängige Videoüberwachung 
würde, soweit sie nicht schon aufgrund vorrangiger EU- 
rechtlicher Vorschriften unzulässig sein sollte, deshalb 
Bedenken begegnen. Dies gilt auch unter datenschutz-
rechtlichen Gesichtspunkten.

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft verschließt sich nicht dem Anliegen, die Einfüh-
rung einer Videoüberwachung zu prüfen. Im Hinblick auf 
die Prüfung der Verhältnismäßigkeit einer solchen Video-
überwachung wäre unter anderem eine Klärung durch die 
Länder erforderlich, ob der Problematik von Tierschutz-
verstößen in Schlachthöfen nicht durch eine verstärkte 
amtliche Vor-Ort-Kontrolle begegnet werden kann und 
welche Bereiche eines Schlachthofs besonders tier-
schutzrelevant sind. Schließlich obliegt es den Ländern, 
die Einhaltung der tierschutzrechtlichen Vorschriften in 
den Schlachthöfen zu überwachen, und es handelt sich 
hier um ein zusätzliches Instrument zur Wahrnehmung 
dieser Zuständigkeit.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Nachfrage der Kollegin Künast?

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja. – Herr Staatssekretär, was mich an dieser Geschich-

te verwundert, ist: Ansonsten reden das Ministerium und 
die Ministerin doch immer mit so vielen warmen, empa-
thischen Worten über Digitalisierung und darüber, wel-
che ungeheuren Chancen es gäbe, gerade im Bereich 
Landwirtschaft durch Digitalisierung Aufgaben besser 
zu erledigen, Landwirtschaft effizienter zu machen. Da 
Landwirtschaft ja auch dem Tierschutz verpflichtet ist, 
wenn es um Tierhaltung geht, frage ich mich: Warum 
treffen Sie an der Stelle nicht eine rechtliche Regelung 
und sagen tatsächlich: „Wir gehen in Deutschland mo-
dellhaft vor“? Es gibt schon ein, zwei andere Mitglied-
staaten der EU, die das machen; gebe ich zu. Warum 
machen Sie daraus nicht ein entsprechendes Modellpro-
jekt?

Arbeitnehmerdatenschutz ist ja sonst auch Ihr Thema. 
Sie könnten doch in der Bundesregierung klären, dass 
man zumindest für den riskanten Bereich des Transports – 
wir wissen: Manchmal werden Tiere an den Hinterläufen 
in die Wagen gezogen –, also für einen begrenzten Be-
reich, der besonders risikobehaftet ist, so eine Überwa-
chung versucht. Überlegen Sie das, oder hat Digitalisie-
rung hier keine Bedeutung?

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Wie schon gesagt – ich habe es ausgeführt –: Für die 
Überprüfung sind die Länder zuständig. Ihre Fraktion ist 
an sieben Länderregierungen, auch im Bereich der Land-
wirtschaftsministerien, beteiligt.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee! Wir sitzen nur hier!)

Es gibt mittlerweile in Niedersachsen und Nordrhein- 
Westfalen auf freiwilliger Basis solche Kamerasysteme. 

Gerade in Niedersachsen ist die Umsetzung in den Be-
trieben auf datenschutzrechtliche Schwierigkeiten gesto-
ßen. Ich wundere mich ein Stück weit darüber, dass Sie 
hier jetzt Videoüberwachung in Schlachthöfen fordern. 
Wenn es um andere Orte geht – öffentliche Plätze, Bahn-
höfe –, zeichnet sich Ihre Partei ja nicht gerade durch eine 
Befürwortung von Videoüberwachung aus.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Das ist ja 
ein haarsträubender Vergleich!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Weitere Zusatzfrage?

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, gerne, Herr Präsident. – Als Erstes möchte ich mal 

darauf hinweisen, dass Ihnen in Ihrer Rolle als Staats-
sekretär Kritik an uns gar nicht zusteht. Sie sollen hier 
Fragen beantworten. Ich bin als Fraktionsmitglied auch 
nicht Mitglied irgendeiner Landesregierung. Schauen Sie 
ins Grundgesetz. Sie merken: Wir haben drei Gewalten 
und vielleicht noch die vierte. – Ja, dafür muss schon Zeit 
sein.

(Stephan Brandner [AfD]: Jetzt werden Sie mal 
nicht hysterisch, Frau Kollegin Künast!)

Abgesehen davon ist im Bundesrat ein mehrheitlicher 
und einstimmiger Beschluss als Aufforderung an die 
Bundesregierung logischerweise nicht mit sechs oder sie-
ben grün mitregierten Bundesländern möglich; denn das 
wäre dann immer noch nicht die Mehrheit. Insofern, fand 
ich, war das ein albernes Argument.

Sie sagen, Sie seien aufgefordert worden von allen 
Agrarministern, und schieben es jetzt einfach wieder zu-
rück mit dem Hinweis, man müsste mehr Veterinärkon-
trollen machen. Sie wissen aber doch, dass so viele Vete-
rinärkontrollen am Ende gar nicht möglich sind, wie 
erforderlich sind, und dass es Sinn macht, auch wegen 
der Einheitlichkeit, wirtschaftlich in allen Bundesländern 
eine gleiche Regelung zu haben, die Sie an dieser Stelle 
anbieten.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Zeit ist um!)
Deshalb frage ich Sie: Warum machen Sie eigentlich 

nicht an dieser Stelle, wenn auch begrenzt, eine Video-
überwachung? Die Grünen lehnen sie übrigens an gefähr-
lichen Orten nicht ab.

(Stephan Brandner [AfD]: Zeit ist um!)
Und dieser Transport, dieses Hineinziehen der Tiere zum 
Beispiel in Waggons oder in Fahrzeuge, ist eine solch 
gefährliche Situation.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Ich hatte in meiner Antwort schon erwähnt, dass bei 
einer Videoüberwachung die Frage der Verhältnismäßig-
keit natürlich geklärt werden muss. Hierzu müssten die 
Länder entsprechende Kriterien offenlegen, warum eine 
Vor-Ort-Prüfung, die ich im Übrigen für durchaus sinn-
voll halte und die zu einem gleichen oder besseren Er-
gebnis führen kann, nicht möglich ist. Wir lehnen eine 
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Videoüberwachung an sich nicht ab; aber das ist entspre-
chend zu prüfen, und dazu bedarf es der Zuarbeit der 
Länder.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Dann kommt die Frage 11, die eben-

falls die Kollegin Renate Künast gestellt hat:
Welchen Zeitplan verfolgt die Bundesregierung, um die von 

der sogenannten Borchert-Kommission (dem von der Bundes-
regierung eingesetzten Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung) 
erarbeiteten Vorschläge zu prüfen bzw. umzusetzen, und 
stimmt sie den dort getätigten Aussagen zu, wonach die gesell-
schaftliche Akzeptanz der Tierhaltung sowie Umwelterforder-
nisse einen grundlegenden Umbau im Sinne eines deutlich 
höheren Tierschutzniveaus erfordern?

Herr Staatssekretär.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Danke, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Kollegin 
Künast, Ihre Frage beantworte ich wie folgt:

Das Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung hat seine 
Empfehlung am 7. Februar 2020 beschlossen. Darin wird 
ein weitreichender Umbau der Nutztierhaltung vorge-
schlagen. So hält das Kompetenznetzwerk Nutztierhal-
tung eine substanzielle Erhöhung des Tierwohlniveaus 
bei möglichst geringen Umweltwirkungen für unum-
gänglich, um einen gesellschaftlichen Konsens und eine 
nachhaltige wirtschaftliche Perspektive zu erreichen. Da-
für wird ein weitgehender Ausgleich der damit verbunde-
nen Erzeugerkosten in den nächsten 20 Jahren vorge-
schlagen, wofür erhebliche Finanzmittel notwendig 
sind. Die Bereitstellung dieser Mittel setzt einen breiten 
politischen und gesellschaftlichen Konsens voraus.

Die Bundesregierung begrüßt, dass die Diskussion 
über die Grundsatzfrage der Umsetzung der Empfehlung 
im Deutschen Bundestag bereits begonnen hat. Die Bun-
desregierung bereitet auf Basis der Ergebnisse dieser Dis-
kussion Ausschreibungen für eine Machbarkeitsstudie 
und eine Folgenabschätzung vor und wird sich auf EU- 
Ebene, insbesondere während der kommenden deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft, nachdrücklich für mehr Tier-
wohl einsetzen. Die Bundesregierung orientiert sich da-
bei an dem Zeitplan, den das Kompetenznetzwerk vorge-
schlagen hat.

Es ist zutreffend, dass in weiten Teilen der Gesellschaft 
die Akzeptanz für die intensive Nutztierhaltung sinkt. 
Kritisiert werden unter anderem Haltungs- und Trans-
portbedingungen, Umwelteinwirkungen, Züchtungsziele 
und das hohe Leistungsniveau. Mittel- und langfristig 
wird deshalb ein grundlegender Umbau der Nutztierhal-
tung notwendig. Ziel ist es, das Tierwohl deutlich zu ver-
bessern, die Auswirkungen auf die Umwelt deutlich zu 
vermindern und gleichzeitig die wirtschaftliche Grund-
lage für die Betriebe und die Versorgung der Verbraucher 
zu sichern.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Zusatzfrage?

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke. – Herr Staatssekretär, Sie haben jetzt gesagt: 

Die Bundesregierung bereitet die Voraussetzungen für 
eine Ausschreibung vor. – Diese Machbarkeitsstudie 
wird ja, da das wahrscheinlich einen hohen wirtschaft-
lichen Nutzen hat, am Ende EU-weit ausgeschrieben wer-
den müssen. Also dürfen wir getrost davon ausgehen, 
dass es, wenn Sie erst jetzt die Voraussetzungen einer 
Ausschreibung vorbereiten, dieses Jahr allenfalls mit 
der Zuteilung der Machbarkeitsstudie etwas werden 
kann, aber nicht mit dem Ergebnis der Machbarkeitsstu-
die in dieser Legislaturperiode.

Deshalb frage ich Sie: Wollen Sie eigentlich in dieser 
Legislaturperiode noch zu einem Ergebnis und einem Be-
schluss des Deutschen Bundestages an der Stelle kom-
men? Was den Zeitpunkt betrifft: Warum wird die Studie 
überhaupt erst jetzt geplant, auch hinsichtlich der mate-
riellen Beteiligung? Was ist mit der Beteiligung von Ge-
werkschaften, von Sozialverbänden oder gar der Opposi-
tion? Es könnte ja die eine oder andere Fraktion hier in 
der nächsten Wahlperiode mitregieren? Wie wollen Sie 
eigentlich sicherstellen bei dem Zeitablauf, dass das, 
wenn wir jetzt Fakten setzen, auch über die nächste Le-
gislaturperiode trägt und nicht einfach Makulatur wird? 
Das war ja eigentlich eine gute Arbeit.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Das Ergebnis der Borchert-Kommission ist eine gute 
Arbeit; das ist, denke ich, unstreitig. Aber ich habe auch 
dargelegt, dass hier Genauigkeit vor Schnelligkeit geht 
und die Diskussion ja schon begonnen hat. So bereitet 
die Regierungskoalition einen Entschließungsantrag vor. 
Ich habe auch vernommen, dass Ihre Fraktion eventuell 
einen Entschließungsantrag vorbereiten will. Gleichzei-
tig könnte man über eine öffentliche Anhörung nachden-
ken. Also, es gibt da viele Möglichkeiten der parlamenta-
rischen Beteiligung und der Diskussion, genauso wie 
man natürlich auch Verbände, Betriebe, Verbraucher 
etc. in diese Diskussion mit einbinden muss, um nachher 
eine entsprechende Akzeptanz für die ganze Geschichte 
zu erreichen.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
War da noch eine zweite Zusatzfrage? – Frau Künast.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es war ja auch Auftrag der Borchert-Kommission, eine 

freiwillige Kennzeichnung, freiwillige Maßnahmen zu 
beschreiben. Deshalb möchte ich Sie fragen: Wie wollen 
Sie eigentlich sicherstellen, dass in dieser Situation nicht 
nur die bäuerlichen Betriebe, die auf ihre Kunden ausge-
richtet sind, die die Kennzeichnung wollen und für ihre 
Mehrarbeit auch einen finanziellen Ausgleich haben wol-
len, an dieser Geschichte teilnehmen, sondern auch ande-
re Betriebe, die für den Exportmarkt, für den Weltmarkt 
produzieren und munter weiter mit sehr niedrigem Stan-
dard produzieren?

In der Borchert-Kommission war die Zurückhaltung 
groß, die Tierhaltungsstandards in Deutschland oder in 
der Europäischen Union für alle Beteiligten entsprechend 
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anzuheben. Da stehen überall Bedingungen: Man verän-
dert das nur, wenn gleichzeitig für den Mehraufwand 
bezahlt wird. – Ich verstehe noch nicht, wie Sie dafür 
Sorge tragen wollen, dass mit dieser Aktivität für 100 Pro-
zent der Tierhaltung in Deutschland ein höherer Schutz-
standard erreicht wird.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Wir beginnen mit einer freiwilligen Tierwohlkenn-
zeichnung bei Schweinen. Dann kommen hinzu Geflügel, 
Rindfleisch, Milch und Verarbeitungseier. Es ist ja wohl 
so, dass eine verpflichtende Kennzeichnung nur Sinn 
macht, wenn sie europaweit geschieht. Das wäre dann – 
wie auch von der Borchert-Kommission vorgeschlagen – 
der nächste Schritt bis zum Jahr 2025. Wir werden die 
Ratspräsidentschaft nutzen, um für dieses Tierwohlkenn-
zeichen entsprechend zu werben.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Dann kommt jetzt der Kollege Friedrich Ostendorff.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Schönen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Frage zu-
lassen. – Zu dem, was Sie geschildert haben, Herr Staats-
sekretär: Es ist in Ordnung, dass Sie vonseiten des Minis-
teriums eine Machbarkeitsstudie präferieren. Aber wir 
sind hier im parlamentarischen Raum. Sind wir jetzt nicht 
an dem Punkt, an dem ein starkes parlamentarisches Sig-
nal der Einigkeit kommen muss, dass wir den Weg, den 
die Borchert-Kommission vorgibt, gehen wollen? Wie 
wollen Sie das befördern? Herr Borchert selber hat in 
der letzten Woche hier sehr eindrucksvoll – mit 80 Jahren 
sehr imponierend – vorgetragen, dass es jetzt ein starkes 
Signal braucht.

Wir wissen, dass die Branche im Moment in totaler 
Unordnung ist; wir diskutieren das ja gleich anschlie-
ßend. Durch die Ereignisse ist von „Markt“ gar nicht 
mehr zu sprechen. Die Betriebe warten auf ein Signal: 
Wo geht die Reise hin? Wie befördert das Ministerium 
diesen Ansatz? Es sind ja nicht die oppositionellen Kräf-
te, die Widerstand leisten, sondern er geht bis in Ihre 
eigenen Reihen; der Widerstand ist da sehr spürbar. 
Was machen Sie als Ministerium, um das nach vorne zu 
bringen?

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Ich habe gerade angedeutet, dass die Diskussion natür-
lich schon am Laufen ist. Es haben im April ausführliche 
Debatten stattgefunden. Letzte Woche – so jedenfalls 
mein Kenntnisstand – war der Bericht der Borchert-Kom-
mission Thema im Ausschuss. Es werden seitens der 
Koalition Anträge vorbereitet – eventuell auch seitens 
Ihrer Fraktion –, über die man hier debattieren kann. 
Man kann weiterhin das Institut der öffentlichen Anhö-
rung nutzen. Aber das steht natürlich in Ihrem Ermessen, 
und die Regierung bzw. das Ministerium sieht sich nicht 
gehalten, Ihnen, ich sage mal, die Dinge vorzugeben, 
sondern das ist Sache des Parlaments.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Weitere Zusatzfrage?

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatssekretär, danke, dass Sie zum zweiten Mal 

aufgezählt haben, welche Möglichkeiten das Parlament 
hat. Mein Kollege Ostendorff hatte Sie danach gefragt, 
was Ihr Ministerium zu tun gedenkt, um dieses ja hoffent-
lich von Ihnen unterstützte Anliegen nach vorne zu brin-
gen. Was das Parlament tut, wissen wir. Wir wollten wis-
sen, was Sie tun.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Liebe Kollegin, wir haben mehrere Schritte. Wir haben 
für viele Themen, ob das die Ackerbaustrategie ist, ob das 
das Tierwohl in der Nutztierhaltung ist, runde Tische ein-
gerichtet. Wir sind im ständigen Gespräch mit Verbänden 
und Verbrauchern. Glauben Sie mir, wir werden das vo-
ranbringen und Sie natürlich auch in Ihrer Arbeit entspre-
chend unterstützen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Glauben reicht da nicht!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Weitere Fragen hierzu liegen nicht vor.

Dann kommen wir zur Frage 12 der Abgeordneten 
Carina Konrad, FDP:

Plant die Bundesregierung in Abstimmung mit der Borchert- 
Kommission, Änderungen im Baurecht vorzunehmen, um den 
Bau von Ställen für besonders artgerechte Tierhaltung zu för-
dern?

Herr Staatssekretär.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin Konrad, das 
Kompetenznetzwerk weist in seinem an Frau Bundesmi-
nisterin Julia Klöckner übergebenen Papier darauf hin, 
dass für einen Umbau der Nutztierhaltung die umwelt- 
und baurechtlichen Voraussetzungen in Deutschland 
rechtzeitig geschaffen werden sollen, um Landwirtinnen 
und Landwirte bei Investitionen zur Verbesserung des 
Tierwohls in der Nutztierhaltung und zur tierwohlorien-
tierten Modernisierung der Ställe zu unterstützen. Die 
Beratungen werden derzeit hierzu geführt.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Wollen Sie eine Zusatzfrage stellen?

Carina Konrad (FDP):
Ja, vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Staatssekretär 

Feiler, die Borchert-Kommission hat uns in der Tat in der 
letzten Woche im Ausschuss ihre Ergebnisse vorgestellt. 
Herr Borchert sprach von erheblichen Mehrkosten, die 
für die Investitionen nötig sind. Wir haben auch schon 
da zum Ausdruck gebracht, dass wir es sehr problema-
tisch finden, wenn man die Investitionen von der Markt-
entwicklung abkoppelt; das soll aber ausdrücklich ge-
schehen. Herr Borchert selbst hat gesagt, dass er derzeit 
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keine Hinweise darauf sieht, dass die Mehrkosten am 
Markt für die neuen Ställe zu erlösen seien. Wir Freie 
Demokraten hätten gerne gesehen, dass wir das Tier-
wohlkennzeichen, das die Ministerin in Deutschland auf 
freiwilliger Basis einführen möchte, auf europäischer 
Ebene verbindlich für alle vorantreiben, um Marktverzer-
rungen auch hier zu vermeiden.

Sie haben eben schon selbst die EU-Ratspräsident-
schaft in der zweiten Jahreshälfte angesprochen, die jetzt 
natürlich von den aktuellen Entwicklungen um Corona 
überschattet ist. Ich frage Sie: Welche Vorschläge werden 
Sie dort konkret einbringen, um ein europäisches Hal-
tungs- und Tierwohlkennzeichen voranzutreiben?

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Liebe Frau Kollegin Konrad, wenn man die Nutztier-
haltung in Deutschland umbauen will, dann geht das na-
türlich nur unter Beachtung verschiedener Faktoren. Und 
da ist natürlich der Umbau von Stallanlagen zwingend 
erforderlich; da ist auch eine Tierwohlkennzeichnung er-
forderlich. Wir beginnen jetzt mit der freiwilligen, wie 
vorhin schon ausgeführt, und werden jetzt – weil es 
wirklich nur Sinn macht, eine verpflichtende Tierwohl-
kennzeichnung einzuführen, wenn wir das europäisch 
machen; sonst macht es keinen Sinn – die Ratspräsident-
schaft dazu nutzen, um das voranzutreiben. Das war auch 
schon lange, glaube ich, auf der Tagesordnung des euro-
päischen Agrarrats, der ausgefallen ist. Also, wir sind an 
dem Thema dran und werden die zweite Jahreshälfte nut-
zen, um zu versuchen, zu einer Lösung auf europäischer 
Ebene zu kommen.

Carina Konrad (FDP):
Herr Staatssekretär, Sie werden es verstehen, wenn 

Ihre Antworten für mich, aber – was noch viel wichtiger 
ist – für die Landwirte, für die Tierhalter in Deutschland 
sehr unbefriedigend sind. Aktuell ist die Situation so, 
dass jeder neue Stall, der gebaut wird, mehr Tierwohl 
und einen Nutzen für die Tiere bringt.

Aktuell aber werden neue Ställe kaum noch geplant 
und gebaut, weil die Planungssicherheit für die Landwirte 
fehlt, weil keiner weiß, wohin die Reise geht, weil völlig 
unklar ist, wie die Tierhaltung in Deutschland in 10, 15 
oder 20 Jahren aussehen wird. Das sind die Zeiträume, 
die finanziert werden müssen. Deshalb brauchen die 
Landwirte jetzt dringend Klarheit darüber, wie es weiter-
gehen soll. Deswegen frage ich Sie ganz konkret: Was tun 
Sie jetzt aktuell, um die anstehenden Probleme im Bau-
recht zu adressieren und zu lösen?

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Wir brauchen eine Änderung im Baurecht. Das ist un-
bestritten. Hier bin ich voll und ganz Ihrer Meinung. Der 
Abstimmungsprozess dazu läuft gerade.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Eine weitere Nachfrage von Frau Konrad gibt es nicht.

Sie dürfen aber stehen bleiben, da ich nun Frage 13 der 
Abgeordneten Konrad aufrufe:

Plant die Bundesregierung die Einführung einer steuerlichen 
Risikoausgleichsrücklage, um die Landwirte bei einer erneut 
drohenden Dürre zu unterstützen?

Herr Staatssekretär.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Danke, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Kollegin 
Konrad, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: Die Bun-
desregierung beurteilt die Risikoausgleichsrücklage kri-
tisch. Viele Betriebe haben nicht ausreichend liquide Mit-
tel, um eine steuerfreie Rücklage für Katastrophenfälle 
aufzubauen. Daneben wäre eine solche Rücklage streng 
zweckgebunden zu bilden und zu verwenden. Hierdurch 
würden zwangsläufig die Liquidität der Betriebe und de-
ren Finanzierungsspielräume für notwendige Investitio-
nen eingeengt. Die Einhaltung der Bedingungen würde 
einen zusätzlichen Kontroll- und Verwaltungsaufwand 
nach sich ziehen.

Die Bundesregierung hat stattdessen im Jahr 2016 eine 
dreijährige steuerliche Tarifglättung für die Land- und 
Forstwirtschaft auf den Weg gebracht. Damit soll die Be-
steuerung auf Grundlage des durchschnittlichen Gewinns 
über drei Jahre erfolgen. So gleichen sich gute und 
schlechte Jahre aus, und die nachteilige Wirkung der Pro-
gression wird bei schwankenden Gewinnen abgemildert. 
Die Regelung ist im Januar 2020 in Kraft getreten. Die 
Landwirte können die Anwendung jetzt bei ihrem zu-
ständigen Finanzamt beantragen.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Nachfrage?

Carina Konrad (FDP):
Ja, gerne, Herr Präsident. – Ihren Ausführungen ent-

nehme ich, dass Sie für das Problem immer noch nicht 
ausreichend sensibilisiert sind. Sie sorgen sich um die 
Handhabung in den Betrieben. Ich plädiere nach wie 
vor dafür, den Betrieben das Instrument überhaupt erst 
einmal zur Verfügung zu stellen, damit sie es nutzen 
können. Das ist offensichtlich nicht geplant.

Dann stellt sich die Frage: Welche anderen Instrumente 
kann man Landwirten überhaupt noch zur Verfügung 
stellen, um für diese Extremwetterereignisse, die im Zuge 
des Klimawandels zunehmen, vorzusorgen?

Wir sehen gerade in Ostafrika eine Heuschreckenpla-
ge, die uns allen vor Augen führen müsste, dass Deutsch-
land hier als Innovationsstandort, als Technologiestand-
ort eine Verantwortung hat. In der Realität erleben wir 
aber, dass auch bei uns die Produktion und die Entwick-
lung von Pflanzenschutzmitteln rückläufig sind. Wir ha-
ben derzeit 40 zugelassene Insektizide mit 21 Wirkme-
chanismen. Im nächsten Jahr werden davon wieder drei 
wegfallen. Deshalb ganz konkret die Frage: Was tun Sie, 
um diese Blockade zu lösen? Wie können wir mit Inno-
vationen und Technologien wieder an die Vorherrschaft 
kommen?

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 159. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Mai 2020                                                                                                                                                                                                19719 

Carina Konrad 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Zunächst gibt es die Tarifglättung, zu der ich Ausfüh-
rungen gemacht habe. Dann gibt es bereits in der ersten 
Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik ein sogenanntes 
Sicherheitsnetz, aus dem Direktzahlungen, Marktmaß-
nahmen und spezielle Krisenmaßnahmen beglichen wer-
den können. Weiterhin gibt es Ad-hoc-Hilfen. Wie Sie 
wissen, haben wir Anfang des Jahres das Versicherungs-
teuerrecht geändert und den Versicherungsteuersatz für 
diese Fälle von 19 Prozent auf 0,3 Promille gesenkt und 
den Begriff „Dürre“ als eine Schadensursache in das Ver-
sicherungsrecht aufgenommen. Wir sind also auch dort 
tätig geworden. Im Übrigen gibt es bereits jetzt für Land-
wirte im geltenden Steuerrecht die Möglichkeit, entspre-
chende Rücklagen für Investitionen zu bilden, beispiels-
weise die Rücklage nach § 7g EStG.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Weitere Nachfrage?

Carina Konrad (FDP):
Ja. – Ich nehme zur Kenntnis, dass meine Frage zu 

Innovationen bei Pflanzenschutzmitteln nicht beantwor-
tet werden soll.

Deshalb frage ich noch einmal ganz konkret nach: Im 
Bereich der Entwicklung von Pflanzenschutzmitteln in 
Deutschland sind wir in die Hinterhand geraten, weil 
wir Behörden haben, die bei den Zulassungen miteinan-
der um die Meinungsvorherrschaft konkurrieren. Wie 
wollen Sie dieses Dilemma auflösen? Was ist gerade 
aktuell in Planung? Ich habe gerade versucht, am Beispiel 
der Insektizide aufzuzeigen, wo das Dilemma steckt. Es 
fallen immer mehr Wirkstoffe weg. Das engt den Hand-
lungsspielraum ein, und das in einer Zeit, in der die Pro-
bleme auf den Äckern durch die Klimaveränderungen 
größer werden.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Das Thema Pflanzenschutzmittel ist natürlich kom-
plex, daher möchte ich die Frage nicht aus dem Stegreif 
beantworten. Ich schlage Ihnen vor, dass ich Ihnen die 
Antwort schriftlich übermittle.

Carina Konrad (FDP):
Darüber würde ich mich sehr freuen.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Die letzte Frage im Bereich Ernährung und Landwirt-

schaft stellt die Kollegin Filiz Polat, Bündnis 90/Die Grü-
nen. Ich rufe die Frage 14 auf:

Welchen Nachsteuerungsbedarf sieht die Bundesregierung 
bei dem am 2. April 2020 durch die Bundesministerien des 
Innern, für Bau und Heimat (BMI) und Ernährung und Land-
wirtschaft (BMEL) beschlossenen „Konzeptpapier Saisonar-
beiter im Hinblick auf den Gesundheitsschutz [Coronavirus 
(SARS-CoV-2)]“, und wie bewertet sie diesbezüglich die Er-
gebnisse der Agrarministerkonferenz vom 8. Mai 2020?

Herr Staatssekretär.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Kollegin 
Polat, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: Das vom Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft und 
dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
unter Beteiligung des Robert-Koch-Instituts erarbeitete 
Konzept für die Saisonarbeitskräfte ermöglicht unter 
strengen Auflagen die Einreise von bis zu 40 000 aus-
ländischen Saisonarbeitskräften in den Monaten April 
und Mai. Das Konzept wurde vor dem Hintergrund ent-
wickelt, die bis dahin geltende Einreisebeschränkung für 
betroffene Saisonarbeiter unter den darin genannten Vo-
raussetzungen aufzuheben. Ziel dabei ist es, die derzeit 
notwendigen strengen Vorgaben des Infektionsschutzes 
zur Unterbrechung der Infektionsketten mit der Siche-
rung von Ernten und Aussaaten in Einklang zu bringen. 
Die Standards werden fortlaufend weiterentwickelt. Ihr 
Einsatz ist vor dem Hintergrund der örtlich vorliegenden 
Verhältnisse im Einzelfall zu prüfen. Die Einhaltung und 
Kontrolle des Gesundheits- und Arbeitsschutzes obliegt 
verfassungsgemäß den Ländern nach Maßgabe der jewei-
lig geltenden landesrechtlichen Regelungen. Entspre-
chend gelten auch die Sanktionierungsmöglichkeiten 
nach den entsprechenden Quarantäneverordnungen der 
Länder.

Frau Bundesministerin Klöckner hat wiederholt, zu-
letzt im Rahmen der Agrarministerkonferenz, die Länder 
auf ihre Verantwortung hingewiesen und deutlich ge-
macht, dass es nach dem Einreisestopp für ausländische 
Saisonarbeitskräfte der gemeinsame Wunsch – auch der 
Landesminister – war, eine Lösung zu finden. Um die 
Akzeptanz der Bevölkerung für diese Regelung aufrecht-
zuerhalten, sind jetzt die Länder gefragt. Verfassungs-
rechtlich ist es ihre Aufgabe, die Einhaltung der Auflagen 
und eine effektive Kontrolle sicherzustellen.

Im Zuge der Beratungen auf der Agrarministerkonfe-
renz wurde mit den Ländern abgesprochen, dass die Län-
der dem Bund bis Ende Mai Informationen zur Situation 
der Saisonarbeitskräfte in den Bundesländern übermit-
teln.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Nachfrage von Frau Polat?

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Die Missstände sind, 

glaube ich, allen in diesem Hause bekannt. Das betrifft 
nicht nur die Unterbringung, sondern auch den Arbeits-
schutz in dem Bereich, vor allem auch der Werkvertrags-
arbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer, auf die ich jetzt 
nicht im Detail eingehen will.

Letztendlich verweisen Sie wieder auf die Länder und 
darauf, dass die Einreise natürlich auf Druck der Betriebe 
und in Abstimmung mit dem Innenministerium und Frau 
Klöckner erfolgt sei. Daraufhin sei dieses Konzeptpapier 
entstanden. Sie sprechen von strengen Auflagen. Die 
Bundesregierung erteilt in diesem Papier aber keine Auf-
lagen, sondern gibt nur Empfehlungen.
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Deswegen frage ich ganz konkret bezüglich der Qua-
rantänemaßnahmen nach. Erstmalig in der Geschichte 
sprechen wir bei Saisonarbeitskräften von einer „fakti-
schen Quarantäne bei gleichzeitiger Arbeitsmöglichkeit“. 
Nun haben wir heute in der Pressekonferenz des Bundes-
innenministeriums gehört, dass eine Quarantäne für EU- 
Bürgerinnen und EU-Bürger nicht mehr rechtens ist; so 
auch der aktuelle Beschluss des Oberverwaltungsgerichts 
in Niedersachsen. Wie werden das Konzept und auch die 
Musterverordnung für Saisonarbeitskräfte diesbezüglich 
geändert? Und wie stellen Sie insbesondere den Gesund-
heitsschutz bei der Unterbringung sicher, auch in Abstim-
mung mit den Ländern?

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Also, erst einmal wollen wir jetzt das Ergebnis der 
Kontrollen, die in den Ländern durchgeführt worden 
sind, abwarten und sehen, wie sich die Situation in den 
Ländern tatsächlich darstellt, um ein entsprechendes Bild 
von der Unterbringung zu haben. Ich kenne viele Betriebe 
aus meinem Umfeld, wo es keine Sammelunterkünfte 
gibt, sondern wo Zimmer mit maximal zwei Arbeitneh-
merinnen oder Arbeitnehmern belegt sind. Es wird wahr-
scheinlich nicht überall so sein, aber weit verbreitet. Wir 
werden uns das alles genau anschauen, auswerten und 
dann die entsprechenden Schlussfolgerungen daraus zie-
hen.

Zu Ihrer Frage nach der Quarantäne, die wir dort vor-
geschlagen haben: Das war und ist in meinen Augen sinn-
voll, um eine Infektionskette entsprechend zu unterbin-
den. Genauso ist es sinnvoll, die Menschen dort in 
Gruppen arbeiten zu lassen. Es ist aber den Betrieben 
überlassen, wie sie das regeln. Wir werden also abwarten, 
wie die Erfahrungen und die Berichte aus den Ländern 
aussehen.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Weitere Zusatzfrage?

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja. Vielen Dank, Herr Präsident. – Die Frage ist nicht 

beantwortet worden. Wir haben ein Oberverwaltungsge-
richtsurteil, gemäß dem eine pauschale Quarantäne unzu-
lässig ist. Jetzt hat heute Morgen der Bundesinnenminis-
ter erklärt: Die pauschale Quarantäne muss abgeschafft 
werden. – Das wird in der Musterverordnung verankert 
und gilt nur für Einreisen von EU-Bürgerinnen. Wie 
wirkt sich das auf die Saisonarbeitskräfte aus, die aus 
dem EU-Ausland kommen? – Die Frage habe ich gestellt, 
die möchte ich noch beantwortet wissen.

Ansonsten hätte ich noch eine zweite Frage. Auch da-
für, dass wir bei der Einreise massive Missstände gesehen 
haben, sowohl beim Transport in den Flugzeugen als 
auch beim Abtransport von den Flughäfen, ist der Bund 
in Teilen zuständig. Wir haben mit der Änderung des 
Infektionsschutzgesetzes in § 5 Absatz 2 explizit die 
Möglichkeit der Rechtsverordnung durch den Bundesge-
sundheitsminister – in Abstimmung mit den anderen 
Ministerien – geschaffen, sodass er die entsprechenden 
Regelungen konkret verschärfen kann, um den Gesund-

heitsschutz und den Infektionsschutz sicherzustellen. Ist 
von dieser Möglichkeit, eine Rechtsverordnung zu erlas-
sen, Gebrauch gemacht worden?

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft:

Den Ausführungen des Bundesinnenministers ist 
nichts hinzuzufügen:

(Lachen der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Hört! Hört!)

Wenn die Quarantänebeschränkungen aufgehoben wer-
den, dann werden sie aufgehoben. – Gleichwohl ist es 
natürlich aber auch richtig – allein schon aus Gründen 
der Betriebssicherheit –, es den Betrieben zu überlassen, 
entsprechende Vorkehrungen zu treffen, damit sich eine 
Infektion nicht ausbreitet.

Was Ihre Frage oder Ihre Anmerkung zu den Verhält-
nissen bei der Einreise beispielsweise aus Rumänien be-
trifft: Da ist die Bundesregierung sofort tätig geworden, 
hat mit den entsprechenden Behörden vor Ort bzw. der 
rumänischen Regierung Kontakt aufgenommen, und die-
se Zustände wurden auch sofort beseitigt.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich habe nach der Rechtsverordnung gefragt!)

Was die Abholung von den sieben Flughäfen betrifft, 
ist es so, dass es auch dort entsprechende Vorschläge und 
Vorgaben gab, die von den Gesundheitsbehörden vor Ort 
an den Flughäfen zu überwachen waren. Da liegen uns 
derzeit keinerlei Erkenntnisse vor – deswegen ja auch die 
Aufforderung an die Länder, bis zum Ende dieses Monats 
entsprechend über die Lage in den Ländern zu berichten, 
wozu auch die Einreise an den sieben Flughäfen gehört.

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Die Fragestunde ist abgelaufen. Alle 

weiteren Fragen werden nach den Regeln der Geschäfts-
ordnung beantwortet.

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner für die 
Antragsteller hat das Wort der Kollege Friedrich 
Ostendorff, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Coronaexplosion im Westfleisch- 
Schlachthof im Kreis Coesfeld führt uns doch vor Augen, 
was viele lange Zeit nicht sehen wollten: Unser billiges 
Fleisch wird nicht nur auf dem Rücken der Tiere, sondern 
auch auf dem Rücken vieler europäischer Arbeitnehme-
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rinnen und Arbeitnehmer, vor allen Dingen aus Rumä-
nien und Bulgarien, produziert. Unter oft menschenun-
würdigen Bedingungen verrichten sie die harte Arbeit in 
vielen deutschen Schlachthöfen, aber auch auf den Fel-
dern der Gemüse-, Spargel- und Erdbeerbauern. Jetzt 
werden die Arbeiterinnen und Arbeiter auch noch der 
akuten, heftigen Gefahr der Ansteckung mit dem Co-
vid-19-Virus ausgesetzt.

Die Zahlen der letzten Tage sprechen doch für sich: 
270 Infizierte bei Westfleisch in Coesfeld, 25 Prozent 
der Mitarbeiter, Hunderte bei Müller in Birkenfeld, über 
100 auch bei VION in Bad Bramstedt, viele bei West-
fleisch in Oer-Erkenschwick und bei Boeser in 
Schöppingen. Drohen uns Zustände wie in den USA, Zu-
stände, wie sie schon Upton Sinclair 1905 im Roman 
„Der Dschungel“ problematisierte: schonungslose Aus-
beutung von Mensch und Vieh?

Viele Schlachtbetriebe entwickeln sich zu Coronazent-
ren. Seit Jahren unternimmt aber die Bundesregierung 
nichts gegen das Billigfleischsystem, das die Weltmärkte 
überschwemmt, nichts gegen die menschenunwürdige 
Arbeits- und Wohnsituation, nichts gegen die unzurei-
chende Entlohnung, nichts gegen oft über 60 Wochen-
stunden harter Arbeit,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
aber vor allen Dingen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
nichts gegen das Werkvertragsunwesen mit oft sehr zwie-
lichtigen Subunternehmern.

Seit Jahren liegen der Politik Berichte über die unhalt-
baren Zustände in der Schlachtindustrie vor – es wird 
weggesehen und verdrängt –: schlecht bezahlte Akkord-
arbeit am Fließband, dicht an dicht zwischen toten Tieren, 
das oft über mehr als zehn Stunden, oft sechs Tage die 
Woche, über Werkverträge zum Mindestlohn bei Subun-
ternehmern angestellt – so können Schlachthofbetreiber 
sehr schön jegliche Verantwortung von sich weisen. Sie 
betonen ja auch immer wieder gerne, dass sie von den 
Arbeitsverhältnissen in ihren Betrieben gar nichts wissen.

Für die Menschen heißt das: Sammelunterkünfte in oft 
maroden Bruchbuden, drei bis fünf Menschen zusammen 
in einem Zimmer, primitive Gemeinschaftsküchen, ma-
rode sanitäre Anlagen ohne wirksame Kontrollen der 
Kommunen, die hier zuständig sind. Vor der Krise war 
das schon eine Zumutung, jetzt werden die Unterkünfte 
aber auch noch zum Seuchenhotspot.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE])

Zu allem Übel, liebe Kolleginnen und Kollegen, werden 
die oft überteuerten Mieten auch noch zusätzlich von dem 
schmalen Lohn abgezogen. Unentschuldbare, menschen-
verachtende Profitgier – das muss sofort verboten wer-
den, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, es liegt 
doch an Ihnen, diese Zustände sofort zu beenden.

(Zuruf des Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD])

Jetzt ist schnelles Handeln in den Unterkünften und in 
den Betrieben gefordert. Die Zeit des Wegsehens, die Zeit 
des Wegduckens, des Verdrängens muss endlich beendet 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es kann doch nicht sein, was wir erlebt haben – Kolle-
ge Henrichmann ist hier, er hat es auch mitbekommen –: 
dass der Landrat von Coesfeld uns öffentlich vorschlug, 
dass Westfleisch selber entscheiden soll, ob sie den Be-
trieb schließen oder nicht. Soweit wir das bisher verstan-
den haben, ist es doch seine Aufgabe als Landrat, hier zu 
handeln. Er ist derjenige, der es machen muss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Erst das Land NRW zwang ihn zur Umkehr, zwang ihn 
zum Handeln.

Doch was macht Westfleisch? Westfleisch geht zu Ge-
richt und beantragt die Aufhebung der Schließung,

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Das ist 
Rechtsstaat!)

statt sich um die unhaltbaren Zustände zu kümmern, Max 
Straubinger.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da lacht er auch noch!)

Das wäre vielleicht dran gewesen;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

das wäre die erste Aufgabe gewesen. Vielleicht ist es in 
Bayern anders, aber ich sage: Wir müssen diese Zustände 
anfassen – nichts anderes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – 
Stephan Protschka [AfD]: In Bayern ist die 
Welt in Ordnung!)

Herr Bundesarbeitsminister, Ihre Empfehlungen und 
Ihre immer wieder vorgetragene Haltung sind sehr ehren-
wert, aber sie müssen sich endlich in klaren Regeln mit 
Strafbewehrung niederschlagen. Sonst sind sie wirkungs-
los.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Die betroffenen Unternehmen müssen so lange geschlos-
sen bleiben, bis die Einzelunterbringung gewährleistet 
ist. Bei der Arbeit muss ein Mindestabstand von 1,50 Me-
tern eingehalten werden. Das ausbeuterische Billigf-
leischsystem, das europäische Mitbürger schamlos aus-
nutzt, muss sofort beendet werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Stoppen aber auch Sie von der CDU/CSU den Klöck-
ner’schen Spargelhelferpakt mit dem Bundesinnenminis-
ter, der alle Schutzmaßnahmen grob missachtet. Den Be-
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trieben sei gesagt: Stellen Sie die Menschen endlich zu 
angemessenen Tariflöhnen menschenwürdig ein. Das ist 
die Aufgabe – nichts anderes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN und der 
Abg. Susanne Mittag [SPD])

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

CDU/CSU-Fraktion der Kollege Uwe Schummer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Uwe Schummer (CDU/CSU):
Verehrtes Präsidium! Meine lieben Kolleginnen! Liebe 

Kollegen! Es ist in der Tat ein prekärer Arbeitsbereich, 
über den wir heute miteinander diskutieren. Deshalb hat 
ja auch die Bundesregierung beispielsweise mit der Ver-
schärfung der Generalunternehmerhaftung 2017 gehan-
delt. Wir haben beim Zoll das Personal sowie insgesamt 
die Kontrollmechanismen verstärkt.

Es gibt hier natürlich auch den Föderalismus, und ich 
halte den Föderalismus auch für hilfreich, auch in der 
Frage der Kontrolldichte, die wir weiter erhöhen müssen. 
Wenn nämlich die kommunale Ebene beispielsweise für 
den Gesundheitsschutz, für die Unterkünfte zuständig ist 
und die Landesebene – der Zoll, die Landesämter – für 
den Arbeitsschutz, dann kann die eine Ebene die andere 
Ebene, wenn sie nicht funktioniert, antreiben, sodass ein 
Wettbewerb um die Kontrollmechanismen stattfindet und 
nicht ein Wettbewerb im Wegsehen. Das ist der Vorteil 
von Föderalismus, und den sollten wir auch nutzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christoph Hoffmann [FDP])

Aber Voraussetzung ist natürlich, dass diese Kontroll-
ebenen zusammengeführt werden und wie aus einer Hand 
arbeiten, sodass es auch möglich ist, den Datenausgleich 
so zu organisieren, dass jeder von jedem weiß, wo es 
Missstände gibt und wo entsprechende Auffälligkeiten 
festgestellt wurden. Die Pandemie ist wie ein Brennglas: 
Man schaut stärker hin.

Es gab aber auch bereits im Oktober letzten Jahres eine 
Schwerpunktkontrolle in der Fleischwirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen, wo bei 30 Schlachthöfen mit 90 Werk-
vertragsfirmen und 17 000 Beschäftigten 9 000 Verstöße 
festgestellt wurden. Ein Drittel dieser Verstöße waren 
Arbeitszeitverstöße. Ich finde, wenn wir über Digitalisie-
rung in allen Bereichen reden, dann müssen wir beispiels-
weise auch über digitale Zeiterfassung sowohl bei den 
Paketdienstleistern als auch in der Fleischwirtschaft re-
den.

(Beifall des Abg. Hermann Gröhe [CDU/ 
CSU])

Bei Schlachtbetrieben – das hat diese Kontrolle in 
Nordrhein-Westfalen durch Karl-Josef Laumann auch ge-
zeigt –, die mit festangestellten Arbeitnehmern und ohne 
Subunternehmen arbeiten – auch die gibt es –, gab es 
keine Beanstandungen. Beanstandungen gab es dort, wo 
Werkverträge außer Kontrolle geraten. Von daher ist 

„Mehr Mittelstand wagen“ auch ein Stück weit eine gute 
Botschaft für die Fleischwirtschaft. Mit diesem „Geiz ist 
geil“-Motiv aus der Werbung zahlen wir einen hohen 
Preis – die Verbraucher, die Arbeitnehmer, aber letztend-
lich auch die Landwirte, die damit unter Druck gesetzt 
werden.

Die Selbstverpflichtung der Fleischwirtschaft von 
2015, mit weniger Subunternehmen, weniger Werkver-
trägen und mehr Stammbeschäftigten zu arbeiten, hat 
bis heute keine Wirkung gezeigt. Deshalb ist es gut, dass 
wir in den nächsten Wochen miteinander über die Um-
setzung der europäischen Entsenderichtlinie diskutieren 
und sie hier auch eins zu eins verabschieden wollen – 
ohne Abstriche.

(Jutta Krellmann [DIE LINKE]: Da sind wir 
aber gespannt!)

Der Grundsatz der europäischen Entsenderichtlinie 
lautet: gleicher Lohn für gleiche Arbeit und gleiche Ar-
beitskonditionen für die jeweilige gleiche Arbeit.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Keine Märchenstunde!)

Es werden beispielsweise auch Unterkünfte für Wander-
beschäftigte, für Saisonarbeiter entsprechend miteinbe-
zogen. Das sind Unterkünfte für die Arbeitsaufnahme. 
Es sind keine Ferienwohnungen. Zwischen den Unter-
künften, die privat vermietet werden, und denen, die 
Werkswohnungen sind, sehe ich auch keine großen Un-
terschiede. Da müssen wir gemeinsam die Hygienestan-
dards überprüfen, da müssen die Kontrollmechanismen 
funktionieren. Auch das ist Voraussetzung und auch Kon-
sequenz dieser europäischen Entsenderichtlinie.

Es geht um den Schutz der Arbeitnehmer. Es geht in 
der Zeit der Pandemie auch um den Schutz der Bevölke-
rung, um Infektionsketten nicht neu entstehen zu lassen. 
Aber es geht letztendlich auch um den Schutz der Men-
schen in den Herkunftsländern. Wenn die Wanderbe-
schäftigten bzw. die Saisonarbeiter mit Corona infiziert 
nach Rumänien oder nach Bulgarien zurückkehren und 
dort auf ein marodes Gesundheitssystem treffen, dann 
kann dies für viele tödlich sein. Deshalb müssen wir 
konsequent und zeitnah handeln. Die Entsenderichtlinie 
gibt hierzu ein wichtiges Instrumentarium.

Karl-Josef Laumann und die Landesregierung in Nord-
rhein-Westfalen haben schnell gehandelt und die soforti-
ge Schließung des Schlachthofes in Coesfeld angeordnet. 
Es gab die klare Anweisung, die Beschäftigten aller 
Schlachthöfe in Nordrhein-Westfalen zu testen. Das sind 
über 20 000 Menschen. Es war somit die größte Testak-
tion gegen Covid-19 in ganz Deutschland und, ich denke, 
auch ein Vorbild für andere Bundesländer.

Bund und Länder müssen dieses prekäre Arbeitsfeld 
ordnen. Wir wollen Kontrollen wie aus einer Hand si-
cherstellen und die europäische Entsenderichtlinie konse-
quent umsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 159. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Mai 2020                                                                                                                                                                                                19723 

Friedrich Ostendorff 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht für die Fraktion 

der AfD der Kollege Stephan Protschka.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Habe die Ehre, Herr Präsident! Servus, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Gott zum Gruße, liebe Gäste zu Hause 
vor dem Fernseher! Ja, wir alle haben mitbekommen, 
dass die Zahl der Coronainfizierten in den Schlachthöfen 
steigt. An dieser Geschichte sind aber nicht nur die 
Schlachthöfe schuld – die Bösen, so wie es uns die linke 
Seite im Plenum weismachen will –, sondern die Verant-
wortung dafür liegt in erster Linie bei der Bundesregie-
rung.

Warum? Wir erinnern uns: Am 27. März forderte die 
Bundeslandwirtschaftsministerin in einem Schreiben an 
den Kanzleramtschef, dass die Gesundheitsämter in Be-
trieben der Lebensmittelverarbeitung andere Hygiene- 
und Quarantäneregeln anwenden sollen. Dadurch sollten 
bei Coronaausbruch Betriebsschließungen vermieden 
werden, damit die Lebensmittelversorgung aufrechter-
halten werden kann. Sich jetzt darüber zu wundern, dass 
die Schlachthöfe sich an diese Vorgabe gehalten haben, 
ist einfach nur scheinheilig, liebe Grüninnen und Grünen.

(Beifall bei der AfD)

Das ausgerechnet die Grünen diese Aktuelle Stunde 
beantragt haben, ist sehr verwunderlich. Die Grünen be-
jubeln ja bei jeder Gelegenheit die illegale Wirtschafts-
migration.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Ulli Nissen 
[SPD]: Oh Gott! Wie schön, dass das jetzt wie-
der kommt!)

Aber verteufeln Sie jetzt die legale Arbeitsmigration? 
Das mag jetzt verstehen, wer will. Sind Sie jetzt plötzlich 
nicht mehr für die vielgepriesene Arbeitnehmerfreizügig-
keit der EU, die der Herr Ostendorff gerade angesprochen 
hat? Aber falls Sie es noch nicht mitbekommen haben, 
liebe Grüninnen und Grünen: Es gibt auch Schlachthöfe 
im grün-regierten Baden-Württemberg. Kümmern Sie 
sich lieber darum, und halten Sie hier etwas die Füße still!

Warum werden denn überhaupt günstige osteuropäi-
sche Arbeitskräfte in Schlachthöfen, als Erntehelfer, als 
Pflegekräfte, als Bauarbeiter usw. usf. bei uns beschäf-
tigt? Glauben Sie es mir: Ich würde mir wünschen, dass 
es nicht so sein müsste. Aber das sind doch die Früchte 
Ihrer Politik der letzten Jahrzehnte. Und da nehme ich 
alle ins Boot. Das eigentliche Problem ist, dass unsere 
Tierhalter und auch die Schlachthöfe dazu gezwungen 
werden, mit dem niedrigen Weltmarktpreis zu konkurrie-
ren. Sie haben gar keine andere Wahl, als ihre Produktion 
zu erhöhen und dadurch ihre Stückkosten zu senken, um 
wettbewerbsfähig und wirtschaftlich zu bleiben.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Ach Gott! 
Die Ärmsten!)

Die Betriebe müssen also immer größer werden und im-
mer kostengünstiger produzieren. „Wachse oder weiche“ 
heißt die Parole.

Verstärkt wird dieser Konzentrationsprozess durch im-
mer neue Freihandelsabkommen für Lebensmittelbilli-
gimporte wie beispielsweise das Mercosur-Abkommen. 
Dazu verabschieden die Superbürokraten aus Brüssel in 
immer kürzeren Abständen stetig steigende Auflagen für 
die Betriebe. Kleine Betriebe haben bei diesen Kosten-
zwängen ja überhaupt gar keine Chance mehr. Sie, meine 
Damen und Herren der Altparteien, sind verantwortlich 
für diese Fehlentwicklung.

(Beifall bei der AfD)
Wenn Sie jetzt wieder mit neuen Verboten und Auf-

lagen gegensteuern wollen, dann werden Sie damit nur 
erreichen, dass die Tierhaltung, die Schlachtung und die 
Arbeitnehmer ins Ausland abwandern. Dort gelten deut-
lich niedrigere Standards für Arbeitnehmer und bei Um-
welt- und Tierschutz als hier bei uns im Land. Eine hö-
here Importabhängigkeit kann nicht der richtige Weg 
sein, vor allem in Zeiten von Corona.

Wir von der Alternative für Deutschland stehen fest 
hinter dem deutschen Mittelstand.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Fest hinter der 
Arbeitsausbeutung!)

Wir wollen den bäuerlichen Familienbetrieben und 
Schlachtereien eine wirtschaftliche Perspektive bieten 
und werden die dafür nötigen Rahmenbedingungen set-
zen.

Wenn wir eins aus der Lockdown-Krise, die Sie verur-
sacht haben, gelernt haben, dann ist es, dass die Regiona-
lität wichtiger ist denn je. Deshalb haben wir bereits letz-
tes Jahr gefordert, die regionale Landwirtschaft und 
Direktvermarktung zu stärken. Diesen Antrag haben aber 
leider alle Blockparteien hier im Haus abgelehnt.

(Ulli Nissen [SPD]: Zu Recht!)
Darin fordern wir unter anderem auch die Förderung der 
mobilen Schlachtung. Außerdem haben wir den Abbau 
von strengen Zulassungsvorschriften und von hohem Bü-
rokratieaufwand für kleinere Schlachtereien usw. gefor-
dert. Denn es sind ja gerade die kleineren Schlachtereien, 
die die Wertschöpfung und die Arbeitsplätze, die dann 
auch mit Deutschen besetzt werden, in der Region schaf-
fen. Auch aus Tierschutzsicht sind die kleineren 
Schlachtereien zu begrüßen, weil die Tiere beispielsweise 
viel kürzere Strecken zum Schlachter zurücklegen müs-
sen.

Liebe Bundesregierung, setzen Sie sich endlich für 
heimische Familienbetriebe ein, für Tierschutz ein, für 
Umweltschutz ein! Es besteht dringender Handlungsbe-
darf. Nur mit der AfD sind Umweltschutz, Tierschutz und 
Landwirtschaft möglich, meine Damen und Herren.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich wünsche einen schönen Tag. Habe die Ehre!
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(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Als Nächster ergreift das Wort der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil.

(Beifall bei der SPD – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Hütte brennt!)

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Nachrichten von massenhaften Infektionen, die uns aus 
Birkenfeld bei Pforzheim, die uns aus Bad Bramstedt in 
Schleswig-Holstein, die uns jetzt aus Coesfeld und aus 
Oer-Erkenschwick in Nordrhein-Westfalen erreichen, 
sind entsetzlich, sie sind beschämend, und sie sind nicht 
zu tolerieren.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU und der FDP)

Ich finde, dass wir in einer solchen Situation über zwei 
Dinge reden müssen: Wir müssen über Klartext und über 
Verantwortung reden. Ich will auch über die Verantwor-
tung von Unternehmen reden, über die Verantwortung der 
Bundespolitik und der Landespolitik, damit wir in diesem 
Bereich wirklich aufräumen.

Eines ist richtig, liebe Kolleginnen und Kollegen: Es 
hat in den letzten Jahren im Bereich der Fleischindustrie 
immer wieder Gesetzgebung gegeben, auch dieses Hau-
ses – das letzte Mal 2017 –, um Missständen, was Ar-
beits- und Sozialbedingungen betrifft, entgegenzuwirken. 
Es ist das Arbeitnehmer-Entsendegesetz – mit der Gene-
ralunternehmerhaftung für die Einhaltung des Mindest-
lohns und die Abführung der Sozialversicherungsbeiträ-
ge – und vieles andere verschärft worden. Sigmar Gabriel 
und Andrea Nahles haben vielfache Initiativen gestartet. 
Wir haben dann aber immer zwei Dinge erlebt: Zum 
einen gab es mit Teilen der Branche ein Katz-und- 
Maus-Spiel – wenn Regelungen getroffen wurden, hat 
man sich an der einen oder anderen Stelle Umgehungs-
möglichkeiten organisiert –, und zum anderen haben wir 
in parlamentarischen Prozessen immer wieder erlebt – 
lassen Sie uns Klartext reden –, dass Interessengruppen 
versucht haben, klare Regeln, sagen wir mal, zu soften, zu 
verwässern.

Deshalb müssen wir in dieser Situation ernsthaft über 
Folgendes reden:

Zum einen dürfen wir als Gesellschaft nicht weiter 
zugucken, wie Menschen aus Mittel- und Osteuropa in 
dieser Gesellschaft ausgebeutet werden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Christoph Hoffmann 
[FDP])

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ob sie sich 
heute „Beschäftigte“, „Werksvertragler“ oder demnächst 
„Praktikanten“ nennen, sind arbeitende Menschen, die 
ein Recht darauf haben, Arbeitsschutz und Gesundheits-

schutz zu erfahren, wie alle anderen Menschen in dieser 
Gesellschaft auch, egal wo sie herkommen. Das ist nicht 
verhandelbar, und das darf nicht weiter verhandelbar 
sein.

Zum anderen will ich über die gesellschaftliche Di-
mension reden. Man muss sich die Situation in Coesfeld 
einmal vergegenwärtigen: Die Menschen, die Betriebe, 
die Mittelständler in Coesfeld haben sich nach den Be-
schlüssen der Ministerpräsidenten und den neuen Verord-
nungen auf Lockerungen des Lockdowns gefreut, um ihr 
Sozial- und Wirtschaftsleben wieder in Gang zu bringen. 
Und dann gibt es offensichtlich einige, die sich nicht an 
Regeln halten und damit einen ganzen Landkreis, die 
ganze Wirtschaft und die Gesellschaft in Geiselhaft neh-
men. – Auch das ist für unsere Gesellschaft nicht akzepta-
bel, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN und des Abg. Michael 
Theurer [FDP])

Nun will ich sagen, dass es anständige Unternehmer in 
der Fleischwirtschaft gibt. Aber es gibt viel zu viele 
schwarze Schafe. Deshalb ist die erste Verantwortung, 
aus der wir als Staat die Unternehmen nicht entlassen 
dürfen, die unternehmerische Verantwortung für alle Be-
schäftigten.

(Beifall bei der SPD)
Ich sage an dieser Stelle: Es gibt bestehende Arbeits-

schutzregeln. Die sind verbindlich. Die sind einzuhalten. 
Aber die schärfsten Regeln nützen nichts, wenn ihre Ein-
haltung nicht kontrolliert wird. Das ist die Erfahrung, die 
wir machen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN und des Abg. Michael Theurer 
[FDP])

Wir haben auch erlebt, dass die Arbeitsschutzbehör-
den – seien wir offen und ehrlich, reden wir Klartext – 
für viele Bundesländer quasi eine Sparkasse waren, ge-
nauso wie, leider Gottes, die Gesundheitsämter für die 
Kommunen, wo auch viel zu sehr gespart wurde. Das 
heißt, die Kontrolldichte ist in den letzten Jahren runter-
gefahren worden.

Ich habe bereits im Dezember, vor Corona, mit den 
Arbeits- und Sozialministern der Länder vereinbart, dass 
wir bundesweit zu verbindlichen Kontrollquoten im Ar-
beitsschutz kommen. Das heißt: mehr Personal und 
schärfere Kontrollen im Arbeitsschutz. Das werden wir 
gesetzgeberisch umzusetzen haben, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Aber wir müssen weitergehen. Darüber werden wir in 
der Bundesregierung in den nächsten Tagen, bis Montag, 
zu reden haben. Wir haben vereinbart – die Kanzlerin hat 
das vorhin in der Fragestunde deutlich gemacht –, dass 
wir am Montag im sogenannten Coronakabinett tatsäch-
lich zu Maßnahmen kommen werden, die über das Be-
stehende hinausgehen, untergesetzlich, aber durchaus 
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auch gesetzlich. Herr Kollege Schummer, Sie haben es 
angesprochen – ich bin da ganz bei Ihnen; Sie sind dazu 
mit den Ländern im Gespräch, auch mit dem Kollegen 
Laumann –: Diese Art von Subsubsubunternehmertum ist 
die Wurzel des Übels, weil Verantwortung abgewälzt 
wird, weil Arbeitnehmerrechte geschleift werden, weil 
Löhne gedrückt werden. Das führt dazu, dass wir in vie-
len Bereichen Probleme haben, beispielsweise wenn es 
darum geht, Unterkünfte zu kontrollieren. Werksunter-
künfte auf dem Werksgelände kann man kontrollieren, 
auch noch größere andere Unterkünfte, aber wenn irgend-
welche, von dubiosen Subsubsubunternehmern angemie-
tete Privatwohnungen und Garagen – das ist übrigens ein 
profitables Geschäft, das auch mit krimineller Energie 
betrieben wird – zu kontrollieren sind, dann stößt man 
an gesetzliche Grenzen.

Deshalb sage ich in Frageform: Sollten wir uns nicht 
überlegen, wie wir mit dieser Art der sogenannten Werks-
vertragskonstruktion in der fleischverarbeitenden Indust-
rie umgehen, meine Damen und Herren?

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde, diese Diskussion müssen wir miteinander füh-
ren.

Wir werden – sehr sorgfältig – Verantwortung über-
nehmen. Das betrifft aber alle Ebenen. Das betrifft die 
unternehmerische Ebene. Wir wollen eine fleischverar-
beitende Industrie in Deutschland, in der anständige Hy-
gienebedingungen herrschen. Das ist auch im Interesse 
des Tierwohls, aber solche Arbeitsbedingungen sind vor 
allen Dingen im Interesse der Menschen. Wir wollen 
nicht, dass sie um ihr Leben, um ihre Gesundheit fürchten 
müssen. Herr Ostendorff, Sie haben aus Upton Sinclairs 
Buch „Der Dschungel“ zitiert.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gutes Buch!)

Auch ich habe das Buch in meiner Jugend gelesen. Dieses 
Buch hat mich sehr geprägt. Dieser sozialkritische 
Roman über die fleischverarbeitende Industrie in den 
USA vor 90, vor 100 Jahren führte zu einer Riesendebatte 
über diesen Ekel. Er hat übrigens auch politische Konse-
quenzen im Bereich des Arbeitsschutzes begründet.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja!)

Ich sage: Wir dürfen jetzt nicht bei Empörung stehen 
bleiben,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

sondern wir müssen handeln. Das betrifft das unterneh-
merische Handeln, damit die gesamte Branche nicht in 
Verruf kommt. Das betrifft das Handeln des Bundes, der 
den gesetzgeberischen Rahmen nachzuschärfen hat, und 
zwar dem Grunde nach. Und das betrifft die Verantwor-
tung der Länder, die dafür zu sorgen haben, dass beste-
hende Regeln von den Arbeitsschutzbehörden effektiv 
überwacht und kontrolliert werden.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt ist Zeit für Verantwortung auf allen Ebenen. Das, 
meine Damen und Herren, werden wir miteinander zu 
besprechen haben.

Meine Bitte an dieses Haus, an alle Fraktionen, an fast 
alle Fraktionen

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

lautet, es nicht bei der Empörung in dieser Debatte zu 
belassen, sich nicht nur gegenseitig zu bezichtigen, son-
dern gemeinsam Verantwortung zu übernehmen. Ich bitte 
darum, nicht nur Regeln vorzuschlagen, sondern auch 
dafür zu sorgen, dass diese Regeln im parlamentarischen 
Verfahren, wenn wir in die Gesetzgebung gehen, nicht 
verwässert werden, sondern umgesetzt werden. Und ich 
bitte darum, dafür zu sorgen, dass in den Arbeitsschutz-
behörden der Länder genug Personal vorhanden ist, damit 
die bestehenden Regeln durchgesetzt werden können.

Ich sage es noch einmal: Wir haben viel zu verlieren. 
Die bulgarische und die rumänische Regierung haben 
sich an die Bundesrepublik Deutschland gewandt, die 
EU-Kommission auch. Wir sind ein Land von hoher so-
zialstaatlicher Qualität. Wir sind ein Land, auf das wir 
gemeinsam in vielerlei Hinsicht stolz sein können. Aber 
wir müssen aufhören, das, was in dieser Gesellschaft 
nicht in Ordnung ist, schönzureden. Ich sage es noch 
mal an dieser Stelle: Es ist Zeit für Klartext und Verant-
wortung. Wir müssen und wir werden mit diesen Ver-
hältnissen aufräumen.

Ich bitte Sie als Arbeitsminister parteiübergreifend um 
Unterstützung, weil ich mir lebhaft vorstellen kann, was 
jetzt passiert. Alle rufen: „Die waren es! Die waren es! 
Die waren es!“, und alle sagen: Da müssen wir etwas tun. 
Dann gibt es Vorschläge, und dann kommen die Interes-
sengruppen. – Ich finde, an dieser Stelle geht das Ge-
meinwohl vor. Das ist unsere Aufgabe, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

FDP der Kollege Carl-Julius Cronenberg.

(Beifall bei der FDP)

Carl-Julius Cronenberg (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Jetzt 

haben wir Coronainfektionsgeschehnisse von der Ostsee 
bis zum Schwarzwald, als ob wir nicht schon genug Pro-
bleme in der Fleischindustrie gehabt hätten. Da, wo viel 
Mist ist, kommt meistens noch mehr Mist dazu. Das hat 
oft damit zu tun, dass die, die den Mist nicht haben wol-
len, wegschauen und die, die den Mist verzapfen, genau 
das spüren. Schwache Rechtsdurchsetzung oder gar still-
schweigende Akzeptanz führt zu Zuständen wie jetzt in 
der Fleischindustrie. Ja, diese Zustände sind unhaltbar.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
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Aber denen, die sich jetzt laut empören, sage ich auch: 
Sie haben es seit Jahren gewusst. – So hat die Einführung 
der Nachunternehmerhaftung für Sozialversicherungs-
beiträge aus dem Jahr 2017 wenig Verbesserung ge-
bracht, und wenn, dann eher für die Sozialversicherungs-
träger als für die Beschäftigten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Deshalb ist es jetzt umso wichtiger, dass wir uns nicht 
nur en détail mit den einzelnen Ausprägungen des Skan-
dals befassen – es ist angesprochen worden: mangelnde 
Hygiene, Verstöße gegen Arbeitszeit- und Arbeitsschutz-
regelungen sowie

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Besser nicht regieren als falsch regie-
ren, was?)

gegen den Mindestlohn, missbräuchliche Lohnkürzungen 
usw. usf. –, sondern eben auch akzeptieren, dass der Staat 
offensichtlich nur unzureichend oder überhaupt nicht in 
der Lage ist, dieser Zustände mit den gegebenen Instru-
menten Herr zu werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Um es deutlich zu sagen: Wir haben kein Rechtssetzungs-
problem, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben ein 
Rechtsdurchsetzungsproblem.

(Beifall bei der FDP)

Es ist richtig, dass wir uns hier und heute mit den 
Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie befassen. 
Falsch wäre es, jetzt nur nach neuen Gesetzen und Ver-
boten zu rufen.

Die Pressestatements der vergangenen Tage lassen al-
lerdings anderes befürchten. Für die einen ist allein der 
Werkvertragsunternehmer schuld. Also weg mit Werk-
verträgen! Für die anderen sind die Löhne zu niedrig. 
Also hoch mit dem Mindestlohn!

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Für die Nächsten ist die mangelnde Kontrolle schuld. 
Also her mit 5 000 neuen Stellen beim Zoll! Für wen 
die Ausländer schuld sein werden, muss ich, glaube ich, 
niemandem verraten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich finde, alle diese 
pauschalen Forderungen werden nicht dadurch richtiger, 
dass sie lauter oder öfter vorgetragen werden. Vielmehr 
geht es jetzt darum, zielgenaue Lösungsvorschläge in die 
Debatte einzubringen. So hat bereits im November 2019, 
also lange vor Corona, auf Initiative des schleswig-hol-
steinischen Sozialministers Heiner Garg von der FDP der 
Bundesrat die Bundesregierung aufgefordert, bestehende 
Regelungslücken zu schließen. Diese Punkte rufe ich 
gerne in Erinnerung, lieber Minister Heil:

Erstens. Erweitern Sie den Geltungsbereich für den 
betrieblichen Arbeitsschutz auf alle Beschäftigten in 
den Schlacht- und Zerlegungsbetrieben, also auch auf 
die Werkvertragsnehmer!

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Zweitens. Sorgen Sie dafür, dass privat angemietete 
Unterkünfte für Beschäftigte den Anforderungen der Ar-
beitsstättenrichtlinie unterworfen werden! Das können 
Sie herbeiführen.

(Beifall bei der FDP)
Drittens. Führen Sie eine verpflichtende digitale Zeit-

erfassung in der Fleischindustrie ein! Einfacher geht es 
gar nicht. Nehmen Sie § 6 GSA Fleisch, fügen Sie das 
Wort „digital“ vor „aufzuzeichnen“ ein, und fertig ist die 
Laube!

(Beifall bei der FDP)
Ohne Kontrollen wird es trotzdem nicht gehen. Bevor 

Sie aber Gott und die Welt in Bewegung setzen: Bringen 
Sie Ordnung in das Zuständigkeitswirrwarr! Arbeits-
schutz ist Ländersache, für privat gemietete Unterkünfte 
sind die kommunalen Ordnungsämter zuständig, um die 
Arbeitssicherheit kümmert sich die Berufsgenossen-
schaft, und zu guter Letzt achtet der Zoll mit seiner Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit auf die Einhaltung des Min-
destlohns.

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP])
Mit Verlaub: Mit den aktuellen Strukturen werden 

Ihnen die schwarzen Schafe in der Branche immer einen 
Schritt voraus sein. Gerade der Föderalismus, lieber Kol-
lege Schummer, braucht ein koordiniertes Vorgehen.

Bilden Sie also eine Taskforce Fleisch! Lassen Sie sich 
die Daten der Werkvertragsunternehmer und ihrer Be-
schäftigten übermitteln! Nutzen Sie Künstliche-Intelli-
genz-Systeme zur Analyse von Daten, um Missbrauchs-
muster zu erkennen! So schaffen Sie eine wirksame 
Kontrolle.

(Beifall bei der FDP)
Die Branche steht – auch das sei gesagt – unter einem 

enormen Preis- und Kostendruck. Ich muss sagen: Es 
geht leider oft nur um Arbeitskosten pro Schnitzel. Viele 
Endverbraucher – nach meinem persönlichen Geschmack 
sogar zu viele – sind sehr, sehr preissensibel.

Von einer vollständigen Verlagerung von Schlachtung 
und Weiterverarbeitung ins Ausland – Sie haben es ange-
sprochen – rate ich allerdings auch ab. Das liegt weder im 
Interesse der landwirtschaftlichen Betriebe, noch wird es 
dem Verbraucherinteresse an Angebotsvielfalt gerecht.

Wir stehen zu fairem Wettbewerb zum Vorteil der Ver-
braucher. Deshalb plädieren wir für Augenmaß und Kon-
sequenz statt Vorgehen mit der Brechstange.

Alle Beschäftigten in der Fleischbranche – ohne Aus-
nahme – haben Anspruch auf faire Löhne und Arbeits-
bedingungen. Genauso haben die anständigen Betriebe – 
auch das ist angesprochen worden – und das Fleischer-
handwerk Anspruch darauf, dass Recht und Gesetz un-
eingeschränkt für alle gelten. Es darf nicht sein, dass am 
Ende die Ehrlichen die Dummen sind.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin in der Debatte ist für 

die Fraktion Die Linke die Kollegin Jutta Krellmann.

(Beifall bei der LINKEN)

Jutta Krellmann (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als Gewerkschaftssekretärin kenne ich natür-
lich viele Betriebe. In der Fleischindustrie waren die Ar-
beitsbedingungen schon immer sehr, sehr hart und oft-
mals an der Grenze des Zulässigen. Covid-19 hat die 
Zustände wie mit einem Brennglas verschärft. Der Skan-
dal ist jetzt über die Medien wieder nach oben gepuscht 
worden, und ich hoffe, dass er im Bewusstsein der Men-
schen bleibt.

(Beifall bei der LINKEN)
Was sind die Ursachen? In der Fleischindustrie gibt es 

einen gnadenlosen Preiskampf, der auf dem Rücken der 
Beschäftigten und der Tiere ausgetragen wird. Hier lebt 
der Kapitalismus seine Profitgier in vollen Zügen richtig 
aus. Die Arbeit im Schlachthof ist körperlich schwer und 
oftmals monoton. Die Löhne sind extrem niedrig. Es sind 
hauptsächlich entsandte Arbeitnehmer aus Rumänien 
oder Bulgarien mit ausländischem Arbeitsvertrag, die, 
um überhaupt Geld zum Leben für ihre Familien zu ver-
dienen, unter diesen schlimmen Bedingungen arbeiten 
und leben müssen. Sie werden mit Werkverträgen und 
niedrigen Löhnen abgespeist. Sogenannte Subunterneh-
mer bieten Leiharbeiter an, und so sind diese miserablen 
Arbeits- und Entlohnungsbedingungen die Regel. Circa 
85 Prozent der Beschäftigten in den Schlachthöfen arbei-
ten auf Werkvertragsbasis. Das alles hat mit Menschen-
würde so viel zu tun wie Edelstahl mit Diebstahl, nämlich 
nichts.

(Beifall bei der LINKEN)
Das Entscheidende ist, dass diese Zustände auch schon 

vor dieser Pandemie bekannt waren, und diese Regierung 
tat leider nichts, lieber Hubertus Heil.

Ans Tageslicht kommt nun, dass Menschen oftmals 
zusammengepfercht mit 20 Leuten in einem Raum in 
miserablen Massenunterkünften wohnen und dafür teil-
weise auch noch zahlen müssen.

Vor fünf Jahren wurde in der Branche eine Selbstver-
pflichtung aller Unternehmen über Löhne und Arbeits-
bedingungen vereinbart. Aus heutiger Sicht war das eine 
echte Nullnummer.

(Beifall bei der LINKEN)
Arbeitszeitverstöße und Lohnbetrug finden einfach trotz-
dem statt. Zur Unterbringung ist in dieser Selbstver-
pflichtung überhaupt nichts geregelt, und genau das rächt 
sich heute. Sie müssen mir sagen, wie die Einhaltung von 
Hygieneregeln und Abstandsregeln dort überhaupt mög-
lich sein soll. Mit diesen skandalösen Bedingungen muss 
endlich Schluss sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Sofortmaßnahmen der Länder und der Bundesre-
gierung waren okay. Die Probleme in der Fleischwirt-
schaft sind aber grundsätzlicher. Verdeutlichen möchte 
ich dies an zwei Beispielen:

Erstens. Während die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
2008 826 Arbeitgeber in der Fleischindustrie überprüft 
hat, waren es 2018 nur noch 332.

Zweitens. Arbeitsschutzkontrollen in Betrieben finden 
durchschnittlich nur noch alle 25 Jahre statt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Unfass-
bar!)

Das ist ein Freibrief für schwarze Schafe. Als Gesetz-
geber nicht zu handeln, obwohl die Probleme bekannt 
sind, grenzt an Körperverletzung.

Die Linke schließt sich den Forderungen der zuständi-
gen Gewerkschaft NGG an. Fünf Sofortmaßnahmen sind 
nötig: erstens das Verbot von Werkverträgen im Kernbe-
reich der unternehmerischen Tätigkeit,

(Beifall bei der LINKEN)
zweitens Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Arbeits- 
und Gesundheitsschutz,

(Beifall bei der LINKEN)
drittens klare Regeln für Unterkünfte, viertens eine Be-
grenzung der Unterkunftskosten und fünftens ein 
brancheneinheitlicher Mindestlohn.

(Beifall bei der LINKEN)
Arbeits- und Gesundheitsschutz können nicht alleine 

den Unternehmen überlassen bleiben. Lieber Hubertus 
Heil, wir werden uns genau anschauen, was die Regie-
rung vorhat.

Es gab schon so viele Ankündigungen. Deswegen wer-
den wir als Opposition unsere Möglichkeiten nutzen, das 
scharf zu überwachen, damit das Kind nicht wieder auf 
Kosten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den 
Brunnen fällt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner für die Fraktion der 

CDU/CSU ist der Kollege Dr. Matthias Zimmer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Matthias Zimmer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Man muss 

in diesen Tagen nicht an Upton Sinclairs Beschreibung 
der Schlachthöfe von Chicago denken, damit einem der 
Appetit vergeht. In Hessen ist vor einigen Monaten we-
gen unhaltbarer hygienischer Zustände ein Unternehmen 
der Fleischindustrie geschlossen worden, in NRW nun 
das: Bedingt durch Arbeits- und Unterbringungsbedin-
gungen ist ein Coronahotspot entstanden. Die Liste der 
Sauereien in dieser Industrie lässt sich fortsetzen. Manch-
mal habe ich den natürlich völlig unzutreffenden Ein-
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druck: Die Schweine sind nicht nur die, die geschlachtet 
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wem hier, meine Damen und Herren, der Appetit nicht 
vergeht, dem dürfte auch sonst alles egal sein. Ich bin 
kein Vegetarier und weiß sehr wohl, dass Wurst und der 
Braten nicht dadurch entstehen, dass die Tiere zu Tode 
gestreichelt werden. Ich weiß aber auch: Wenn ich mich 
zu Hause mit Metzgermeistern unterhalte, mit den an-
ständigen Vertretern des Fleischerhandwerkes, dann wird 
in ihrer Arbeit ein Ethos deutlich, das ich bei den schwar-
zen Schafen in der Branche schmerzlich vermisse. In 
meiner Heimatstadt Frankfurt gab es über 600 Jahre lang 
einen kommunalen Schlachthof. Er wurde 1989 ge-
schlossen, weil es damals als Ausweis gesellschaftlichen 
Fortschritts galt. Schließlich kann der Markt fast alles 
besser. Mittlerweile gibt es eine leise Nostalgie. Waren 
nicht im alten Schlachthof die Arbeitsbedingungen 
besser, auch die hygienischen Bedingungen? Vor allem 
aber – so fragt der Metzgermeister meines Vertrauens – 
ist es nicht besser, regionale Strukturen zu haben? Ent-
spricht es nicht eher dem heutigen Denken, die Schnitt-
stelle von Erzeugung und Verbrauch möglichst wohnort-
nah zu organisieren und nicht geografisch zu strecken?

Ist denn – so möchte man fortfahren – das, was wir 
jetzt vorfinden, mit der Idee des staatlichen Schutzauf-
trags für Tiere noch vereinbar, mit der Idee der christ-
lichen Mitgeschöpflichkeit? Sicherlich, Gottes Auftrag 
aus der Bibel lautet: „Macht euch die Erde untertan.“ 
Aber war da nicht die treuhänderische, fürsorgliche Di-
mension mit eingeschlossen, die so wenig vereinbar 
scheint mit der industriellen Erzeugung und Vernichtung 
tierischen Lebens? Was hätten die biblischen Künder zu 
diesem Umgang mit dem tierischen Leben gesagt, ange-
fangen vom unsäglichen Kükenschreddern bis zu dem 
Prozess der Fleischerzeugung unter fragwürdigsten Be-
dingungen?

Ich gestehe: Je mehr ich darüber nachdenke, desto 
größer wird die Versuchung, aus diesem System – kon-
kret: aus dem Schweinesystem – durch Verweigerung 
auszusteigen. Das wäre eine sehr individuelle Entschei-
dung. Aber wir sind hier als Gesetzgeber gefragt. Das 
waren wir bereits vor einigen Jahren, als wir das Gesetz 
zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleisch-
industrie verabschiedet haben. Wir sehen heute: Die 
Branche hat nichts verstanden. Man solle die Branche 
nicht unter Generalverdacht stellen, hat dieser Tage einer 
der Vertreter dieser Unternehmen gesagt. Ich denke aber, 
doch. Wir sollten die Hoffnung nicht über die Erfahrung 
stellen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der SPD und des Abg. 
Dr. Christoph Hoffmann [FDP])

Ich persönlich glaube, dass wir noch einmal gesetzge-
berisch tätig werden sollten.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nicht nur einmal! – Ulli Nissen [SPD]: Tätig 
werden müssen!)

– Ja, in der Tat, tätig werden müssen. – Es kann nicht 
angehen, dass das Instrument des Werkvertrags hier so 
missbräuchlich eingesetzt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wenn festangestellte Mitarbeiter nur noch in Randberei-
chen der geschäftlichen Aktivität zu finden sind, ist etwas 
faul. Arbeit in Schlachthöfen darf es nur noch im Rahmen 
einer Festanstellung geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Das System mit osteuropäischen Arbeitskräften, die über 
Werkverträge angestellt sind, stinkt zum Himmel und 
muss beendet werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir müssen auch erheblich 
dichter kontrollieren. Fleisch darf nicht krank machen, 
weder über die Produktionsbedingungen noch über die 
Arbeitsbedingungen und auch nicht über die Wohnbedin-
gungen. Wir sind nicht im Manchesterkapitalismus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich füge hinzu: Ich bin dem Kollegen Cronenberg für 
seine sehr nachdenklich stimmende Rede und die vielen 
Vorschläge, die er gemacht hat, ausgesprochen dankbar. 
Ich freue mich auf die Diskussion dazu im Ausschuss. Ich 
finde, das war ein sehr wertvoller Beitrag.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ich wünsche mir, dass wir 
auch hier im Deutschen Bundestag die notwendigen 
Mehrheiten finden. Denn es ist ja richtig: Kluge Men-
schen suchen für ein Problem eine Lösung, weniger kluge 
suchen einen Schuldigen, gelle, Herr Protschka?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP – Stephan 
Protschka [AfD]: Eine Lösung hatte ich am 
Schluss! Ihr müsst aufpassen!)

Als persönliche Konsequenz, meine Damen und Her-
ren, werde ich jedenfalls heute einmal etwas ausprobie-
ren. Man sagt nämlich, vegetarisches Mett sei gar nicht so 
schlecht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner für die Fraktion der 

AfD ist der Kollege René Springer.
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(Beifall bei der AfD – Stephan Protschka 
[AfD]: Guter Mann!)

René Springer (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! In einigen Schlachtbetrieben in Niedersachsen sind 
bis zu 50 Prozent der Mitarbeiter erkrankt, aber nicht an 
Covid-19, sondern an Tuberkulose, und auch nicht in den 
letzten Wochen, sondern schon 2018. Das Problem 
gesundheitsgefährdender Arbeitsbedingungen in der 
Fleischindustrie ist also kein neues Problem, und der 
Bundesregierung ist es seit Jahren bekannt. Bei allem 
Respekt, Herr Minister Heil, da hilft dann hier vorne auch 
kein betroffenes Gesicht mehr aus der Patsche.

(Beifall bei der AfD)
In den vergangenen Jahren haben sich sogar unsere 

Nachbarländer Belgien, Frankreich und Dänemark kri-
tisch zu unseren, in Deutschland vorherrschenden Lohn- 
und Arbeitsbedingungen in der Schlachtbranche ge-
äußert. Das sagt nicht irgendwer; das sagt das Bundes-
arbeitsministerium in seiner Antwort auf eine Kleine An-
frage aus dem Jahr 2017. Der aktuelle Coronaausbruch in 
Betrieben der fleischverarbeitenden Industrie ist daher 
nur die Folge eines permanenten Versagens dieser Bun-
desregierung.

(Beifall bei der AfD)
Seit Jahren werden Arbeitskräfte besonders aus dem 

EU-Ausland in deutschen Schlachtbetrieben ausgebeutet. 
Sie müssen unter teilweise menschenunwürdigen und ge-
sundheitsgefährdenden Umständen leben und arbeiten. 
Das ist – so hat es ein Pastor kürzlich bei einer Demo in 
Coesfeld zum Ausdruck gebracht – nichts anderes als 
moderne Sklaverei.

(Beifall bei der AfD)
Abertausende Solo-Selbstständige – vorwiegend aus Ost-
europa – werden mit fragwürdigen Werkverträgen zu 
Billiglöhnen beschäftigt. Damit werden dem Staat nicht 
nur Millionen an Sozialabgaben entzogen, sondern auch 
Arbeitskräfte aus dem In- und Ausland entlang der Lohn-
grenze gegeneinander ausgespielt. Arbeitnehmer in der 
Fleischindustrie verdienen heute rund 36 Prozent weniger 
als in der Gesamtwirtschaft. Stellen Sie sich vor, Sie 
hätten ein Drittel weniger in der Tasche.

Woher kommen die niedrigen Löhne? Vielleicht hängt 
es damit zusammen, dass die Zahl der deutschen Arbeits-
kräfte in der Fleischverarbeitung in den letzten zehn Jah-
ren um 20 Prozent gesunken, während die Zahl der aus-
ländischen Arbeitskräfte um über 270 Prozent gestiegen 
ist. Für diese zumeist osteuropäischen Arbeitskräfte rech-
net sich ein ausbeuterisches Arbeitsverhältnis leider häu-
fig, nicht nur weil sie Miete sparen, indem sie sich in 
Sammelunterkünften einpferchen lassen, sondern auch 
weil sie in Deutschland Anspruch auf Kindergeld haben

(Ulli Nissen [SPD]: Das musste ja wieder kom-
men! – Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Unterirdisch!)

und aufstockende Leistungen, Hartz IV. In der Summe 
ergibt es ein Einkommen, das weit über dem liegt, das 

die Menschen in ihrem Heimatland zur Verfügung hätten. 
Durch die Freizügigkeit innerhalb der Europäischen 
Union und das konsequente Wegschauen der Bundesre-
gierung wird diese Form der Selbstausbeutung überhaupt 
erst ermöglicht und werden die Löhne noch weiter ge-
drückt. Und der Steuerzahler – und das ist die Idiotie an 
der ganzen Sache – subventioniert diese neue Form der 
Sklaverei auch noch mit Sozialleistungen.

(Beifall bei der AfD)

Das muss dieses soziale Europa sein, von dem Sie 
immer reden, auch Sie, Herr Heil. Sie reden von einem 
sozialen Europa, meinen aber die Auflösung national-
staatlicher Souveränität in einem EU-Superstaat auf 
dem Rücken der Beschäftigten. Dafür dulden Sie, Herr 
Minister, dafür duldet die Bundesregierung, auch der 
überwiegende Teil hier im Parlament, alles, was billig 
ist, nicht nur in der Fleischindustrie. Schon seit Jahren 
sehen wir die gleiche Praxis mieser Arbeitsbedingungen 
und mieser Löhne in der Landwirtschaft, im Sicherheits-
gewerbe, im Baugewerbe und auch in der Paketbranche. 
Wir alle erinnern uns noch gut an die Debatte, die wir zu 
Weihnachten dazu geführt haben.

Dabei liegen die Lösungen, die im Interesse aller sind, 
doch auf der Hand. Zunächst mal darf es keine Billigim-
porte, kein Billigfleisch aus dem Ausland geben.

(Beifall bei der AfD)

Wir müssen über die sinnvolle Gestaltung der Globalisie-
rung durch Begrenzung der EU-Freizügigkeit nachden-
ken. Wir müssen die Landwirtschaft regionalisieren, und 
wir brauchen stärkere und engmaschigere Kontrollen der 
Betriebe durch staatliche Behörden nicht nur auf Bundes-
ebene, sondern auch dort, wo die Verantwortlichkeiten 
liegen, bei Ländern und Kommunen.

Wenn 80 Prozent der Beschäftigten in der Fleischin-
dustrie einen Werkvertrag haben, also selbstständig sind, 
dann muss man sich fragen, ob dieses Instrument in die-
ser Branche nicht verboten gehört.

Machen wir uns nichts vor: Schlussendlich wird es 
faire Arbeitsbedingungen und faire Löhne auch nur dann 
geben, wenn die Produkte einen gerechten Preis haben. 
Das ist eine Sache, bei der sich jeder an seine eigene Nase 
packen muss.

Lohndumping und schlechte Arbeitsbedingungen las-
sen sich verhindern, nicht mit Worten, sondern mit Taten. 
Herr Heil, oft wurden Taten angekündigt, diesmal wieder. 
Räumen Sie endlich auf!

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin in dieser Debatte ist 

für die Fraktion der SPD die Kollegin Katja Mast.

(Beifall bei der SPD)
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Katja Mast (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! 800 Coronainfizierte gibt es in der Fleischin-
dustrie in Deutschland. Ich habe die aktuellen Zahlen 
noch mal recherchiert: ungefähr 400, davon einige schon 
wieder geheilt, in Birkenfeld bei Müller Fleisch, in mei-
nem Wahlkreis in Pforzheim, weitere noch in Bad Bram-
stedt in Schleswig-Holstein, in Coesfeld in Nordrhein- 
Westfalen. Und jeder einzelne und jede einzelne Infizier-
te ist einer bzw. eine zu viel.

(Beifall bei der SPD)
Die Coronapandemie macht eines deutlich: Sie richtet 

den Scheinwerfer darauf und ermöglicht diese Debatte. 
Ich bin den Grünen ausdrücklich dankbar für die Bean-
tragung dieser Aktuellen Stunde, weil sie auch ermög-
licht, dass wir uns gemeinsam vergewissern, wo wir ste-
hen und wo wir in dieser Debatte vielleicht auch nicht 
stehen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und wo wir hinmüssen vor allem!)

– Ja, und wo wir hinmüssen; das gehört ja am Ende des 
Tages dazu.

Mir ist das wichtig, was Minister Heil als Verantwor-
tung bezeichnet hat; ich bezeichne es immer als Ge-
schäftsmodell. Das Geschäftsmodell der Fleischindustrie, 
und zwar das der gesamten Industrie – deshalb haben wir 
nämlich schon drei solche Pandemiefälle in Deutschland; 
es sind nicht einzelne Akteure; es ist ein System –, bein-
haltet: wenig eigene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
und einen Riesenlöwenanteil von Menschen aus Südost-
europa, die unter extremen Bedingungen, extremen Un-
terkunftsbedingungen und Transportbedingungen, dort 
täglich schuften.

Deshalb geht es mir auch in dieser Debatte um die 
Frage: Wer hat hier eigentlich im Sinne des Ge-
meinwohls, im Sinne eines Arbeitsschutzes für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und Beschäftigte die 
Verantwortung? Die Verantwortung liegt bei der Fleisch-
industrie, Kolleginnen und Kollegen, als Alleralleraller-
erstes,

(Beifall bei der SPD)
bei den Unternehmerinnen und Unternehmern, und zwar 
für die ganze Kette der Beschäftigten.

Was hier stattfindet, ist, dass man auf Subunternehmen 
verschiebt, auf Subsubunternehmen, auf Vermieterinnen 
und Vermieter, auf die Behörden, die angeblich nicht 
ordentlich kontrollieren, und alles Mögliche. Es geht da-
rum: Die Verantwortung für diese Infektionsfälle liegt bei 
den Unternehmerinnen und Unternehmern, und es ist mir 
ganz wichtig, dass wir da gemeinsam klar haben, dass es 
darum in dieser Debatte geht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Natürlich ist es unerträglich – und ich glaube, für jeden 
Menschen, der das Herz am richtigen Fleck hat, muss es 
unerträglich sein –, dass mitten unter uns Menschen le-
ben, die sich Matratzen in Unterkünften teilen, dafür Geld 

abgezogen bekommen, Arbeitszeiten haben, die weit 
über einen Zwölfstundentag hinausgehen, und oft sechs 
oder sieben Tage die Woche arbeiten. Das ist nicht überall 
der Fall. Aber es gibt doch verdammt viele Berichte darü-
ber, die sich in diesem Bereich häufen, und deshalb müs-
sen wir handeln.

Jetzt ist mir aber als sozialdemokratische Bundestags-
abgeordnete wichtig, dass hier nicht so der Slang rein-
kommt, wir hätten noch nie was getan. Wir haben mit 
unserer Arbeitsministerin Andrea Nahles den Mindest-
lohn durchgesetzt, übrigens mit vielen Stimmen hier aus 
dem Haus, die damals nicht mit in der Regierung waren. 
Wir haben Werkverträge und Leiharbeit reguliert, wenn 
auch, wie wir immer wieder merken, leider nicht genug. 
Die Mehrheiten waren nun mal so, wie sie waren. Aber 
wir haben etwas getan.

Weil ich weiß, dass er auch zuschaut, will ich aus-
drücklich Karl Schiewerling für das gemeinsame Enga-
gement danken, aufgrund dessen wir 2017 gemeinsam in 
der Koalition die Voraussetzungen für die Fleischwirt-
schaft massiv verschärft haben. Wir haben das Messer-
geld abgeschafft,

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
wir haben die Arbeitszeitdokumentation verschärft, und 
wir haben die Generalunternehmerhaftung bewirkt, und 
jetzt wissen wir: Wir müssen noch mehr tun.

Mir ist aber auch Folgendes wichtig, und deshalb will 
ich noch mal meine Kolleginnen und Kollegen von den 
Grünen anschauen – nach mir spricht ja auch Beate 
Müller-Gemmeke aus dem gleichen Bundesland wie 
ich –: Ich bin in Pforzheim Abgeordnete, und ich beschäf-
tige mich – seit Ostern täglich mehrere Stunden, auch 
davor übrigens schon, viele Jahre – mit den Arbeitsbe-
dingungen in der Fleischwirtschaft. 2013 waren bei mir 
im Wahlkreis ungarische Werkverträgler, die kein Geld 
gekriegt haben, die vor der Firma kampiert haben. Ich bin 
wirklich bewegt, betroffen, dass ich kein einziges Wort zu 
diesem Thema von einem Mitglied der Landesregierung 
in Baden-Württemberg höre.

(Ulli Nissen [SPD]: Hört! Hört!)
Das heißt nicht, dass ich Schwarze Peter hin- und her-
schieben will. Ich finde aber, zur Wahrheit in der Debatte 
gehört auch, dass wir eine Haltungs- und eine Zukunfts-
debatte nicht nur im Deutschen Bundestag brauchen, son-
dern wir brauchen sie auch in allen Landtagen. Überall, 
wo wir Verantwortung haben, müssen wir uns gemeinsam 
hinstellen und das auch einfordern, egal wo wir aktiv 
sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jetzt noch mal zu den Punkten, worum es mir geht, was 
verändert werden muss. Ein Projekt ist noch gar nicht 
erwähnt worden, nämlich das Projekt „Faire Mobilität“. 
Wir müssen dringend in der Koalition daran arbeiten, 
dass die Leute, die die Menschen beraten, die da zu 
schäbigen Bedingungen arbeiten, auch eine gute, dauer-
hafte Beratung bieten können – weg von der Projektför-
derung, hin in die dauerhafte Förderung.
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Ansonsten sind viele Dinge gesagt worden: Kontrollen 
intensivieren, Arbeitszeitdokumentation, Arbeitsschutz 
ausbauen, auch gerne die Strafen ausbauen, die Justiz 
ermächtigen, Werkverträge in Kernbereichen der Produk-
tion nicht zulassen. Es gibt viel gemeinsam zu tun. Ich 
nehme auch wahr, dass nicht nur die Regierungsfraktio-
nen, sondern viele von der Opposition dabei mit uns 
unterwegs sind.

Lassen Sie uns die Kraft gemeinsam nutzen! Die Men-
schen in der Fleischindustrie brauchen uns.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin in der Debatte ist für 

Bündnis 90/Die Grünen die Kollegin Beate Müller- 
Gemmeke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-
gen! Die schlechten Arbeitsbedingungen sind seit Jahren 
bekannt. Die Ausbeutung in der Fleischbranche ist immer 
wieder Thema und gerät dann doch immer wieder in Ver-
gessenheit. Ich hoffe, dass das dieses Mal nicht passiert, 
nachdem die Fleischbranche zum Hotspot der Corona-
krise geworden ist.

Liebe Katja Mast, natürlich reagiert auch die Landes-
regierung in Baden-Württemberg; Manne Lucha reagiert 
natürlich darauf. Ich finde es schon komisch: Jetzt, heute 
auf einmal, haben es alle verstanden, wirklich alle. Wie 
oft haben wir hier schon das Thema diskutiert! Ich kann 
Anträge erwähnen, die wir gestellt haben,

(Jutta Krellmann [DIE LINKE]: Wir auch!)
wo wir zum Beispiel die Werkverträge verändern woll-
ten. Da habe ich von der SPD nichts gehört, aber auch gar 
nichts. Also, von daher: Ein bisschen Ehrlichkeit in der 
Debatte ist schon wichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Wir müssen jetzt natürlich die Beschäftigten schützen, 
die Infektionen stoppen. Es geht aber nicht nur um das 
Coronavirus jetzt. Es geht vor allem um die Menschen, 
die ausgebeutet werden, und deshalb muss ganz grund-
sätzlich das System, das Geschäftsmodell Fleischbran-
che, kritisiert werden. Genau das ist schon lange über-
fällig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Das System funktioniert mit Werkvertragsbeschäftig-
ten, Scheinselbstständigen und Leiharbeitskräften. Die 
Beschäftigten, meist aus Osteuropa, arbeiten hart für bil-
lige Löhne, zehn und mehr Stunden, sechs Tage in der 
Woche. Sie leben in engen Unterkünften – zum Teil meh-
rere Personen in einem Zimmer. Sie werden in vollge-
stopften Bussen zu den Schichten gefahren. Sie werden 

ausgebeutet und halten so das System am Laufen. Diese 
Arbeitsbedingungen sind menschenunwürdig, und in Zei-
ten von Corona sind das auch Risikofaktoren. Das zeigt: 
Das System der Fleischbranche ist einfach nicht akzepta-
bel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

In dieser Branche wird per Werkvertrag Verantwortung 
verlagert – genau das ist das Geschäftsmodell –, und des-
halb ist Schlachten in Deutschland so billig. Ich zitiere: 
„Die Problematik liegt im System. Und für das System 
verantwortlich sind die Betreiber der Schlachthöfe.“ Das 
war ein Zitat von Karl-Josef Laumann, dem zuständigen 
CDU-Minister aus NRW.

Mit diesem System muss endlich Schluss sein. Damit 
spreche ich vor allem die Union an,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

die sich bisher da immer gesperrt hat. Alle Beschäftigten 
haben ein Recht auf gute Arbeitsbedingungen und auf 
effektiven Arbeits- und Gesundheitsschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Fünf Maßnahmen und Überlegungen:

Erstens. Die Beschäftigten dürfen natürlich jetzt weder 
am Arbeitsplatz noch in ihrer Unterkunft einem Infek-
tionsrisiko ausgesetzt werden. Die Arbeitgeber müssen 
regelmäßige Tests sicherstellen. Wichtig ist auch, dass 
die Beschäftigten Information und Beratung bekommen, 
und zwar in einer Sprache, die sie auch verstehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Zweitens. Im Jahr 2017 – das wurde schon angespro-
chen – wurde in einer Nacht-und-Nebel-Aktion durch 
den damaligen, von mir sehr geschätzten CDU-Kollegen 
Karl Schiewerling das Fleischgesetz auf den Weg 
gebracht. Seither gibt es in der Fleischbranche die Gene-
ralunternehmerhaftung bei den Sozialversicherungsbei-
trägen. Genau das brauchen wir jetzt wieder: eine Gene-
ralunternehmerhaftung, und zwar für den Arbeitsschutz; 
denn kein Fleischkonzern darf sich mit Subunternehmen 
beim Arbeitsschutz aus der Verantwortung stehlen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Drittens. Es geht aber nicht nur um den Schlachthof als 
Betrieb, sondern auch um die Wohnsituation der Beschäf-
tigten. Es muss der Zugang zu ordentlichem und bezahl-
barem Wohnraum garantiert werden. Auch das darf nicht 
auf die Subunternehmen verlagert werden. Es sind die 
Betreiber der Schlachthöfe, die dafür Verantwortung tra-
gen müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Viertens. Arbeitsplatz und Unterkunft müssen dann 
natürlich auch effektiv kontrolliert werden. Wir, Bund 
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und Land, sind momentan gemeinsam in der Verantwor-
tung. Ich würde gerne die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
zu einer Arbeitsinspektion weiterentwickeln. Wenn die 
Kontrollen von Gesundheitsschutz, von Arbeitsschutz, 
von Arbeitszeit und dann noch von korrekter Entlohnung 
an einer Stelle gebündelt werden, dann wären die Kon-
trollen zielgenau und auch effektiv.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und fünftens. Wir müssen uns auch ganz grundsätzlich 

mit den Werkverträgen beschäftigen. Wenn zwei Drittel 
der Beschäftigten bei Subunternehmen angestellt sind, 
aber genau die Tätigkeiten machen, die einen Schlachthof 
ausmachen, Schlachten und Zerlegen, dann stimmt da 
etwas nicht, dann sind das zweifelhafte Werkvertrags-
konstruktionen, mit denen sich die großen Fleischkon-
zerne bei allen arbeitsrechtlichen Aspekten aus der 
Verantwortung stehlen. Das geht nicht. Die Rahmenbe-
dingungen müssen wirklich so verändert werden, dass sie 
die Beschäftigten selber anstellen müssen; und dann 
muss der Druck erhöht werden, dass sie auch noch einen 
Tarifvertrag abschließen. Herr Minister, dann nehmen wir 
Sie wirklich beim Wort. – Jetzt hat er es nicht gehört, aber 
es ist egal. Wir werden ihn immer und immer wieder 
daran erinnern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Mein Fazit: In der Fleischbranche sind die Arbeitsbe-
dingungen katastrophal, nicht nur jetzt, in Zeiten von 
Corona. Freiwillig wird hier nichts passieren. Deshalb 
müssen Sie, die Regierungsfraktionen, endlich handeln.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin in der Debatte ist für 

die Fraktion der CDU/CSU die Kollegin Jana Schimke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Corona ist 

ein ernstes Thema, ein Thema von historischer Tragweite 
für unser Land. Es hat uns seit Wochen lahmgelegt, fährt 
unsere Wirtschaft praktisch an die Wand, und wir wissen 
noch nicht, wie die Zukunft aussieht. Umso mehr finde 
ich es erschreckend, dass die Situation in den Schlacht-
betrieben, die hohen Infektionsraten, die wir dort haben, 
jetzt von der Opposition als Mittel zum Zweck verwendet 
werden,

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Frechheit!)

die übliche Klaviatur politischer Forderungen hier erneut 
anzubringen,

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So eine Unverschämtheit! Schämen Sie sich!)

wie wir sie schon seit Langem kennen.

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Sie können sich gerne aufregen,

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich rege mich nicht auf!)

aber, meine Damen und Herren, was haben denn bitte 
Werkverträge oder Entlohnungsfragen mit dem Corona-
virus zu tun? Nichts.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nichts verstanden!)

Meine Damen und Herren, wenn wir in der Corona-
pandemie die Infektionen verhindern wollen, wenn wir 
die Infektionen in Deutschland eindämmen wollen, dann 
müssen wir über Hygiene reden,

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
In Schlachthöfen unter anderem!)

dann müssen wir über Abstand reden, aber nicht über 
Vertragsformen. Das eine hat mit dem anderen doch 
nichts zu tun.

(Widerspruch bei der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Steffi Lemke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Einfach weg-
reden das Problem – so kommen Sie nicht 
durch!)

An dieser Stelle, finde ich, geht es um das Prinzip 
unserer politischen Debatte, und es geht mir persönlich – 
da möchte ich bitte auch nicht falsch verstanden werden – 
nicht um die Bevorzugung irgendeiner Branche, sondern 
es geht schlichtweg darum, politische Klarheit an den Tag 
zu legen und auch glaubwürdig in seinen Forderungen 
aufzutreten.

(Zurufe von der LINKEN)
Ich finde es wirklich schlimm, dass Sie sich hier über 
alles Mögliche unterhalten, nur nicht über Lösungen, 
wie man die Menschen vor diesem Virus schützen kann, 
meine Damen und Herren.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nicht zugehört bisher!)

Mal etwas zur Klarheit: Was wissen wir eigentlich zum 
heutigen Tag? Wir wissen, dass es am 27. April den ersten 
Coronafall bei Westfleisch gab. Wir wissen auch, dass 
das BMAS am 16. April seinen sogenannten Arbeits-
schutzstandard mit Bezug auf Corona herausgebracht 
hat, gut zwei Wochen vorher. Am 23. April folgten dann 
die ersten Handlungsempfehlungen des Landes Nord-
rhein-Westfalen; weitere folgten im Mai, und sie werden 
regelmäßig angepasst.

Was will ich damit sagen? Die politischen Standards, 
die wir vorgeben, natürlich auch in Beratung mit vielen 
Wissenschaftlern und Forschern, kommen, gemessen an 
dem Infektionsgeschehen, doch recht spät. Was glauben 
Sie denn, wie schnell so ein Unternehmen reagieren kann, 
die Standards, die wir politisch formulieren, am Ende 
auch in die betriebliche Praxis umzusetzen?

(Widerspruch bei der LINKEN)
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Was darf man auch an dieser Stelle sagen? Das, worü-
ber wir hier reden, wer die Schuld hat, woran das alles 
liegt, meine Damen und Herren, sind alles Vermutungen 
zum Infektionsgeschehen. Das kann niemand ganz genau 
sagen; selbst die Behörden vermuten nur.

(Widerspruch bei der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Klaus Ernst 
[DIE LINKE]: Peinlich!)

Fest steht: Die Masken wurden wohl nicht richtig im 
Dienst getragen. Zum Transport gibt es keine validen 
Aussagen. Wohl hat das Unternehmen darauf geachtet, 
dass die Abstände eingehalten wurden; das ist aber nicht 
verifiziert. Es ist im Allgemeinen auch recht wenig be-
kannt über die Unterkünfte bei Westfleisch. Auch der 
Landrat des Landkreises hat gesagt, dass es überwiegend 
keine gravierenden Mängel gegeben hat.

Also, meine Damen und Herren, ich frage gerne noch 
einmal: Worüber reden wir hier eigentlich? Westfleisch 
hat sehr wohl auch über ein Hygienekonzept verfügt. Das 
war sogar behördlich abgestimmt. Der Vorwurf, den man 
hier machen kann – da gebe ich Ihnen sehr wohl recht –, 
ist der – –

(Zurufe von der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Entschuldigung, ich bitte, der Rednerin etwas mehr 

Gehör zu schenken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident; vielen Dank. – Der Vor-

wurf, den man dem Unternehmen vielleicht machen 
kann, ist, dass es dieses Hygienekonzept, das es sich 
selbst auferlegt hat, möglicherweise nicht ordnungsge-
mäß geprüft und eingehalten hat. Aber das, was hier heute 
in der Debatte bisher zum Besten gegeben wurde, hat 
weder mit dem Infektionsgeschehen in Deutschland noch 
mit einem verbesserten Schutz der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in dieser Branche zu tun.

Jetzt ist es so: Endlich beginnen die Massentests; jetzt 
beginnen die Tests, die wir eigentlich schon seit Wochen 
in Deutschland bräuchten. Ich wäre doch mal sehr ge-
spannt, zu erfahren, wie solche Tests in anderen Einrich-
tungen ausfallen würden, beispielsweise in Flüchtlings-
unterkünften oder in Studentenwohnheimen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Eine schäbige Rede ist das, eine sehr schäbige 
Rede!)

Also: Was ist unser Wissensstand bei der Frage „Wo 
sind Infektionsherde, wie sieht es im Moment überhaupt 
aus, wer ist alles erkrankt, wer war schon erkrankt?“? Das 
wissen wir nicht.

(Ulli Nissen [SPD]: Das ist ja superpeinlich!)

Mir ist immer sehr an Sachlichkeit in so einer Debatte 
gelegen.

(Lachen bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Der war gut! Der war gut!)

Ich finde, unsere Aufgabe ist es auch, unser politisches 
Handeln und unsere politischen Forderungen an der 
Wahrheit auszurichten. Alles andere ist schädlich und 
wird der Würde dieses Hauses nicht gerecht. In diesem 
Sinne, meine Damen und Herren: Ich wünsche uns wei-
terhin gute Beratungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: O si tacuisses, philo-
sophus mansisses! – Steffi Lemke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Rede da drüben, 
die holen wir im Wahlkampf wieder raus!)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

SPD der Kollege Michael Gerdes.

(Beifall bei der SPD)

Michael Gerdes (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Coro-

napandemie hat vieles in unserem Alltag verändert, aber 
eben nicht alles. Manches kommt jetzt noch deutlicher 
zum Vorschein als sonst. Darunter fallen auch die Ar-
beitsbedingungen in der Fleischindustrie, die an vielen 
Stellen mangelhaft sind, leider nicht erst seit gestern. 
Durch Corona kommen die Sauereien – im Sinne des 
Wortes – wieder ans Licht.

Schon länger kämpfen wir gegen fragwürdige Ge-
schäftsmodelle mit Subunternehmen und Missachtung 
von Schutzstandards. Bereits im Juni 2017 – wir haben 
es vorhin schon gehört – haben wir im Bundestag das 
Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der 
Fleischwirtschaft beschlossen. Hierbei ging es nicht nur 
um die konkrete und korrekte Zahlung von Sozialversi-
cherungsbeiträgen, sondern auch um die Bereitstellung 
von aus Hygienegründen oder Gründen der Arbeitssi-
cherheit vorgeschriebener besonderer Arbeitskleidung 
und persönlicher Schutzausrüstung durch den Arbeitge-
ber. Doch wer der eigentliche Arbeitgeber ist, das wird 
durch windige Werkverträge verschleiert.

Wir kennen Berichte von unerlaubten Überstunden, 
fehlenden Pausen, unzureichender Hygiene, nicht ein-
gehaltenem Mindestabstand, überfüllten Sammelunter-
künften und schlechten Löhnen. Auch wenn es die 
Branchenvertreter abstreiten, für mich steht es außer Fra-
ge: Es hat auch mit Corona zu tun. Und dass ausgerechnet 
in den Schlachthöfen die Anzahl der Coronainfizierten so 
hochgegangen ist, ist Fakt und ist auch eine Folge von 
menschenunwürdigen Arbeits- und Lebensbedingungen, 
denen die Beschäftigten, zumeist Leiharbeiter aus Ost-
europa, ausgesetzt sind. Bis zu 80 Prozent der Beschäftig-
ten mancher Betriebe arbeiten über Werkverträge. Wir 
müssen uns also damit befassen, ob gegebenenfalls die 
Einführung einer Quote, also eines Höchstmaßes an 
Werkverträgen, sinnvoll wäre. Es gibt aber auch Forde-
rungen, die Werkverträge im Kernbereich der Fleischin-
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dustrie komplett zu verbieten. Ich glaube, das ist auch 
einer Überlegung wert.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
der Abg. Beate Müller-Gemmeke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich hoffe sehr, dass 
wir mit Blick auf diese Corona-Hotspots keine Tragödie 
erleben und die Infizierten schnell gesunden und vor 
allem keine schweren Krankheitsverläufe durchleben 
müssen. Wir reden aber leider nicht von Einzelfällen. 
Betroffen sind Beschäftigte verschiedener Fleischbetrie-
be, und das in mehreren Bundesländern.

Was können wir besser machen? Die Berichte über die 
Zustände in den Fleischfabriken und die Zwänge, denen 
die Mitarbeiter ausgesetzt sind, widersprechen oftmals 
allen Regeln, die der Arbeits-, Gesundheits- und Infek-
tionsschutz vorgibt. Teilweise – das haben wir hier gerade 
schon gehört, und ich stehe dazu – stoßen wir auf mafiöse 
Strukturen. Die Drahtzieher sitzen oftmals im osteuropäi-
schen Ausland und sind für uns schwer haftbar zu ma-
chen.

(Zuruf des Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE])

Minister Heil hat es bereits gesagt, und auch Vorredner 
haben darauf hingewiesen: Wir haben weniger ein Regel-
problem, sondern vor allem ein Verantwortungsproblem. 
Um es klar zu sagen: Arbeitgeber sind mit oder ohne 
Coronagefahr dazu verpflichtet, dafür zu sorgen, dass es 
eine Gefährdungsbeurteilung gibt, dass sie den Gesund-
heits- und Arbeitsschutz ihrer Mitarbeiter sicherstellen. 
Es gibt klar definierte Standards, technische Anweisun-
gen und viele Hilfestellungen seitens der Berufsgenos-
senschaften, wie der Arbeitsschutz durchzuführen ist. In 
der Arbeitsstättenverordnung beispielsweise lässt sich 
sogar nachlesen, wie hoch die Anzahl der Quadratmeter 
pro Bewohner in den Unterkünften zu sein hat.

Nützt aber alles nichts, wenn Verantwortlichkeiten um-
gangen werden und niemand kontrolliert. Hier sehe ich 
leider ein Defizit vor allem bei den Ländern. Die Kontrol-
len im Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
müssen dringend hochgefahren werden. Auf Vertrauen 
und Selbstverpflichtung alleine können wir an dieser 
Stelle anscheinend nicht setzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Artur Auernhammer [CDU/CSU])

Hier werden wir handeln und bestehende Gesetze anwen-
den, zum Teil auch erweitern müssen. Gute Arbeit und 
Fairness in den Großbetrieben der Fleischbranche sehen 
anders aus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir müssen überlegen, wie wir das Umgehen von Ge-
setzen und Standards durch Subunternehmen und Werk-
verträge verhindern und wie wir die Auftraggeber, sprich: 
die Betreiber der Schlachtbetriebe, stärker in die Verant-
wortung nehmen, und zwar, wenn es notwendig ist, auch 
mit höheren Strafen, die dann allerdings auch wehtun 
müssen.

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD], 
Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU] und 
Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir müssen auch mal darüber nachdenken – wir haben 
hier schon über die Notwendigkeit der Tarifbindung ge-
sprochen –, ob wir das Betriebsverfassungsgesetz nicht 
an der einen oder anderen Stelle nachschärfen sollten, 
damit Betriebsräte in den Schlachtbetrieben beispielswei-
se nicht nur ein Informations-, sondern auch ein Mitbe-
stimmungsrecht erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Nicht nur die Gesundheit der ausländischen Beschäftig-
ten in den Schlachthöfen steht auf dem Spiel; es geht auch 
um das Tierwohl, gesunde Ernährung, faire Arbeitsbedin-
gungen und gute Lebensbedingungen.

Herzlichen Dank. Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU])

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Fraktion der 

CDU/CSU der Kollege Max Straubinger.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dagmar Ziegler [SPD])

Max Straubinger (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Am 

Ende dieser Debatte, die die Grünen aufgrund der Häu-
fungen von Coronafällen in Schlachtbetrieben in Nord-
rhein-Westfalen bzw. in Baden-Württemberg beantragt 
haben, gilt es, ein Resümee zu ziehen.

Eines ist schon deutlich geworden: Ich glaube, dass 
Corona jetzt nicht allein auf die Schlachtbetriebe zurück-
zuführen ist.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hat ja auch kein Mensch behauptet! – 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hat niemand gesagt!)

Vielmehr kämpfen wir seit Wochen mit der Pandemie. 
Wir stellen auch in anderen Betriebseinrichtungen ein 
verstärktes Auftreten fest, nicht nur in Schlachthöfen. 
Wir haben erleben müssen – leider –, dass in Altenheimen 
verstärkt Corona festgestellt worden ist, dass in Kranken-
häusern verstärkt Corona festgestellt worden ist und der 
Betrieb eingestellt werden musste.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da sollten Sie in der Tat auch handeln! Dazu 
haben wir Sie auch schon aufgefordert! – Ge-
genruf des Abg. Manfred Grund [CDU/CSU]: 
Das Genöle!)

Das jetzt sozusagen als symptomatisch für die Schlacht-
betriebe hinzustellen, wie es die Grünen versuchen,
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(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hat niemand gesagt! Das stimmt 
nicht!)

und daraus dann neue Konstruktionen herbeizuführen, 
wie es Frau Kollegin Schimke auch schon dargestellt 
hat, das ist meines Erachtens zu wenig und auch nicht 
zielführend.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie sollen in allen Bereichen handeln!)

Es ist natürlich das entscheidende Element beim Ar-
beitseinsatz insgesamt, dass Arbeitsschutz, dass Gesund-
heitsschutz, dass medizinische Versorgung für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer gewährleistet ist; das ist 
das höchste Gut. Da sind zuerst die Unternehmen selbst 
in der Verantwortung, unabhängig davon, um was für ein 
Unternehmen es sich handelt. Da sind zuerst die Unter-
nehmen gefordert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau deswegen muss man die 
Unternehmen kritisieren! Das kann auch die 
CSU mal machen!)

Wir haben als Gesetzgeber den nötigen Rahmen zu 
setzen, und ich glaube, dass wir in den vergangenen Jah-
ren verstärkt gegen Missstände in der Schlachtindustrie 
vorgegangen sind. Katja Mast hat ja bereits Karl Schie-
werling angesprochen, und wir alle, die wir schon länger 
in der Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales und in der So-
zialpolitik tätig sind, waren ja mit dabei, als wir hier 2017 
vor allen Dingen mit der Einführung der Generalunter-
nehmerhaftung entscheidende Wegmarken dafür gesetzt 
haben, dass die Sozialversicherungsbeiträge – auch zum 
Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer – rich-
tig und ordentlich abgeführt werden, womit auch Ord-
nung in diesem Bereich des Arbeitsmarktes eingetreten 
ist. Wir haben gemeinsam in der Koalition auch mit dem 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz wichtige Wegmarken ge-
schaffen. Deshalb: Es gibt hier eher ein Vollzugsproblem 
mit unseren Gesetzen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein! Stimmt nicht!)

Anstatt nach neuen Gesetzen zu rufen, sollten Sie daran 
mitarbeiten, dieses Problem zu beheben.

Ich danke an dieser Stelle ausdrücklich dem Landes-
minister Karl-Josef Laumann für seine umsichtige 
Arbeit; Frau Kollegin Schimke hat es dargelegt. Am 
26. April wurde ein Coronafall in dem Betrieb erstmals 
festgestellt. Was ich bemerkenswert finde, ist, dass es 
dann doch so lange gedauert hat bzw. dass die Infektions-
wege nicht so stark eingeschränkt werden konnten, so-
dass letztendlich über 260 Mitarbeiter mit Corona kon-
frontiert wurden. Das ist bedauerlich – darüber brauchen 
wir gar nicht zu reden –, und das dürfte auch nicht sein.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vielleicht lag es an der Unter-
kunft!)

Auf der anderen Seite ist aber vielleicht auch mit ein 
Grund, dass sich nicht alle Mitarbeiter in diesen Dingen 
ganz bewusst verhalten.

(Zurufe der Abg. Katja Mast [SPD] und Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Manch einer, der hustet, geht trotzdem zur Arbeit, ob-
wohl er eigentlich vielleicht nicht mehr arbeiten und zu 
Hause bleiben sollte. Auch daran kann es liegen.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hast du schon jemals eine Unter-
kunft gesehen? Guck dir mal eine Unterkunft 
an! Vielleicht siehst du es dann anders!)

Es kann auch sein, dass mancher einfach lieber arbeitet, 
als sich krankzumelden, und deshalb die Infektionen wei-
tergetragen worden sind. Die Missstände müssen aufge-
klärt werden; aber es gilt auch: eigenverantwortliches 
Handeln.

Ich bin auch dankbar, dass im Dezember der Bericht 
zur Überwachung in der Fleischindustrie zum Abschluss 
gebracht worden ist. Wenn bei 8 700 Verstößen, die fest-
gestellt worden sind, 86 Bußgeldverfahren eingeleitet 
worden sind, aber wohl keine staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen – vielleicht gab es dafür auch keine Grund-
lage –, so zeigt das sehr deutlich, dass staatliches Handeln 
es schon möglich macht, Druck auszuüben, damit Ar-
beitsschutz, Gesundheitsschutz und alle Dinge, die für 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wichtig sind, 
auch zur Umsetzung gebracht werden.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist wirklich nicht die beste 
Rede von Herrn Straubinger, muss ich jetzt 
mal feststellen!)

Ich weiß: Das ist ein schwerer Weg. Da wünsche ich 
mir, dass wir gemeinsam daran arbeiten, hier vernünftige 
Lösungen zu finden. Aber ich glaube nicht, dass es ent-
scheidend ist, irgendwelche Vertragsformen zu verbieten; 
denn für alle Vertragsarten – ob Einzelunternehmer, ob 
juristisch organisiertes Unternehmen oder Werkvertrag –

(Zuruf der Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

gelten die gleichen Arbeitsbedingungen, gelten die glei-
chen medizinischen Vorschriften, und die müssen zum 
Einsatz gebracht werden.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Letzter Redner in der Debatte ist für die 

Fraktion der SPD der Kollege Rainer Spiering.

(Beifall bei der SPD)
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Rainer Spiering (SPD):
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Schwere Kost heute. – Ich fange mit einem Zitat 
aus meiner heimischen Zeitung an:

Wenn die Bedingungen jetzt für schlimm erachtet 
werden, warum hat sich in der Vergangenheit kaum 
jemand dafür interessiert? Etwa weil es sich um 
Ausländer handelt, die still ihre Arbeit zum Wohle 
und Wohlstand

– ich wiederhole: Wohlstand –

der Mehrheit verrichten? Das hat mich schon sehr 
nachdenklich gestimmt – und es ist keine linkslibe-
rale Zeitung.

Zum Kollegen Straubinger, der ja Karl Laumann zitiert 
hat. Von ihm kommt jüngst der Spruch: Die zu oft ver-
letzte Würde des Menschen muss uns zu konsequentem 
Handeln anleiten.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Richtig! – Zu-
ruf von der SPD: Ah ja!)

Dann zu Frau Schimke, die ja die Frage des Zusam-
menhangs zwischen dem Coronavirus und Arbeitsplatz-
bedingungen gestellt hat. Ich will Ihnen das kurz aufzei-
gen – das ist gar nicht schwer zu verstehen –: Folgen von 
Niedriglohn sind Niedrigeinkommen, nicht in der Lage 
sein, Wohnungen zu bezahlen, Massenunterkünfte, Infi-
zierung durch das Coronavirus. – Ganz einfache Rech-
nung.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Kersten Steinke [DIE LINKE]: 
Versteht die aber nicht!)

Wir haben mehrere Möglichkeiten der Gesetzgebung 
angesprochen; ich glaube, das ist beim Arbeits- und So-
zialminister auch in guten Händen. Ich will im Übrigen 
auch konzedieren, dass die Arbeits- und Sozialminister 
der Bundesrepublik Deutschland sich in diesem Bereich 
immer viel Mühe gegeben haben; aber sie treffen auf ein 
organisiertes System. Wenn wir über die Vorfälle in der 
deutschen Fleischwirtschaft sprechen, dann hat das einen 
Grund: weil die deutsche Fleischindustrie der Niedrig-
lohnsektor schlechthin in Deutschland ist. Damit haben 
wir übrigens große Schlachtereien in benachbarten aus-
ländischen Ländern plattgemacht.

Wir werden uns diesem System mit aller Konsequenz 
widmen müssen, und zwar nicht nur dem. Wenn man sich 
dem, was dort im Lohnsektor und im Sozialsektor pas-
siert, zuwendet, dann stellt man fest, dass so, wie dort 
gearbeitet wird, Sozialversicherung nicht bezahlt werden 
kann. Überlegen Sie, was passiert, wenn das Schule 
macht, wie die Damen und Herren agieren, und schauen 
Sie sich unser Krankenhaussystem an, das im Moment 
gut finanziert ist. Stellen Sie sich einmal vor, all unsere 
tollen Mittelständler, alle Handwerker würden in die So-
zialversicherung einzahlen wie die deutsche Schlacht-
industrie. Würden Sie dann in ein deutsches Krankenhaus 
gehen wollen? Nein. – Deswegen gehört denen ordentlich 
auf die Finger gekloppt.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte es aber nicht bei der Schlachtwirtschaft 
belassen. Mit einem großen Teil des Niedriglohnsektors 
sind wir jetzt sehr stark konfrontiert: Das sind die Saison-
arbeitskräfte – 300 000 Saisonarbeitskräfte pro Jahr, jen-
seits der deutschen Sozialversicherung.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Staatlich legalisiert!)

– Staatlich legalisiert.

Heute Mittag hat es eine ganz interessante Frage in der 
Fragestunde gegeben, nämlich nach der Organisation: 
Wie kommen die Kolleginnen und Kollegen in dieses 
Land? Wie wird aufgezeichnet, dass sie ins Land kom-
men? Wie stark sind unsere Bemühungen, das zu kon-
trollieren? – Jetzt passiert ein Novum: Eine hoheitliche 
Aufgabe wird an einen großen deutschen Arbeitgeberver-
band, nämlich an den Bauernverband, gegeben.

(Lachen bei der LINKEN)

Ich habe die Bundeskanzlerin gefragt: Frau Bundeskanz-
lerin, wie sichern Sie den Datentransfer, dass wir wissen, 
wo sie oder er geblieben ist? – Wenn Sie heute Mittag 
aufmerksam zugehört haben, dann werden Sie feststellen: 
Das ist die einzige Frage, die sie nicht beantwortet hat.

(Stephan Protschka [AfD]: Richtig!)

Denn natürlich kann auch sie nicht beantworten, wie es 
gehen kann, dass man einer nichtstaatlichen Organisation 
hoheitliche Aufgaben übergibt. Ich finde es schlecht, dass 
das so gemacht wird.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Stephan Protschka [AfD])

Folgen Sie jetzt bitte einmal einem älteren Herrn ge-
danklich.

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: 
Manchmal verläuft man sich dabei ja!)

– Kann passieren. Ist Ihnen schon passiert, nicht?

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Nein! 
Ich würde es ja machen!)

– Alles gut.

Folgendes Beispiel: Sie kommen hier an, sind zwi-
schen 25 und 50 Jahre alt. Sie haben kein Geld in der 
Tasche. Sie werden irgendwo hingebracht, und Sie fan-
gen an, dort zu arbeiten – 60 Stunden die Woche –, und 
Sie sind abends platt. Mit Essen und Trinken ist auch 
nicht viel, weil Sie ja ein geringes Einkommen haben. 
Stellen Sie sich jetzt bitte einmal die Situation vor: Sie 
kommen in dem Alter in so einen Schlafsaal, in so eine 
Kasematte. Das stelle sich bitte jede und jeder für sich 
vor. – Jeglicher Verlust einer Intimsphäre. Stellen Sie sich 
alleine – das sage ich Ihnen jetzt ganz deutlich – die 
Geräusch- und Geruchskulisse vor. Stellen Sie sich das 
einfach vor! Würden Sie das für sich wollen? Ich will das 
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für mich, meine Angehörigen und die Menschen in die-
sem Land nicht.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Und ich will, dass Sie zum Ende kommen.

Rainer Spiering (SPD):
Deswegen will ich den Kollegen Heil – da es ein ande-

res Ministerium offensichtlich nicht tut –

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ja, das 
ist das zuständige Ministerium!)

darum bitten, klare Standards für den Mindestwohnraum 
eines Arbeitnehmers in diesem Land – egal wo er her-
kommt – festzulegen, und darum bitten, dass dieses Haus 
sich darauf verständigt, den Forderungen der NGG zu 
folgen.

Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Kollege Spiering. – Die Aktuelle Stunde 

ist damit beendet.

Wir unterbrechen die Sitzung nicht, sondern wir gehen 
unmittelbar zum nächsten Tagesordnungspunkt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 sowie Zusatzpunkt 2 
auf:

3 Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der Militärmission der 
Europäischen Union als Beitrag zur Ausbil-
dung der malischen Streitkräfte (EUTM Mali)

Drucksache 19/19002

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Lothar Maier, Armin-Paulus Hampel, 
Dr. Roland Hartwig, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD

Militärmission EUTM Mali beenden

Drucksache 19/19154

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, zügig die Plät-
ze zu tauschen und einzunehmen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Bundesmi-
nister Heiko Maas.

(Beifall bei der SPD)

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen:
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! 4 000 Kilometer trennen Mali und den 
Sahel von Deutschland. Das reicht schon, dass einige 
der Auffassung sind, zu glauben, dass wir damit nichts 
zu tun hätten. Spätestens aber seit terroristische Gruppen 
im Jahr 2012 – vielleicht erinnert sich der eine oder 
andere noch daran – Mali zu überrennen drohten, sollte 
uns, und zwar als Europäern, eines klar geworden sein: 
Was dort passiert, das gefährdet nicht nur die Stabilität 
unserer südlichen Nachbarschaft, sondern das wirkt als 
Brandbeschleuniger für die Ausbreitung von Terroris-
mus, organisierter Kriminalität und illegaler Migration 
bis nach Europa.

Wir alle haben vor Augen, was droht, wenn Gruppen 
wie der IS oder al-Qaida im Sahel einen sicheren Rück-
zugsraum bekommen; denn schließlich sind auch europä-
ische Länder und auch unsere Bürgerinnen und Bürger 
immer wieder Opfer ihrer Gewalttaten geworden. Dass 
Mali inzwischen der zweitgrößte Einsatzort der Bundes-
wehr im Ausland ist, ist auch Ausdruck unserer Sorge 
darüber, und zwar einer nach wie vor berechtigten Sorge.

Aber ich verstehe auch diejenigen, die mit wachsender 
Ungeduld auf diesen Einsatz blicken; schließlich ist die 
bisherige Bilanz – auch das soll hier nicht verschwiegen 
bleiben – durchwachsen. Auf hoffungsvolle Schritte zur 
Aussöhnung, wie dem Beginn des nationalen Dialoges im 
Dezember des letzten Jahres, folgten immer wieder herbe 
Rückschläge. Die Zahl terroristischer Anschläge ist auch 
zuletzt wieder gestiegen. Teile im Zentrum Malis geraten 
immer stärker unter Druck, auch gerade aktuell. Erst am 
Montag hat uns die traurige Nachricht von drei getöteten 
Blauhelmsoldaten aus dem Tschad erreicht.

Meine Damen und Herren, dieser Einsatz ist ein 
schwieriger, und er wird es auch bleiben. Es ändert aber 
nichts daran, dass unser Ziel, nämlich Stabilität im Sahel 
zu schaffen, auch eine der vielen Voraussetzungen ist, um 
die Sicherheit in Europa zu erhöhen.

Anders, als das manchmal gesagt wird, reiht sich Mali 
eben nicht in die Gruppe der Failed States ein. Die Parla-
mentswahlen im März waren ein demokratisches Lebens-
zeichen. Gerade die junge Bevölkerung – jeder, der schon 
einmal da gewesen ist, wird das mit eigenen Augen ge-
sehen haben – setzt sich spürbar ein für eine friedliche 
Zukunft ihres Landes. Der Schlüssel dafür heißt Sicher-
heit; Sicherheit, die immer stärker vor allen Dingen von 
den Menschen in der Region und auch den Verantwort-
lichen getragen werden muss. Dafür zu sorgen, dass das 
möglich ist, ist das Ziel der europäischen Ausbildungs- 
und Beratungsmission EUTM Mali.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben EUTM 
Mali in den vergangenen Monaten in Brüssel sehr gründ-
lich und auch kritisch überprüft. Dabei ist deutlich ge-
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worden, dass wir nachsteuern müssen. Die Stellschrau-
ben heißen dabei: mehr Einsatznähe und größere regio-
nale Flexibilität. Malische Soldatinnen und Soldaten sol-
len künftig verstärkt dezentral ausgebildet werden, eben 
näher an ihren Operationsgebieten. Wir wollen so die 
Ausbildung verbessern und vor allen Dingen auch noch 
praxisnäher machen. Es ist aber ausdrücklich keine Be-
gleitung in Einsätze geplant. Das wäre auch widersinnig; 
denn es geht uns gerade darum, dass die malischen Si-
cherheitskräfte eigenständig agieren. Noch etwas ist in 
diesem Zusammenhang wichtig, wenn wir über die Ent-
sendung deutscher Soldatinnen und Soldaten sprechen: 
Dezentrale Ausbildung gibt es nur mit ausreichend 
Schutzkräften, auch das gehört dazu; denn das erhöht 
die Sicherheit unserer eigenen Soldatinnen und Soldaten, 
die für uns immer oberste Priorität hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die zweite Stellschraube, mit der wir die Mission an 
die Herausforderungen vor Ort anpassen, betrifft die ter-
roristische Bedrohung, die im Sahel eben keine Länder-
grenzen kennt. EUTM Mali wird deshalb in Zukunft alle 
fünf Sahel-Länder beraten, in einzelnen Fällen auf An-
frage auch die nationalen Streitkräfte ausbilden können. 
Dazu gehört, dass wir unsere bisherigen Ausbildungs-
maßnahmen in Niger verstärken und unter dem Dach 
von EUTM Mali alle Aktivitäten bündeln werden; auch 
das besonders betroffene Burkina Faso werden wir ge-
zielt unterstützen, nicht durch eine dauerhafte Präsenz, 
sondern, je nach Bedarf, durch mobile Ausbildungs-
teams.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so notwendig diese 
Anpassungen sind, sie sind keine Wundermittel. Die 
nachhaltige Wirkung erzielt unser gesamtes Engagement 
im Sicherheitsbereich – also die Ausbildung im Rahmen 
von EUTM und die Absicherung des politischen Prozes-
ses durch die VN-Mission MINUSMA – nur in Verbin-
dung mit Diplomatie, Stabilisierung und Entwicklungs-
zusammenarbeit. Dieses Zusammenspiel charakterisiert 
unser gesamtes Engagement, so wie es auch im Perspek-
tivbericht der Bundesregierung an den Bundestag im 
März beschrieben worden ist. Diesen vernetzten Ansatz 
haben wir inzwischen auch auf europäischer Ebene ver-
ankert.

Das politische Dach bildet die internationale Partner-
schaft für Sicherheit und Stabilität im Sahel, die wir im 
vergangenen Jahr gemeinsam mit Frankreich aus der Tau-
fe gehoben haben. Ihr Ziel ist, staatliche Strukturen so zu 
stärken, dass die Sahel-Länder Schritt für Schritt selbst 
Verantwortung für Stabilität, Sicherheit, aber auch für 
nachhaltige Entwicklung übernehmen können.

Meine Damen und Herren, wir tun gut daran, mit 
EUTM Mali ganz entschieden zu dieser Entwicklung 
beizutragen; denn diese Region wird uns auch in Zukunft 
ein außenpolitischer Nachbar sein, dessen Schicksal uns 
direkt und unmittelbar betrifft. Deshalb bitte ich Sie um 
Ihre Unterstützung für dieses Mandat.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Heiko Maas. – Nächster Redner: für die 

AfD-Fraktion Dr. Lothar Maier.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Lothar Maier (AfD):
Frau Präsidentin! Der Einsatz der deutschen Streitkräf-

te in Mali ist nun im siebten Jahr, und die Nachrichten, 
die wir bekommen, sind alles andere als erhebend. Sind 
wir dem Ziel dieser Mission näher gekommen? Offen-
sichtlich nicht. Die Kämpfe sind nicht abgeflaut, sondern 
sie nehmen fast mit jedem Tag zu. Wir hören Nachrichten 
von Kämpfen mit zum Teil mehreren Hundert Toten, 
nicht nur an den Grenzen des malischen Staates, sondern 
auch auf dem malischen Territorium im Inneren. Dem 
sollte die Mission EUTM – wie auch die MINUSMA- 
Mission – entgegenwirken. Aber hat sie das wirklich ge-
konnt? Wenn wir uns die Zahlen für die Ausbildung an-
schauen, dann sehen wir, dass EUTM seit Beginn dieser 
Mission ungefähr ebenso viele malische Soldaten ausge-
bildet hat, wie die malische Armee insgesamt an Soldaten 
hat. Also jeder hat eine hochwertige Ausbildung bekom-
men; aber das hat offensichtlich zu nichts geführt.

Woran liegt das? Waren die Ausbildungsinhalte nicht 
in Ordnung? Dafür gibt es Beispiele aus anderen Missio-
nen: In Afghanistan etwa sind Leute an einer Technik 
ausgebildet worden, mit der sie nicht umgehen konnten 
oder die sie hinterher verkauft haben. In Mali kommt 
dazu, dass sich sehr viele dieser Soldaten mit ihrer von 
der Regierung geforderten Mission gar nicht richtig iden-
tifizieren können. Wir müssen auch erkennen: Mali ist 
vielleicht ein Staat – der Herr Außenminister sagte: Es 
ist kein Failed State; das bezweifle ich –, aber es ist keine 
Nation. Mali besteht aus einer Reihe von Nationen, die 
sehr unterschiedlich strukturiert sind, die unterschied-
lichen Sprachfamilien angehören, unterschiedlichen 
Stammeskulturen, die in sehr unterschiedlichen, weit 
voneinander entfernten Regionen leben. Wenn Sie einmal 
einen Staatsbürger von Mali fragen würden, welcher Na-
tion er angehört, dann wird er kaum sagen: „Ich bin 
Malier“, sondern er wird sagen: Ich bin Bambara, Dogon, 
Tuareg, Fulani, Kunta und wie sie alle heißen. Es ist eine 
Stammesgesellschaft. Wir versuchen hier, einen Konflikt 
mit militärischen Mitteln zu lösen; aber er ist ein politi-
scher Konflikt. Diesen Staat auf der jetzigen Basis zu 
regieren, dürfte kaum möglich sein.

(Beifall bei der AfD)

Für solche Staaten ist zunächst einmal die sinnvolle 
Lösung, sie zu regionalisieren, zu föderalisieren. Die ma-
lische Regierung – das ist zum Beispiel allgemein be-
kannt – hat sich um den Norden des Landes überhaupt 
nicht geschert.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Vogel-Strauß- 
Perspektive!)

Sie hat keine Entwicklungsanstrengungen unternommen; 
sie überlässt das den ausländischen Interventionen. So 
geht das nicht! Hier muss man eben versuchen, die poli-
tische Lösung voranzubringen, statt auf der militärischen 
Lösung, so wie sie jetzt ist, zu beharren. Es ist auch eine 
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Frage etwa der Stärke der hier eingesetzten europäischen 
und auch der deutschen Kräfte. EUTM, MINUSMA und 
die französische Operation Barkhane haben zusammen, 
wenn ich richtig informiert bin, 1 400 Dienstposten. 
Diese sollen auf einem Territorium von 1,2 Millionen 
Quadratkilometern Sicherheit herstellen. Allein die Au-
ßengrenzen von Mali umfassen mehrere Tausend Kilo-
meter. Sie sind faktisch nicht zu sichern, und Interventio-
nen erfolgen von allen Seiten, von allen benachbarten 
Staaten aus. So wie diese Mission jetzt angelegt ist und 
ohne die notwendige politische Beteiligung ist der weite-
re Einsatz nicht zu verantworten. Er sollte beendet wer-
den.

Danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön, Dr. Maier. – Nächster Redner: für die 

CDU/CSU-Fraktion Jürgen Hardt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich finde, der afrikanische Kontinent ist ein Schlüssel-
kontinent für die Zukunft der ganzen Welt, und er ist auch 
ein Schicksalskontinent für uns in Europa; denn auf kei-
nem anderen Kontinent der Erde zeigen sich die Chancen, 
aber auch die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts so 
klar und so drastisch, wie das auf dem afrikanischen 
Kontinent der Fall ist. Blicken wir auf die Klimaverän-
derungen, die Herausforderungen von Bevölkerungs-
wachstum, die Dynamik von Nationen mit einer sehr 
jungen Bevölkerung – die natürlich einerseits große 
Wachstumschancen und Entwicklungschancen haben, 
andererseits, wenn die Staaten aber wiederum nicht in 
der Lage sind, diesen jungen Menschen eine Zukunfts-
perspektive zu geben, dann doch zu hoher Migrations-
dynamik führen –, die Schwäche staatlicher Strukturen 
in vielen dieser Staaten, die eben sehr häufig junge De-
mokratien sind, in denen der Demokratiebegriff noch 
weiterentwickelt werden muss und dadurch – wenn die 
Regierungen schwach sind – auch Platz entsteht für ter-
roristische Entwicklung. Dazu gehört nicht zuletzt auch 
der Versuch von Staaten, diese Staaten von außen zu be-
einflussen, indem sie mit scheinbar großzügigen Hilfsan-
geboten, dann jedoch mit Knebelverträgen diese Länder 
bereits um die Zukunftschancen bringen, bevor sie sie 
überhaupt ergreifen können, indem sie sich etwa auf 
lange Sicht Rechte an Rohstoffen sichern zu Konditio-
nen, die für die Länder jeweils unvorteilhaft sind.

Deshalb ist es richtig und wichtig, dass sich Deutsch-
land, die Europäische Union und viele andere Nationen 
der Welt für diesen afrikanischen Kontinent engagieren – 
im Hinblick auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
auf die Entwicklung dieser Staaten, aber eben auch im 
Hinblick auf die Entwicklung der Sicherheitsstrukturen 
in diesen Staaten.

Die fünf Staaten der Sahelregion, vor allem die an-
grenzenden Staaten südlich davon, am Golf von Guinea, 

sind ein Stück weit Schlüsselstaaten für den Kontinent 
Afrika, nicht nur für den gesamten Westen, sondern auch 
für den Norden und für andere Teile Afrikas. Wenn sich 
dort tatsächlich Terrorismus breitmachen sollte und Fai-
led States entstehen sollten, dann gäbe es Probleme, die 
weit über die Region hinausreichen. Deswegen ist es 
richtig und gut, dass Deutschland sich an der EU-Mission 
EUTM Mali beteiligt.

Es war auch richtig und gut, dass wir als mit der Au-
ßenpolitik befasste Abgeordnete uns sehr intensiv mit 
dem Mandatsvorschlag der Bundesregierung auseinan-
dergesetzt haben; denn er fußt auf einem EU-Beschluss, 
in dem von einem robusteren Ansatz die Rede ist. „Ro-
busterer Ansatz“ bedeutet nach unserer Erfahrung, dass 
das Militär dabei möglicherweise eine größere Rolle 
spielt und auch die Gefährdung für unsere Soldatinnen 
und Soldaten größer ist. Wir kennen das aus unseren 
Erfahrungen aus Afghanistan.

Uns liegt ein gutes EUTM-Mali-Mandat vor. Insbeson-
dere im Begründungstext wird jetzt die eine oder andere 
Frage, die wir an die Regierung gerichtet haben, beant-
wortet. Ich glaube, es ist absolut richtig, dass sich dieser 
Einsatz nicht mehr auf Mali beschränkt, sondern den 
Niger-Einsatz der Bundeswehr integriert und eben offen-
lässt, Burkina Faso, Tschad und Mauretanien mit zu un-
terstützen. Eigentlich hätte die EU den Einsatz auch 
„EUTM Sahel“ und nicht nur „EUTM Mali“ nennen 
können.

Bei diesem Einsatz wird die Zahl der eingesetzten 
deutschen Soldaten erhöht. Ich finde es sehr gut – wir 
haben dazu mit der Verteidigungsministerin und dem 
Außenminister intensive Gespräche geführt –, dass wir 
eine ständige Evaluierung dieses Einsatzes vorsehen.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Wird Zeit!)

Im Antrag steht ausdrücklich, dass uns die Regierung 
nach Ablauf von sechs Monaten einen Zwischenbericht 
vorlegt, sodass wir schauen können, was entsprechend 
verbessert werden kann bzw. ob wir den Vorschlägen 
und Schlussfolgerungen der Regierung entsprechen kön-
nen.

Ich glaube, dass es über das, was bereits festgelegt ist, 
hinausgehend gut wäre, wenn es, ähnlich wie es im zivi-
len Hilfsbereich bereits der Fall ist, auf der Ebene der 
Ausbildungsunterstützung und der Stärkung der staatli-
chen Strukturen dieser Staaten eine noch stärkere inter-
nationale Koordination gäbe, und zwar vor allem aus 
einem Grund: Ich glaube, es ist total wichtig, dass sich 
alle die, die Hilfe in der Region leisten, mit klaren Worten 
und mit einer einheitlichen Stimme an die Regierungen 
dieser Staaten wenden, sodass diese eine klare Botschaft 
von uns bekommen und wissen, was wir bereit sind zu 
tun, was wir aber umgekehrt natürlich auch mit Blick auf 
die zum Beispiel von uns ausgebildeten Streitkräfte von 
ihnen erwarten.

Ich finde es auch gut, dass wir überprüfen werden, ob 
die Mittel, die wir der Bundeswehr für diesen Einsatz zur 
Verfügung stellen, geeignet sind und ob sie gegebenen-
falls angepasst werden müssen. Ich finde, dass wir eine 
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starke Debatte über Deutschlands und Europas Rolle im 
Sahel brauchen, und freue mich deswegen, dass die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion – letzter Satz – –

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Na ja, Moment! – Bevor Sie den letzten Satz beenden, 

will ich Sie fragen, ob Sie eine Bemerkung oder Frage 
von Herrn Hampel zulassen.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, ich sage jetzt meinen letzten Satz, 

und dann kann der Kollege ja, wenn er möchte, inter-
venieren; eine Frage will ich nicht zulassen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Das schauen wir dann.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Das entscheiden Sie.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Gut. Letzter Satz.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Der letzte Satz ist: Ich freue mich, dass die CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion gestern ein, wie ich finde, sehr fort-
schrittliches und vorausschauendes Diskussionspapier 
zum Thema „Entwicklung im Sahel“ vorgelegt hat, in 
dem formuliert ist, was zu tun ist. Es ist eine Einladung 
an alle gutgewillten Kräfte in diesem Hause, sich an die-
ser Diskussion zu beteiligen, damit wir am Ende des 
Tages etwas Gutes für die Menschen in der Region ma-
chen können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Kollege Hardt. – Das Wort zu einer 

Kurzintervention hat der Kollege Hampel.

Armin-Paulus Hampel (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kollege, nach 

Ihren Ausführungen sind Einsätze in Mali und der Sahel-
zone an sich überhaupt nicht mehr mit irgendwelchen 
spezifischen messbaren Fragen zu verbinden. Ich habe 
von Ihnen jetzt kein einziges Mal gehört, was wir in 
welchem Zeitraum mit welchen Mitteln mit welchem 
finanziellen Aufwand wo und wie erreichen wollen. Sie 
wollen in Zukunft den Einsatz über Mali hinaus auf die 
Sahelzone ausdehnen; damit haben Sie völlig recht. Da 
sind wir ja schon; der Minister sagte es gerade. In welche 
Regionen wollen wir denn noch vordringen? Noch ein-
mal: das alles immer, ohne eine Spezifizierung, ohne 
Kriterien aufzustellen. Was wollen wir in welchem Zeit-
raum wo durchsetzen?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Herr Hardt, bitte.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Herr Kollege 

Hampel, ich glaube, ich habe deutlich gemacht, dass 
wir mit dem, was wir da tun, bereits einen wichtigen 
Beitrag leisten, nämlich Ausbildungsunterstützung für 
die Streitkräfte in Mali und Niger. Ich habe auch deutlich 
gemacht, dass wir uns schon vorstellen, dass in der nächs-
ten Zeit eine klare Festlegung – etwa unsere Erwartung an 
die Regierung in Mali – formuliert wird, so wie wir es vor 
vielen Jahren auch gegenüber der afghanischen Regie-
rung gemacht haben, als festgelegt wurde: Wie viele Sol-
daten, wie viele Polizisten braucht man, und was muss 
man einsetzen, um die zu bekommen? – Das ist in Kontu-
ren bereits klar erkennbar; aber wir versprechen uns zum 
Beispiel von dem Zwischenbericht in sechs Monaten 
weitere Erkenntnisse.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank. – Nächster Redner: für die FDP-Fraktion 

Ulrich Lechte.

(Beifall bei der FDP)

Ulrich Lechte (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit 2003 sind wir mit der Bundeswehr in Mali 
präsent. Wir können einige Erfolge vorweisen, aber leider 
verschlechtert sich die Sicherheitslage in jüngster Zeit 
zusehends. Besonders in den Grenzgebieten zu Burkina 
Faso und Niger sind terroristische Gruppen verstärkt ak-
tiv, und die malischen Streitkräfte müssen schwere Ver-
luste hinnehmen.

Aus diesem Grund kommt der Ausbildungsmission 
EUTM Mali eine besondere Bedeutung zu. Sie ist zwar 
kleiner als die große UN-Mission MINUSMA, aber sie 
hat die wichtige Aufgabe, die Sicherheitskräfte vor Ort so 
zu unterstützen, dass sie selbst für Sicherheit sorgen kön-
nen. Das ist aber bisher nicht so gut gelungen. Die Fähig-
keiten der malischen Sicherheitskräfte lassen zu wün-
schen übrig. Das haben wir als FDP auch schon 
mehrfach kritisiert. Deshalb freut es mich, dass die Bun-
desregierung nun zumindest einige unserer Kritikpunkte 
aufgenommen und das Mandat nachgebessert hat.

Zum einen: die stärkere Betonung der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit der G-5-Sahelstaaten. Das ist der 
richtige Ansatz zur Bekämpfung des grenzüberschreiten-
den Terrorismus. Deswegen müssen wir auch unsere ver-
schiedenen Maßnahmen in der Sahelregion stärker ver-
zahnen. Es ist daher richtig, dass wir endlich – endlich! – 
die Ausbildungsmission Gazelle in Niger in das Mandat 
von EUTM Mali integrieren.

(Beifall bei der FDP)
Das hatte übrigens nicht nur die FDP gefordert, son-

dern auch der bisherige und heute anwesende Wehrbeauf-
tragte Hans-Peter Bartels.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Armin- 
Paulus Hampel [AfD])
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Er hat uns stets kluge Impulse gegeben, die nicht immer 
auf der Linie der Bundesregierung waren; denn er hat sein 
Amt wirklich als Wehrbeauftragter des Bundestags und 
nicht der Bundesregierung ausgeübt.

(Beifall bei der FDP und der AfD)
Das haben wir sehr geschätzt. Wir bedauern es daher sehr, 
wie die SPD ihn nun in die Wüste schickt. Seine Nach-
folgerin Eva Högl tritt in große Fußstapfen. Ich wünsche 
ihr viel Erfolg, auch wenn sie unserer Debatte heute fern-
bleibt und damit zeigt, dass sie unsere Fachexpertise of-
fensichtlich nicht benötigt.

(Beifall bei der FDP und der AfD)
Die Bundesregierung lässt in Mali eine klare Strategie 

vermissen. Hierfür benötigt man nämlich Ziele und Wege 
zur Erreichung dieser Ziele. Ein Ziel ist uns allen klar: die 
Stabilisierung der Sahelregion. Aber der Weg dorthin ist 
noch unklar.

Das zeigt sich exemplarisch an der Mentoring-Proble-
matik. Der UN-Sicherheitsrat – da sitzen wir immerhin 
drin – und der Rat der Europäischen Union – da sitzen wir 
auch drin – definieren in ihren Beschlüssen zu Mali 
Mentoring als die Begleitung von auszubildenden Solda-
ten im Einsatz. Die Bundesregierung spricht in ihrem 
Mandatstext jedoch nur von einer Begleitung an gesicher-
ten Orten wie beispielsweise in Kasernen. Was ist dann 
hier die sensationelle Neuerung zu bisher?

Anstatt einer klaren Linie zur Zielerreichung sehen wir 
hier erneut einen faulen Kompromiss – so leid es mir tut – 
zwischen CDU/CSU und SPD, der mehr Ungewissheiten 
als Klarheiten schafft. Dies wird einer der Punkte sein, 
die wir im Ausschuss nochmals beraten müssen. Daher 
stimmen wir als FDP-Fraktion gerne der Überweisung 
zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Ulrich Lechte. – Nächste Rednerin: für 

die Fraktion Die Linke Christine Buchholz.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor mehr 

als sieben Jahren hat die Bundesregierung deutsche Sol-
daten nach Mali geschickt. Seitdem wurde kein einziges 
Versprechen, das mit dem internationalen Militäreinsatz 
verbunden war, eingelöst. Im Gegenteil: Seitdem gibt es 
immer mehr blutige Konflikte. Die Bundesregierung lässt 
die Bundeswehr immer tiefer in einen Krieg hineinschlit-
tern, der lange dauern wird und nicht gewonnen werden 
kann. Das zeigt: Sie haben aus dem Afghanistan-Desaster 
nichts gelernt.

(Beifall bei der LINKEN)
Das Scheitern der Ziele hält die Bundesregierung aber 

nicht davon ab, den Militäreinsatz in Mali Jahr für Jahr 
immer noch weiter auszudehnen und robuster zu machen. 

So auch dieses Jahr: Die Kosten für die deutschen Mili-
tärausbilder der europäischen Trainingsmission EUTM 
Mali werden mehr als verdoppelt. Das Einsatzgebiet wird 
versiebenfacht. Bislang war es auf halb Mali begrenzt. 
Jetzt soll es ganz Mali sowie die Staatsgebiete Burkina 
Fasos, Nigers, Mauretaniens und Tschads umfassen. Sie 
verlieren wirklich jedes Maß, wenn es darum geht, deut-
sche Militärpräsenz auf dem afrikanischen Kontinent 
auszuweiten.

(Beifall bei der LINKEN – Henning Otte 
[CDU/CSU]: Meine Güte!)

Zusammen mit der französischen Regierung zieht die 
Bundesregierung immer mehr Länder in den Konflikt hi-
nein. Aus EU-Mitteln wird die G-5-Saheltruppe bezahlt, 
die als Art Hilfstruppe gegen Aufständische vorgehen 
soll. Diese Methode schürt die Konflikte. Laut Human 
Rights Watch haben Soldaten Burkina Fasos in der Stadt 
Djibo vor einem Monat im Rahmen einer sogenannten 
Antiterroraktion 31 Menschen verhaftet und ohne Ge-
richtsverfahren hingerichtet. Und nun sollen mit dem 
neuen Mandat Bundeswehrausbilder und -berater genau 
diese Truppen beraten. So treiben Sie die Militarisierung 
der Sahelzone voran. Es ist doch Wahnsinn, zu glauben, 
dass mit einem robusteren Einsatz die wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Probleme, die den Konflikten in 
der Sahelzone zugrunde liegen, erfolgreich gelöst werden 
können.

(Beifall bei der LINKEN)
Noch etwas: Die Bundesregierung lobt in ihrem An-

trag den sogenannten inklusiven nationalen Dialog der 
malischen Regierung mit zahlreichen politischen Kräf-
ten. Nur verschweigt sie dabei einen wichtigen Punkt: 
Der malische Präsident Keïta hat sich im Zusammenhang 
mit dem inklusiven Dialog explizit für Verhandlungen 
mit den aufständischen Truppen ausgesprochen, die 
bisher nicht in den Friedensprozess einbezogen sind. 
Der wichtigste Rebellenführer Ag Ghali hat ebenfalls 
seine Verhandlungsbereitschaft erklärt, unter der Voraus-
setzung des Abzugs der internationalen Truppen. Darüber 
reden Sie hier nicht. Offenbar geht es nicht um Mali, 
sondern um die Präsenz der Bundeswehr in der Region. 
Die Linke sagt: Ziehen Sie die Bundeswehr endlich ab, 
aus Mali und der gesamten Sahelzone.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Christine Buchholz. – Nächster Redner: 

für Bündnis 90/Die Grünen Jürgen Trittin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Anders 

als Christine Buchholz habe ich, obwohl wir damals 
schon in der Opposition waren, von Anfang an diese 
Mali-Mission unterstützt. Wir halten es für richtig, den 
aus Libyen fortschreitenden Staatszerfall dieser Region 
aufzuhalten. Dazu bedarf es eines integrierten Ansatzes, 
und zu diesem integrierten Ansatz gehört auch Militär. 
Aber gerade wenn man das so sagt, dann darf man sich 
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nicht wegducken vor der Entwicklung der letzten acht 
Jahre. Und da müssen wir ganz realistisch sehen, dass 
diese Entwicklung keine gute ist. Die Situation ist 
schlechter geworden. Der politische Prozess in Mali 
stockt. Wir loben einen Dialog, während einer der Oppo-
sitionsführer entführt wurde und bis heute nicht wieder-
gefunden wurde. Wir erleben, dass der Konflikt innerhalb 
Malis sich vom Norden in die Mitte und in den Süden 
verschoben hat, wir erleben, dass er sich erweitert hat auf 
andere Länder, auf Burkina Faso, auf Niger, und wir er-
leben, dass in der gesamten Region das Fortschreiten von 
terroristischen Anschlägen dazu führt, dass immer mehr 
Menschen vertrieben werden.

Aber es sind nicht nur Vertreibungen aufgrund von 
Anschlägen. Es finden auch Vertreibungen von Men-
schen statt, weil es in bestimmten Regionen Free Fire 
Zones gibt, die verhindern, dass Menschen dort Handel 
und Ackerbau treiben. Was erleben wir also? Wir erleben 
etwas, was ich schon einmal erlebt habe in einem Einsatz, 
nämlich in einem Gebiet in Afghanistan: Wir erleben das 
Nebeneinanderher von zwei militärischen Doktrinen. Die 
eine Doktrin, die wir aufgebracht haben, ist: Wir bilden 
einen Staat aus, wir bilden Armeen aus, damit Staatsbil-
dung stattfinden kann, um Institutionen zu schaffen, die 
Vertrauen haben. Die andere ist die Logik der Aufstands-
bekämpfung, des Terrorismusbekämpfens. Und diese 
beiden Logiken gehen offensichtlich nicht zusammen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Erzählen Sie das mal Ihrem Ex-Außenminis-
ter!)

Wir haben diesen Einsatz mit Frankreich begonnen aus 
fester Überzeugung, dass es einer europäischen Antwort 
bedarf. Die Bundesregierung sagt aber selber offen – das 
ist nicht einmal streitig –, dass sie an dieser Stelle einen 
Konflikt mit Frankreich hat.

(Gerold Otten [AfD]: Richtig!)
Aber wie löst sie diesen Konflikt? Werden diese unter-
schiedlichen Einsatzdoktrinen irgendwo thematisiert? 
Auf der einen Seite eine Operation Barkhane mit einer 
Koalition der Willigen, zu der auch der Tschad, ein Land 
einer autokratischen Diktatur, gehört, und auf der anderen 
Seite die beiden Missionen EUTM und MINUSMA. 
Mein Eindruck ist: Sie wollen sich diesem Konflikt nicht 
stellen. Sie wollen dieses Nebeneinander nicht auflösen 
zugunsten des integrativen Ansatzes, sondern Ihre, wie 
Sie es nennen, ambitionierte Weiterentwicklung heißt 
eigentlich: Wir passen uns der Strategie von Barkhane 
an. Jetzt bilden wir da mehr aus.

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: So ist es!)
Wir schließen nicht einmal aus, Truppen für den Tschad 
auszubilden. Ich finde, das ist eine schlechte Weiterent-
wicklung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich finde, was wir brauchen, ist eine Rückkehr zu dem 
politischen Prozess, zu einem integrierten zivil-militär-
ischen Ansatz. Das vermissen wir in diesem Mandat, 

und wir würden uns wünschen, dass das in diesem Sinne 
verändert wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Jürgen Trittin. – Nächster Redner: für die 

CDU/CSU-Fraktion Dr. Andreas Nick.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

die Region und Mali beschäftigen uns seit Langem. Die 
Mission EUTM Mali war bereits Gegenstand meiner al-
lerersten Rede überhaupt in diesem Hause vor etwas 
mehr als sechs Jahren. Heute müssen wir in aller Nüch-
ternheit miteinander feststellen: Trotz allen internationa-
len Engagements hat sich die Sicherheitslage in der 
Sahelregion Jahr für Jahr weiter verschlechtert. Daraus 
ziehen wir heute Konsequenzen. Wir nehmen künftig 
über Mali hinaus die gesamte Sahelregion mit den Staa-
ten Burkina Faso, Mauretanien, Niger und Tschad in den 
Blick. Auch die bislang bilaterale Bundeswehrausbil-
dungsmission Gazelle mit Niger wird in das Mandat in-
tegriert. Und wir erweitern das Mandat um das sogenann-
te Mentoring. Künftig ist damit auch eine Begleitung der 
regionalen Streitkräfte durch die Bundeswehr bis zur tak-
tischen Ebene möglich, allerdings ohne Exekutivbefug-
nisse und an gesicherten Orten. Dies sollte uns aber nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass der Einsatz im Sahel ein-
schließlich der Mission MINUSMA nicht nur der fak-
tisch größte, sondern auch der gefährlichste Auslandsein-
satz der Bundeswehr ist und bleibt. Deshalb danken wir 
unseren Soldatinnen und Soldaten ganz herzlich für ihren 
Einsatz, und wir wünschen gutes Gelingen und vor allem 
sichere Heimkehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, EUTM Mali ist eine 
europäische Mission. Die Stabilisierung der Sahelzone ist 
eine gemeinsame europäische Priorität, und unser erwei-
tertes Engagement ist daher auch ein wichtiges Signal, 
vor allem an unsere französischen Freunde, die in der 
Sahelregion bisher die Hauptlast getragen haben und 
weiter tragen. Auch wenn die größte Bedrohung der Si-
cherheit in der Region aktuell von den terroristischen 
Gruppierungen ausgeht: Das grundlegende Problem für 
die regionale Stabilität bleiben fragile staatliche Struktu-
ren verbunden mit Armut und Perspektivlosigkeit einer 
sehr jungen und wachsenden Bevölkerung. Das ist dann 
auch der Nährboden für Terrorismus.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es darf daher nicht 
allein um die Ertüchtigung der regionalen Sicherheitssek-
toren gehen, sondern in der ganzen Breite um staatliche 
Präsenz und Handlungsfähigkeit in allen Dimensionen 
als unabdingbare Voraussetzung für die Chance auf nach-
haltige Entwicklung in der Region.

(Abg. Ulrich Lechte [FDP] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage)
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Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Kollege Nick, erlauben Sie eine Frage oder Be-

merkung?

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU):
Ich bin jetzt fast am Ende.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nur der 
Redezeit, Herr Nick! Nur der Redezeit!)

Dann machen wir es lieber als Kurzintervention.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Darüber entscheidet immer noch die 
Frau Präsidentin!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Gut.

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU):
Die Ende April auf den Weg gebrachte internationale 

Koalition für den Sahel ist deshalb ein wichtiger Schritt. 
Auch hier im Deutschen Bundestag werden wir diesen 
Einsatz und die breitere Strategie für den Sahel weiterhin 
aufmerksam begleiten und im Hinblick auf die beschrie-
benen Ziele evaluieren und gegebenenfalls weiterentwi-
ckeln.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Nick. – Ich bitte Sie, nicht dauernd so 

freihändig Kurzinterventionen zu verteilen. Aber weil ich 
gut gelaunt bin ...

(Heiterkeit bei der CDU/CSU, der SPD, der 
FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Nein, weil es ja auch richtig und eine intensive Debatte 
ist. – Ulrich Lechte, Sie haben das Wort.

Ulrich Lechte (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, für die Güte der Ge-

stattung einer Kurzintervention. – Mir fehlt heute ein 
Thema, das in der verkürzten Debatte noch nicht ange-
sprochen wurde, und der Kollege Nick ist mit Sicherheit 
bereit, mir auf eine Frage dazu vonseiten der CDU Ant-
wort zu geben.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Wenn 
man schon geredet hat, ist man selbst schuld!)

Es geht um das Thema „Sahelregion und humanitäre 
Hilfe“.

Bei aller Liebe für unseren sicherheitspolitischen Ein-
satz dort unten haben wir im Jahr 2019 bei mittlerweile 
6 Millionen auf Hungerhilfe angewiesenen Menschen in 
Mali 20 Millionen Euro – das steht auch im Mandatstext – 
ausgegeben; dieses Jahr sind 32 Millionen Euro geplant. 
Bei einer gesamthumanitären Hilfe von 1,7 Milliarden 
Euro weltweit bedeutet das, dass wir in diese Region, 
auf die wir so viel Aufmerksamkeit legen, gerade einmal 
1,2 Prozent unserer humanitären Hilfe hineingeben. Es 

wundert mich nicht, dass die Staaten dort unten aufgrund 
der Bevölkerungsproblematik und der Bevölkerungsex-
plosion nicht mehr in der Lage sind, ihrer staatlichen 
Verantwortung gerecht zu werden, und ich würde dazu 
gerne einmal die Einschätzung der Unionsfraktion hören.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Lechte. – Herr Dr. Nick.

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU):
Also, ich will jetzt nicht um Nachkommastellen in 

Haushaltsansätzen diskutieren. Ich glaube, ich habe deut-
lich gemacht, dass wir einen umfassenden Ansatz für 
diese Region brauchen und dass natürlich die Herstellung 
einer fundamentalen Sicherheitslage an vielen Stellen die 
Voraussetzung ist, um überhaupt mit humanitärer Hilfe 
an Ort und Stelle zu kommen. Aber was wir im Endeffekt 
dort erreichen müssen, ist die Chance auf eigenständige, 
nachhaltige Entwicklung, bei der sowohl die Staaten Ver-
antwortung für ihre Sicherheit übernehmen als auch die 
Menschen in der Region die Chance bekommen, ihr Le-
ben eigenverantwortlich in die Hand zu nehmen. Dazu 
tragen wir in der gesamten Breite mit unserem Engage-
ment bei. Dort können wir sicherlich an der einen oder 
anderen Stelle auch noch einmal nachsteuern; auch das 
habe ich in meiner Rede angesprochen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Nick. – Letzter Redner in der Debat-

te: Thomas Erndl für die CSU/CDU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Afrika 

als Kontinent der Chancen – ich darf da an die Worte 
vom Kollegen Nick anknüpfen –: Das ist das Bild, das 
viele Initiativen auch in diesem Hause prägen wollen. 
Wir wollen Afrika so weit entwickeln, dass in Eigenver-
antwortung Perspektiven für junge Menschen entstehen, 
dass aus eigener Kraft die Herausforderungen der Zu-
kunft gelöst werden können; das bleibt unsere Vision. 
Aber natürlich sind wir in der Realität in vielen Regionen 
davon noch sehr weit entfernt, und es bedarf eines langen 
Atems, hier auf eine positive Entwicklung hinzuwirken.

Ein Blick auf die Sahelregion zeigt die Schwierigkei-
ten: hohes Bevölkerungswachstum, fehlende staatliche 
Strukturen, kaum vorhandene Bildungs- oder – jetzt ak-
tuell besonders sichtbar – Gesundheitseinrichtungen – 
um nur einige Stichpunkte zu nennen. So entstanden 
Rückzugsräume für terroristische Gruppierungen, ein 
Zentrum für Menschenhandel, illegale Migrationsrouten 
und Umschlagplätze für Drogenhandel.

Die AfD fragt in ihrem Antrag: „Was geht uns das alles 
an?“, stellt viele Fragen, bringt aber letztendlich keinen 
einzigen Lösungsansatz. Wie wollen Sie Terrorismus be-
kämpfen, Migration verhindern, wirtschaftliche Entwick-
lung vorantreiben, wenn Sie letztendlich vor dieser Ent-
wicklung die Augen verschließen?
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Meine Kolleginnen, meine Kollegen, die Unionsfrak-
tion hat in dieser Woche mit einem Positionspapier die 
Sahelregion in den Blick genommen. Es liegt in unserem 
unmittelbaren Interesse, dass wir uns hier engagieren. Es 
liegt im unmittelbaren Interesse Europas, wenn wir hier 
aktiv sind, damit wir die grundlegenden Sicherheitsstruk-
turen schaffen können, damit, darauf aufbauend, Ent-
wicklung stattfinden kann, damit Perspektiven entstehen 
können.

Aber die Sicherheitslage – es wurde angesprochen – ist 
in der Region volatil. Islamistische Terrorgruppen sind 
nicht nur wegen der zunehmenden Zahl von Anschlägen 
für die fragile Sicherheitslage verantwortlich; sie profi-
tieren auch umgekehrt von ihr, weil sie sie ausnutzen und 
die Instabilität und wirtschaftliche Perspektivlosigkeit 
der jungen Bevölkerung für Rekrutierungszwecke nut-
zen. Das ist und bleibt eine große Bedrohung.

Deswegen ist es wichtig und richtig, dass wir uns in der 
Mission EUTM Mali weiter engagieren, dass wir einen 
Beitrag zur Stärkung der Sicherheitsstrukturen leisten 
und zusammen mit den Ertüchtigungsinitiativen, mit der 
Materialausstattung eine Hilfe zur Selbsthilfe geben.

Wir haben bisher viel geleistet. Wir haben die Armee 
Malis von wenigen Tausend auf jetzt circa 30 000 Solda-
tinnen und Soldaten aufgebaut, davon viele ausgebildet. 
Ich danke allen Soldatinnen und Soldaten aus der Bun-
deswehr, die hier einen wichtigen Beitrag geleistet haben.

Aber eines ist auch klar: Die Mission kann weder alle 
sozialen, politischen noch wirtschaftlichen Probleme lö-
sen. Die Mission ist nur ein Baustein im Rahmen unseres 
vernetzten Ansatzes, der viele Facetten umfasst. Aber 
zusammen mit MINUSMA, EUCAP Sahel Mali und 
der G 5 Sahel Joint Force ist sie ein wichtiger militär-
ischer Baustein.

Deswegen ist es richtig, dass wir das Mandat verlän-
gern, dass wir es an die aktuellen Entwicklungen anpas-
sen und die Erkenntnisse mit aufnehmen. Es ist wichtig, 
dass wir unser Engagement ausweiten, weil das, glaube 
ich, deutlich macht, dass wir mehr Verantwortung in der 
Region übernehmen wollen. Es ist eine wichtige Bot-
schaft – auch mit Hinblick auf die EU-Ratspräsident-
schaft –, dass wir da mit gutem Beispiel vorangehen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Thomas Erndl. – Damit schließe ich die 

Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/19002 und 19/19154 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Es gibt keine anderen Vorschläge. Dann verfahren wir 
genau so.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 a und 4 b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Caren Lay, Heidrun Bluhm-Förster, 

Dr. Gesine Lötzsch, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE LINKE

Soforthilfeprogramm Bezahlbares Woh-
nen gegen Mietschulden und Wohnungs-
verlust

Drucksache 19/19144

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Federführung strittig

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Kühn (Tübingen), Daniela Wagner, 
Dr. Tobias Lindner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Sicher-Wohnen-Programm – Mieten und 
Eigentum sichern in Zeiten der Krise

Drucksache 19/19148

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Haushaltsausschuss

Die Außen- und Sicherheitspolitiker wechseln die Plät-
ze. Sie kommen nachher wieder.

Für die Aussprache sind 30 Minuten beschlossen wor-
den. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, Platz zu 
nehmen.

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat für die 
Fraktion Die Linke Caren Lay.

(Beifall bei der LINKEN)

Caren Lay (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Viele Mieterinnen und Mieter wissen nicht, wie 
sie ihre Miete bezahlen können. 74 Prozent der Deut-
schen haben Angst, ihre Wohnung zu verlieren – und 
das galt schon vor Corona. Jetzt, während der Pandemie, 
haben viele ihre Jobs verloren, mussten ihre Läden, ihre 
Kneipen, ihre Kosmetikstudios schließen, haben kein 
Einkommen mehr, müssen aber weiter die Mietkosten 
bezahlen. Und andere erhalten 60 Prozent Kurzarbeits-
lohn, müssen aber 100 Prozent Miete zahlen. Das passt 
offensichtlich nicht zusammen. Wir müssen etwas tun; 
denn die Coronakrise darf die Mietenkrise nicht verschär-
fen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Schon jetzt geben 1,6 Millionen Haushalte an, dass sie 
ihre Miete wegen Corona nicht mehr bezahlen können. 
Ohne ein Soforthilfeprogramm für den Wohnungsmarkt 
werden viele aus ihrer Wohnung fliegen. Ohne ein sol-
ches Programm droht die nächste Verdrängungswelle und 
wird dafür sorgen, dass noch mehr Normalverdienende 
aus den Wohnungen, aus den Innenstädten fliegen. Das 
müssen wir verhindern.
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(Beifall bei der LINKEN)
Das, was die Regierung vor ein paar Wochen vorgelegt 

hat, reicht bei Weitem nicht aus. Drei Monate lang darf 
wegen coronabedingten Mietausfällen nicht gekündigt 
werden. Das ist schön und gut, aber: Was kommt danach? 
Sie sagen doch selbst: Wir stehen erst am Anfang der 
Pandemie. – Dann muss der Kündigungsschutz auch bis 
zum Ende der Pandemie verlängert werden. Das sollte 
doch hier der kleinste gemeinsame Nenner sein.

(Beifall bei der LINKEN)
Außerdem schützt die Regierung nur vor coronabe-

dingten Mietausfällen. Alles andere bleibt weiter erlaubt: 
ordentliche Kündigungen, Eigenbedarfskündigungen, 
selbst Zwangsräumungen. Wir Linke finden: Niemand 
darf in der Coronakrise seine Wohnung verlieren. In die-
ser Krise gehören alle Kündigungen verboten.

(Beifall bei der LINKEN)
Betroffene Mieterinnen und Mieter, aber auch Klein-

vermieter, selbstnutzende Eigentümer brauchen finanz-
ielle Hilfen, um diese Krise zu überstehen. Wir schlagen 
unter anderem eine Ausweitung und eine Vereinfachung 
des Wohngeldes vor. Der Deutsche Mieterbund fordert 
einen Fonds, die Grünen haben einen dritten Vorschlag 
eingebracht. Aber was überhaupt nicht geht, ist, dass von 
der Koalition überhaupt nichts kommt, um die Betroffe-
nen zu unterstützen. Das ist schlichtweg nicht hinnehm-
bar.

(Beifall bei der LINKEN und der AfD – 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das ist 
schlichtweg falsch!)

Wir Linke finden: In der Krise darf die Miete nicht 
erhöht werden. Das fordert auch der Mieterbund. Keine 
Mieterhöhung in der Coronakrise. Das sollte eigentlich 
selbstverständlich sein.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir finden auch, dass Mieterinnen und Mieter nicht 

alleine auf den Mietschulden sitzen bleiben dürfen. Diese 
innerhalb von zwei Jahren zurückzuzahlen, wie es die 
Regierung vorsieht, ist für viele Leute völlig realitätsfern, 
die jetzt schon 50 Prozent des Einkommens für das Woh-
nen ausgeben. Die Grünen fordern, dass sie innerhalb von 
zehn Jahren zurückgezahlt werden sollen. Das wäre 
schon besser, aber das ist aus meiner Sicht nicht gerecht; 
denn niemand hat dieses Virus verursacht. Deswegen 
müssen die Kosten der Krise auch gerecht verteilt werden 
und nicht allein auf den Rücken der Mieterinnen und 
Mieter abgewälzt werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Deswegen muss es für Betroffene auch die Möglichkeit 
der Mietsenkung geben. Wir haben einen Vorschlag ge-
macht, der neben Mietern den Staat, aber auch die Ver-
mieterinnen und Vermieter in die Pflicht nimmt. Keine 
Sorge: Oma Erna, die vielleicht eine Wohnung vermietet, 
um ihre kleine Rente aufzupäppeln, wird anders behan-
delt als Vonovia. Sie bekäme Unterstützung durch unse-
ren Härtefallfonds „Soziales Wohnen“. Aber Deutsche 
Wohnen, Vonovia und Co können die Mietsenkungen 

auch ohne staatliche Hilfen stemmen; denn wer während 
der Coronakrise milliardenschwere Dividenden und Boni 
ausschüttet, darf keine Staatshilfen bekommen. Wir wol-
len einen fairen Lastenausgleich.

Zu guter Letzt: Sammelunterkünfte in der Krise auf-
lösen; denn auch Obdachlose und Geflüchtete dürfen 
nicht die Verlierer dieser Krise sein. Das Recht auf Woh-
nen muss für alle gelten, auch und gerade während der 
Coronakrise.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Caren Lay. – Nächste Rednerin: für die 

CDU/CSU-Fraktion Emmi Zeulner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Keine Mieterhöhungen in der Coronakrise – 
das macht beispielsweise Vonovia. Aber natürlich passt 
der, der es tut, den Linken nicht. Deswegen ist es manch-
mal schwierig, das bei der Argumentation positiv zu er-
wähnen. So gibt es ganz viele Beispiele – auch bei mir in 
der Umgebung –, bei denen Vermieter beispielsweise 
kleinen Kneipen die Miete erlassen. Man hilft sich ge-
genseitig, man unterstützt sich. Deswegen: Zu Beginn 
einen herzlichen Dank an alle in unserem Land, die in 
dieser Krise zusammenhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Klaus Mindrup [SPD])

Vorneweg möchte ich grundsätzlich sagen, dass ich es 
sehr schätze, wenn sich Kollegen in die aktuellen Debat-
ten produktiv und konstruktiv einbringen, zum Beispiel 
die Grünen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
auch!)

– Ich habe ein Beispiel genannt. – Es ist für mich manch-
mal ganz spannend, dass im Gesundheitsausschuss zum 
Beispiel die AfD-Kollegen zu Beginn der Diskussion und 
der Krise den Gesundheitsminister noch positiv gelobt 
haben. Mit der Zeit, als man gemerkt hat: „Das trifft nicht 
auf Wohlgefallen der Parteispitze“, wurde schnell die 
Bremse gezogen. Das finde ich sehr schade. Passend dazu 
fällt einem natürlich ein Satz ein: Intelligente suchen in 
Krisenzeiten nach Lösungen, während die Unwissenden 
nach Schuldigen suchen. Deswegen bleibt es dabei: Dan-
ke für diesen Zusammenhalt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Nun zu den beiden Anträgen der Linken und Grünen, 

in denen sie verschiedene Maßnahmen vorschlagen, um 
Mieter und private Kleinvermieter vor Mietausfällen 
während der Krise zu schützen. Natürlich kann man viel 
darüber diskutieren, aber eigentlich sind wir schon lange 
einen Schritt weiter und haben als Große Koalition auch 
gehandelt und viele Maßnahmen unternommen. Ich 
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möchte nicht unerwähnt lassen, dass bei den Linken und 
Grünen mittlerweile auch erkannt wurde, dass es wichtig 
ist, einen funktionierenden Wohnungsmarkt mit privaten 
Kleinvermietern zu haben. Auch diese Vermieter haben 
unsere Unterstützung verdient. Es sind immerhin tatsäch-
lich zwei Drittel der Kleinvermieter, die Wohnungen zur 
Verfügung stellen. 40 Prozent davon sind Rentnerinnen 
und Rentner. Das ist ein Teil ihrer Altersvorsorge.

Wir haben mit den Maßnahmen, die wir verfolgt ha-
ben, das Ziel gehabt, die bestehenden sozialen Siche-
rungssysteme zu stärken, entsprechend auszubauen und 
anzupassen, um die Auswirkungen abzufedern und Miet-
ausfälle zu verhindern. Deswegen möchte ich einige Bei-
spiele aufzählen:

Erstens. Wir haben die Voraussetzungen für das Kurz-
arbeitergeld heruntergesetzt und werden in dieser Woche 
noch eine Erhöhung beschließen.

Zweitens. Wir haben den Zugang zur Grundsicherung 
erleichtert, und für alle, die zwischen dem 1. März und 
dem 30. Juni einen Neuantrag stellen, werden für sechs 
Monate die Kosten der Unterkunft, also die Miete inklu-
sive Heiz- und Nebenkosten, übernommen.

(Beifall der Abg. Klaus Mindrup [SPD] und 
Ulli Nissen [SPD])

– Vielen Dank, liebe Kollegin Nissen, für den Zwischen-
applaus. Ich weiß, dass du uns dabei immer sehr unter-
stützt und immer mit vorne kämpfst.

Drittens. Die Auszahlung des Arbeitslosengeldes wird 
für alle, deren Anspruch zwischen dem 1. Mai und 31. De-
zember enden würde, um drei Monate verlängert.

Viertens. Das Bundesinnenministerium hat die Antrag-
stellung und Prüfung für das Wohngeld vereinfacht, da-
mit Betroffene hier schneller Hilfe erhalten.

Fünftens. Für unsere Solo-Selbstständigen und Klein-
unternehmer haben wir ein Soforthilfeprogramm von bis 
zu 50 Milliarden Euro aufgelegt. Dieses Programm wird 
von den Bundesländern ergänzt und aufgestockt, bei-
spielsweise sind in Bayern schon über 1,5 Milliarden 
Euro ausgezahlt worden.

Sechstens. Für die Unternehmen haben wir das Ange-
bot an KfW-Krediten verbessert und unter anderem auch 
einen KfW-Schnellkredit eingeführt, der für Unterneh-
men mit mindestens zehn Mitarbeitern gilt und bei dem 
die KfW zu 100 Prozent das Kreditausfallrisiko über-
nimmt.

Mit all diesen Maßnahmen, die ich jetzt aufgezählt 
habe, soll – also von wegen Untätigkeit – verhindert 
werden, dass gewerbliche und private Mieter ihre Miete 
nicht mehr zahlen können. Kommt es dennoch zu finanz-
iellen Engpässen, so haben wir gleich zu Beginn der 
Krise gesetzlich geregelt, dass die Miete für die Monate 
April, Mai und Juni gestundet werden kann und die Rück-
zahlung erst bis Juni 2022 erfolgen muss. Ebenso können 
die Zahlungen für Strom und Wasser gestundet werden 
sowie Darlehenszahlungen, was vor allem den privaten 
Kleinvermietern zugutekommt. Diese Regelungen kön-
nen gegebenenfalls bis September verlängert werden. 
Das ist bereits in diesem Gesetz angelegt.

(Beifall des Abg. Klaus Mindrup [SPD])

Deshalb brauchen wir kein Sicher-Wohnen-Programm, 
wie es die Grünen vorschlagen, oder Fonds, wie sie die 
Linken vorschlagen. Aktuelle Umfragen geben uns natür-
lich auch recht; denn tatsächlich ist es bisher kaum zu 
Mietausfällen gekommen. So spricht der Bundesverband 
deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen von 
Ausfällen in Höhe von circa 1 Prozent.

Wir haben schon zu Beginn der Krise schnell reagiert, 
sodass es nicht nötig ist, Doppelstrukturen einzurichten. 
Aber Sie können sich sicher sein: Wir sind wachsam; 
denn wir haben ein Interesse daran, dass wir gut aus 
dieser Krise wieder herauskommen. In diesem Sinne 
freue ich mich auf die Beratungen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Emmi Zeulner. – Nächster Redner: für 

die AfD-Fraktion Udo Hemmelgarn.

(Beifall bei der AfD)

Udo Theodor Hemmelgarn (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Seltsame Zeiten führen zu seltsamen 
Ideen, und seltsame Ideen führen zu seltsamen Anträgen. 
Der Antrag der Grünen fordert überraschend eine Lö-
sung, die auch den privaten Kleinvermietern nutzen wür-
de. So viel ökonomischen Sachverstand hätte man von 
den Grünen nicht erwartet. Wahrscheinlich hat die Partei-
basis hier Druck gemacht.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Da 
redet gerade der mit dem größten Sachver-
stand! – Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sagen Sie doch mal was zu Ihrem 
politischen Programm!)

Lieber Herr Kühn, über einige dieser Punkte würden wir 
sogar mit Ihnen reden.

Die Linken hingegen wollen allen Ernstes die Netto-
kaltmiete um 30 Prozent absenken, wenn der Mieter co-
ronabedingt von erheblichen Einkommensverlusten be-
troffen ist. Zum Ausgleich soll es auch zugunsten von 
Privatvermietern ein Moratorium für Kreditverpflichtun-
gen geben. Die eingetretenen Schäden würden damit von 
den Vermietern in den Bankensektor verlagert. Offen-
sichtlich hassen die Linken die Banken noch mehr als 
den privaten Vermieter.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir hassen weder 
noch! Wir kritisieren höchstens! Hass ist Ihre 
Abteilung! – Caren Lay [DIE LINKE]: Mit 
Hass kennen Sie sich doch am besten aus! 
-Daniela Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Einzigen, die hassen, sind doch 
Sie!)
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Wir haben schon häufig darauf hingewiesen: Ein Groß-
teil der privaten Vermieter – das sind mehr als 60 Prozent 
der Vermieter – macht mit seinen Wohnungen keinen 
oder nur einen geringen Gewinn. Die geforderte Absen-
kung der Nettokaltmiete würde für viele den sicheren 
Ruin bedeuten. Aber die Linken haben auch dafür eine 
Lösung: Es soll ein Härtefallfonds eingerichtet werden, 
der auch Privatvermietern Hilfe gewährt, wenn sie auf-
grund der Coronakrise in Not geraten.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Ist doch gut!)

Man will den Vermieter erst ruinieren, um ihm dann die 
huldvolle Hilfe des Staates angedeihen zu lassen.

Das Ganze wird abgerundet durch bekannte Maßnah-
men linker Ideologen wie einem Moratorium für Mieter-
höhungen, dem Verbot von Zwangsräumungen und 
schließlich dem Verbot jeder Kündigung von Mietern. 
Fairerweise muss man sagen, dass die Linken das meiste 
davon auf die Dauer der Coronapandemie beschränken 
wollen. Aber keine Angst, liebe Linke! Das reicht locker 
aus, um die meisten Kleinvermieter nachhaltig zu 
schädigen.

Man kann den Linken an dieser Stelle kaum einen Vor-
wurf machen. Ihr Antrag ist nur ein wenig chaotischer als 
das Krisenmanagement der Bundesregierung. Am Ende 
fragt man sich: Wozu das Ganze überhaupt? Um eine 
ökonomische Krise zu bekämpfen, die in erster Linie 
durch den Shutdown dieser Bundesregierung hervorge-
rufen wurde?

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Ulli 
Nissen [SPD])

Wie gesagt: Wir leben in seltsamen Zeiten. Kritiker der 
Bundesregierung in dieser Krise werden wahlweise als 
Spinner, Verschwörungstheoretiker oder Coronaleugner 
diffamiert, ungeachtet der Tatsache, dass Schweden einen 
anderen, besseren Weg gegangen ist.

(Ulli Nissen [SPD]: Die Todesrate ist da viel 
höher als bei uns!)

Aber um es klar zu sagen: Niemand leugnet die Exis-
tenz des Coronavirus.

(Zuruf von der SPD: Na, immerhin!)

Der Vorwurf, den wir der Bundesregierung machen, ist, 
dass sie mit völlig überzogenen Maßnahmen diese Pan-
demie zu eigenen Zwecken ausnutzt, um ihre katastro-
phale Politik der letzten Jahre zu verdecken.

(Beifall bei der AfD)

Euro-Krise, Migrationskrise, der Wahnsinn der Energie-
wende: alles schön überdeckt von Corona. Nebenbei 
nutzt man das Ganze, um die Bevölkerung auf Linie zu 
bringen und die Autorität des Staates oder, besser gesagt, 
die eigene Autorität zu stärken.

Hier noch eine weitere Kuriosität in dieser Krise: Wäh-
rend der Großteil der Bundesbürger auch jetzt noch nicht 
an Nord- und Ostsee reisen darf, können Asylbewerber 
und Flüchtlinge aller Art

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie soll-
ten jetzt aufhören! Reicht! Setzen! Ist gut 
jetzt! – Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

immer noch ohne Quarantäne in das Bundesgebiet ein-
reisen. Minister Seehofer sieht hier keinen Handlungs-
bedarf. Hier stellt sich wirklich die Frage: Innerdeutsche 
Grenzen können wir sichern, unsere Außengrenzen 
nicht?

(Beifall bei der AfD)

Gleichzeitig wird ein Beamter des Innenministeriums 
von seinen Pflichten entbunden, weil er den hektisch 
herbeigeführten Shutdown als Fehlalarm bezeichnete.

(Karsten Möring [CDU/CSU]: Völlig falsch, 
Herr Hemmelgarn! Weil er den Briefkopf ver-
wandt hat!)

Zu Recht wies er darauf hin, dass adäquate Instrumente 
zur Gefahrenanalyse und -bewertung fehlten und auch 
heute noch fehlen und damit kaum Chancen bestehen, 
sachlich richtige Entscheidungen zu treffen. Sie müssen 
mal zuhören, Herr Möring.

(Ulli Nissen [SPD]: Zuhören ist schwierig bei 
Ihnen!)

Da kann ich insgesamt nur sagen: ein Innenminister in 
Topform.

Meine Damen und Herren, es ist richtig, Lösungen zu 
finden, um die Folgen der Coronamaßnahmen abzumil-
dern. Sehr viel wichtiger ist es allerdings, die immer noch 
bestehenden, unnötigen Beschränkungen sofort aufzuge-
ben.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Den übrigen Oppositionsparteien in diesem Parlament 
empfehle ich, sich sehr genau zu überlegen, ob sie weiter 
die Statisten in dieser Regierungsinszenierung sein wol-
len.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Ulli Nissen [SPD]: Un-
sinn! Was für ein Glück, dass diese ätzende 
Rede vorbei ist!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön, Udo Hemmelgarn. – Nächster Redner: 

Klaus Mindrup für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Klaus Mindrup (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Hemmelgarn, normalerweise sind Ihre 
Helden ja Trump, Putin und Boris Johnson.

(Daniela Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau! – Christian Kühn [Tübingen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben As-
sad vergessen! Assad auch noch!)
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Diese Großmäuler und Versager in der Coronakrise ha-
ben Sie ja wohl bewusst nicht erwähnt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Auch und gerade in der Pandemie haben Mieterinnen 
und Mieter das Recht, gesichert zu wohnen. Deswegen ist 
es gut, dass wir hier heute diesen Antrag debattieren. Und 
es ist klar – manchmal wundere ich mich, wie schnell die 
Amnesie einsetzt –, dass hier die Bundesregierung und 
auch der Bundestag unglaublich schnell gehandelt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Lachen bei Abgeordneten der 
AfD)

Wir haben den Schutz vor Kündigungen wegen Miets-
chulden bis zum 30. Juni eingeführt, mit Verlängerungs-
option; Kollegin Zeulner hat schon darauf hingewiesen. 
Wir haben den Zugang zu Wohngeld vereinfacht. Wir 
haben die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
verbessert. Wir haben die Stundung von Verbraucherkre-
diten ermöglicht. Wir haben das Kurzarbeitergeld deut-
lich verbessert und werden es weiter verbessern.

(Ulli Nissen [SPD]: Wir sind echt super! Ge-
nau!)

Wir haben einen Schutzschirm für Solo-Selbstständige 
und KMU eingeführt. Zuschüsse für Unternehmen mit 
bis zu zehn Mitarbeitern leisten wir als Bund, die Länder 
leisten Zuschüsse für Unternehmen mit bis zu 250 Mit-
arbeitern. Wir haben ein umfassendes KfW-Schnellkre-
ditprogramm auf den Weg gebracht. Wir haben Hilfen für 
Großunternehmen auf den Weg gebracht; denn auch sie 
beschäftigen Menschen, die Mieterinnen und Mieter sind. 
Und wir haben die erleichterte Möglichkeit von Steuer-
stundungen auf den Weg gebracht.

Was kaum beachtet wird und auch wichtig für Vermie-
ter ist: Wir haben die Bankenregularien verändert, sodass 
Tilgungsaussetzungen heute leichter möglich sind, ohne 
dass die Schuldner anschließend in Schwierigkeiten kom-
men. Das hilft sowohl den Hoteleigentümern als auch den 
Vermietern als auch den Taxiunternehmen. Wir sind also 
schon sehr stark tätig gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Emmi Zeulner [CDU/CSU])

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wie es immer 
so ist: Man muss natürlich seine Maßnahmen ständig 
evaluieren, erst recht in einer solchen Krise wie dieser 
Pandemie. Deswegen sind wir ja auch in der neuen Phase 
der Pandemiebekämpfung, was die Maßnahmen angeht, 
wie in der Strategie „Hammer and Dance“ beschrieben. 
Der große Hammer, die vielen kleinen Hämmer kommen 
jetzt nicht mehr. Wir müssen das wirtschaftliche Leben ja 
wieder ankurbeln. Aber wir müssen natürlich auch 
schauen: Was passiert jetzt in unserem Land? Welche 
Maßnahmen wirken, welche nicht?

Und eins muss man klar sagen: Das Virus ist noch da, 
und wir haben keinen Impfstoff, wir haben kein wirksa-
mes Medikament. Wir sind also noch mitten in der Krise, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Ulli 
Nissen [SPD]: Leider ja!)

An dieser Stelle muss ich Kollegin Lay recht geben: Wir 
haben zwar unterschiedliche Auffassungen zu Zwangs-
räumungen außerhalb einer Pandemie, aber in einer Pan-
demie sind Zwangsräumungen schon aus Gründen des 
Gesundheitsschutzes zu vermeiden.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Grünen fordern 
ein KfW-Sonderprogramm. Das überzeugt mich nicht. 
Erstens wäre das wieder ein Kredit, und Kredite unter-
liegen den entsprechenden gesetzlichen Regelungen. Und 
ich glaube auch nicht daran, dass man heute die Tilgungs-
verzichte oder den Kreditverzicht am Ende gleich verein-
baren kann.

Außerdem sollten wir kein Programm machen, das die 
KfW lahmlegt. Wenn es ein solches Programm geben 
sollte, dann wäre es eher eines für die Förderbanken der 
Länder, weil sie für die eher kleineren Einheiten zustän-
dig sind. Aber der Grundansatz – nach dem Motto „Wir 
müssen etwas für Vermieter und Mieter gleichermaßen 
tun“ – ist schon richtig.

Ich schlage etwas anderes vor. Die Coronakrise kommt 
an den Wohnungs- und Gewerbeimmobilienmärkten ver-
spätet an; das wissen wir alle. Das heißt, wir müssen in 
den nächsten Wochen beobachten: Funktionieren die 
Maßnahmen, die wir gemeinsam ergriffen haben – die 
hat ja nicht nur die Koalition beschlossen, sondern bei 
vielen hat auch die Opposition mitgestimmt –, und müs-
sen wir nachschärfen? Eine Frage der Nachschärfung ist 
etwa die Verlängerung des Kündigungsschutzes.

Ich habe aber auch zur Kenntnis genommen, dass so-
wohl die Wohnungswirtschaft als auch der Deutsche Mie-
terbund über den Sicher-Wohnen-Fonds reden. Im Au-
genblick gibt es noch keine ausreichenden Indizien, 
dass wir so etwas brauchen. Aber wir müssen genau 
nachschauen: Ist das nicht doch notwendig?

An einer Stelle – das ist klar – gibt es große Probleme: 
bei den Gewerbemietern. Die Gewerbemieter sind oft-
mals in extrem schwierigen Lagen. Eines ist klar: Der 
große Gewinner der Pandemiekrise ist der Internethan-
del. Das geht natürlich zulasten von vielen kleinen Ge-
schäften in unseren Innenstädten. Die Lage der Kneipen 
ist ja ebenfalls schon beleuchtet worden. Viele Vereine 
sind in Problemen. Und wir werden daran arbeiten, denen 
zu helfen. Aber wir müssen auch die Mietsituation be-
trachten. Es geht um lebendige, gemischte Städte. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns in zwei bis vier 
Wochen schauen, ob wir da nicht noch einmal nachlegen 
müssen; denn das wäre absolut vernünftig.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Sabine 
Leidig [DIE LINKE])

Der Antrag der Linken – um noch dazu zu kommen – 
sagt zu Recht, dass wir etwas gegen Wohnungslosigkeit 
tun müssen. Gegen Wohnungslosigkeit zu kämpfen, ist 
vor allen Dingen eine Aufgabe der Städte. Viele Städte 
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haben bereits gehandelt. Hamburg ist vorbildlich. Frank-
furt macht sehr viel, wie mir die Kollegin Nissen gesagt 
hat. In München gab es ein sehr spannendes Beispiel: die 
Überbauung des Dantebades. Dort hat man einen Holz-
hybridbau auf einen Parkplatz gesetzt – innerhalb eines 
Jahres, also extrem schnell, ökologisch gebaut – und 
damit wirklich ein gemischtes Wohnquartier geschaffen.

Aber selbst eine Stadt wie München hat bei den sink-
enden Einnahmen aus Steuern und aus dem öffentlichen 
Nahverkehr große Probleme, so etwas langfristig zu fi-
nanzieren. Deswegen ist es notwendig, dass wir den 
Kommunen unter die Arme greifen. Denn ansonsten 
droht der Teufelskreislauf: Sie haben kein Geld, um zu 
investieren, die Transferausgaben steigen, und die Situa-
tion wird immer schlimmer, so wie wir das heute schon 
aus den überschuldeten Kommunen kennen.

Deswegen ist es so wichtig – die SPD fordert das 
energisch –, dass wir einen kommunalen Schutzschirm 
schaffen; denn wir müssen die Kommunen als die Basis 
unserer Demokratie unbedingt am Leben erhalten.

(Beifall bei der SPD)
Wenn wir dann in einem solchen Schutzschirm Projekte 
zur Bekämpfung der Wohnungslosigkeit unterbringen 
können wie die Bebauung des Dantebades, dann ist das 
hilfreich; denn so etwas ist billiger als die sogenannten 
Läuse-Pensionen. Es ist besser für den Gesundheits-
schutz, es ist für den Klimaschutz gut, wenn wir mit Holz 
bauen, und es fördert die lokale Wirtschaft. Denn wir 
wollen ja alle, dass unser Land wieder vorankommt.

Danke für die Aufmerksamkeit. Auf eine gute Bera-
tung in den Fachausschüssen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Klaus Mindrup. – Nächster Redner: für 

die FDP-Fraktion Hagen Reinhold.

(Beifall bei der FDP)

Hagen Reinhold (FDP):
Zuerst einmal schönen Dank für das ordentlich desinfi-

zierte Rednerpult und für die vielen fleißigen Hände, die 
es uns ermöglichen, hier überhaupt Sitzungen durchzu-
führen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der AfD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich glaube, das hat es mal verdient. Denn heute ist das 
Parlament viel wichtiger denn je.

Sehr geehrte Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Frau Zeulner, auch wenn der GdW vielleicht 
noch von 1 Prozent redet: Haus & Grund redet schon von 
6 bis 7 Prozent, und wir sind gerade erst am Anfang 
dieser Krise. Wie sehr das auf den Mietmarkt durch-
schlägt, wie sehr das bei Vermietern, bei Mieterinnen 
und Mietern ankommt, das werden wir in nächster Zeit 

noch sehen. Das wird uns noch mehr beschäftigen, als uns 
heute lieb ist. Deshalb ist es richtig und wichtig, dass wir 
uns heute damit befassen.

Wir kommen zum Antrag der Linken und stellen fest – 
es waren einige Sachen dabei, die mir schon im Wortlaut 
sehr gefallen haben –: Das Recht auf gesunden und an-
gemessenen Wohnraum wird also infrage gestellt. Wer 
stellt denn hier Recht infrage, frage ich mich. Ganz im 
Gegenteil: Ich habe eher mitbekommen, dass die Mieter-
innen und Mieter in dieser Krise mehr Rechte bekommen 
haben. Sie können die Miete aussetzen. Also, Recht stellt 
bestimmt kein Mensch infrage. Aber solch ein Geist geht 
von vorne bis hinten durch Ihren Antrag.

Ein Moratorium zum Beispiel kann ich auf zwei Arten 
definieren: Es ist entweder eine Übereinkunft zwischen 
Gläubiger und Schuldner, den Schuldendienst vorüberge-
hend zu unterlassen, oder eben ein gesetzlich angeordne-
ter Aufschub. Für diesen entscheiden Sie sich, für die 
Keule. Nichts anderes als Misstrauen ist das denen ge-
genüber, die wir jetzt in der Krise brauchen.

(Beifall bei der FDP)
Sie versuchen unter Punkt 5, uns still und heimlich 

einen kleinen Mietendeckel unterzuschieben, und sagen: 
30 Prozent weniger Miete, und nach der Krise behalten 
wir das gleich bei und senken auf die ortsübliche Ver-
gleichsmiete ab. – Das ist durchschaubar. Hier haben 
Sie „Corona“ vor Anträge gesetzt, die Sie schon oft ein-
gereicht haben und mit denen Sie immer wieder geschei-
tert sind.

(Widerspruch bei der LINKEN)
Sie sagen, die Krisenkosten würden nur den Mietern 

aufgebürdet werden – tatsächlich –, und wollen, dass die 
Vermieter endlich beteiligt sind. Im nächsten Punkt neh-
men Sie es zurück und sagen, welche Vermieter davon 
ausgeschlossen sind: Das sind die Privaten und die ge-
nossenschaftlichen und kommunalen Wohnungsgesell-
schaften. Da sieht man Ihren Klassenfeind, der wieder 
durchkommt: Das sind nämlich die lediglich 13 Prozent 
kapitalgebundenen Vermieter. Auf die wollen Sie sich 
stürzen. Auf die wollen Sie alles abwälzen. Das wird in 
dieser Krise nicht reichen. Das sind keine Lösungen, die 
wir heutzutage brauchen; tut mir leid.

(Beifall bei der FDP)
Das einzig Gute ist die dezentrale Unterbringung; da 

bin ich ganz bei Ihnen. Ich finde auch gut, dass Sie feh-
lende Schutzräume für Schutzbedürftige ansprechen, 
nämlich vor Gewalt zu schützende Personen. Aber das 
trifft viele Familienmitglieder und nicht nur einzelne. 
Ich hätte mir gewünscht, Sie hätten dabei jeden aufge-
zählt; das wäre gut gewesen.

Ich komme zum Antrag der Grünen. Richtig erkannt: 
Wir dürfen keinen Dominostein zu Fall bringen. Wenn 
wir anfangen, die Mieter davon abzuhalten, Miete zu 
zahlen, kommen die Vermieter, kommen die Banken. 
Dann haben wir eine nächste Krise, die wir nicht brau-
chen. Und in Coronazeiten noch eine Bankenkrise wäre 
das Schlimmste, was uns passieren kann. Deshalb geht 
der Antrag in die richtige Richtung. Die KfW davor zu 
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bewahren, noch eine Million Anträge zusätzlich zu krie-
gen, ist, glaube ich, richtig und wichtig. Deshalb müssen 
wir im Ausschuss darüber reden, wie man das behandeln 
kann. Aber richtig erkannt ist: Wir müssen dafür sorgen, 
dass überhaupt kein Dominostein fällt. Das ist das Ein-
zige, was zählt.

Deshalb schwebt uns als FDP auch immer wieder vor, 
sowohl das zu nutzen, was diesen Sozialstaat stark ge-
macht hat, als auch die Möglichkeiten, die wir haben. Wir 
haben zum Beispiel recht schnell gefordert, das Wohn-
geld anzuheben, also dass es nicht einfach nur digital und 
schnell beantragt werden kann, sondern dass zusätzliches 
Wohngeld ausgeschüttet wird, damit weiter Miete gezahlt 
werden kann.

(Beifall bei der FDP)

Das sind richtige und wichtige Maßnahmen. Denn so 
kann es gelingen. Das Sonderwohngeld könnte dafür sor-
gen, dass Miete weiter gezahlt wird und Vermieter erst 
gar nicht in Schwierigkeiten kommen. Solche Lösungen 
braucht es heute, und das wäre der richtige Ansatz.

Wir könnten zum Beispiel genauso Vermieter mit ei-
nem Obolus bei der AfA in die Lage versetzen, mehr 
abzuschreiben, wenn sie freiwillig auf Miete verzichten.

(Beifall bei der FDP)

Was machen wir zurzeit aber? Wir haben freiwilligen 
Mietverzicht bei den Vermietern. Es gibt nämlich viele 
Vermieter, die sagen: Mein Gott, du bist in Schwierigkei-
ten; ich verzichte auf die Miete. – Dagegen spricht zur-
zeit, dass man gar nicht weniger als 66 Prozent der orts-
üblichen Vergleichsmiete nehmen darf. Man darf die 
Werbekosten gar nicht ansetzen. Wir bestrafen noch die 
Guten in diesem Land. Ich hoffe, da gibt es schnell ein 
BMF-Schreiben, das die ganze Sache verhindert. Dann 
wären wir damit durch.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Kollege! Ich bestrafe Sie nicht, aber Sie sind 

drüber.

Hagen Reinhold (FDP):
Ich habe das Rednerpult noch nicht schmutzig.

(Heiterkeit bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Hagen Reinhold (FDP):
Ich danke recht herzlich für die Aufmerksamkeit und 

freue mich auf die Beratungen im Ausschuss.

Recht herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Reinhold. – Nächster Redner: für 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Chris Kühn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Christian Kühn (Tübingen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Ausgelöst durch die Coronapandemie erleben 
wir gerade die schwerste globale ökonomische Krise seit 
dem Zweiten Weltkrieg. Diese Krise ist, anders als die 
AfD vorher behauptet hat, nicht dadurch ausgelöst, dass 
wir in Deutschland den Shutdown haben, sondern da-
durch, dass dieses Coronavirus weltweit die Ökonomien 
bedroht, die Lieferketten unterbrochen sind und deshalb 
die globale Wirtschaft nicht funktioniert. Das ist die 
Wahrheit.

Diese Krise stellt die Ölkrisen von 1973 und 1979, die 
New-Economy-Blase, die 2000 geplatzt ist, und die letzte 
Finanzkrise von 2008 und 2009 in den Schatten. Wer 
glaubt, dass die deutschen Wohnungsmärkte diesen 
Druck nicht abkriegen werden, der lebt in einem Mär-
chenschloss, der hat nichts mit der Realität zu tun. Diese 
Krise wird verzögert auf den Wohnungsmärkten ankom-
men. Sie ist noch nicht da; aber sie wird diesen Sommer 
im Juni, Juli, August oder September wirklich einschla-
gen, und zwar deswegen, weil dann die Menschen die 
wenigen Ersparnisse, die sie noch haben, aufgebraucht 
haben werden und dann auch die Mieten nicht mehr zah-
len können.

Ich kann deswegen, Frau Zeulner, den Lobesmodus in 
Bezug auf Ihre Maßnahmen, in den Sie hier verfallen 
sind, irgendwie überhaupt nicht nachvollziehen. Denn 
eines ist ganz klar: Viele Menschen werden ihre Miete 
nicht mehr zahlen können. Und klar muss sein: In der 
Coronakrise darf es nicht dazu kommen, dass jemand 
nicht mehr in der Lage ist, seine Miete zu zahlen, und 
seine Wohnung verliert. Das muss das Ziel sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber es muss auch das Ziel sein, dass niemand danach 
infolge der Coronakrise unverschuldet seine Wohnung 
verliert. Wohnen ist ein soziales Gut, und deswegen ha-
ben wir Grünen – das haben Sie vorhin ja auch lobend 
erwähnt – ein KfW-Programm vorgeschlagen, um Men-
schen zu ermöglichen, weiterhin ihre Miete zu zahlen. 
Das hilft den Mieterinnen und Mietern, und das wird 
den Vermietern in Deutschland helfen.

Wir machen das deswegen, weil wir sehen, dass Men-
schen in prekären Situationen sind. Ich komme familiär 
aus der Gastronomie. Mein Vater ist Hotelkaufmann ge-
wesen. Der Gastronomie geht es richtig dreckig. Wenn 
man sich jetzt anschaut, wie es beispielsweise dem Hotel-
fachmann in Deutschland im Augenblick geht, sieht man: 
Es ist schwierig. Er verdient im Durchschnitt 2 000 Euro. 
Davon 60 Prozent Kurzarbeitergelt: Das sind netto 
860 Euro.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Deswegen erhö-
hen wir das Kurzarbeitergeld!)
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Wenn wir das jetzt erhöhen, sind wir bei 1 150 Euro. 
Davon wird der Hotelfachmann in den Ballungsräumen 
wie Stuttgart, München oder Berlin niemals dauerhaft die 
Miete zahlen können. Er wird auch nichts sparen können, 
um die Mietschulden in Zukunft zu zahlen.

Diesen Menschen muss geholfen werden, und da reicht 
das Wohngeld eben nicht aus. Deswegen braucht es ein 
KfW-Programm, das die Mieten absichert, damit die 
Menschen nicht in zwei Jahren vor der Kündigung ihrer 
Wohnung stehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann nicht verstehen, dass Sie als Regierung da auf 
irgendein Wunder warten, das vom Himmel kommt.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Machen wir doch 
gar nicht!)

Wir müssen da jetzt handeln. Wir müssen jetzt den Men-
schen auf den Wohnungsmärkten Sicherheit geben.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Machen wir 
doch! Genau das machen wir: Wir geben ihnen 
Sicherheit!)

Wir müssen klarmachen, dass wir auch den kleinen Ver-
mietern und ihren Mietern helfen und nicht nur den Kon-
zernen. Denn die Konzerne können im Augenblick Liqui-
ditätshilfen beantragen. Die Vermieter können es nicht. 
Deswegen ist es dringend nötig, dieses KfW-Programm 
aufzulegen. Das bringt Sicherheit. Das ist sozial, das ist 
gerecht, und das ist am Ende auch Mieterschutz.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Chris Kühn. – Letzter Redner in der 

Debatte: Karsten Möring für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Karsten Möring (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dem Kollegen Kühn stimme ich in Bezug auf das, was 
er am Anfang gesagt hat, zu. Wir haben in der Tat eine 
extrem schwere Krise. Eigentlich ist es bewundernswert, 
mit welcher Disziplin, mit welchem Verantwortungsbe-
wusstsein und wie solidarisch ein großer Teil der Bevöl-
kerung mit dieser Krise umgeht. Ohne dieses Verhalten 
wären wir heute nicht bei den Zahlen, bei denen wir sind; 
das muss man mal ausdrücklich feststellen. Dafür gebührt 
allen, die sich verantwortungsvoll verhalten haben, groß-
er Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die große Herausforderung, vor der wir stehen, kön-
nen wir meistern, weil wir dafür gut gerüstet sind. Wir 
sind unter anderem deshalb gut gerüstet, weil wir über 
Jahre hinweg eine sehr solide Haushaltsführung gemacht 
haben, die es uns jetzt erlaubt, mit großen Beträgen Hil-

fen zu leisten, in der ganzen Bandbreite derjenigen, die es 
nötig haben.

Verglichen mit anderen Ländern mobilisieren wir Be-
träge in einer ganz anderen Größenordnung. Es kommt 
natürlich darauf an, sie auch gezielt und richtig einzu-
setzen. Wir setzen sie ein zur Verstärkung des Gesund-
heitssystems, wir setzen sie ein für Unternehmen, die 
Liquiditätsprobleme haben oder denen ein Teil ihres 
Marktes wegbricht, wir setzen sie ein für Selbstständige 
und für abhängig Beschäftigte – auf ganz verschiedene 
Weise und mit ganz verschiedenen Methoden.

Die heutige Debatte freut mich, nicht wegen der An-
träge, sondern weil sie uns Gelegenheit gibt, einmal klar 
darzustellen, was wir hier inzwischen erreicht haben. Da-
ran waren Sie zum Teil ja selber beteiligt; es ist gut, dass 
wir das in großer Übereinstimmung gemacht haben.

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD])
Aber diese Debatte wird auch zeigen, dass Ihre Anträge, 
die Sie heute stellen, überflüssig sind. Wenn wir damit 
heute anfangen würden, dann wären wir zu spät.

Apropos spät: Als die Anträge gestern sehr spät ein-
gingen, hatte ich etwas Schwierigkeiten, sie zu lesen; das 
habe ich erst heute Morgen geschafft, aber ich hatte ja 
zum Glück schon Ihre Pressemeldungen und die Bericht-
erstattung in der Zeitung gelesen.

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist doch mal ein Service!)

– Ja, das war ein netter Service, den Sie da geleistet 
haben.

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sonst geht es uns immer so, 
Herr Möring!)

– Ja, ist in Ordnung. Das können wir ja machen. Die 
Zusammenfassung ist dann ja schon mal hilfreich.

Spaß beiseite! Liebe Grüne, als ich die Überschrift 
Ihres Antrags gelesen habe, war ich etwas irritiert. In 
Berlin haben die Grünen Enteignungsfantasien,

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wieso Fantasien?)

und hier in Berlin liegt uns heute ein Antrag zur Eigen-
tumssicherung vor. Liebe Grüne, Volkspartei zu sein, ver-
langt zwar eine gewisse Bandbreite,

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Da kennt ihr euch 
ja aus!)

aber ich glaube, diese Spreizung ist nicht geeignet.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Sie sollten sich schon entscheiden, worauf Sie Ihren 
Schwerpunkt legen wollen. Volkspartei geht anders!

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie sind nicht der Erste, der 
diesen Witz gebracht hat!)

– Ja, wir werden mal sehen.
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Dann schreiben Sie: „sichern in Zeiten der Krise“. 
Lieber Herr Kollege Kühn, wir sichern vor der Krise, in 
der Krise und nach der Krise. Unsere politische Grund-
haltung ist von demselben Motiv getrieben. Natürlich 
wollen wir Wohnraum schaffen, Wohnraum sichern. 
Und wenn es dafür in der Krise andere Methoden braucht 
als davor oder danach, dann machen wir das. Das ist doch 
der entscheidende Punkt. Wir kümmern uns darum; denn 
sicher Wohnen ist für uns ein Thema, das immer gilt, und 
nicht nur in der Krise.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie schlagen jetzt ein zinsloses KfW-Darlehen vor. 

Gleichzeitig möchten Sie das unkompliziert haben: un-
komplizierte Antragstellung und eine schnelle Bewilli-
gung. Und dann machen Sie aus der KfW ein echtes 
Bürokratiemonster. Was sollen die leisten? Die sollen 
die monatliche Mietzahlung für Betroffene übernehmen, 
die sollen für Vermieter die monatlichen Hypothekenzin-
sen und Tilgungsraten leisten, und das für eine große Zahl 
von Betroffenen, die Sie unterstellen; Sie sagen ja, dass 
das ein sehr großes Problem ist. – So funktioniert das 
nicht. Aus der KfW ein Bürokratiemonster zu machen, 
und das in einer Zeit, in der sie sowieso genug Aufgaben 
hat, das sollten wir uns ersparen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Christian Kühn [Tübingen] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das sind doch Am-
menmärchen!)

– Wieso? Das steht in Ihrem Antrag.

(Christian Kühn [Tübingen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Rufen Sie einfach mal die 
KfW an! Dann kriegen Sie die Information, 
wie man so was machen kann!)

– Ah, okay, gut. Aber ich werde, glaube ich, nicht in die 
Situation kommen. Wir werden darüber im Ausschuss 
noch mal diskutieren; aber ich glaube nicht, dass wir 
die KfW in diese Verlegenheit bringen werden.

Wir setzen auf andere Lösungen, wir setzen auch auf 
partnerschaftliche Lösungen. Wenn Mieten nicht gezahlt 
werden können, dann gibt es mehrere Möglichkeiten. Wir 
haben die Möglichkeit, Wohngeld zu beziehen, unter Co-
ronabedingungen erleichtert, auch rückwirkend. Wir ha-
ben das deutlich erleichtert, um Ausfälle der Mieten, die 
darauf zurückzuführen sind, auf diese Weise aufzufan-
gen. Das ist ein wichtiger Punkt. Wir setzen aber auch 
darauf, dass sich ein Mieter, der nicht zahlen kann, mit 
seinem Vermieter darüber unterhält, wie man diese Situa-
tion beseitigen kann. Ich kenne aus meinem Kölner Um-
feld eine ganze Reihe solcher Beispiele, nicht nur bei 
Privatvermietern, sondern beispielsweise auch bei Woh-
nungsunternehmen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Zum Schluss, bitte.

Karsten Möring (CDU/CSU):
Ja, danke. Noch 22 Sekunden. Ich wollte eigentlich 

früher aufhören.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Sie sind 22 Sekunden drüber.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Karsten Möring (CDU/CSU):
Ach, Entschuldigung.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Ja, da ist ein Minus davor.

Karsten Möring (CDU/CSU):
Ach so. Herr Gysi hat doch auch immer einen Zuschlag 

gekriegt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Der war 
ja auch Fraktionsvorsitzender!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Aber nicht von mir.

Karsten Möring (CDU/CSU):
Noch ein Satz. – Wir gehen sorgfältig mit dem Geld 

um, zielgerichtet, und wenn es nötig ist, nachzusteuern, 
dann tun wir das auch. Das muss nicht heute sein. Wir 
beobachten die Situation und machen es dann, wenn es so 
weit ist.

Vielen Dank für Ihre Geduld – auch für Ihre, Frau 
Präsidentin.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Karsten Möring. – Damit schließe ich die 

Aussprache.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

Tagesordnungspunkt 4 a. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 19/19144 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Die Federführung ist strittig; deswegen müssen wir 
jetzt abstimmen. Die Fraktionen der CDU/CSU und der 
SPD wünschen Federführung beim Ausschuss für Recht 
und Verbraucherschutz. Die Fraktion Die Linke wünscht 
Federführung beim Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadt-
entwicklung und Kommunen.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktion Die Linke. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Niemand. Der Überweisungsvorschlag ist 
abgelehnt. Für diesen Vorschlag haben Die Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen gestimmt. Dagegengestimmt ha-
ben die Fraktionen von SPD, CDU/CSU, FDP und AfD.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD: 
Federführung beim Ausschuss für Recht und Verbrau-
cherschutz. Wer ist für diesen Vorschlag? – Wer ist dage-
gen? – Enthaltungen? – Keine. Der Überweisungsvor-
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schlag ist angenommen – jetzt in umgekehrter Reihen-
folge – mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU/ 
CSU, FDP und AfD bei Gegenstimmen von der Linken 
und Bündnis 90/Die Grünen.

Tagesordnungspunkt 4 b. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 19/19148 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Es gibt keine anderen Vorschläge. Dann verfahren 
wir genau so.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 sowie Zusatz-
punkt 3 auf:

5 Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der Multidimensionalen 
Integrierten Stabilisierungsmission der Ver-
einten Nationen in Mali (MINUSMA)

Drucksache 19/19004

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Lothar Maier, Armin-Paulus Hampel, 
Dr. Roland Hartwig, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD

Aus dem Einsatz in Afghanistan lernen – Mi-
litärmission MINUSMA nicht fortsetzen

Drucksache 19/19155

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen.

Ich bitte die Kollegen und Kolleginnen, Platz zu neh-
men bzw. die Wohnungspolitik draußen zu diskutieren.

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort der 
Ministerin Annegret Kramp-Karrenbauer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dagmar Ziegler [SPD])

Annegret Kramp-Karrenbauer, Bundesministerin 
der Verteidigung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Gestatten Sie mir, aus aktuellem 
Anlass eine Vorbemerkung zu machen. Sie haben sicher-
lich in den Medien verfolgt – die Obleute sind darüber 
unterrichtet worden –, dass heute Morgen die General-
staatsanwaltschaft und das LKA Dresden nach Hinwei-
sen durch den MAD auf dem Privatgelände eines Bun-
deswehrangehörigen des KSK eine Durchsuchung 
durchgeführt haben. Dabei wurden nach jetzigem Stand 
Waffen, Sprengstoff und Munition sichergestellt. Dieser 
Bundeswehrsoldat, der schon länger im Fokus des MAD 

stand, ist, wie gesagt, nach den Informationen heute die-
ser Durchsuchung unterzogen worden.

Ich begrüße diesen Ermittlungserfolg des MAD und 
der Behörden in Sachsen außerordentlich. Das ist eine 
enge Zusammenarbeit, die sich bewährt hat und die wir 
bei der weiteren Aufklärung des Vorfalles auch fortsetzen 
werden.

Ich will an dieser Stelle auch für alle Angehörigen der 
Bundeswehr ganz klar sagen: Niemand, der in radikaler 
Art und Weise in unseren Streitkräften auffällt, hat in der 
Bundeswehr Platz.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen haben wir heute unmittelbar die disziplinaren 
Ermittlungen eingeleitet. Dieser Soldat wird keine Uni-
form mehr tragen und auch keine Liegenschaft der Bun-
deswehr mehr betreten dürfen. Ich möchte das an dieser 
Stelle noch einmal ganz ausdrücklich betonen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, solche Solda-
ten stellen auch die Leistungen und die Werte der Männer 
und Frauen infrage, die für uns nicht nur hier in Deutsch-
land, sondern an vielen Orten der Welt – auch in der 
Sahelzone – Leib und Leben riskieren. Die Sahelzone – 
das ist vorhin bei der Debatte zu EUTM schon deutlich 
geworden – ist eine schwierige Zone. Es ist eine gefähr-
liche Zone; es ist eine unsichere Zone. Sie ist zunehmend 
eine Drehscheibe für Terroristen und für organisierte Kri-
minalität, und sie ist auch eine Bedrohung für unsere 
Sicherheit hier in Europa und hier in Deutschland.

Es ist ein gefährlicher Einsatz, in den wir unsere Sol-
datinnen und Soldaten schicken, und zwar unabhängig 
davon, ob es EUTM Mali, MINUSMA oder die bilaterale 
Mission Gazelle ist, die wir zusammen mit der Armee in 
Niger durchführen. Deswegen muss es gut überlegt sein, 
ob wir unsere Soldatinnen und Soldaten diesem Risiko 
aussetzen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, schauen Sie 
sich diese Region an. Wenn man mit dem Verteidigungs-
minister von Niger spricht, dann sagt er einem, dass die-
ses Land, zurzeit eines der ärmsten in der Welt, zeitgleich 
an fünf seiner Außengrenzen von fünf unterschiedlichen, 
grenzüberschreitend tätigen und sehr miteinander ver-
netzten terroristischen Gruppen attackiert wird, was 
nichts anderes bedeutet, als dass Soldatinnen und Solda-
ten der eigenen Armee und der internationalen Kräfte 
angegriffen werden; darüber hinaus wird die Zivilbevöl-
kerung – vor allen Dingen auch Frauen und Mädchen – 
massakriert. Viele Kinder werden daran gehindert, zur 
Schule gehen zu können. Dann kann ich nur sagen: Alles, 
was wir in dieser Region tun, jeder Terroranschlag, den 
wir durch unseren Einsatz verhindern, und jedes Leben 
eines Mädchens, das wir retten, ist es wert, dass wir uns 
dort einsetzen; denn es macht das Leben der Menschen 
vor Ort lebenswerter, schwächt den Terrorismus und 
macht damit auch unsere Region hier sicherer.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir tun dies 
mit Blick auf EUTM Mali mit folgendem Ansatz: Die 
Bundeswehr wird die Ausbildung für die malische Armee 
mit dem neuen Mandat jetzt in einer veränderten Form 
durchführen, in einer eigens dafür aufzubauenden Mili-
tärschule und durch ein sehr viel stärkeres Begleiten und 
Beraten als bisher. Das ist genau die Methode, die wir im 
Rahmen der Mission Gazelle im bilateralen Verhältnis zu 
Niger angewandt haben und die dort dazu geführt hat – 
der Generalinspekteur war erst vor Kurzem in Niger und 
hat sich die Ergebnisse angeschaut –, dass es ein erheb-
lich gesteigertes Maß an Resilienz der nigrischen Armee 
gibt, die nun in der Lage ist, auch Terroristen, bewaffne-
ten Aufständischen und anderen Gruppen die Stirn zu 
bieten. Wir ergänzen dies durch den Ansatz von MINUS-
MA, einem Mandat, mit dem wir den Friedensprozess 
bzw. das Friedensabkommen absichern, indem wir vor 
allen Dingen Kräfte für boden- und luftgestützte Aufklä-
rung einsetzen und durch den Lufttransportstützpunkt in 
Niamey in Niger den Lufttransport von Patienten und 
damit die logistische Unterstützung auch für unsere Part-
ner sichern.

Deutschland ist bei MINUSMA eine Anlehnnation für 
Soldatinnen und Soldaten aus Belgien, aus Dänemark, 
aus Estland, aus Irland, aus Litauen, aus den Niederlan-
den und aus der Schweiz. Sie sind in das deutsche Kontin-
gent integriert, und deswegen ist die Forderung, diesen 
Einsatz zu beenden, eine ganz klare Absage an die Ver-
antwortung, die Deutschland in der Welt trägt – gerade im 
Moment auch durch unsere Position im UN-Sicherheits-
rat –, und eine klare Absage an andere Nationen, die sich 
bei diesem Einsatz auf uns verlassen. Deswegen ist es 
wichtig, dass wir diesen Einsatz fortsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Mit diesen drei Missionen werden wir die Möglichkeit 
haben, einen Raum zu definieren, den wir so absichern, 
dass er zumindest die Grundvoraussetzung dafür bietet, 
dass ziviles Leben wieder entstehen kann,

(Gerold Otten [AfD]: Das haben Sie bei Af-
ghanistan auch erzählt!)

dass Kinder in die Schule gehen können und dass wieder 
ein Mindestmaß an wirtschaftlichem Leben entstehen 
kann. Dadurch schaffen wir die beste Resilienz einer 
Zivilgesellschaft, die man erreichen kann, um den An-
werbeversuchen von Terroristen zu begegnen.

Zum Terrorkampf gehört mehr als nur das militärische 
Agieren. Dazu gehört auch, dass man den Terroristen den 
Nährboden entzieht, und genau das machen wir mit dem 
militärischen, aber auch mit dem zivilen Ansatz in der 
Sahelzone. Deswegen wollen wir ihn mit fortsetzen, auch 
wenn wir wissen: Das ist ein gefährlicher Einsatz, der uns 
noch eine ganz geraume Zeit fordern wird und unseren 
Soldatinnen und Soldaten vieles abverlangt. Zurzeit herr-
schen in Gao Temperaturen von 46 Grad. Dort ist Qua-
rantäne einzuhalten, damit wir den Covid-19-Virus nicht 

in ein Land mit einem schwachen Gesundheitssystem, 
wie dem in Mali, einschleppen.

Dass wir diese Interessen unserer Soldatinnen und Sol-
daten immer auch im Blick haben und hatten, ist auch das 
Verdienst der Wehrbeauftragten, insbesondere des jetzi-
gen Wehrbeauftragten, Herrn Dr. Bartels, dem ich bei 
dieser Gelegenheit noch einmal ganz herzlich auch im 
Namen der Soldatinnen und Soldaten für seine Arbeit 
und seinen Einsatz danken möchte. Gleichzeitig möchte 
ich Frau Kollegin Högl – ich sehe sie hier – als seiner 
Nachfolgerin auch alles Gute im Namen der Soldatinnen 
und Soldaten und eine gute Hand für unsere Zusammen-
arbeit wünschen.

(Gerold Otten [AfD]: Sie ist nicht hier! Wo ist 
sie denn? Drei Mandate hier heute, und die zu-
künftige Wehrbeauftragte ist nicht hier! – Ge-
genruf der CDU/CSU: Doch!)

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Annegret Kramp-Karrenbauer. – Näch-

ster Redner: Armin-Paulus Hampel für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Armin-Paulus Hampel (AfD):
Danke schön. – Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Zuschauer haben wir ja keine mehr. 
Sehr verehrter Herr Wehrbeauftragter Bartels! Ich mache 
die Heuchelei von Ihnen, Frau Ministerin, nicht mit. Sie 
hätten ja dagegenstimmen können, als es um den Wehr-
beauftragten ging. Ich spreche Ihnen aber auch meinen 
Respekt und meine Anerkennung für Ihre hervorragende 
Arbeit aus, Herr Wehrbeauftragter.

(Beifall bei der AfD)
Mali ist ein Kunstprodukt der Franzosen, entstanden in 

der Kolonialzeit. Die Bevölkerung lebt in ganz unter-
schiedlichen Identitäten, die nicht von der Staatsgrenze 
abhängen; mein Kollege Lothar Maier hat das vorhin bei 
EUTM Mali schon ausgeführt.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das 
war da schon falsch!)

Dort geht es nicht um Nationalitäten, sondern um tribale 
Identitäten, und dort findet nicht ein Kampf zwischen 
islamistischen Terroristen und friedliebenden Menschen, 
sondern zwischen Viehzüchtern und Ackerbauern statt. 
Der Konflikt ist jahrhundertealt. Früher konnte das durch 
Kompromisse gelöst werden, heute leider nicht mehr.

Das exzessive Bevölkerungswachstum von 4 Millionen 
auf absehbar 36 Millionen überfordert die natürlichen 
Ressourcen. Es handelt sich nicht um ein demografisches 
Problem in der Region, sondern um eine demografische 
Katastrophe.

Das ist die Ausgangslage, die wir vorgefunden haben. 
Mittlerweile verfolgen wir dort seit sieben Jahren eine 
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Operation, die nicht irgendeinen Erfolg für uns erkennbar 
oder absehbar gemacht hat.

Herr Staatsminister, ich habe im Ausschuss nachge-
fragt, was denn die wenigen Grundparameter sind, die 
man abfragen kann, um einen Erfolg zu messen. Ich habe 
Sie gefragt: Ist denn das Bruttoinlandsprodukt in Mali 
gestiegen, oder ist es gefallen? Um wie viel ist es ge-
stiegen? Ich brauchte nicht die genaue Prozentzahl; aber 
ich wollte es gerne ansatzweise wissen. Um ein Viertel? 
Um die Hälfte? – Sie konnten darauf keine Antwort ge-
ben. Auch Ihr Fachmann, der Abteilungsleiter, ist uns die 
Antwort schuldig geblieben.

Ich habe dann nachgefragt: Wie viel des Staatsgebietes 
kontrollieren die Regierungstruppen denn jetzt, nach sie-
ben Jahren Einsatz? Sind das 10 Prozent oder 50 Prozent 
oder 80 Prozent? Ungefähr! Ich will keine konkrete Zahl 
haben. – Selbst darauf fanden Sie keine Antwort. Sie 
konnten nur sagen: Da gibt es einige Wüstenregionen, 
wo gar nichts unter Kontrolle ist.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Was für eine Aussage zu einem Konflikt, den wir seit 
sieben Jahren begleiten! Nicht mal die Frage nach einer 
verbesserten Infrastruktur oder der Produktivität in dem 
Lande konnten Sie mit einer ungefähren Zahl oder Pro-
zentangabe beantworten.

Wer uns noch nicht einmal die Grundparameter eines 
solchen Einsatzes vorlegen kann, kann doch von uns 
nicht erwarten, dass wir weiterhin einen Einsatz guthei-
ßen, bei dem wir es derzeit mit einer Regierung zu tun 
haben, die gerade mal mit 36 Prozent – wenn ich es 
richtig in Erinnerung habe – gewählt worden ist. Der 
Oppositionsführer wurde weggeschnappt, befindet sich 
irgendwo eingekastelt und wird nicht herausgegeben. 
Der islamistische Terror ist zudem nicht auf dem Rück-
zug, sondern auf dem Vormarsch. Ja wo ist denn da ein 
Erfolg dieser Operation zu verzeichnen, Herr Staatsmi-
nister?

(Beifall bei der AfD)
Kommen wir zu den europäischen Nationen, die sich 

hier engagieren. In diesem Zusammenhang kann man 
einen Aspekt hinzufügen. Man könnte sagen: Ja, das ma-
chen wir, um unsere französischen Freunde zu unterstüt-
zen. Schließlich wissen wir alle, dass da vornehmlich 
französische Interessen wichtig sind, nicht unsere, keine 
deutschen. Dann könnten wir das zu einem politischen 
Instrument machen. – Wir könnten ja sagen: Wir geben 
den Franzosen was; wir stellen uns an ihre Seite. Aber 
dafür wollen wir vielleicht etwas von unseren französi-
schen Freunden in anderen Bereichen haben. – Selbst 
diese Idee zu formulieren, kommt Ihnen nicht in den 
Sinn.

Ich ahne nur eins: dass das in Afrika nur funktioniert, 
wenn wir Afrika den Afrikanern zurückgeben, auch die 
Lösung ihrer Probleme. Wir alle haben so etwas nämlich 
erlebt – das war vorbildlich – beim Konflikt zwischen 
Äthiopien und Eritrea. Ich habe das immer wieder er-
wähnt, weil es in der Tat interessant ist, nachzuvollzie-
hen, wie sich da zwei Staaten ohne jegliche westliche 
Einmischung auf ein aufgezeichnetes Friedensabkom-

men haben einigen können. Das ist der Weg. Meine Da-
men und Herren, überlassen wir Afrika den Afrikanern. 
Sie werden für ihre Zukunft kämpfen. Ja, sie müssen sie 
auskämpfen. Aber eine europäische Intervention wird 
auch weiterhin scheitern. Schicken Sie Soldaten nicht in 
die Wüste, schicken Sie sie nach Hause, Frau Minister!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke, Armin-Paulus Hampel. – Nächster Redner: für 

die SPD-Fraktion Christoph Matschie.

(Beifall bei der SPD)

Christoph Matschie (SPD):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich will zu Beginn noch mal klarstellen, warum wir mit 
der Bundeswehr in Mali sind, warum wir uns in der 
Sahelregion engagieren: nicht weil wir Frankreich einen 
Gefallen schulden, sondern weil es unser eigenes Interes-
se und das Interesse der internationalen Gemeinschaft ist, 
dass Staaten nicht zerfallen. Zerfallene Staaten sorgen 
nämlich dafür, dass sich Terror und Kriminalität ausbrei-
ten und die Sicherheit der gesamten Region und letztend-
lich auch die europäische Sicherheit bedrohen. Das ist der 
Grund, warum wir uns dort engagieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

MINUSMA ist als UN-Mission dort eingesetzt wor-
den, um die Umsetzung des Friedensvertrages, der zwi-
schen den Beteiligten vorher verabredet worden war, zu 
unterstützen, und zwar auf Bitten der malischen Regie-
rung. Wir kommen hier nicht von außen und sagen: „Wir 
stülpen euch eine Lösung über“, sondern wir sind auf 
Bitten der malischen Regierung da, um den Friedenspro-
zess in Mali zu unterstützen.

Ja, man muss auch offen eingestehen: Trotz jahrelan-
gem Engagement sind die Probleme dort nicht gelöst. In 
Teilen haben die gewalttätigen Aktionen zugenommen, 
haben terroristische Aktivitäten zugenommen, und sie 
weiten sich auf weitere Staaten aus. Wir sind hier in 
einem echten Dilemma. Angesichts dieses Dilemmas 
stellt sich die Frage: Wo liegen die Gründe dafür, und 
ist ein Rausgehen hilfreich, oder richtet es noch mehr 
Schaden an?

Ich bin im Januar in Burkina Faso gewesen; denn die-
ser Konflikt hat inzwischen längst den Norden Burkina 
Fasos erreicht. Dort kann man genau beobachten, was 
sich vollzieht. Der Staat hat sich aus dem Norden zurück-
gezogen, nachdem er schon jahrelang die Entwicklung 
dort vernachlässigt hatte. Die Armee hat sich auf wenige 
Stützpunkte zurückgezogen. Weil keine Sicherheit mehr 
da war, ist die öffentliche Verwaltung aus dieser Region 
zum Teil verschwunden. Die Schulen haben zugemacht. 
In dieses Vakuum stoßen dann militärische Gruppen, ter-
roristische Gruppen, zum Teil organisierte Kriminalität, 
um die Staatlichkeit dort zu ersetzen und junge Leute für 
sich zu rekrutieren. Das ist der Teufelskreis, in dem sol-
che Staaten stecken.
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Diesen Teufelskreis kann man nicht durchbrechen, 
wenn man das staatliche Gewaltmonopol nicht wieder-
herstellt. Nun bin ich mir auch im Klaren darüber, dass 
wir das nicht einfach mit MINUSMA erreichen können, 
dass man nicht einfach von außen sozusagen die Staat-
lichkeit ersetzen kann. Wir können das Handeln dieser 
Staaten nicht ersetzen. Aber wir können sie in ihrem 
Handeln unterstützen. Darum geht es bei der europä-
ischen Trainingsmission EUTM Mali, über die wir schon 
vorhin geredet haben, und darum geht es auch bei MI-
NUSMA.

Klar ist aber auch: Allein militärisch gibt es keine 
Lösung. Wir brauchen politische Lösungen, und wir 
brauchen die Unterstützung von Entwicklungen in diesen 
Regionen; denn junge Leute schließen sich terroristi-
schen Gruppen an, weil sie keine Perspektiven haben, 
weil es keine Ausbildung gibt, weil es keine Schulen gibt, 
weil es keine Jobs gibt, weil sie nicht wissen, wie sie ihr 
Leben gestalten und wie sie ihren Lebensunterhalt ver-
dienen können.

Deshalb ist es wichtig, politische Lösungen zu unter-
stützen, Verhandlungslösungen dort, wo sie möglich sind, 
zu erreichen – einiges zeichnet sich ab –, aber auch die 
Anstrengungen der Entwicklungsarbeit zu verstärken, um 
insbesondere jungen Menschen eine andere Perspektive 
zu geben und zu zeigen: Die internationale Gemeinschaft 
ist nicht nur da, um militärische Sicherheit zu unterstüt-
zen, sondern sie ist dafür da, das Leben von Menschen in 
dieser Region zu verbessern.

Deutschland hat hier in den letzten Jahren eine ganze 
Menge investiert, nicht nur in MINUSMA. In dieser Zeit 
hat Deutschland weit über 500 Millionen Euro für Ent-
wicklungszusammenarbeit ausgegeben. Diese Anstren-
gung muss jetzt in den kommenden Jahren verstärkt 
werden, gemeinsam mit der Suche nach politischen Lö-
sungen. Vorerst aber bleibt MINUSMA wichtig als ein 
Stabilitätsanker, als eine Unterstützung für die Regierung 
in der Region. Deshalb bitte ich um Zustimmung zu die-
sem Mandat.

Zum Schluss. Ich will allen Soldatinnen und Soldaten, 
die dort in einem harten Einsatz sind, ein ganz großes 
Dankeschön sagen. Bleiben Sie gesund, und kommen 
Sie heil nach Hause!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Christoph Matschie. – Nächster Redner: 

für die FDP-Fraktion Jens Beeck.

(Beifall bei der FDP)

Jens Beeck (FDP):
Hochverehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen im Hohen Hause! Wir wissen, dass die 
Situation in Mali komplex ist. Wir wissen, dass die letz-
ten sieben Jahre des Einsatzes noch nicht zu den Ergeb-
nissen geführt haben, die wir uns alle wünschen. Die 
Situation vor Ort ist immer noch geprägt von Terror. 

Auch die Sicherheitssituation hat sich in den letzten Jah-
ren eher nicht verbessert, sondern bleibt hoch ange-
spannt. Wenn man auf aktuelle Entwicklungen wie die 
Coronapandemie schaut, dann kann man positiv feststel-
len, dass in Mali heute 20 Prozent mehr Beatmungsgeräte 
vorhanden sind als früher, nämlich möglicherweise fünf 
statt vier – bei einer 19-Millionen-Bevölkerung. Allein 
dieses kurze Schlaglicht zeigt sehr deutlich, dass dort 
noch vieles zu tun ist.

Es handelt sich um einen der gefährlichsten Einsätze, 
die unter dem Siegel der UN geführt werden, mit mittler-
weile 209 Toten alleine im Rahmen des Mandats MI-
NUSMA. Deswegen, Frau Bundesministerin, sind wir 
voll bei Ihnen, wenn Sie sagen: Man muss sehr wohl 
überlegen, ob man einen solchen Einsatz eigentlich wei-
terführen kann oder nicht.

(Beifall bei der FDP)
Wir sind allerdings der Auffassung, dass es richtig ist, 

diesen Einsatz fortzuführen, weil er sich hehren Zielen 
widmet, nämlich der Wiederherstellung staatlicher Auto-
rität, der Implementierung des auch mit unserer Hilfe 
geschaffenen Friedensabkommens aus dem Jahr 2015, 
und weil er insgesamt zu einer deutlichen Verbesserung 
der Situation dort geführt hat, was auch in unserem eige-
nen Interesse liegt.

Ich will nicht wiederholen, was alle Redner vorher ge-
sagt haben. Aber es bringt eben nichts, Kolleginnen und 
Kollegen von der AfD, sich an dieser Stelle seine eigene 
Wirklichkeit mit strammen Sprüchen wie „Afrika den 
Afrikanern“ zurechtzulegen

(Beifall bei der FDP)
und dabei völlig auszublenden, dass hier eigene europä-
ische, eigene deutsche Interessen im Spiel sind, dass es 
eben nicht so ist, wie Sie beschreiben, dass alles nur eine 
Katastrophe ist, dass unsere Kräfte überhaupt nicht rei-
chen. Das hat der Kollege Maier bei der Diskussion vor 
einer Stunde zu EUTM Mali gesagt, als er von 1 400 
Dienstposten gesprochen hat. Allein MINUSMA hat über 
15 000 – über 12 100 Soldaten, 1 725 Polizeibeamte, fast 
1 800 zivile Experten, die sich dort nicht nur bemühen, 
die Sicherheitssituation zu verbessern, sondern auch, da-
für zu sorgen, dass es wieder einen demokratischen Staat 
gibt. Herr Hampel, auch das haben Sie völlig ausgeblen-
det.

Natürlich ist Mali irgendwann mal im Zuge des Kolo-
nialismus entstanden. Damals war es europäische Will-
kür, heute ist es eine schreckliche Situation. Sie blenden 
alles aus, was davor war, dass nämlich Mali bis 2012 sehr 
wohl als eine demokratische Hoffnung in Afrika gegolten 
hat, und Sie erwähnen mit keinem Wort, dass Ende März 
und am 19. April – ja, mit einer geringen Wahlbeteili-
gung, aber in dieser Sicherheitssituation und während 
einer Coronapandemie – noch eine demokratische Wahl 
in diesem Land stattgefunden hat.

Also: Wir wissen um die Gefahren dieses Mandates; 
aber wir wissen auch, dass es sich lohnt und dass es 
keineswegs nur negative Entwicklungen gibt. Die Freien 
Demokraten wünschen sich auch an dieser Stelle – das ist 
angesprochen worden, auch vom Kollegen Matschie – 
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eine stärkere Vernetzung der Bemühungen um wirtschaft-
liche Zusammenarbeit. Aber in Abwägung all dieser Ar-
gumente werden wir der Überweisung und am Ende dem 
Mandat MINUSMA zustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Jens Beeck. – Nächste Rednerin: für die 

Fraktion Die Linke Kathrin Vogler.

(Beifall bei der LINKEN)

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Verehrte Frau Präsidentin! Meine Da-

men und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Wir stecken 
gerade in einer gigantischen globalen Krise, die weltweit 
Leben und Gesundheit von Millionen von Menschen be-
droht, und trotzdem vergeht keine Sitzungswoche, in der 
wir hier nicht über die Verlängerung oder Neueinsetzung 
von Militäreinsätzen beraten, wie jetzt heute über den 
Einsatz von MINUSMA in Mali.

Meine Damen und Herren von der Bundesregierung, 
ich finde ja, Sie müssten dringend mal an Ihren Prioritä-
ten arbeiten. Ich könnte mich jetzt hier drei Minuten mit 
der desaströsen Sicherheitslage für die Zivilbevölkerung 
in Mali auseinandersetzen, wo seit 2012 die Zahl der 
bewaffneten Milizionäre von einigen Tausend auf viele 
Zehntausend, vielleicht auf über hunderttausend ange-
stiegen ist. Und ich könnte dann fragen, warum ein Mi-
litäreinsatz, der seine Ziele so wenig erreicht wie MI-
NUSMA, dennoch Jahr um Jahr verlängert und auch 
ausgeweitet wird. Aber dazu hat meine Kollegin 
Christine Buchholz schon eine Menge gesagt.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das war 
auch schon falsch!)

Ich will mal eine ganz andere Frage stellen: Müssten 
wir nicht jetzt einmal die alten Muster verlassen und 
überlegen, was eigentlich vor Ort akut am dringendsten 
gebraucht wird?

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Ja! Sicherheit!)

Angesichts der Bedrohung durch Covid-19 rät sogar die 
Stiftung Wissenschaft und Politik der Bundesregierung 
mit dem Blick auf Mali: „Das Hauptaugenmerk sollte 
vorerst auf zivilen und medizinischen Projekten liegen, 
weniger auf militärischen Fähigkeiten.“ Richtig so!

(Beifall bei der LINKEN)

Wie so viele Konflikte wird ja auch der in Mali ganz 
entscheidend davon befeuert, dass die Zentralregierung 
von den Menschen in der Fläche des Landes nicht als 
Garant ihrer menschlichen Grundbedürfnisse wahrge-
nommen wird. Eine funktionierende Basisgesundheits-
versorgung in allen Teilen des zerrissenen Landes, zu 
der alle Menschen, gleich welcher Herkunft, welcher 
Ethnie, welchen Glaubens unbewaffnet den gleichen kos-
tenlosen Zugang hätten, würde Mali vermutlich mehr 

stabilisieren, als es die massive ausländische Militärprä-
senz seit acht Jahren dort tut.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Prinzipien einer medizinischen Ethik, diese Prinzi-
pien von Altruismus, Solidarität und Kooperation, die 
dafür benötigt und dadurch gestärkt werden, könnten so-
ziale Beziehungen stärken und die Menschen zu gewalt-
freien Konfliktlösungen befähigen.

Die zentrale Frage für mich dabei ist doch: Wie logisch 
ist es eigentlich, dass zivile und medizinische Projekte 
von Militärs aufgebaut werden sollen, die doch für ganz 
andere Aufgaben ausgebildet wurden? Warum machen 
das nicht Fachleute? Ich finde, wir sollten es Fachleute 
machen lassen.

(Beifall bei der LINKEN)
Dafür gibt es auch Beispiele. Das arme Kuba zum Bei-
spiel unterstützt mit medizinischem Personal und Aus-
rüstung gerade 60 Länder in der ganzen Welt bei der 
Bewältigung der Coronakrise. Warum können wir als 
eines der reichsten Länder der Welt das eigentlich nicht 
tun?

(Beifall bei der LINKEN)
In unserem Land fehlen Hunderttausende Pflegekräfte 

in Kliniken und Senioreneinrichtungen. Aber die Bun-
deswehr benutzt im Augenblick die Coronakrise, um 
bei 16-Jährigen für den Dienst an der Waffe zu werben.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Oh Gott!)
Wann eigentlich schreibt die Bundesregierung alle 
Schulabgängerinnen an, um sie für die Gesundheitsberu-
fe zu begeistern? Das wären doch mal Prioritäten, die wir 
jetzt brauchen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Frau Vogler, denken Sie bitte an die Redezeit.

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Ja, vielen Dank. – Es ist Zeit zum Umdenken. Beenden 

Sie die Militäreinsätze!

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Das ist unglaublich, 
was Sie uns zumuten! Alles falsch! Das Man-
dat der Vereinten Nationen kam überhaupt 
nicht vor! Unglaublich!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen herzlichen Dank, Kathrin Vogler. – Nächste 

Rednerin: für Bündnis 90/Die Grünen Agnieszka 
Brugger.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Mit Blick auf die Sahelzone gibt es immer mehr 
Nachrichten, die uns mit tiefer Sorge erfüllen: Die Sicher-
heitslage verschlechtert sich, Terroranschläge nehmen 
zu, die Coronapandemie und die Klimakrise wirken als 
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Konfliktverschärfer auf die bereits bestehenden sozialen 
und politischen Krisen ein. Das Friedensabkommen wird 
nicht konsequent umgesetzt, weil Regierung und andere 
Kriegsparteien es ausbremsen und blockieren.

Frankreich reagiert auf all dies mit mehr Militär und 
will neben den bereits bestehenden Missionen mit einer 
weiteren Koalition der Willigen mit einigen europäischen 
Staaten den Antiterrorkampf noch weiter ausweiten. Po-
litische Probleme lassen sich aber nicht mit mehr Militär 
lösen. Im Gegenteil: Offensiveres Vorgehen droht die 
Krise eher noch weiter zu verschärfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Bundesregierung unterstützt diesen Strategie-

wechsel nicht mit Personal, und ich vermute, dies ist so, 
weil Sie die vielen Bedenken teilen, die die Expertinnen 
und Experten bei diesem gefährlichen Strategiewechsel 
haben. Trotzdem haben Sie von der Bundesregierung 
mehrfach bekräftigt, dass Sie diesen Kurs aber politisch 
unterstützen. Wir fordern Sie auf: Weichen Sie nicht ein-
fach der sicherlich schwierigen Diskussion mit unseren 
französischen Partnern aus, und ziehen Sie hier eine klare 
rote Linie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
„Agree to disagree“ zwischen Frankreich und Deutsch-
land, das kann ganz sicherlich nicht die Grundlage einer 
gemeinsamen europäischen Strategie in Mali sein.

Meine Damen und Herren, bei aller Kritik sollte man 
die kleinen, aber trotzdem auch wichtigen Fortschritte in 
Mali sehen und darüber sprechen: Der nationale Dialog 
wurde durchgeführt und begonnen. Die ehemals feind-
lichen Kräfte patrouillieren endlich gemeinsam im 
Norden. – Das alles wäre ohne die Friedensmission der 
Vereinten Nationen nur schwer vorstellbar, das Friedens-
abkommen, das vor ein paar Jahren geschlossen wurde, 
ebenso.

Der UN-Generalsekretär hat die Mitgliedstaaten bei 
MINUSMA um Hilfe gebeten, technisch wie politisch. 
Es ist deshalb auch richtig, dass die Flugstunden der 
deutschen Aufklärungsdrohne im Mandat ausgeweitet 
werden um den Schutz der MINUSMA-Kräfte, aber 
auch, um die Überwachung des Friedensabkommens zu 
verbessern.

Es bereitet aber schon große Sorge, wenn trotz großer 
Bitten der Vereinten Nationen ab Oktober die Rettungs-
kette nicht mehr steht, weil es keine Ablösung für die 
rumänischen Hubschrauber gibt, die das jetzt überneh-
men. Das ist auch eins von vielen traurigen Symbolen 
dafür, wie die Mitgliedstaaten die Vereinten Nationen 
bei ihren schwierigen Aufgaben viel zu oft im Regen 
stehen lassen, und das muss sich endlich ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Rettungskette muss stehen, die Mitgliedstaaten 

müssen die Vereinten Nationen bei ihren Aufgaben stär-
ker unterstützen, mit gutem Personal und technischen 
Fähigkeiten, aber vor allem auch mit mehr politischer 
Unterstützung. Dafür ist Druck auf die Konfliktparteien 
in Mali ganz zentral. Es ist ein großes Versäumnis, dass 
hier so wenig passiert ist.

Meine Damen und Herren, ich will aber auch nicht 
unkommentiert lassen, was die Ministerin am Anfang 
ihrer Rede gesagt hat. Ich fand es schon sehr bezeich-
nend, dass bei den Sätzen, auf die wir uns, glaube ich, 
alle einigen können – dass jeder Fall in der Bundeswehr, 
bei dem Rechtsextremismus nachgewiesen ist, ein Fall zu 
viel ist –, nur fünf Fraktionen in diesem Haus geklatscht 
haben. Ich hoffe, das hat jeder mitbekommen und jeder 
gesehen.

Aber, Frau Ministerin, mich stört es schon: Hitlergrü-
ße, Nazirock, Chatgruppen mit Gewaltfantasien. Das hier 
ist schon eine neue Qualität. Hier sind bei einem KSK- 
Soldaten Waffen gefunden worden. Wir erwarten von 
Ihnen mehr Informationen über alle Verbindungen, über 
alle Hintergründe, und nicht nur die eine Seite, die Sie 
uns heute in der Obleuteunterrichtung vorgelegt haben. 
Sie sprechen von möglichen Netzwerken. Der MAD hat 
deren Existenz immer wieder bestritten. Sie müssen klare 
Informationen hierzu dem Parlament unverzüglich auf 
den Tisch legen und auch darstellen, welche Konsequen-
zen Sie aus dieser neuen Qualität der Bedrohung ziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Agnieszka Brugger. – Nächster Redner: 

für die SPD-Fraktion Dr. Eberhard Brecht.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Eberhard Brecht (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen im Deutschen Bundestag! Wir haben ja 
heute zwei Debatten zu Mali gehabt, und ich habe fest-
gestellt, dass wir sowohl bei der Ursachenbeschreibung 
als auch bei den Zielstellungen und schließlich auch bei 
den Mitteln zur Befriedung des Landes an vielen Stellen 
auseinandergehen.

Ich stelle immer wieder fest, umso mehr ich mich mit 
Mali befasse, dass eine der wesentlichen Ursachen des 
Konfliktes die Bevölkerungsexplosion in Mali ist, der 
Kampf um die Ressourcen in einem Land, das ohnehin 
schon gebeutelt ist. Deswegen glaube ich, dass die multi-
lateralen Bemühungen der Weltgemeinschaft für Klima-
schutz, für Entwicklungshilfe, aber insbesondere für das 
Weltbevölkerungsprogramm deutlich verstärkt werden 
müssen. Ich richte diesen Appell eher weniger an die 
eigene Bundesregierung als vielmehr an jene rechtspopu-
listischen Staaten, die nationale Interessen vor alle ande-
ren politischen Zielstellungen stellen.

(Beifall des Abg. Dr. Fritz Felgentreu [SPD])

Für uns alle ist die Zustimmung zu der MINUSMA- 
Operation nicht ganz einfach. Wir haben über die 
Schwierigkeiten und die fehlenden Fortschritte schon 
hinlänglich debattiert. Man muss natürlich auch die 
räumliche und die zeitliche Dimension des Mandates hin-
zunehmen: Dann wird klar, dass das ein sehr ambition-
ierter Anspruch ist, dem wir da folgen.
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Ein Beobachter der Situation hat sie ironisch charakter-
isiert: Mali is a sick patient with many doctors. – Wenn 
die Behandlung durch viele Ärzte erfolgreicher sein soll 
als in der Vergangenheit, dann ist eine bessere Abstim-
mung zwischen ihnen unverzichtbar. MINUSMA, 
EUTM, die G-5-Einsatztruppe, EUCAP, GSVP und Ga-
zelle sollten daher ihr Agieren besser koordinieren.

Um im Bild der medizinischen Behandlung zu bleiben: 
Alle ärztliche Kunst ist ohne Compliance, also die Mit-
wirkung des Patienten, vergeblich. Der Patient Mali hat 
mit den überwiegend friedlich verlaufenen Wahlen einen 
Anfang gemacht. Aber nun erwarten wir von der Regie-
rung in Bamako, dass die Verfassung unter Beteiligung 
der Bevölkerung zügig verabschiedet und dann auch res-
pektiert wird. Der Sicherheitssektor muss dringend neu-
strukturiert werden, um die omnipräsente Korruption in 
Mali effektiv bekämpfen zu können. Schließlich sollte 
die malische Regierung über das Abkommen von Algier 
hinaus die inoffiziell stattfindenden Gespräche mit mo-
deraten Aufständischen forcieren, da eine rein militär-
ische Option für einen Frieden in Mali illusorisch ist.

Wir haben eben schon über die Schärfung des MINUS-
MA-Mandates gesprochen. Ich denke, dass wir darüber 
hinaus auch noch weiteren Veränderungsbedarf haben. 
Wir erwarten, dass der Anteil gut ausgebildeter und aus-
reichend bewaffneter Soldaten durch die internationale 
Gemeinschaft deutlich erhöht wird. Es kann doch nicht 
sein, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Eberhard Brecht (SPD):
– dass geschätzte 80 Prozent der MINUSMA-Aktivitä-

ten für den Eigenschutz verbraucht werden. Insbesondere 
muss alles darangesetzt werden, dass die Akzeptanz der 
MINUSMA in der Bevölkerung zunimmt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Eberhard Brecht (SPD):
Nur 5 Prozent – –

(Der Redner wendet sich zum Präsidenten)
– Das war ein Wechsel, den ich nicht mitbekommen habe.

(Heiterkeit)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Es geht mit mir jetzt auch nicht weiter. Ich bitte Sie, 

zum Ende zu kommen.

Dr. Eberhard Brecht (SPD):
Ich dachte, ich kriege einen Bonus dadurch. – Nur 

5 Prozent der Einwohner Malis bewerten die UN-Opera-
tion positiv. Wir müssen an dieser Stelle durch zivile Be-
gleitmaßnahmen die MINUSMA-Operation zu mehr Er-
folg führen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Dr. Brecht. – Letzter Redner in 

dieser Aussprache ist der Kollege Dr. Reinhard Brandl, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Eberhard 
Brecht [SPD]: Das war unfair! – Tobias Pflüger 
[DIE LINKE]: Zu mir ist Claudia Roth auch 
sympathischer!)

– Ich kann das leider nicht mit einem Ordnungsruf be-
legen; aber Sie können sich mit Claudia Roth ja gerne 
privat verabreden.

(Heiterkeit)
Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident; ich freue mich, dass Sie 

da sind. – Verehrte Damen und Herren! Ich möchte Ihnen 
jetzt in den drei Minuten, die ich nicht überziehen werde, 
drei Gründe nennen, warum wir bei MINUSMA sind und 
warum wir bei MINUSMA bleiben sollten.

Erstens. MINUSMA dient unserer eigenen Sicherheit. 
Es liegt in unserem Interesse, dass in einem Land wie 
Mali und in der ganzen Sahelzone stabile Verhältnisse 
herrschen und dass dieses Gebiet nicht zu einer Region 
wird, in der Terror und Islamismus regieren. Den Wert 
von Sicherheit und Stabilität erkennt man meistens erst 
dann, wenn sie nicht mehr vorhanden sind. Wir erleben es 
ja gerade in Libyen: Wenn sich staatliche Strukturen auf-
lösen, dann entsteht automatisch ein Nährboden für kri-
minelle und terroristische Gruppierungen. Das kann uns 
auch in der Sahelregion passieren. Dort gibt es aber noch 
staatliche Strukturen. Und, meine Damen und Herren, wir 
müssen alles unternehmen, sie zu schützen und zu stär-
ken; denn wenn die uns mal wegbrechen, dann fehlt uns 
jeglicher Anker, an den wir mögliche Hilfe ansetzen kön-
nen. Das ist der erste Grund.

Der zweite Grund ist: MINUSMA ist eine der größten 
Missionen der Vereinten Nationen, und durch unsere Be-
teiligung daran unterstreichen wir, dass wir an das Kon-
zept der internationalen Zusammenarbeit glauben. Wir 
wollen Probleme wie in Mali in einer Weltgemeinschaft 
lösen. Unser Ziel ist, gemeinsam zu agieren, und nicht: 
Deutschland zuerst, und der Rest der Welt ist egal. – Aber 
wenn wir in der Welt Ziele erreichen wollen, dann hilft es 
nicht, nur schlaue Reden in der Politik zu halten – das ist 
auch manchmal wichtig, aber nicht immer zielführend –, 
sondern dann muss man auch bereit sein, zu handeln. Wir 
sind bereit, in Westafrika zu handeln, und zwar in viel-
fältiger Weise, in erster Linie durch Entwicklungszusam-
menarbeit, aber auch durch Militäreinsätze, wo es not-
wendig ist, wie zum Beispiel in Mali.

Der dritte Grund ist: Unser Engagement in Mali ist 
auch ein Engagement zur Stärkung der Rolle Europas in 
der Welt. Wir wollen ein starkes Europa. Wir wollen ein 
Europa, das souverän und handlungsfähig ist, ein Europa, 
das in der Lage ist, auf Sicherheitsprobleme in seiner 
weiteren Nachbarschaft auch selbst zu reagieren. Wenn 
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nicht wir, wer denn sonst? Wir sind das größte Land 
innerhalb der europäischen Gemeinschaft. Wir haben 
auch eine besondere Verantwortung. MINUSMA ist ein 
Teil unseres europäischen Engagements. Es gibt eine 
ganze Reihe von weiteren Initiativen europäischer Län-
der. Die sind komplementär. Man kann sie noch besser 
abstimmen. Aber in Summe zeigt Europa dadurch, dass 
es bereit ist, Verantwortung in seiner Nachbarschaft mit 
zu übernehmen; und das ist richtig.

Ich fasse zusammen: Erstens. Der Einsatz dient unserer 
eigenen Sicherheit. Zweitens. Er hilft den Vereinten Na-
tionen, unterstützt das Konzept der internationalen Zu-
sammenarbeit. Drittens. Er stärkt die Rolle Europas in 
der Welt. Wir sollten ihn deswegen fortsetzen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. Die zehn Sekunden waren 

drin. – Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/19004 und 19/19155 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Ich sehe, 
das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Kordula 
Schulz-Asche, Beate Müller-Gemmeke, Maria 
Klein-Schmeink, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Professionelle Pflegekräfte wertschätzen und 
entlasten – Nicht nur in der Corona-Krise

Drucksache 19/19136

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Maria Klein-Schmeink, Bündnis 90/ 
Die Grünen, das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Danke schön. – Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen hier im Hause! Ich werde die Einbrin-
gung unseren Antrags „Professionelle Pflegekräfte wert-
schätzen und entlasten – Nicht nur in der Corona-Krise“ 
eröffnen mit einem Einstieg von meiner Kollegin 
Kordula Schulz-Asche, die erkrankt ist, aber diesen An-
trag maßgeblich für uns erarbeitet hat. Sie sagt: Es reicht 
nicht, der Pflege für ihre großartige Arbeit zu danken – 
wie das gestern ja vielfach geschehen ist –, sondern Po-

litik ist gefordert, zu handeln. – Wir wollen mit unserem 
Antrag erreichen, dass die professionelle Pflege in 
Deutschland endlich in ihrer Bedeutung für die Gesund-
heitsversorgung der Bevölkerung in Wert gesetzt wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Genau darum geht es.

Wir wissen alle: Der Pflegebereich ist ein großer Be-
reich. 1,6 Millionen Menschen arbeiten im Bereich der 
Pflege: im Krankenhaus, in der Kranken- und Gesund-
heitspflege, in der Altenpflege. Wir wissen auch, dass 
57 Prozent des gesamten Gesundheitspersonals in Europa 
in der Pflege tätig ist. Es gibt keine Krankenbehandlung, 
die ohne Pflege auskommt. Es gibt kein Leben im Alter – 
zumindest für die allermeisten –, das gänzlich ohne Pfle-
ge auskommt. Und es gibt sehr, sehr viele Menschen in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe, die Pflege brauchen.

Wenn wir uns diese Bedeutung vor Augen führen – oft 
wird ja davon gesprochen, dass es systemrelevant sei, in 
der Pflege zu arbeiten –, dann müssen wir leider fest-
stellen, dass die Bedingungen für die Arbeit in der Pflege 
diesen Stellenwert in keinster Weise widerspiegeln. Ge-
nau daran müssen wir arbeiten, nicht zuletzt deshalb, weil 
wir es mit einem veritablen Pflegenotstand zu tun haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir sehen natürlich jetzt, in der Coronakrise, dass wir 

über solche Selbstverständlichkeiten reden müssen wie 
den Zugang zu Schutzmaterial und zu Testungen oder 
die Schaffung von Arbeitsbedingungen, die die Bewälti-
gung der Coronakrise überhaupt erst möglich machen. Da 
müssen wir leider sagen: Auch in der Coronakrise kam 
die Pflege wieder als Letztes dran, und das muss sich 
ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Deshalb haben wir in unseren Antrag einen ganzen Block 
an Forderungen aufgenommen, die sich genau darauf be-
ziehen. Auch da muss man wieder sagen: Es ging nicht 
nur um den Zugang zu Schutzmaterialien, sondern es 
ging überhaupt darum, ob Pflege einbezogen worden ist 
in die Konzepte der Betreuung von zum Beispiel Pflege-
bedürftigen in Krankenhäusern oder Altenpflegeeinrich-
tungen, ob Pflege gefragt worden ist, welchen Beitrag sie 
an dieser Stelle leisten kann. Es ist wenig darüber geredet 
worden. Das muss sich ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Nicole Westig [FDP])

Dann reden wir seit Langem über überfällige Refor-
men, was die Arbeitsbedingungen angeht, was die Bezah-
lung angeht, was insgesamt die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf angeht. Es ist beschämend, dass wir das zu 
dieser Zeit immer wieder einfordern müssen und noch 
keine konkreten Pläne existieren, wie sich das ändern 
soll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Als Letztes geht es um die Mitspracherechte der Pfle-

ge. Wo wird Pflege systematisch in die Entscheidungs-
strukturen im Gesundheitswesen einbezogen? Da haben 
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wir Reformbedarf ohne Ende. Die Einrichtung einer Pfle-
gekammer kann nur ein großer und wichtiger Schritt sein. 
Wir müssen die Pflege vielmehr auf allen Ebenen der 
Gesundheitsversorgung, in allen relevanten Gremien sys-
tematisch einbeziehen.

Das sind die Aufgaben, die sich stellen, und ich wün-
sche mir, dass Sie vonseiten der Koalition mit unserem 
Antrag konstruktiv umgehen und tatsächlich mit uns ge-
meinsam nach Wegen suchen, wie wir der Pflege zu wir-
klicher Wertschätzung verhelfen können.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Klein-Schmeink. – Als 

nächster Redner hat für die CDU/CSU-Fraktion der Kol-
lege Lothar Riebsamen das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lothar Riebsamen (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Gute und verlässliche Pflege in der 
stationären und ambulanten Langzeitpflege und in den 
Krankenhäusern mit professionellen Kräften sicherzu-
stellen – darauf zielt ja insbesondere auch Ihr Antrag 
ab –, ist eines der wichtigsten Anliegen dieser Bundesre-
gierung in der Gesundheitspolitik in dieser Legislatur-
periode und war es auch schon in der letzten Legislatur-
periode. Ich erinnere an die Pflegestärkungsgesetze I, II 
und III, ich erinnere an die Neuaufstellung der Ausbil-
dung in der Pflege in der letzten Legislaturperiode, und 
ich komme noch darauf zu sprechen, was wir in dieser 
Legislaturperiode bereits gemacht haben.

Die gute Botschaft ist, dass wir aber bei all den Proble-
men, die wir nach wie vor haben und die sich jetzt, in der 
Coronakrise, auch wieder zeigen – das wird niemand be-
streiten –, auch von diesen Gesetzgebungen ausgehende 
Wirkungen sehen. Auch darauf komme ich noch zu spre-
chen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Jetzt hätte man ganz sicher nicht die Coronakrise ge-
braucht, um noch mal erneut ein Schlaglicht auf diese 
Problematik zu werfen. Darauf haben wir nicht gewartet, 
aber wir haben gesehen, dass neben der demografischen 
Entwicklung, die bekanntlich eine Herausforderung für 
die Pflege ist, auch noch ganz andere Dinge auf uns zu-
kommen können – eben die Coronakrise. Sie haben recht, 
Frau Klein-Schmeink, wenn Sie ausführen, wie schwierig 
die Situation gerade in dieser Krise für die Pflege vor 
allem in den Alten- und Pflegeheimen ist. Ich erlebe 
das hautnah: Meine Schwägerin ist in einer solchen Ein-
richtung tätig; sie ruft mich oft an, und das ist auch richtig 
so. Sie ist im Heim mit einem Teil ihrer Kolleginnen und 
Kollegen und einem Teil der Bewohner selber an Corona 
erkrankt, hat die Infektion nach Hause getragen und mei-
ne Schwiegermutter angesteckt, die dann wiederum ins 
Krankenhaus musste. Sie hat sich Vorwürfe gemacht: Bin 
ich möglicherweise schuld, wenn das nicht gut ausgeht? – 
Es ist gut ausgegangen, Gott sei Dank. Und die ganze 

Familie war vier Wochen in Quarantäne. Daran wird klar, 
vor welchen Situationen die Familien stehen.

Deswegen war und ist es richtig, dass wir – um mal 
diesen einen Punkt, weil er so aktuell ist, herauszugrei-
fen – eine Prämie nicht nur an die Pflegerinnen und 
Pfleger in den Alten- und Pflegeheimen, sondern an alle 
Berufsgruppen auszahlen – das wird der Bund machen –, 
und zwar in einer Höhe von 1 000 Euro. Es steht den 
Ländern an – und ich hoffe, sie werden es tun; einige 
Länder haben signalisiert, dass sie es tun werden –, diesen 
Betrag um weitere 500 Euro zu ergänzen. Da kann man 
sagen: Das ist zu wenig. – Natürlich, es kann immer mehr 
sein; aber ich bin froh, dass wir diesen Beschluss haben 
und dass wir zumindest an dieser Stelle jetzt handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Völlig unabhängig von Coronakrise und Koalitions-
vertrag haben wir – ich habe es gesagt – langfristig Ver-
besserungen in der Pflege eingeleitet, zum Teil sogar in 
Form eines Paradigmenwechsels. Sie wissen: Wir haben 
im Krankenhausbereich nicht mehr die Fallpauschalen in 
der Pflege, wir haben dort jetzt Pflegebudgets, die für 
jedes Krankenhaus an den dort vorhandenen Selbstkosten 
individuell ausgerichtet sind. Jede zusätzliche Kraft wird 
bezahlt, jede Tariferhöhung wird bezahlt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wenn es überhaupt noch Einschränkungen gibt – ja, 

auch das müssen wir einräumen –, dann die, dass es 
schwer ist, Pflegekräfte zu bekommen.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, das hat einen Grund!)

Das gilt auch für die 13 000 Stellen, die wir für die Alten-
pflege geschaffen haben. Deswegen haben wir mit der 
Konzertierten Aktion Pflege genau diesen Punkt, diese 
Herausforderung in den Mittelpunkt gestellt: Mittel und 
Wege zu suchen, um Pflegekräfte zu finden.

Natürlich spielt an der Stelle auch das Geld eine große 
Rolle, um den Beruf attraktiv zu machen. Deswegen ha-
ben wir bereits am 24. Oktober – das sind jetzt die Dinge, 
von denen ich sage, dass sie wirken, Dinge, die beschlos-
sen sind und die wir umsetzen – ein Gesetz zur besseren 
Bezahlung, das Gesetz für bessere Löhne in der Pflege, 
beschlossen. Tagesaktueller könnte es kaum sein: Diese 
besseren Löhne sind zum 1. Mai 2020 in Kraft getreten. 
Es geht an der Stelle zunächst einmal um Mindestlöhne.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?

Lothar Riebsamen (CDU/CSU):
Bitte schön.

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sie heben ja jetzt auf die Mindestlöhne ab. Da reden 
wir ja perspektivisch über 15,40 Euro ab übernächstem 
Jahr, also sehr, sehr wenig. Glauben Sie, dass das das 
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entsprechende Signal an junge Menschen gibt, den Pfle-
geberuf zu lernen und ihn auszuüben, und dass die be-
sondere Kompetenz, die gerade Pflege in die Versorgung 
einbringen kann, damit auch nur annähernd abgegolten 
werden kann? Braucht es nicht ein ganz anderes Signal, 
wenn wir es gemeinschaftlich hinbekommen wollen, dass 
der Stellenwert von Pflege in dieser Gesellschaft auch 
wirklich gespiegelt wird? Können wir es uns da leisten, 
mit einem Mindestlohn von 15 Euro für eine ausgebildete 
Fachkraft um die Ecke zu kommen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lothar Riebsamen (CDU/CSU):
In der Tat, Frau Klein-Schmeink, das ist zu wenig. 

Aber auch Sie haben in Ihrem Antrag ausgeführt, dass 
das, was wir an der Stelle jetzt erreichen, ein wichtiger 
Punkt ist. Es sind 2 678 Euro brutto, bei einer dreijährigen 
Ausbildung. Das könnte mehr sein. Aber, wie gesagt, 
auch Sie haben in Ihrem Antrag ausgeführt, dass dies 
ein wichtiger Anfang ist und es wünschenswert wäre – 
dem schließen wir uns in vollem Umfang an –, dass wir 
nicht mit Mindestlöhnen arbeiten müssen,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

sondern dass wir zu Tarifverträgen für die gesamte Pfle-
gebranche kommen.

An der Stelle schließe ich mich vollkommen dem Ap-
pell, den Sie in Ihrem Antrag an die Tarifpartner formu-
lieren, an, zu Tarifverträgen zu kommen, die wir dann 
allgemeinverbindlich machen können. Das ist das Ziel.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir müssen aber unterscheiden zwischen dem, was der 
Gesetzgeber machen kann – das haben wir getan; des-
wegen ist es ein gutes Signal –, und dem, was wir den 
Tarifpartnern überlassen müssen.

(Beifall der Abg. Karin Maag [CDU/CSU])

Da müssen wir zukünftig – das fordern wir auch – den 
entsprechenden Druck ausüben.

Der zweite Punkt ist die Personalbemessung. Auch das 
geht bereits auf die letzte Legislaturperiode zurück und 
wird demnächst wirken. Wir haben das Gutachten längst 
vorliegen – Stichwort: Professor Rothgang –, jetzt geht es 
um die Umsetzung, also die Personalbemessung in den 
Alten- und Pflegeheimen neu zu regeln, indem wir sie auf 
ein Fundament stellen, das wissenschaftlich fundiert ist.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Lothar Riebsamen (CDU/CSU):
Es liegt jetzt auch an den Ländern, genau dies bei sich 

umzusetzen.

Letzter Punkt –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Lothar Riebsamen (CDU/CSU):
– ein Punkt noch –: Digitalisierung haben Sie in Ihrem 

Antrag gar nicht ausgeführt. Ich bin der Auffassung, dass 
zur Entlastung der Pflege in den Alten- und Pflegeheimen 
sowie den Krankenhäusern durch Digitalisierung noch 
deutlich mehr gemacht werden kann, als es bisher der 
Fall ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächster Redner erhält das Wort der Kollege 

Martin Sichert, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Grünen 

fordern eine Coronaprämie aus Steuermitteln für Be-
schäftigte im Gesundheitswesen, und sie begründen das 
mit geringen Einkommen und den besonderen Risiken 
einer Infektion. Als gerechtigkeitsliebendem Menschen 
erschließt sich mir das nicht. Auch Verkäufer im Lebens-
mitteleinzelhandel oder Mitarbeiter von Sicherheits-
diensten waren wochenlang ohne ausreichende Schutz-
maßnahmen einem besonderen Risiko ausgesetzt und 
haben sehr geringe Einkommen. Warum soll nun aus 
deren Steuern eine Sonderprämie im Gesundheitswesen 
bezahlt werden?

Natürlich kann sich jetzt jede Partei gegenseitig mit 
Sonderzahlungen für bestimmte Gruppen überbieten 
und versuchen, sich in dieser Coronakrise zu profilieren 
und neue Wähler zu sichern. Das aber ist, wenn man das 
weiterdenkt, eine Form der Scheckbuchdemokratie, die 
höchst unseriös ist und die in eklatantem Widerspruch 
zum Auftrag der Abgeordneten als Vertreter aller Bürger 
steht.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD und 
der LINKEN)

Reden wir doch mal über die Erkenntnisse, die wir in 
den letzten Wochen gewonnen haben.

(Ulli Nissen [SPD]: Sie? Erkenntnisse? Das ist 
ein Widerspruch!)

Wir alle haben gelernt, dass das Outsourcen betreuungs-
bedürftiger Familienangehöriger von den Familien an 
den Staat höchst problematisch ist. Die Eltern jammern, 
weil Kitas geschlossen sind und sich die Eltern nun, wie 
es früher selbstverständlich war, ganztägig um die Kinder 
kümmern müssen. In der Betreuung der Alten und Kran-
ken sehen wir, dass der Trend, pflegebedürftige Familien-
mitglieder ins Heim abzugeben, in Krisenzeiten zur Ka-
tastrophe werden kann; denn durch Besuchsverbote 
vereinsamen die Pflegebedürftigen, und das Anste-
ckungsrisiko in den Heimen ist hoch und führt zu vielen 
Toten.
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Wenn uns die letzten Wochen eines gezeigt haben, 
dann, dass Deutschland eine Politik der Stärkung der 
Familie als Keimzelle der Gesellschaft braucht. Je mehr 
Kinder von Familienangehörigen betreut werden und je 
mehr Pflegebedürftige im Kreis ihrer Lieben umsorgt 
werden, umso besser kommt eine Gesellschaft durch eine 
Pandemie.

(Beifall bei der AfD)
Deswegen verfolgen wir als AfD einen anderen Ansatz. 
Wir wollen keine einmaligen Sonderprämien auf Kosten 
der Steuerzahler, deren Wirkung schnell verpufft; denn 
wegen einer einmaligen Zahlung wird der Beruf nicht 
attraktiver. Wir wollen Gelder lieber nachhaltig einset-
zen, um häusliche Pflege stärker zu honorieren. Es ist 
niemandem erklärbar, warum die Pflege durch Familien-
angehörige weit geringer honoriert wird als die Pflege 
durch Fremde.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie sollten den ganzen Antrag 
mal lesen!)

Aktuell wird häusliche Pflege mit weniger als der Hälf-
te des Betrags der ambulanten Pflege vergütet, und das, 
obwohl pflegende Angehörige oft zusätzlich die extrem 
wichtige liebende Fürsorge leisten, die vielen professio-
nellen Pflegekräften wegen Zeitmangels

(Claudia Moll [SPD]: Das stimmt nicht!)
und oft auch fehlender Deutschkenntnisse gar nicht mög-
lich ist.

(Claudia Moll [SPD]: Ach! Das auch noch!)
Wenn ein pflegender Angehöriger mal krankheitsbedingt 
für einen Monat ausfällt, wird in diesem Monat für am-
bulante Pflege mehr als das Doppelte gezahlt. Jeder An-
gehörige, der diese Geringschätzung erlebt, fühlt sich zu 
Recht ungerecht behandelt. Die Lenkungswirkung der 
bisherigen Politik hat weg von häuslicher, hin zu ambu-
lanter und stationärer Pflege geführt und damit den ak-
tuellen Pflegenotstand verursacht.

Lassen Sie uns also die Ursachen bekämpfen und die 
häusliche Pflege stärken! So können wir professionelle 
Pflegekräfte am besten entlasten. Denn je mehr Men-
schen zu Hause von Angehörigen oder Bekannten ge-
pflegt werden, umso weniger müssen ambulant oder sta-
tionär von professionellen Kräften gepflegt werden und 
umso weniger Arbeit fällt für diese professionellen Kräf-
te an. Auch für kommende Generationen ist es ein wich-
tiger Aspekt für die Ausbildung emotionaler Intelligenz, 
wenn wir zeigen, dass wir alles in unserer Macht Stehen-
de tun, damit Pflegebedürftige so lange wie irgend mög-
lich im Kreis ihrer Angehörigen umsorgt werden. Daher 
haben wir als AfD beantragt, häusliche Pflege künftig 
genauso hoch zu vergüten wie ambulante Pflege.

Investieren wir das Geld lieber in die Honorierung der 
außergewöhnlichen Leistung all der pflegenden Angehö-
rigen und in die Stärkung der Familie als Keimzelle der 
Gesellschaft,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Veral-
tetes Gesellschaftsbild!)

anstatt – wie in diesem Antrag der Grünen – mit Ein-
malzahlungen zu versuchen, irgendwelche Berufsgrup-
pen als Wähler zu kaufen.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das war einer von zwölf Punkten! 
Lesen würde helfen! – Zuruf der Abg. Ulli 
Nissen [SPD])

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Sichert. – Nächste Redne-

rin ist die Kollegin Claudia Moll, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Claudia Moll (SPD):
Ach ja!

(Heiterkeit bei der SPD und der CDU/CSU)
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Coronakrise zeigt eindrücklich, wie groß 
die Gefahr ist, dass ein Gesundheitssystem an seine Gren-
zen stoßen kann. Es war richtig, dass wir zügig eine ganze 
Reihe von Maßnahmen ergriffen haben, die einen Kol-
laps verhindern. Das hat viel Kraft und auch Geld ge-
kostet. Diese Kraft haben ganz besonders die Menschen 
in unserem Gesundheitswesen aufgebracht. Mit Aufopfe-
rung und Hingabe bis an die Belastungsgrenze haben 
Pflegerinnen und Pfleger Außergewöhnliches erreicht.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Ich glaube, viele wissen gar nicht, wie komplex dieser 
Beruf eigentlich ist. Manche glauben, das hat nur etwas 
mit Körperflüssigkeiten zu tun. Aber es wird gepflegt, 
betreut, aktiviert, validiert, gefördert, medizinisch ver-
sorgt, geplant, beobachtet, dokumentiert, und es werden 
Menschen auf dem letzten Weg begleitet. Es ist ein un-
fassbar vielfältiger Job, den die Pflegekräfte leisten. Das 
bedarf einer großen Anerkennung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Aber vergessen möchte ich nicht die vielen anderen 
Menschen, die einen unschätzbaren Beitrag leisten. An 
diese muss auch über die Coronakrise hinaus immer ge-
dacht werden; denn auch dieses Personal gibt abseits von 
jeder Krise immer 100 Prozent. Denken Sie an die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in der Haustechnik, in 
der Küche, in der Gebäudereinigung, die Servicekräfte 
im Empfangsbereich, in der Wäscherei, aber auch in der 
Verwaltung. Jeder in der Kette ist wichtig und darf nicht 
vergessen werden. Ein Beispiel aus dem Krankenhaus: 
Stellen Sie sich einfach nur mal vor, ein OP-Saal wird 
nicht richtig gereinigt. Dann kann der Chefarzt nicht ope-
rieren. – Und das gilt in der Altenpflege, in Krankenhäu-
sern und in Einrichtungen für Menschen mit Behinde-
rungen.
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Tagtäglich leistet dieses Personal in Deutschland Au-
ßergewöhnliches: Schichtdienst, Wochenenddienst sind 
keine Seltenheit, ständig für Kollegen einspringen müs-
sen, weil es gar nicht anders geht. Hier können wir gar 
nicht genug Wertschätzung aufbringen. Trotz all dieser 
Umstände ist ein Beruf in der Pflege ein ganz wunder-
barer Beruf. Wir alle können dazu beitragen, dass das 
auch in der Außendarstellung so wahrgenommen wird; 
denn es geht eben nicht nur um Toilettengänge und hat 
nicht nur mit Körperflüssigkeiten zu tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Wertschätzung ist sicher das eine. Und jede Altenpfle-
gerin und jeder Altenpfleger freut sich über den Bonus, 
den sie oder er ausgezahlt bekommen soll. Was wir aber 
brauchen, sind dauerhaft gerechte Löhne und gute Ar-
beitsbedingungen in der Pflege.

(Beifall bei der SPD – Maria Klein-Schmeink 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schließt sich 
aber nicht aus!)

Bonuszahlungen sind da nur ein kleines Geschenk. Die-
sen Bonus, liebe Antragsteller von den Grünen, bekom-
men die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist einer von zwölf Punkten!)

aber nicht für die Risiken, denen sie im Moment ausge-
setzt sind, sondern für die aufrichtige und überaus wich-
tige Arbeit, die ständig geleistet wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Maria Klein-Schmeink 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir reden 
doch vom Allgemeinverbindlichen!)

– Nein, das machen wir gleich unter vier Augen.

Die Pflegekräfte wissen, wie man mit Risiken durch 
Krankheiten umzugehen hat. Ständig ist man verschiede-
nen Gefahren ausgesetzt. Deshalb ist es zwar richtig, dass 
Sie hier mehr Schulungen fordern; Sie fordern aber kon-
tinuierliche Schulungen speziell für Covid-19.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Lesen Sie doch mal weiter!)

– Lesen Sie Ihren Antrag.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nicht bei der Hälfte stehen blei-
ben!)

Damit entzieht man doch erst mal nur Personal von Sta-
tionen und sorgt für eine noch höhere Belastung, weil die 
Arbeitskraft fehlt. Es stimmt aber auch, dass die Situation 
in der Intensivpflege normalerweise anders aussieht; aber 
auch dort kennt sich das Personal bestens mit Risiken aus.

Dann fordern Sie Tarifverträge. Gesetzgeberisch haben 
wir da doch längst gehandelt. Jetzt sind die Tarifpartner 
gefragt, gute Tarifverträge zu vereinbaren. Glauben Sie 
mir, dass unser Arbeitsminister Hubertus Heil den Dialog 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern selbstver-

ständlich aktiv fördert, damit uns hier der Durchbruch 
gelingen kann.

(Beifall bei der SPD)

Als Sozialdemokraten sagen wir ganz klar: Diese Tarif-
verträge müssen allgemeinverbindlich werden.

(Beifall bei der SPD)

Wir zeigen hier, wie gute Regierungsarbeit geht; davon 
können sich Ihre Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen in Baden-Württemberg oder in Hessen ja mal etwas 
abschauen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Pflegenotstand 
gibt es schon länger; wir reden ständig darüber, und es 
wird ihn auch über die Krise hinaus geben.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie lange regiert ihr jetzt schon?)

Hier wünsche ich mir einfach, dass wir viel pragmati-
scher handeln – was hat er gesagt? –, um den Entwicklun-
gen in der Pflege entgegenzuwirken. Tarifverträge und 
gute Bezahlung sind das eine, gute Arbeitsbedingungen, 
flexible Arbeitszeiten das andere. Nur so können wir er-
reichen, dass ausgebildete Pflegekräfte in ihrem Beruf 
bleiben und neue Kräfte gewonnen werden können;

(Tino Chrupalla [AfD]: Seid bereit!)

denn wir brauchen Entlastungen, die mehr bringen als 
Geld. Der Arbeitsalltag in der professionellen Pflege 
muss vereinfacht werden. Genau da müssen wir hin.

(Beifall bei der SPD)

Gute Bezahlung und vor allem dauerhaft gute Arbeits-
bedingungen: Das ist die Wertschätzung für die Pflege, 
die wir langfristig brauchen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Moll. – Der Zwischenruf 

lautete: Wie lange regieren Sie schon? – Ich habe ver-
sucht, nachzurechnen: irgendwie eine gefühlte Ewigkeit.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)

Als nächste Rednerin erhält das Wort die Kollegin 
Nicole Westig, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Nicole Westig (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst 

einmal von hier aus ganz herzliche Genesungswünsche 
an die geschätzte Kollegin Kordula Schulz-Asche!

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, Sie 
legen hier einen guten Antrag zu einem drängenden The-
ma vor. Viele Punkte sind aus Sicht der Freien Demo-
kraten zustimmungswürdig. Auch wir fordern ausrei-
chend Schutzkleidung und Testkapazitäten für die 
Beschäftigten im Gesundheitswesen. Auch wir halten es 
nicht für gerecht, mit der Coronaprämie nur die Beschäf-
tigten in der Altenpflege zu bedenken, während die Pfle-
genden in den Kliniken mit demselben Einsatz und groß-
em Infektionsrisiko leer ausgehen sollen. Aber die 
Sonderprämie entbindet die Politik nicht von ihrer 
Pflicht, grundsätzlich für angemessene Vergütung und 
bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege zu sorgen.

(Beifall bei der FDP)
Deswegen unterstützen wir auch Ihre Forderung nach 

höheren Ausbildungszahlen. Doch woher sollen die Aus-
zubildenden kommen? Wir müssen die Ausbildung ins-
gesamt verbessern. Praxisanleitung muss zuverlässig 
stattfinden, Auszubildende dürfen nicht länger auf den 
Personalschlüssel angerechnet werden. Für evidenzba-
sierte Personalbemessung zu sein, heißt, anzuerkennen, 
dass wir mehr Pflegeassistenzkräfte benötigen. Hierfür 
brauchen wir endlich bundeseinheitliche Ausbildungss-
tandards.

(Beifall bei der FDP)
Wir Freie Demokraten wollen Aufstiegsmöglichkeiten 

für jeden, auch in der Pflege. Dafür muss es aber ein 
durchlässiges System und die Chance auf lebenslanges 
Lernen geben. Allerdings halten wir die von Ihnen ge-
forderte Übertragung von heilkundlichen Tätigkeiten so 
pauschal für problematisch. Die Übertragung von Kom-
petenzen muss klar und präzise definiert werden. Dies 
wäre dann ein mögliches Feld für die akademisch ausge-
bildeten Pflegekräfte.

Als Freie Demokraten fordern wir zudem, der Digita-
lisierung mehr Raum zu geben. Gerade in den Bereichen 
der Dokumentation und der Logistik liegt ein enormes 
Potenzial, um Pflegekräfte zu entlasten und mehr Zeit 
für Zuwendung zu gewinnen.

(Beifall bei der FDP)
Ja, auch ich bin persönlich der Meinung, dass es eine 

starke Selbstverwaltung in der Pflege braucht. Pflegende 
sind sehr wohl in der Lage, das Heft selbst in die Hand zu 
nehmen. Sie gehören selbst in die Gremien, in denen über 
ihren Beruf entschieden wird. Das ist auch eine Frage des 
Respekts. Dabei sollten sie auch selbst entscheiden, ob 
sie eine Kammer wollen und entsprechend befragt wer-
den. Ich freue mich jedenfalls auf die weitere Diskussion 
dieses Antrags.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, liebe Kollegin Westig. – Als nächste 

Rednerin erhält das Wort die Kollegin Pia Zimmermann, 
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Pia Zimmermann (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Pfle-

ge ist mehr wert, und deshalb begrüße ich ausdrücklich 
den Antrag von Bündnis 90/Die Grünen,

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

auch wenn ich anmerken möchte, dass diese Misere in der 
Pflege ja nicht erst seit Corona und nicht erst seit letztem 
Jahr existiert, sondern schon ungefähr seit 30 Jahren in 
unterschiedlichen Regierungsbeteiligungen.

Ich möchte auch anmerken, dass ich für die Ausge-
staltung noch ein paar Ideen haben, wie wir es wirklich 
solide, solidarisch und allgemeinverbindlich hinbekom-
men können. Wir wollen, dass Menschen mit Pflegebe-
darf nicht erneut zur Kasse gebeten werden. Die Bundes-
regierung steht für die Coronaprämie in der Pflicht und 
muss die vollständige Refinanzierung über Steuermittel 
zweckgebunden zusichern; denn das Gezerre um die Fi-
nanzierung dieser Prämie ist vor allem eins: peinlich und 
unwürdig.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht um die Menschen, die dafür sorgen, dass das 
System in Gesundheit und Pflege nicht zusammenbricht, 
und zwar mit aller Kraft und schon lange und auch über 
ihre Kräfte hinaus. Und die Bundesregierung bekommt es 
nicht hin, ihnen kurzfristig zumindest eine symbolische 
Anerkennung zukommen zu lassen. Das Geld ist doch da! 
Es wird nur nicht dafür ausgegeben. Schauen Sie doch in 
den Rüstungshaushalt; schauen Sie doch auf die Finanz-
spritzen für Großkonzerne und Banken. Wenn man 
möchte, kann man das Geld genau dahin bringen, wo es 
hingehört.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. 
Erich Irlstorfer [CDU/CSU])

Wir müssen endlich dafür sorgen, dass sich die Situa-
tion der Pflegekräfte sofort spürbar, aber auch grundle-
gend und nachhaltig verbessert. Das sind wir ihnen längst 
schuldig. Und wenn wir es nicht tun, machen wir uns als 
Parlament unglaubwürdig;

(Beifall bei der LINKEN)
denn das Wissen, als Pflegekraft systemrelevant zu sein, 
zahlt keine Miete, und abendlicher Applaus ist zwar nett 
gemeint, zahlt aber auch keine Miete. Und seien wir doch 
mal ehrlich: Eine einmalige Prämie für Beschäftigte in 
der Altenpflege zahlt auch keine Miete.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir brauchen in Gesundheit und Pflege endlich attrak-

tive Löhne und vernünftige Arbeitszeiten. Und dafür 
brauchen wir einen Paradigmenwechsel in der Finanzie-
rung von Gesundheit und Pflege; das verbessert die Situa-
tion von Pflegekräften spürbar, sofort und dauerhaft.

(Beifall bei der LINKEN)
Das Geld für diese Veränderung ist ja da. Es ist eine 
politische Entscheidung, wofür wir das Geld ausgeben. 
Und es kommt ja auch noch mehr Geld rein, wenn endlich 
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alle, also auch Beamte, Selbstständige und Bundestags-
abgeordnete, gemäß ihren finanziellen Möglichkeiten in 
eine solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung 
einzahlen,

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

wenn die Beitragsbemessungsgrenze nicht mehr die Spit-
zenverdiener schont, wenn endlich auch Einkünfte aus 
Kapitalerträgen herangezogen werden.

Diese Krise darf nicht mehr auf den Schultern der 
Pflegekräfte ausgetragen werden, nicht auf den Schultern 
der pflegenden Angehörigen. Die Menschen mit Pflege-
bedarf und die Patientinnen und Patienten sollen das nicht 
ausbaden. Das ist kein soziales System. Wir brauchen 
eine Finanzierung, die solidarisch und solide zugleich 
ist. Deshalb brauchen wir einen Systemwechsel in der 
Finanzierung, damit „systemrelevant“ kein leeres Wort 
bleibt. Wir müssen das System verändern.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin!

Pia Zimmermann (DIE LINKE):
Ich frage Sie: Wann, wenn nicht jetzt?

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Zimmermann. – Letzter 

Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der Kollege 
Erich Irlstorfer, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Zimmermann, ich wollte meine Rede eigentlich 
ganz anders anfangen, aber wenn ich das, was Sie hier 
von sich geben, höre, muss ich sagen: Das ist wieder der 
Beweis, dass man Gesundheitspolitik wie Politik generell 
mit dem Kopf und nicht mit dem Kehlkopf macht.

(Pia Zimmermann [DIE LINKE]: Das sagen 
Sie immer!)

Ich möchte Ihnen in aller Deutlichkeit sagen: Die Ansät-
ze, die Sie hier vorbringen, sind kontraproduktiv. Der 
Antrag der Grünen, der hier beraten wird, hat eine Basis. 
Er hat ein Fundament, von dem ich sage: Ja, da sind wir 
uns in diesem Haus – so vermute ich zumindest – ziem-
lich einig.

In diesem Antrag sind Punkte aufgeführt, die in mei-
nen Augen Selbstverständlichkeiten sein müssten. „Ver-
sorgung mit Schutzausrüstung … verbessern“: Ja, selbst-
verständlich; das ist doch völlig klar. Für Pflegekräfte, die 
direkt am Patienten arbeiten, ist das die Basis. Auch das 
ist eine Lehre dieser Pandemie. Ich glaube, dafür zu sor-
gen, dass regelmäßige Testungen durchgeführt werden 
müssen und das Personal geschützt wird, ist eine Kern- 

und Grundaufgabe von Politik; das müssen wir sicher-
stellen.

„Bundeseinheitliche Standards zur Krisenintervention 
in gesundheitlichen und pflegerischen Einrichtungen … 
zu entwickeln“, gehört selbstverständlich zu den Aufga-
ben von Politik. Ich glaube, dass es hierbei diesen Aus-
tausch von Bund und Ländern gibt und dass das alles 
auch machbar ist.

Wir müssen auch dafür sorgen, dass die Beschäftigten 
in der Pflege „Zugang zu kontinuierlichen Schulungen“ 
und zu Weiterbildung haben. Wir sollten den Umgang mit 
Pandemien – nicht nur mit Corona – vielleicht auch in die 
Ausbildung aufnehmen. All diese Dinge bilden ein Fun-
dament, für das wir hier eine breite Zustimmung haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist aber, 
glaube ich, auch wichtig, dass wir hier im Hause, wenn es 
um die Pflegeszene geht, von diesen Worthülsen weg-
kommen. Es nervt mich ein bisschen, wenn ich hier im-
mer wieder die Schlagworte „Wertschätzung“, „Res-
pekt“, „Anerkennung“ höre. Ich glaube, wir müssen das 
nicht ständig wiederholen; denn das ist doch die Basis für 
den Umgang mit unseren Pflegekräften. Das ist eine 
Selbstverständlichkeit; das setze ich voraus.

Deshalb möchte ich auch klarstellen: Auf Veranstal-
tungen, aber auch hier in der Diskussion wird das Ganze 
oft weinerlich oder verniedlichend dargestellt. Da wird 
von den „Engelchen am Bett“ oder den „kleinen Heldin-
nen und Helden des Alltags“ gesprochen. Nein, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, die Pflegeszene ist eine 
hochprofessionalisierte Szene, in der gut ausgebildete 
Menschen tätig sind. Menschen, die in diesem Bereich 
arbeiten, sind hochqualifizierte Profis, die Menschenle-
ben retten,

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

die Teilhabe organisieren und die natürlich auch Leiden 
lindern. Deshalb brauchen sie ordentliche Bedingungen 
und nicht Mitleid, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Und mindestens 
3 000 Euro brutto!)

– Hören Sie lieber zu.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das tue 
ich!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte 
hier auch klarstellen, dass für uns als Regierungsfraktio-
nen klar ist, dass die tarifliche Bindung notwendig ist. Da 
können wir noch so lange diskutieren; das ist die Basis. 
Wir müssen die einzelnen Anbieter natürlich mit sanftem 
Druck darauf hinweisen – das tun wir auch –, aber wir 
müssen auch den Einheiten, die Pflege anbieten, Hilfen 
an die Hand geben, um die Bedingungen zu verbessern. 
Ich denke hier an das Thema Leiharbeit und dergleichen. 
Diese Dinge müssen wir klar ansprechen und dann natür-
lich auch verbessern.
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Stichwort „Aus- und Weiterbildung“: Wir investieren 
nicht nur in Straßen, in Gebäude, in Bauwerke, in Tech-
nik; wir investieren in Menschen, weil Menschen in der 
Pflege als Pflegekräfte, als Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer wichtig sind, weil sie diejenigen sind, die 
wirkliche Verbesserungen schaffen – am Bett. Deshalb 
nehmen wir hier auch viel Geld in die Hand. Ich finde 
es nicht angemessen, hier immer so zu tun, als würde das 
Ganze nur ein bisschen dahinplätschern. Nein, seit Jahren 
schaffen wir Verbesserungen. Wir haben mit den Pflege-
stärkungsgesetzen angefangen, mit denen wir für deut-
liche Verbesserungen für die zu pflegenden Personen ge-
sorgt haben. Wir haben natürlich die Einrichtungen und 
auch die Angehörigen gestärkt, denen ich hier auch dan-
ken möchte.

Jetzt haben wir den großen Block der Beschäftigten 
vor uns, für die wir die Rahmenbedingungen und Schritt 
für Schritt auch das Arbeitsumfeld verbessern werden. 
Das ist unsere Aufgabe. Dazu sind wir bereit. Ich sehe, 
auch die Grünen sind so wie die Regierungsfraktionen 
dazu bereit. Das, was ich hier von der AfD und auch 
von der Linken gehört habe, ist in meinen Augen doch 
relativ dünn gewesen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Damit schließe ich die 

Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/19136 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. 
Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der internationalen Si-
cherheitspräsenz in Kosovo (KFOR)

Drucksache 19/19001

Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen.

Ich wäre dankbar, wenn der Platzwechsel zügig vorge-
nommen werden würde.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner das Wort Herrn Bundesminister Heiko Maas für die 
Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn die letzten Wochen uns eines deutlich gemacht 
haben, dann das: Es gibt einen Zusammenhang zwischen 
langem Atem und Erfolg. Das gilt für die Eindämmung 
einer Pandemie; das gilt aber genauso für nachhaltigen 
Frieden. Nach inzwischen gut 21 Jahren Bundeswehrein-
satz auf dem Balkan kann man durchaus von einem sehr 
langen Atem sprechen, einem langen Atem, der sich, wie 
wir finden, aber auch ausgezahlt hat.

Die Sicherheitslage auf dem Balkan ist weitestgehend 
stabil. Das hat uns erlaubt, das Engagement der Bundes-
wehr in den letzten Jahren Schritt für Schritt zurückzu-
fahren. Während zu Beginn noch über 6 000 deutsche 
Soldatinnen und Soldaten vor Ort waren und auch vor 
vier Jahren noch über 1 300 Soldatinnen und Soldaten 
dafür vorgesehen waren, sind es heute weniger als 70, 
die vor Ort sind. Es spricht auch für sich, dass KFOR in 
den letzten Jahren nicht mehr, und zwar kein einziges 
Mal, in sicherheitsgefährdende Situationen eingreifen 
musste.

Auch der Charakter dieses Einsatzes hat sich in den 
letzten zwei Jahrzehnten stark verändert. Die Bundes-
wehr ist heute nur noch in Pristina präsent. Der Schwer-
punkt unseres Engagements liegt inzwischen auf der Be-
ratung der kosovarischen Sicherheitskräfte.

Um im Jargon unserer Zeit zu sprechen: Das alles sind 
Lockerungen, aber solche mit Augenmaß. Wir reduzieren 
und verändern unsere Präsenz, bewahren KFOR aber 
gleichzeitig die nötige Flexibilität, um auf unerwartete, 
aber eben auch nicht ganz auszuschließende Verschlech-
terungen der Sicherheitslage nach wie vor schnell reagie-
ren zu können.

Dass die kosovarische Bevölkerung Vertrauen gefasst 
hat in die neu aufgebauten multiethnischen Polizei- und 
Sicherheitskräfte, das ist auch ein Verdienst der Soldatin-
nen und Soldaten der Bundeswehr, die dazu in den letzten 
21 Jahren Enormes beigetragen haben. Dafür gilt ihnen 
unser großes Dankeschön, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Aber wir wollen auch das nicht verschweigen: Poli-
tisch haben sich trotz aller Fortschritte die Beziehungen 
zwischen dem Kosovo und Serbien gerade in den letzten 
16 Monaten deutlich verschlechtert. Der bilaterale Dialog 
beider Staaten, der von der EU moderiert wird, ist prak-
tisch zum Erliegen gekommen. Das schürt Unruhe, und 
zwar immer wieder auch aufgrund kleinster Ereignisse 
auf beiden Seiten. Das hat aber auch Auswirkungen auf 
den ganzen Kontinent: vom Stocken des EU-Annähe-
rungsprozesses bis hin zu Spannungsschwankungen im 
europäischen Stromnetz. Die Spannungen auf dem Bal-
kan bekommen wir europaweit zu spüren. Der Balkan 
liegt eben nicht nur geografisch, sondern auch politisch 
und historisch im Herzen Europas.

Meine Damen und Herren, ja, auch das spielt in dem 
Zusammenhang eine Rolle: Wie nah wir uns sind, das 
zeigt gerade im Moment ausgerechnet ein globales Virus. 
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Anders nämlich als auch von manchem der Verantwort-
lichen vor Ort dargestellt, hat die Europäische Union 
3,3 Milliarden Euro mobilisiert, um den Westbalkanstaa-
ten in der Coronakrise auf medizinischem und wirtschaft-
lichem Gebiet zu helfen. Außerdem können die Länder 
des westlichen Balkans sich jetzt auch an der gemein-
samen europäischen Beschaffung von medizinischen Gü-
tern beteiligen; denn auch das haben wir innerhalb der 
Europäischen Union auf den Weg gebracht.

Bilateral haben wir dort unterstützt, wo der Bedarf am 
größten gewesen ist, etwa in den Roma-Gemeinden. Wir 
sind auch bereit, noch mehr zu tun, und sind dazu bereits 
in guten Gesprächen auf der Grundlage der Entscheidun-
gen, die hier im Bundestag, insbesondere im Haushalts-
ausschuss, zu treffen sind. Denn, meine Damen und Her-
ren, gerade jetzt ist es wichtig, zu zeigen, dass wir 
verlässlich zu unseren Partnern auf dem westlichen Bal-
kan stehen. Dabei spielt auch dieses Mandat eine wichti-
ge Rolle.

Wir werden während unserer EU-Präsidentschaft hier 
einen Schwerpunkt für den westlichen Balkan setzen und 
auch für die komplette Östliche Partnerschaft im Kampf 
gegen die Folgen der Coronapandemie. Parallel arbeiten 
wir darauf hin, den politischen Dialog zwischen dem 
Kosovo und Serbien wieder anzuschieben; denn das ist 
bitter nötig. Ein erster Schritt ist es ja auch gewesen, dass 
Deutschland und Frankreich den Gipfel aufgesetzt haben 
im Rahmen des sogenannten Berliner Prozesses. Wenn es 
hier Fortschritte gibt, werden wir zusammen mit Frank-
reich ein Follow-up vorbereiten. Auch die Ernennung 
von Miroslav Lajcak zum EU-Sonderbeauftragten für 
den Dialog ist eine gute Voraussetzung, um ein Momen-
tum zu schaffen, in dem dieser Dialog wieder in Gang 
gesetzt wird.

Letztlich geht es darum, wegzukommen von Schein-
lösungen wie Grenzänderungen, die ja nicht nur von Be-
troffenen, sondern auch von anderen, die dort Einfluss 
nehmen wollen, mit auf den Tisch gelegt worden sind. 
Dies ist allerdings nur ein vermeintlicher Fortschritt, der 
damit erreicht würde, wenn das, was damit erreicht wür-
de, bei der Geschichte, die es dort gibt, überhaupt als 
Fortschritt zu bezeichnen wäre. Stattdessen verschieben 
solche Gedankenspiele die Lösung komplexer Probleme 
eher in die Zukunft, und sie führen in nichts anderes als 
eine Sackgasse.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Heu-
chelei!)

Meine Damen und Herren, der Weg nach vorne führt – 
das ist unsere feste Überzeugung – einzig und allein über 
einen strukturierten, über einen transparenten und auch 
inklusiven Verhandlungsprozess, so wie ihn die Europä-
ische Union vorgeschlagen hat. Daran werden wir auch 
festhalten. Am Ende muss nichts anderes als ein umfas-
sendes Abkommen zwischen Belgrad und Pristina ste-
hen, das in beiden Ländern politisch tragfähig ist, das 
zur regionalen Stabilität beiträgt – nicht nur in diesen 
beiden Ländern; denn von dem, was dort entschieden 
wird, sind auch andere betroffen – und damit diesen bei-
den Ländern letztlich auch, wenn man ganz weit nach 

vorne schaut, den Weg in Richtung EU-Mitgliedschaft 
ebnet.

Bis dahin wird KFOR als Sicherheitsgarant und als 
Stabilitätsfaktor in der Region weiter gebraucht werden. 
Dass KFOR dabei die Unterstützung beider Seiten ge-
nießt, die im Moment gerade in nur noch wirklich weni-
gen Themen übereinstimmen, ist Gold wert, auch wenn 
es um Deeskalation und Vermittlung bei vielen anderen 
politischen Themen geht. Insofern, meine Damen und 
Herren, bleibt unser weiteres Engagement an die Lage 
vor Ort gekoppelt. Der Erfolg bedingt einen langen Atem. 
Deshalb bitte ich Sie um die Zustimmung zur Verlänge-
rung dieses Mandates.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Niemals!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Minister. – Nächster Redner ist der 

Kollege Dr. Anton Friesen, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Anton Friesen (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren Abgeordnete! Liebe Bürger! Es begann mit einer 
Lüge: Die Rechtfertigung für den Kosovokrieg und damit 
auch für den längsten Bundeswehreinsatz, über den wir 
hier beraten, war nämlich Fake News des damaligen Bun-
desverteidigungsministers Scharping. Insofern tritt In-
nenminister Seehofer eine würdige Nachfolge an, was 
den Titel „Größter Fake-News-Produzent“ angeht.

(Ursula Groden-Kranich [CDU/CSU]: Ausge-
rechnet!)

Den serbischen Hufeisenplan, eine genozidale Wahnvor-
stellung mit serbischen KZs und ausgemergelten Koso-
vo-Albanern, hat es nämlich nie gegeben. Der Kosovo-
krieg war daher genauso wenig notwendig, wie es heute 
die grundrechtseinschränkenden und ebenfalls Men-
schenleben gefährdenden Coronazwangsmaßnahmen 
sind.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Wahnsinn! – 
Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Original-
ton Kreml!)

Während beides auf Fake News beruht, dauern die 
Fake News im Fall des Kosovo schon 21 Jahre an.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Russia 
Today im Plenum!)

Das Märchen vom friedlichen multikulturellen, demokra-
tischen Kosovo glauben wohl nicht einmal diejenigen, 
die das hier verbreiten.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Gerassi-
mow wäre stolz auf Sie!)

Das Kosovo ist heute ein faktisch monoethnischer 
Staat, regiert von Kriegsverbrechern, geprägt von orga-
nisierter Kriminalität, von Menschen-, Organ- und Dro-
genhandel. Die Bürger Kosovos sind die zweitärmsten 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 159. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Mai 2020                                                                                                                                                                                                19769 

Bundesminister Heiko Maas 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Europas. Die offizielle Arbeitslosigkeitsrate lag im letz-
ten Jahr bei fast 26 Prozent, die Jugendarbeitslosigkeit 
gar bei 50 Prozent. Derzeit macht dieses NATO-EU-Pro-
tektorat vor allem durch eine Regierungskrise von sich 
reden. Multiethnisch und multikulturell, so sollte dieser 
neugeborene Pseudostaat sein. Das ist wohl der Traum 
der Brüsseler und Berliner Machteliten. Die Realität sieht 
so aus, dass seit 1999 rund 150 Kirchen, Klöster, andere 
Heiligtümer zerstört wurden. Mehr als 10 000 Ikonen 
wurden geschändet und gestohlen, und die serbisch-or-
thodoxe Kirche muss in ihrer historischen Heimat um 
ihre Existenz kämpfen.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Der Pat-
riarch ist auch stolz auf Sie!)

21 Jahre nach dem Beginn des Kosovo-Einsatzes hat 
der deutsche Steuerzahler mehr als 464 Millionen Euro 
für einen gescheiterten Mafiastaat ausgegeben, und das 
ohne die Kosten des Verteidigungsministeriums, die ge-
heim gehalten werden. Anstatt diesen Lebenslügen nach-
zuhängen, sollte Berlin darauf hinwirken, dass ein 
Gebietsaustausch zwischen Kosovo und Serbien stattfin-
det, sodass die Serben im heutigen Nordkosovo innerhalb 
des serbischen Staates geschützt werden und einige insta-
bile albanisch geprägte Gebiete in Südserbien durch ihre 
Eingliederung in das Kosovo stabilisiert werden.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Das wäre das 
Dümmste, was man machen kann!)

Fake News und Märchen helfen hier nicht weiter. Die 
Wahrheit ist unseren Bürgern zuzumuten. Deshalb wollen 
wir diesen Einsatz sofort beenden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. Peter Tauber für 
die Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Peter Tauber, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Verteidigung:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Es war ein wirklich weiter Weg von der Rück-
gabe des deutschen Feldlagers vor einiger Zeit durch den 
Parlamentarischen Staatssekretär Thomas Silberhorn hin 
zu einem deutsch-kosovarischen Innovations- und Trai-
ningspark. Das beschreibt schon ganz gut, vor welchen 
Herausforderungen dieses junge europäische Land im-
mer noch steht. Wir bleiben präsent – nicht wir als Deut-
sche alleine, sondern gemeinsam mit Freunden und Ver-
bündeten –, um diesem Land weiter zu helfen, Stabilität 
und Staatlichkeit zu entwickeln.

Es war aber nicht nur ein weiter Weg für die Menschen 
dort, für die Bundeswehr in ihrem Einsatz, sondern auch 
für die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik insge-
samt. Mit Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich den Grü-
nenpolitiker Winfried Nachtwei, der gesagt hat: „Wir 
schlugen auf dem Betonboden der Realpolitik auf.“ Ich 

glaube, das gilt nicht nur für die damalige rot-grüne Bun-
desregierung, sondern das gilt auch für den gesamten 
Deutschen Bundestag mit Blick auf den Einsatz unserer 
Streitkräfte im Kosovo. Das gilt auch für die Bundeswehr 
selbst. Und ja, wir sagen hier immer: Es ist eine Parla-
mentsarmee. – Am Ende ist es die Armee dieses Landes; 
aber sie hat sicherlich auch im Vergleich zu anderen ein 
besonderes Verhältnis zu ihrem Parlament.

In einem Buch, das ich manchem sehr ans Herz lege – 
Lesen kann bekanntlich bilden –, von Hans-Peter Krie-
mann, „Der Kosovokrieg 1999“, beschreibt der Autor 
sehr gut, wie die Soldaten selbst diesen Einsatz, in den 
sie damals gegangen sind, empfunden haben. Er 
schreibt – ich zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten –:

Viele der deutschen Soldaten waren fest überzeugt, 
dass sie durch ihren Einsatz einen wichtigen Beitrag 
zur Beendigung von schweren Menschenrechtsver-
letzungen, von Mord und Vertreibung im gemein-
samen multinationalen Rahmen der Allianz leisten 
würden.

…

Ganz wesentlich für die Soldaten war … das Ver-
trauen in die deutsche Politik und das Gefühl, mit 
dem Rückhalt der deutschen Gesellschaft das mora-
lisch Richtige zu tun.

Damit sind wir bei einem wichtigen Punkt. Der Außen-
minister hat darauf hingewiesen, wie lange wir uns schon 
im Kosovo engagieren. Und das kann man in Zahlen aus-
drücken: Fast 130 000 deutsche Soldaten waren dort im 
Einsatz; 29 Tote, 131 Verwundete hat das die Bundes-
wehr gekostet. Und für uns als Streitkräfte kann ich sa-
gen, dass wir viel gelernt haben in diesem Einsatz, wenn 
es um seelische Schäden und um körperliche Verwundun-
gen unserer Soldatinnen und Soldaten geht. Deswegen, 
glaube ich, ist es an der Zeit, an diesem Pult einmal 
Danke zu sagen, nicht nur denen, die dort jetzt im Einsatz 
sind, sondern auch den Kosovoveteranen der Bundes-
wehr.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch deswegen: Man kann ja mal darüber diskutieren: 
Ist es jetzt nicht Zeit, diesen Einsatz zu beenden ange-
sichts der Struktur, bei der wir als Bundeswehr sozusagen 
nur noch in der dritten Linie, wenn wirklich dramatische 
sicherheitspolitische Veränderungen im Kosovo eintreten 
würden, noch gefragt wären? Ist es dann nicht an der Zeit, 
zu gehen – oder bleiben wir noch ein bisschen, um es 
etwas salopp zu formulieren? – Ich glaube, dass es gut 
ist, dass wir noch ein bisschen bleiben,

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Sehr richtig!)
auch, um am Ende diesen Einsatz erfolgreich zu beenden.

Ich habe aus diesem sehr lesenswerten Buch zitiert, 
und ich will auch mit einem Zitat des Historikers Hans- 
Peter Kriemann enden, der in der Frage, wie dieser Ein-
satz zu bewerten ist, zu folgendem Ergebnis kommt:

20 Jahre sind seit dem Luftkrieg und dem Einmarsch 
der KFOR inzwischen vergangen. Wo also steht das 
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Kosovo heute? Die Provinz wurde inzwischen weit-
gehend stabilisiert und ist seit 2008 der jüngste eu-
ropäische Staat. Vieles spricht dafür, dass vor die-
sem Hintergrund von einem erfolgreichen Einsatz 
gesprochen werden kann …

Deswegen bitten wir Sie um eine weitere Verlängerung 
des Mandats.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Renata Alt, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Renata Alt (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Als ich im vergangenen Jahr die Brücke 
über den Fluss Ibar in Mitrovica gegangen bin, überkam 
mich ein mulmiges Gefühl. Wie keine andere Stadt steht 
Mitrovica für den Konflikt in Kosovo. Seit jeher trennt 
die Brücke die Serben im Norden von den Albanern im 
Süden. Kaum jemand traut sich auf die andere Seite. 
Daran hat sich seit 1998 kaum etwas geändert. Die vielen 
Hassbotschaften an den Fassaden verdeutlichen den im-
mer noch vorhandenen ethnischen Konflikt. Der Frieden 
ist vor allem im Norden des Landes äußerst labil. Die 
Präsenz von KFOR war und ist der Stabilitätsanker auf 
dem Westbalkan.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Erstens. Die Spannungen zwischen Serbien und Koso-
vo haben zugenommen. Debatten – die immer wieder-
kehren – über mögliche Grenzverschiebungen haben zu-
sätzlich für eine neue Nervosität gesorgt. Der Streit über 
den richtigen Kurs gegenüber Serbien führte zum Sturz 
der Regierung von Premierminister Albin Kurti. Seitdem 
kämpft das Land mit einer ausgewachsenen Regierungs- 
und Verfassungskrise. Dazu kommen jetzt noch die He-
rausforderungen bei der Bekämpfung des Coronavirus. 
Wissen wir, welche Folgen eine anhaltende politische 
Instabilität für die Lage vor Ort haben kann? Wissen 
wir das? Nein, das wissen wir nicht! Die unübersicht-
lichen Verhältnisse steigern das Risiko einer Eskalation.

Zweitens. Der Westbalkan ist noch immer die Achil-
lesferse Europas.

Russland, China und die Türkei versuchen zunehmend, 
ihren Einfluss in der Region auszuweiten. KFOR sendet 
deshalb das wichtige politische Signal, dass die NATO 
weiterhin für die Stabilität in der Region eintritt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Beim Westbalkangipfel vorige Woche hat die Europä-
ische Union unmissverständlich klargemacht, dass sie 
sich zur europäischen Perspektive für die Region voll 
und ganz bekennt. Ich appelliere deshalb an die Länder 

des Westbalkans: Wendet euch nicht ab! Beschreitet auch 
weiterhin den Weg der Reformen und damit auch den 
Weg in die EU! Ihr gehört zu Europa, ihr seid Europa!

Unser Ziel muss sein: ein dauerhafter Frieden und 
Stabilität auf dem Westbalkan. Solange aber beides in 
Gefahr ist, bleibt KFOR für dauerhaften Frieden auf 
dem Balkan und in Europa unverzichtbar. Deshalb wer-
den wir der Mandatsverlängerung zustimmen.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Alt.

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kollege Neu, jetzt überraschen Sie mich 
mal! – Gegenruf des Abg. Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Ja, mal was Neues!)

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Alexander Neu, 
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN – Peter Beyer [CDU/ 
CSU]: Der sagt nichts Neues!)

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Was ist KFOR? KFOR bedeutet 21 Jahre lang 
militärische Besetzung der südserbischen Provinz Koso-
vo

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Peter Beyer [CDU/CSU]: Oh Gott!)

aufgrund eines Missbrauchs der UN-Sicherheitsratsreso-
lution 1244.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Das 
ist die alte Platte! – Peter Beyer [CDU/CSU]: 
Bringen Sie mal was Neues!)

Warum? KFOR ist der Nachfolger der Operation Allied 
Force, also des US-geführten NATO-Krieges gegen Ju-
goslawien 1999, seinerzeit unter Beteiligung von Rot- 
Grün.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Das 
hat die AfD auch so gesagt!)

Ziel der NATO war von Anfang an die Unterstützung der 
kosovo-albanischen Nationalisten, wie schon die 
Scheinverhandlungen von Rambouillet offenbarten.

Über Nacht wechselte dann die NATO den Hut von der 
Kriegspartei an der Seite der UCK-Terroristen zur UN- 
mandatierten KFOR-„Friedenstruppe“. Faktisch blieb 
KFOR natürlich als überlackierte NATO an der Seite 
der UCK und sicherte die illegale Sezession im Folgen-
den 2008 militärisch ab.

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und warum? – Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Davor war gar nichts, 
oder?)

Die deutsche Politik hegte und pflegte ja nicht nur die 
Separatisten der serbischen Provinz Kosovo. Nein, die 
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deutsche Politik nutzte die innerstaatlichen und wirt-
schaftlichen Probleme Jugoslawiens geschickt aus, unter-
stützte alle nationalistischen Kräfte in Jugoslawien, so-
fern sie an der Zerschlagung Jugoslawiens arbeiteten. 
Bisweilen erhielten sie sogar Asyl in Deutschland, vor-
zugsweise in München nahe Pullach.

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Terroristen in Serbien wurden nur 
von der Linkspartei unterstützt!)

Wie skrupellos auch die Regierung Kohl da mitagierte, 
zeigt, dass sie seinerzeit genau die Kräfte im damaligen 
Jugoslawien unterstützte, die Hitler-Deutschland schon 
im Zweiten Weltkrieg unterstützte. Die Parallelen sollten 
zu denken geben.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Jetzt wird es langsam 
abenteuerlich! – Alexander Graf Lambsdorff 
[FDP]: Und dazwischen war nichts? Zwischen 
1945 und 2008 ist gar nichts passiert! – Gegen-
ruf des Abg. Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU]: Jetzt wechselt der zur AfD!)

Sehr geehrte Damen und Herren, die Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten von Staaten ist eine große 
Konfliktquelle und daher völkerrechtlich verboten. Diese 
Gefahr erkannte bereits der große Philosoph Immanuel 
Kant. In seinem berühmten Werk „Zum ewigen Frieden“ 
formulierte er den fünften Präliminarartikel. Darin sagt 
er – ich zitiere –: „Kein Staat soll sich in die Verfassung 
und Regierung eines andern Staats … einmischen.“

Aber was macht die deutsche Politik? Sie macht das 
Gegenteil. Seit über 30 Jahren tut sie das. Aktuelles Bei-
spiel: Es gibt erste Debatten zwischen der serbischen 
Regierung und dem kosovo-albanischen Präsidenten 
Thaci über einen Gebietsaustausch; wurde gerade ange-
sprochen. Serben wollen einfach nicht unter albanischer 
Verwaltung leben, Albaner nicht unter serbischer Verwal-
tung. So weit, so gut. Ein Gebietsaustausch könnte ein 
Schritt zur friedlichen Koexistenz in der Region sein.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das hat 
die AfD auch gesagt! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wo er recht 
hat, hat er recht!)

Russland ist dafür, selbst die USA sind offen; auch in der 
Europäischen Union gibt es Staaten, die dafür offen sind. 
Nur: Wer ist dagegen? Die deutsche Regierung!

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

Bündnis 90/Die Grünen?

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE):
Danach.

(Heiterkeit bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die deutsche Regierung erklärt dreist: Bitte keine 
Grenzveränderungen! Diese könnten ja Instabilitäten 
auf dem Balkan hervorrufen. – Da fasst man sich ja an 

den Kopf. Unfassbar! Nachdem die deutschen Regierun-
gen seit rund 30 Jahren nichts anderes getan haben, als die 
Grenzen in Südosteuropa selbstherrlich zu verschieben 
und damit das Völkerrecht mit den Füßen zu treten, ent-
deckt nun die deutsche Regierung die Rechtsnorm der 
territorialen Integrität wieder. Das ist doch lächerlich.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Anton Friesen [AfD])

Sehr geehrte Damen und Herren, ist das Kosovo nun 
souverän und Staat? Ja oder nein? Kurzum: Wenn das 
Kosovo ein eigenständiger Staat und souverän wäre, 
könnten das Kosovo und Serbien natürlich einvernehm-
lich einen Gebietsaustausch vornehmen. Aber: Wenn die 
Bundesregierung dagegen ist, ist das ein indirektes Ein-
geständnis – eigentlich ein direktes Eingeständnis –, dass 
das Kosovo nichts anderes ist als eine deutsche Kolonie.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
Jetzt bin ich auf Ihre Fragestellung gespannt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nein, Herr Kollege Dr. Neu. Das Prinzip einer Zwi-

schenfrage ist, dass man zwischen etwas fragen kann. Da 
Sie am Ende Ihrer Rede sind und die Geschäftsordnung 
eine Endfrage nicht vorsieht, bitte ich Sie, auf Ihren Platz 
zurückzukehren.

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE):
Okay.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächster Redner hat der Kollege Manuel Sarrazin, 

Bündnis 90/Die Grünen, das Wort. Er wollte eine Zwi-
schenfrage stellen. Vielleicht beantwortet er jetzt auch 
gleich die Frage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident, ich glaube, die Endfrage hat sich erle-

digt. – Ich möchte zwei Kommentare machen: einen zum 
Kollegen Friesen und einen zum Kollegen Neu.

Ich glaube, Herr Kollege Friesen, das, was Sie hier 
gezeigt haben – diese Verachtung, dieser strotzende 
Orientalismus, dieser Chauvinismus gegenüber den Men-
schen im Kosovo – ist die Essenz, aus der früher wie 
heute Kriege gemischt werden. Schämen Sie sich dafür.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN – Karsten Hilse 
[AfD]: Völkerrecht gebrochen hat der Minis-
ter! Unglaublich!)

Kollege Neu, ich möchte Sie ansprechen, bewusst 
nicht gleichsetzend mit dem Kollegen, bewusst mit einem 
Unterschied: Ihr Verschweigen der Opfer, der Gräuelta-
ten und der Kriegsverbrechen
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(Gerold Otten [AfD]: Kriegstreiberminister 
und hält hier solche Reden!)

trägt in der Region auch dazu bei, dass sich alle Seiten 
nicht gegenseitig als Opfer anerkennen. Das ist auch eine 
Essenz, aus der leider Kriege gemacht werden. Das be-
daure ich sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP – 
Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Sie ver-
meiden den Begriff „Genozid“! – Weitere Zu-
rufe von der LINKEN)

Vieles, was von den Kollegen gesagt wurde, ist richtig. 
Wir erleben im Kosovo gerade eine schwere politische 
Krise. Diese politische Instabilität ist nicht nur einfach 
schlecht, sondern gerade in der Situation der Pandemie 
hochgefährlich. Es ist fatal, dass wir in genau dieser 
Situation erleben, dass das politische Verantwortungsge-
fühl in Pristina, in Belgrad und in Washington offensicht-
lich nicht ausreicht, um im Interesse einer gemeinsamen 
Zukunft der Region zu handeln; das müssen wir so klar 
sagen. Das Kosovo wird von Herrn Trump behandelt wie 
eine Kolonie; nicht von der Europäischen Union, von 
Herrn Trump.

(Zurufe von der LINKEN)
Das sollten wir ablehnen, in dem wir sagen: Einen „Land 
Swap“ wird es nicht geben,

(Beifall bei Abgeordneten)
weil die Menschen im Kosovo und in Serbien dagegen 
sind. Das müssen Sie sich wirklich hinter die Ohren 
schreiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir erleben im Kosovo einen Präsidenten und eine 

Koalitionspartei, LDK, die um den eigenen Machterhalt 
mit der Zukunft des Landes spielt. Wir als Opposition 
hatten in den letzten Wochen kaum die Gelegenheit, die 
Bundesregierung oder die CDU/CSU dafür zu kritisieren, 
weil sogar sie die richtige Position dort eingenommen 
haben. Sie haben versucht, Albin Kurti und seine Regie-
rung zu stützen. Sie haben versucht, Einfluss zu nehmen, 
dass das US-amerikanische Spiel in dem Land nicht ge-
lingt.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Die 
übelsten Chauvinisten, genau!)

Aber wir müssen festhalten: Die Europäer haben die-
sen Machtkampf genauso verloren, wie die progressiven 
Kräfte im Kosovo und in der LDK ihn verloren haben. 
Das ist ein ganz bitteres Zeichen für den – positiven – 
Einfluss der Europäischen Union in der Region. Das ist 
einer der Gründe, warum wir meiner Ansicht nach jetzt in 
dieser gefährlichen Lage auch vor Ort präsent bleiben 
sollten.

Das heißt nicht, dass wir alle Teile des Mandats richtig 
finden. Die kritische Betrachtung, die in den Ausschüs-
sen vorgenommen wurde und die in der zweiten Lesung 
vorgenommen werden wird, ist richtig. Aber die Präsenz 
ist und bleibt richtig, nicht trotz, sondern wegen der fried-
lichen Lage, die wir heute im Kosovo im Alltag erleben.

Danke sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Sarrazin. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Christian Schmidt, CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Ich bleibe gerne im Bild der Pandemie, das der 
Außenminister bezüglich der Covidkrise gezogen hat. 
Nach dem wirren Bild, das ich von Herrn Friesen gehört 
habe, habe ich mir fast noch die Frage gestellt: Steht der 
Verursacher vielleicht in der Liste der Schlimmen? Ha-
ben Sie den üblicherweise von Ihnen zitierten Bill Gates 
vergessen? Den hätten Sie auch noch nennen können. 
Nichts entspricht der Wahrheit.

Nein, die pandemische Situation ist: Wenn es einen 
Infizierten null gegeben hat, dann war das Milosevic, 
als er am Veitstag 1989 auf dem Amselfeld ein Groß- 
Serbien ausgerufen hat, was die eigentliche ideologische 
Grundlage gewesen ist.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Sie ha-
ben die Rede nie gelesen! Sie kennen die Rede 
gar nicht!)

– Was ist los?

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Sie 
kennen die Rede gar nicht!)

– Ich kenne die Rede sehr wohl, mein Lieber. Da müssen 
Sie mit Ihrer Propaganda früher aufstehen. Sie wissen 
offensichtlich nicht, was in der Region, in diesem Land 
war.

(Beifall bei der CDU/CSU -Zuruf des Abg. 
Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE])

Klaus Kinkel hat damals die Einladung des Westbalkan 
nach Europa ausgesprochen, aus der klugen Erkenntnis, 
aus den Trümmern Jugoslawiens, das leider – oder Gott 
sei Dank – Tito nicht überlebt hat, weswegen sich die 
Serben dann in die Richtung von Milosevic entwickelt 
hatten, zu einer friedvollen Lösung zu finden. Nein, die 
Pandemie war leider ausgebrochen und hat viele Todes-
opfer gefordert.

Wenn Sie genau wissen wollen, wieso sich Helmut 
Kohl in diesem Bereich engagiert hat, dann hören Sie 
zu: Das lag natürlich am Balkan insgesamt – Srebrenica 
und andere –; denn der Umgang mit den Menschen wäre 
in Europa in der Weise nicht zu vertreten gewesen. Wir 
haben uns der Verantwortung gestellt und im positiven 
Sinne interveniert.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Diese 
Verbrechen sind nicht vom Himmel gefallen!)
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Die Resolution 1244 des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen gilt heute immer noch.

(Zaklin Nastic [DIE LINKE]: Was steht da 
drin? Haben Sie die mal gelesen?)

Das ist eine Grundlage. Deswegen ist KFOR da. KFOR 
muss dableiben. Deswegen kann ich nur, Kollege 
Sarrazin, sagen: Lasst uns bitte auch in Washington klar-
machen, dass es nicht darum geht: „Take our boys ho-
me!“ Lasst die wenigen, die noch da sind, helfen, dass die 
Stabilisierung im Kosovo weiterhin funktioniert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zaklin Nastic 
[DIE LINKE]: Als Besatzungsmacht! – Weite-
rer Zuruf des Abg. Dr. Alexander S. Neu [DIE 
LINKE])

Diejenigen, mich eingeschlossen, die die Möglichkeit 
hatten, mit Ibrahim Rugova zu sprechen und zu hören, 
wie die Unterdrückung der Albaner im Kosovo in einer 
gewissen Phase des auseinanderbrechenden Jugosla-
wiens war, verstehen auch, dass es humanitäre Notwen-
digkeiten gab. Man sieht auch heute – unbestritten –, dass 
die Entwicklung im Kosovo, im neuen Staatsgebilde Ko-
sovo, die letztendlich auf dem Vorschlag von Ahtisaari 
fußt, noch sehr viele Defizite hat: Defizite im Bereich der 
Korruptionsbekämpfung sowie in vielen anderen Frage-
stellungen, auch Fehler, die daraus entstanden sind, weil 
man das Zusammenleben in der Region – die Einladung 
an den Westbalkan, um Klaus Kinkel noch einmal zu 
zitieren – nie richtig umgesetzt hat. Das erfordert nicht 
nur von den serbischen Ministerpräsidenten und Präsi-
denten, das erfordert nicht nur von den kosovarischen 
Präsidenten und Ministerpräsidenten Handlungsbereit-
schaft, das nimmt auch uns mit in die Pflicht.

Ja, das Kosovo ist ein Kind Europas. Wenn es ein Kind 
Europas ist, muss man sich darum kümmern. Man muss 
auch durchaus vermitteln, man darf aber nicht nur ver-
mitteln. Deswegen bleibt eines ganz klar: Wer meint, 
„Land Swaps“, Gebietstausch, seien die Lösung in einer 
Region, in der man keine Strecke länger als 10 Kilometer 
laufen kann, ohne in das Gebiet einer ethnischen Minder-
heit zu kommen, der möge mir sagen, was er damit vor-
hat.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU):
Nein, so wie es ist, muss es bleiben. Wir müssen mit 

unserem Engagement dazu beitragen,

(Zurufe von der LINKEN)
dass im Kosovo, auch mit KFOR, die Stabilität wächst.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU):
Man sieht und spürt, wie wichtig es ist, dass die Ver-

nünftigen die Richtung beibehalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Hören 
Sie mit dem Märchen auf! Gott sei Dank ist 
es vorbei!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Schmidt. – Letzte Rednerin 

des heutigen Tages ist die Kollegin Gisela Manderla, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gisela Manderla (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man jungen Leuten erklären sollte, was Ge-
schichtsverdrehung ist, dann sollte man die heutige De-
batte um dieses Thema nehmen. Sowohl von rechts als 
auch von links hat man heute erlebt,

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Unverschämt-
heit! – Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: 
Unglaublich! – Alexander Graf Lambsdorff 
[FDP]: Richtig!)

wie Geschichte vollkommen falsch dargestellt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ihre menschenverachtenden Eindrücke und Einbringun-
gen, meine Damen und Herren, können wir nur zutiefst 
verachten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage aus 

der Fraktion Die Linke?

Gisela Manderla (CDU/CSU):
Nein, gestatte ich nicht.

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Nur drauf-
hauen, aber sich nicht der Frage stellen!)

Liebe Kollegen und Kolleginnen, worum geht es heu-
te? Wir diskutieren allein in dieser Woche vier Bundes-
wehrmandate. Das zeigt doch, wie labil die Situation 
weltweit ist.

(Karsten Hilse [AfD]: Nein, das zeigen sie 
nicht!)

Wie labil sie in Afrika ist, hat unsere Verteidigungsminis-
terin eben dargestellt. Sie hat auch gesagt: Es geht uns bei 
unseren Einsätzen um das Leben jedes Einzelnen und 
jeder Einzelnen. Wir wissen doch, wie es vor 21 Jahren 
im ehemaligen Jugoslawien war, wie die Menschen ge-
litten haben, wie sie sich gegenseitig ermordet haben, wie 
besonders die Frauen unter der Situation gelitten haben. 
Deshalb ist es wirklich gut, dass wir diesen Einsatz der 
Bundeswehr seit 21 Jahren haben.

Und ich sage Ihnen noch eines, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von den Linken, da Sie immer wieder die Rüs-
tungsausgaben mit anderen Themen in Zusammenhang 
bringen: Wenn wir unsere Soldaten und Soldatinnen nicht 
mit vernünftiger Rüstung ausstatten können, dann kön-
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nen wir nicht weltweit Leben retten. Und darum geht es 
uns hier.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Alexander 
S. Neu [DIE LINKE]: Die Märchenstunde 
nimmt kein Ende!)

Wenn es vor 21 Jahren darum ging, Frieden zu schaf-
fen, dann geht es jetzt darum, Frieden zu erhalten. Und 
wir werden unserem Auftrag, den wir von der NATO und 
von den Vereinten Nationen bekommen haben, selbstver-
ständlich weiterhin gerecht werden. Heute geht es darum, 
den Frieden zu erhalten. Wie schon gesagt wurde, ist die 
Situation zurzeit relativ stabil. Aber – und das wurde auch 
schon gesagt – die Situation im Kosovo ist angespannt. 
Es geht heute darum, dass wir die politischen Akteure in 
den betreffenden Ländern – im Kosovo, in Serbien – auf-
fordern, miteinander zu reden und miteinander die wirt-
schaftlichen und sozialen Probleme zu lösen.

Worum geht es, liebe Kollegen und Kolleginnen? Es 
geht darum, dass diese Länder Mitglied der EU werden 
sollen. Das wollen wir auch befürworten. Aber wenn dies 
geschehen soll, dann muss sich dort einiges ändern, und 
das geht nicht, wenn man nicht miteinander redet. Es geht 
auch um die Anerkennung völkerrechtlich anerkannter 
Grenzen. Das müssen wir, denke ich mal, klarmachen.

Der Staatsaufbau im Kosovo war und ist ein transat-
lantisches Projekt.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das ist 
wahr! Da haben Sie recht!)

– Ich denke, es ist wichtig, das zu sagen. Vielen Dank, 
Herr Dr. Neu, dass Sie mir einmal recht gegeben haben.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Danke 
für die Aussage!)

Wir als CDU/CSU-Fraktion sind für den weiteren Ein-
satz im Kosovo.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin Manderla, herzlichen Dank für Ihren 

Beitrag.

Die Kollegin Nastic bzw. die Fraktion Die Linke hat 
um eine Kurzintervention gebeten, weil Frau Nastic sich 
durch die einleitenden Worte von Ihnen, Frau Manderla, 
beeinträchtigt fühlt. Ich lasse die Kurzintervention zu. – 
Frau Kollegin Nastic, Sie haben das Wort.

Zaklin Nastic (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich möchte zur Auf-

klärung zwei ergänzende Dinge zum Beitrag meiner Vor-
rednerin sagen.

Erstens. Wenn Sie uns Linke als menschenverachtend 
bezeichnen, nur weil wir nicht Ihrer politischen Meinung 
sind – und Sie haben ja selbst gesagt, dass es ein Staats-
vertragsprojekt war, das Sie da quasi am lebenden Objekt, 
an den Menschen vor Ort, in Jugoslawien, im Kosovo, in 
Metochien und Serbien, verübt haben –, kann ich Ihnen 

eines sagen: Ich spreche Serbisch, ich bin seit mehr als 
20 Jahren ständig dort, meine Kinder sind unter anderem 
serbische Staatsbürger. Und zu sagen, wir seien Men-
schenverächter, weil wir die Interessen der Menschen 
von dort vertreten – und ich habe sehr gute Kontakte 
und bekomme fast täglich Informationen eben von den 
Bürgern, von denen Sie reden, die es in ihrem Alltags-
leben tagtäglich betrifft –, das ist menschenverachtend. 
Sie interessiert nicht, was diese Menschen bewegt und 
unter welchen Umständen sie leben, sondern Sie reden 
darüber, wie Sie über sie bestimmen, auch im Rahmen 
eines Staatsvertragsprojektes.

Zweitens. Dazu, dass Sie hier links und rechts gleich-
setzen, möchte ich Ihnen sagen: Sowohl von deutschen 
als auch von albanischen Nationalisten bekomme ich re-
gelmäßig Drohungen. Und da reihen Sie uns ein? Vielen 
Dank, liebe Kollegin.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin Manderla, Sie dürfen antworten. – Ich 

sehe, Sie wollen auch antworten.

Gisela Manderla (CDU/CSU):
Ich will jetzt die Sitzung nicht in die Länge ziehen; 

aber das, was ich gesagt habe, wurde hier vollkommen 
verdreht.

Selbstverständlich ist das, was da passiert, schlimm, 
und ich bedauere das auch sehr. Das wissen Sie auch ganz 
genau. Aber ich habe nicht Sie und auch nicht die serbi-
schen Mitbürger als Menschenverachtende bezeichnet,

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Rechts und 
links gleichgesetzt!)

sondern davon gesprochen, dass hier Geschichte verdreht 
worden ist,

(Zaklin Nastic [DIE LINKE]: Von Ihnen!)
und dabei bleibe ich auch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Ul-
rich Lechte [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nach dem Austausch dieser unterschiedlichen Auffas-

sungen beende ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 19/19001 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. 
Dann wird verfahren wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich wünsche 
Ihnen noch einen wunderschönen Abend, etwas mehr 
Entspannung. Es ist dankenswerterweise hell. Wir kom-
men also noch bei Lichte aus dem Gebäude.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 14. Mai 2020, 9 Uhr, 
ein.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 19.55 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht 

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bartke, Dr. Matthias SPD

Bluhm-Förster, Heidrun DIE LINKE

Brand (Fulda), Michael CDU/CSU

Bülow, Marco fraktionslos

Daldrup, Bernhard SPD

De Ridder, Dr. Daniela SPD

Domscheit-Berg, Anke DIE LINKE

Dürr, Christian FDP

Esdar, Dr. Wiebke* SPD

Freudenstein, Dr. Astrid CDU/CSU

Gabelmann, Sylvia DIE LINKE

Hacker, Thomas FDP

Hajduk, Anja BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hänsel, Heike DIE LINKE

Helfrich, Mark CDU/CSU

Heßenkemper, Dr. Heiko AfD

Hocker, Dr. Gero Clemens FDP

Kamann, Uwe fraktionslos

Kapschack, Ralf SPD

Korkmaz-Emre, Elvan* SPD

Krischer, Oliver BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kühne, Dr. Roy CDU/CSU

Launert, Dr. Silke CDU/CSU

Link, Michael Georg FDP

Müller, Bettina SPD

Nietan, Dietmar SPD

Nord, Thomas DIE LINKE

Pellmann, Sören DIE LINKE

Abgeordnete(r)

Petry, Dr. Frauke fraktionslos

Pohl, Jürgen AfD

Radwan, Alexander CDU/CSU

Remmers, Ingrid DIE LINKE

Rüffer, Corinna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schäfer (Saalstadt), Anita CDU/CSU

Schmidt (Wetzlar), Dagmar SPD

Schmidt, Dr. Frithjof BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schneidewind-Hartnagel, 
Charlotte

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schnieder, Patrick CDU/CSU

Schulz-Asche, Kordula BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Spaniel, Dr. Dirk AfD

Strenz, Karin CDU/CSU

Suding, Katja FDP

Wagenknecht, Dr. Sahra DIE LINKE

Weisgerber, Dr. Anja CDU/CSU

Wellenreuther, Ingo CDU/CSU

Witt, Uwe AfD

Zdebel, Hubertus DIE LINKE

Zimmermann, Pia DIE LINKE

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes
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Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 19/19020)

Frage 1

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
der Abgeordneten Claudia Müller (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wann ist ein erster Gesetzentwurf für die Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Juni 2019 über präventive Restrukturie-
rungsrahmen, über Entschuldung und über Tätigkeitsverbote 
sowie über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von Re-
strukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und 
zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie über 
Restrukturierung und Insolvenz) geplant, und sieht die Bun-
desregierung durch die Coronapandemie einen besonderen 
Handlungsbedarf für weitere Änderungen im Insolvenzrecht?

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz hat bereits am 13. Februar 2020 einen ersten 
Gesetzentwurf zur Umsetzung der Richtlinie veröffent-
licht und zeitgleich an die Länder und Verbände zur Stel-
lungnahme versandt. Der Gesetzentwurf setzt die Vorga-
ben der Richtlinie für eine schnellere Entschuldung um. 
Er sieht vor, die Verfahrensdauer der Restschuldbefrei-
ung von derzeit sechs Jahren auf künftig drei Jahre zu 
verkürzen – und zwar sowohl für unternehmerisch tätige 
Personen als auch für Verbraucherinnen und Verbraucher. 
Der Entwurf befindet sich in der Schlussabstimmung mit 
den Ressorts und eine zeitnahe Kabinettbefassung ist vor-
gesehen.

Derzeit wird ein weiterer Gesetzentwurf vorbereitet, 
mit dem die Vorgaben der Richtlinie zu einem präventi-
ven Restrukturierungsrahmen, das heißt einem Rechts-
rahmen für insolvenzabwendende Sanierungslösungen, 
umgesetzt werden sollen. Infolge der Covid-19-Pande-
mie und der dazu ergangenen Krisenreaktionsmaßnah-
men ist es bei den Arbeiten an dem Entwurf zu Verzöge-
rungen gekommen. Sie sollen jedoch so schnell wie 
möglich abgeschlossen werden. Dabei soll auch den sich 
aus der Krisensituation ergebenden Handlungsbedarfen 
Rechnung getragen werden.

Frage 2

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
der Abgeordneten Claudia Müller (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie hoch ist der Prozentuale Anstieg der Anzahl der An-
träge von Selbstständigen für Arbeitslosengeld II seit Beginn 
der Coronapandemie im Vergleich zu den Monaten des Vor-
jahres, und welche Maßnahmen hat die Bundesregierung er-
griffen, um wie für Bezieher und Bezieherinnen von Kurz-
arbeitergeld spezielle finanzielle Anreize für durch die 
Coronapandemie arbeitslose Selbstständige in ALG I- oder 
ALG II-Bezug zu setzen, damit diese eine Beschäftigung in 
einem systemrelevanten Bereich aufnehmen?

Die Frage kann nur näherungsweise auf Grundlage der 
statistischen Daten der Bundesagentur für Arbeit beant-

wortet werden. Ausgewertet wurde die Anzahl der nicht-
arbeitslosen Arbeitsuchenden im SGB II mit kurzer Mel-
dedauer in nicht geförderter selbstständiger Tätigkeit. 
Das heißt, die selbstständige Tätigkeit dauert neben 
dem Bezug von Arbeitslosengeld II an.

Im März 2019 wurden rund 15 000 Personen in der 
genannten Abgrenzung gezählt, im März 2020 waren es 
13 500 Personen; das entspricht einem Prozentualen 
Rückgang von 10 Prozent. Im April 2019 wurden rund 
15 000 Personen gezählt, im April 2020 waren es 83 900 
Personen; das entspricht einem Prozentualen Anstieg von 
460 Prozent.

Grundsätzlich erlauben die gesetzlichen Regelungen 
im SGB II und SGB III eine Nebenbeschäftigung wäh-
rend des Bezugs von Arbeitslosengeld und generell eine 
Beschäftigung während des Bezugs von Arbeitslosen-
geld II.

Für die Suche nach einer Haupt- oder Nebenbeschäfti-
gung steht mit der Jobbörse der Bundesagentur für Arbeit 
eine bewährte Onlineplattform auch für die systemrele-
vanten Bereiche zur Verfügung. Die Bundesagentur für 
Arbeit hat kurzfristig spezifische Funktionalitäten einge-
fügt, sodass gezielt Stellen zur Unterstützung in der 
Coronakrise angezeigt werden können, so zum Beispiel 
Helferinnen und Helfer im Gesundheitswesen. Die Bun-
desagentur für Arbeit ergänzt dies durch regionale Initia-
tiven sowie durch Öffentlichkeitsarbeit und Aktivitäten 
in den Social-Media-Netzwerken.

Frage 3

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) 
(DIE LINKE):

Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils in 
den Jahren 2000, 2005, 2010, 2018, 2019 bundesweit die Ar-
mutsgefährdungsquote von Erwerbslosen (bitte hier für die 
aktuellste Angabe zusätzlich nach Ost-, Westdeutschland so-
wie nach Bundesländern differenzieren) und der Bevölkerung 
insgesamt?

Die Armutsgefährdungs- oder auch Armutsrisikoquote 
ist eine statistische Maßgröße für die Einkommensver-
teilung. Sie liefert keine Information über individuelle 
Bedürftigkeit. Ihre Höhe hängt unter anderem von der 
zugrundeliegenden Datenbasis, der Bezugsgröße – also 
zum Beispiel 50 Prozent, 60 Prozent oder 70 Prozent 
des mittleren Einkommens – und der Gewichtung der 
Haushaltsmitglieder bei der Bestimmung des Nettoäqui-
valenzeinkommens ab. Der Indikator ist insbesondere für 
Teilpopulationen sehr volatil und kann je nach Daten-
quelle unterschiedlich ausfallen. Einer Konvention fol-
gend werden 60 Prozent des mittleren mit der neuen 
OECD-Skala gewichteten Einkommens verwendet.

Die gewünschte Differenzierung ist nur mit den Daten 
des Mikrozensus möglich, für den vergleichbare Daten 
erst ab 2005 und bis zum Jahr 2018 vorliegen. Im Mikro-
zensus wird Erwerbslosigkeit nach dem Konzept der In-
ternationalen Arbeitsorganisation definiert. Wer mindes-
tens eine Stunde in der Woche arbeitet, ist nach dieser 
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Definition nicht mehr erwerbslos. Infolge des Beschäfti-
gungsaufwuchses der vergangenen Jahre stieg das mitt-
lere Einkommen der Bevölkerung und sank die Anzahl 
der Erwerbslosen. Betroffen von Erwerbslosigkeit sind 
zunehmend arbeitsmarktferne Personen, die im Vergleich 
zu den Erwerbstätigen ein geringes Qualifikationsniveau 
und im Haushaltskontext ein relativ niedriges Einkom-
men aufweisen.

Die Armutsrisikoquote von Erwerbslosen beträgt 
49,6 Prozent im Jahr 2005, 54,0 Prozent im Jahr 2010 
und 57,4 Prozent im Jahr 2018. Dabei liegt die regionale 

Quote, gemessen am bundesweiten mittleren Einkommen 
für das frühere Bundesgebiet, ohne Berlin, bei 53,7 Pro-
zent und für die neuen Bundesländer, einschließlich Ber-
lin, bei 67,1 Prozent. Die erfragten Daten für das Jahr 
2018 für die einzelnen Bundesländer können der nach-
folgenden Tabelle entnommen werden. Die Armutsrisi-
koquote der Gesamtbevölkerung liegt in den erfragten 
Jahren bei 14,7 Prozent, 14,5 Prozent und 15,5 Prozent.

Armutsrisikoquote von Erwerbslosen nach Bundeslän-
dern in % gemessen am Bundesmedian und am Landes-
median bzw. regionalen Median im Jahr 2018

Bundesland gemessen am 
Bundesmedian

gemessen am Landes- 
oder regionalen Median

Bundesrepublik Deutschland 57,4 –

Früheres Bundesgebiet (ohne Berlin) 53,7 56,0

Neue Bundesländer (inkl. Berlin) 67,1 59,3

Baden-Württemberg 48,5 55,3

Bayern 44,3 50,0

Berlin 62,7 59,3

Brandenburg 67,0 63,8

Bremen 64,0 (55,1)

Hamburg 51,0 58,7

Hessen 51,7 53,8

Mecklenburg-Vorpommern 69,0 56,4

Niedersachsen 58,7 57,1

Nordrhein-Westfalen 58,1 55,4

Rheinland-Pfalz 55,8 57,3

Saarland 58,4 58,4

Sachsen 69,6 62,5

Sachsen-Anhalt 74,9 66,4

Schleswig-Holstein 53,9 55,3

Thüringen 64,1 54,6

Ergebnisse des Mikrozensus. Ab 2011 basiert die Hochrechnung auf den fortgeschriebenen Ergebnissen des Zensus 
2011. Durch Effekte der Umstellung auf eine neue Stichprobe sowie durch Sondereffekte im Kontext der Bevölke-
rungsentwicklung ist die Vergleichbarkeit der Mikrozensusergebnisse ab dem Berichtsjahr 2016 mit den Vorjahren 
eingeschränkt. IT.NRW

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann (zugrunde liegende Fallzahl hochgerechnet 
zwischen 5 000 und 10 000).

Frage 15

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwi-
ckau) (DIE LINKE):

Wie viele Arztpraxen verfügen derzeit nach Kenntnis der 
Bundesregierung bundesweit über eine oder mehr Komponen-
ten von Barrierefreiheit und wie viele über keine (bitte in 

absoluten Zahlen und prozentualem Anteil an der Gesamtzahl 
der Arztpraxen)?

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung hat hierzu auf 
Nachfrage Folgendes mitgeteilt: Die Datenquelle zur 
Barrierefreiheit in Arztpraxen auf der Bundesebene ist 
das von der Kassenärztlichen Vereinigung geführte 
Bundesarztregister (BAR). Das BAR wird durch regel-
mäßige Datenlieferungen der Kassenärztlichen Verein-
igungen auf Landesebene befüllt und gepflegt.
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Für Statistiken zur Erfassung von Barrierefreiheit wird 
in der Grundgesamtheit als Praxis jeder Standort (Leis-
tungsort) gezählt. Diese Zahl ist höher als die Zahl der 
Praxen als Wirtschaftseinheiten, da etwa Zweigpraxen 
und überörtliche Berufsausübungsgemeinschaften nicht 
mit dem Hauptstandort zusammengefasst werden.

Die Erfassung von systematischen Merkmalen zur 
Barrierefreiheit (körperliche, Hör- und Sehbehinderung) 
im Bundesarztregister befindet sich noch im Aufbau. Bis-
lang konnte in circa zwei Dritteln der Kassenärztlichen 
Vereinigungen die notwendige technische und prozess-
uale Infrastruktur zur Meldung der Barrierefreiheits-
merkmale aufgebaut werden.

Da die Datenerfassung und Lieferung neue Prozesse 
darstellen, ist anzunehmen, dass auch in den Kassenärzt-
lichen Vereinigungen, in denen Daten gemeldet werden, 
nicht alle Praxen mit allen Merkmalen erfasst sind. Die 
nachfolgend berichteten Werte zu Praxen mit Merkmalen 
von Barrierefreiheit sind daher als Untergrenze zu ver-
stehen:

Zum 31. Dezember 2019 waren im Bundesarztregister 
132 058 Praxisstandorte (Leistungsorte) verzeichnet. Da-
von befinden sich 78 664 in Kassenärztlichen Verein-
igungen, für die Merkmale zur Barrierefreiheit gemeldet 
werden. Von den 78 664 Leistungsorten wird für 28 858 
mindestens ein Merkmal der Barrierefreiheit gemeldet, 
dies entspricht 36,7 Prozent. Unter der Annahme der 
Gleichverteilung barrierefreier Praxen und Einrichtungen 
ergeben sich auf das Bundesgebiet hochgerechnet circa 
48 000 Praxisstandorte mit mindestens einem Merkmal 
von Barrierefreiheit.

Frage 16

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Annalena Baerbock (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie viele Organspendeausweise wurden im Zeitraum von 
Januar bis jetzt jeweils in den vergangenen fünf Jahren bei der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) be-
stellt, und wie hoch waren die Aufrufe der Homepage der 
BZgA in diesem Zeitraum jeweils (bitte auch für den Zeitraum 
in den Jahren von 2016 bis 2020 aufschlüsseln)?

In dem Zeitraum von Januar bis April wurde die fol-
gende Anzahl von Organspendeausweisen in den vergan-
genen fünf Jahren bei der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) bestellt:

– Im Zeitraum Januar bis April 2016 wurden insgesamt 
639 954 Organspendeausweise und weitere 
61 723 Broschüren und Flyer mit integriertem Organ-
spendeausweis bestellt,

– im Zeitraum Januar bis April 2017 wurden insgesamt 
467 734 Organspendeausweise und weitere 
42 980 Broschüren und Flyer mit integriertem Organ-
spendeausweis bestellt,

– im Zeitraum Januar bis April 2018 wurden insgesamt 
1 055 310 Organspendeausweise und weitere 

92 209 Broschüren und Flyer mit integriertem Organ-
spendeausweis bestellt,

– im Zeitraum Januar bis April 2019 wurden insgesamt 
1 685 051 Organspendeausweise und weitere 
163 575 Broschüren und Flyer mit integriertem Or-
ganspendeausweis bestellt und

– im Zeitraum Januar bis April 2020 wurden insgesamt 
2 227 701 Organspendeausweise und weitere 
174 037 Broschüren und Flyer mit integriertem Or-
ganspendeausweis bestellt.

In dem gleichem Zeitraum von Januar bis April erfolg-
te die folgende Anzahl von Aufrufen der Internetseite 
www.organspende-info.de der BZgA in den vergangenen 
fünf Jahren:

– Im Zeitraum Januar bis April 2016 erfolgten insge-
samt 771 040 Aufrufe, dabei wurden 12 998 Organ-
spendeausweise heruntergeladen,

– im Zeitraum Januar bis April 2017 erfolgten insge-
samt 922 129 Aufrufe, dabei wurden 5 164 Organspen-
deausweise heruntergeladen,

– im Zeitraum Januar bis April 2018 erfolgten insge-
samt 1 226 915 Aufrufe, dabei wurden 7 100 Organ-
spendeausweise heruntergeladen,

– im Zeitraum Januar bis April 2019 erfolgten insge-
samt 1 976 100 Aufrufe, dabei wurden 41 457 Organ-
spendeausweise heruntergeladen und

– im Zeitraum Januar bis April 2020 erfolgten insge-
samt 2 006 851 Aufrufe, dabei wurden 72 539 Organ-
spendeausweise heruntergeladen.

Frage 17

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Wieland Schinnenburg 
(FDP):

Aus welchen Gründen nimmt die Bundesregierung Leis-
tungserbringer wie Physiotherapeuten, Hebammen oder Zahn-
ärzte bisher nicht in den Schutzschirm des Krankenhausentlas-
tungsgesetzes auf, und warum soll dieser Schutzschirm nur für 
Ärzte, Psychotherapeuten und Krankenhäuser gelten?

Bei der Ausgestaltung von Ausgleichszahlungen und 
Überbrückungshilfen zur Begrenzung der wirtschaftli-
chen Auswirkungen auf die Leistungserbringer des 
Gesundheitswesens ist zu beachten, dass diese in unter-
schiedlichem Ausmaß Verantwortung für die Behandlung 
von Coronapatienten tragen. Einnahmeausfälle bei Leis-
tungen, die im persönlichen Versichertenkontakt erbracht 
werden, können in unterschiedlichem Maße durch Ver-
gütungen, zum Beispiel für Tele- oder Videoleistungen, 
kompensiert werden.

Zudem ist zu berücksichtigen, dass aufgrund der ak-
tuellen Lage die von den Versicherten nicht in Anspruch 
genommenen Leistungen je nach Leistungsbereich in un-
terschiedlichem Ausmaß nachgeholt werden können. Da-
rüber hinaus besteht in zahlreichen Leistungsbereichen 
die Möglichkeit, über vertragliche Regelungen auch ohne 
gesetzgeberische Maßnahmen Anpassungen bei der Ver-
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gütung vorzunehmen. Diese sollten vorrangig genutzt 
werden.

Vor diesem Hintergrund sind die Regelungen nach den 
Besonderheiten der jeweiligen Leistungsbereiche auszu-
gestalten. Dies ist auch geschehen. Im Anschluss an das 
COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetz vom 27. März 
2020, das vor allem auf die Leistungserbringer abzielte, 
die zu diesem Zeitpunkt bereits in die Behandlung von 
Covid-19-Patientinnen und -Patienten einbezogen waren, 
hat das Bundesministerium für Gesundheit auch 
Schutzregelungen für Heilmittelerbringer und Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte entwickelt. Die diesbezüglichen 
Regelungen sind mit der COVID-19-Versorgungsstruktu-
ren-Schutzverordnung (COVID-19-VSt-SchutzV) am 
5. Mai 2020 in Kraft getreten.

Fragen 18 und 19

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Fragen der Abgeordneten Pia Zimmermann (DIE LIN-
KE):

Welche Varianten bzw. Konstruktionen sind der Bundesre-
gierung neben der sogenannten Besuchsbox bekannt, um Be-
wohnerinnen und Bewohnern in Altenpflegeheimen Besuche 
zu ermöglichen, aber gleichzeitig das Risiko der Infektion vor 
allem mit Covid-19 zu minimieren (www.freiepresse.de/ 
chemnitz/mit-besuchsboxen-oeffnet-sich-ein-chemnitzer- 
pflegeheim-fuer-angehoerige-artikel10781330), und welche 
Möglichkeiten der Förderung solcher Projekte werden von 
ihr geprüft?

In welchen Bundesländern werden nach Kenntnis der Bun-
desregierung aktuell Unterstützungsleistungen für Besuchsbo-
xen oder ähnliche Lösungen beraten bzw. geplant, und hat die 
Bundesregierung Kenntnis darüber, wie viele Anträge entspre-
chend der Aufforderung der sächsischen Staatsministerin für 
Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt, Petra Köp-
ping, bislang gestellt worden sind (www.freiepresse.de/ 
chemnitz/mit-besuchsboxen-oeffnet-sich-ein-chemnitzer- 
pflegeheim-fuer-angehoerige-artikel10781330)?

Die Fragen 18 und 19 werden aufgrund des inhaltli-
chen Zusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Der Bundesregierung sind neben den angesprochenen 
Besuchsboxen für Pflegeheime auch die Einrichtung von 
Besucherfenstern oder Besuchsräumen bekannt. Was die 
Finanzierung von Besuchsboxen im Kontext der Corona-
pandemie angeht, ist im Bereich der Pflegeversicherung 
auf die mit dem COVID-19-Krankenhausentlastungsge-
setz geschaffene Regelung der Kostenerstattung nach 
§ 150 Absatz 2 Elftes Buch Sozialgesetzbuch – SGB XI – 
für pandemiebedingte außerordentliche Aufwendungen 
von zugelassenen Pflegeeinrichtungen zu verweisen.

Zu Fragen im Zusammenhang mit diesem Verfahren 
hat der GKV-Spitzenverband ergänzend zu seinen Kos-
tenerstattungs-Festlegungen nach § 150 Absatz 3 SGB XI 
kürzlich einen umfangreichen Fragen- und Antwortkata-
log (FAQs) veröffentlicht. Dort werden in der Antwort 
auf die dortige Frage 3 als Beispiel für erstattungsfähige 
Sachmittel „Kosten für technische Ausstattungen wie 
Einrichtung von Schleusen innerhalb der bestehenden 
Einrichtung (temporäre Maßnahme)“ genannt.

Insofern können temporär errichtete Besuchsboxen, 
sofern es sich hierbei nicht um dauerhafte bauliche Maß-
nahmen handelt, die dem Investitionskostenbereich zuzu-
ordnen wären, grundsätzlich als derartige temporäre 
Schleusen im Rahmen der Pandemieeindämmung ange-
sehen werden. Für eine Berücksichtigung im Erstattungs-
verfahren ist im Einzelfall die Erforderlichkeit als 
Maßnahme zur Erfüllung der Leistungserbringung einzu-
halten. Hierbei gilt unverändert das für die Pflegeversi-
cherung bestehende Wirtschaftlichkeitsgebot nach § 29 
SGB X.

Insofern gilt zu beachten, ob die mit den Besuchsboxen 
erzielbare Leistung, also die Herstellung von Kontakt 
zwischen Bewohnerinnen und Bewohnern und Angehö-
rigen unter reduziertem Infektionsrisiko, innerhalb der 
Einrichtung nicht auch mit anderen geeigneten Maßnah-
men erbracht werden kann.

Frage 20

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Konstantin von Notz 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sind nach Kenntnis der Bundesregierung, auch vor dem 
Hintergrund, dass sich an der sogenannten Datenspende-App 
des Robert-Koch-Instituts (RKI), die sensible Gesundheitsda-
ten aus Smartwatches und Fitnesstrackern zur Eindämmung 
des Coronavirus sammelt und analysiert, laut RKI mittlerweile 
mehr als eine halbe Million Nutzerinnen und Nutzern beteilig-
ten, die vom Chaos Computer Club (CCC) in einer Black-Box- 
Analyse festgestellten, weitreichenden Sicherheitsmängel be-
reits vollständig behoben, und zieht die Bundesregierung aus 
den gemachten Erfahrungen die Konsequenz, bei der Entwick-
lung einer Tracing-App den Quellcode von vornherein öffent-
lich und damit überprüfbar zu machen, um die App sicher zu 
gestalten und Vertrauen und Nutzerakzeptanz zu erhöhen (ver-
gleiche www.ccc.de/de/updates/2020/abofalle-datenspende)?

Das Robert-Koch-Institut (RKI) arbeitet derzeit am 
Sicherheitkonzept der in Rede stehenden App und steht 
dazu auch eng mit dem Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik in Kontakt. Da einige Anmerkungen 
des Chaos Computer Clubs auch Datenschutzfragen be-
treffen, befindet sich das RKI zur Behebung dieser Punk-
te zudem in Kontakt mit dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit.

Der Bundesregierung ist es im Rahmen der sogenann-
ten Covid-19-Tracing-App ein wichtiges Anliegen, dass 
der im Auftrag der Bundesregierung entstandene Pro-
grammcode Open Source und damit öffentlich einsehbar 
gestellt wird und damit für die Zivilgesellschaft transpa-
rent und besser nachvollziehbar wird. Die von der Bun-
desregierung beauftragten Teile des Quellcodes sollen 
zeitnah und vor Bereitstellung der Anwendung veröffent-
licht werden.

Frage 21

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Christian Jung (FDP):
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Wie weit ist die Entwicklung der Corona-App, und vor 
welchem Hintergrund glaubt die Bundesregierung, dass die 
Einschaltung der Unternehmen SAP und Deutsche Telekom 
sich positiv auf die Entwicklung der Corona-App auswirken 
würde (vergleiche „Spiegel“, „Telekom und SAP sollen Ent-
wicklung übernehmen“ vom 28. April 2020; abrufbar unter: 
www.spiegel.de/netzwelt/apps/coronavirus-t-systems-und- 
sap-sollen-tracing-app-entwicklung-uebernehmen-a- 
2c17c96e-ba53-42ba-ace4-42cd2c3215b0)?

Bei der Entwicklung der Covid-19-Tracing-App han-
delt es sich um ein IT-Projekt mit sehr hoher Komplexität, 
welches insbesondere durch den hohen Grad an Paralle-
lisierung von Entwicklungsarbeiten mit unterschiedli-
chen Stakeholdern geprägt ist. In den Unternehmen 
SAP und Deutsche Telekom sieht die Bundesregierung 
daher geeignete Partner für die Entwicklung der App. 
Derzeit wird in dem Konsortium intensiv an der Entwick-
lung der Anwendung gearbeitet.

Frage 22

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Ingrid Nestle (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Hat die Bundesregierung die Kosten von zusätzlichen Co-
ronatests inklusive aller relevanten Kosten für das Hochfahren 
der Testkapazitäten und der Beschaffung der nötigen Reagen-
zien (bitte auflisten nach Steigerung der Tests auf das Doppel-
te, das Zehnfache, das Zwanzigfache) dem Nutzen einer er-
leichterten Lockerung gegenübergestellt, und wie kann nach 
Meinung der Bundesregierung eine stärkere Steigerung der 
Testkapazitäten sowie deren intensivere Nutzung bisher er-
reicht werden (www.handelsblatt.com/politik/deutschland/ 
pandemie-neues-geseetzespaket-regierung-will-mit- 
massentests-gegen-corona-vorgehen/25759186.html?ticket= 
ST-5896288-PunRxobHTdRcc3OLipxP-ap5)?

Deutschland verfügt mittlerweile über eine Testkapa-
zität von rund 1 000 000 PCR-Tests in der Woche. Die 
Testkapazität ist flächendeckend über Deutschland ver-
teilt. Die Testung wird auch bundeslandübergreifend 
durchgeführt. Die Testkapazitäten werden in Deutschland 
kontinuierlich ausgebaut, um ausreichend Ressourcen für 
einen gegebenenfalls auftretenden erneuten starken An-
stieg an Infektionen zu haben und eine Ausweitung der 
Teststrategie zu ermöglichen. Die Ergebnisse der Testun-
gen liefern wichtige Anhaltspunkte über die Entwicklung 
der Pandemie und fließen in die Überlegungen der Bun-
desregierung ein.

Die Bundesregierung hat mit der Formulierungshilfe 
für einen Entwurf eines „Zweiten Gesetzes zum Schutz 
der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite“ die Grundlage geschaffen, um Coro-
nainfizierte durch ein verbessertes Meldewesen künftig 
schneller zu finden sowie mehr zu testen und die Be-
troffenen besser versorgen zu können. Das Gesetz wird 
voraussichtlich und vorbehaltlich der Zustimmung von 
Bundestag und Bundesrat Ende Mai in Kraft treten. Mit 
diesem Gesetz wird auch eine Rechtsgrundlage für die 
Übernahme von Kosten durch die gesetzliche Kranken-
versicherung bei vorsorglicher Testung geschaffen.

Die umfangreiche Testung dient dem Gesundheits-
schutz der Bevölkerung und verfolgt das Infektionsge-
schehen. Daher dient eine noch so umfangreiche Testung 

nicht dem Nutzen einer erleichterten Lockerung. Beides 
kann nicht gegeneinander verrechnet werden.

Frage 23

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Ingrid Nestle (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie lange würde das Hochfahren der Testkapazitäten auf 
das Doppelte, das Zehnfache oder das Zwanzigfache bei ma-
ximaler Geschwindigkeit dauern, und aus welchen Gründen 
dauert die Einführung einer Corona-Tracing-App in Deutsch-
land noch an?

Deutschland verfügt über ausreichend PCR-Testkapa-
zitäten – zudem können diese über das sogenannte Poo-
lingverfahren erweitert werden. Perspektivisch werden 
auch andere Testmethoden verfügbar sein.

Eine große Vervielfachung der bestehenden Testkapa-
zitäten ist nur bedingt zweckmäßig, da ein zielgerichtetes 
Testen sachgerecht ist. Zudem bestehen bei der Auswei-
tung von Testkapazitäten Grenzen: Zum einen sind die 
Ressourcen durch den angespannten Weltmarkt begrenzt, 
und zum anderen ist für eine höhere Anzahl an durch-
zuführenden Tests auch ein höherer Bedarf an Personal 
und an Laborflächen notwendig.

Bei der Entwicklung der Covid-19-Tracing-App han-
delt es sich um ein IT-Projekt mit sehr hoher Komplexität, 
welches insbesondere durch den hohen Grad an Paralle-
lisierung von Entwicklungsarbeiten mit unterschiedli-
chen Stakeholdern geprägt ist. In dem Konsortium wird 
intensiv an der Entwicklung der Anwendung gearbeitet, 
um eine zeitnahe Bereitstellung der App zu ermöglichen.

Fragen 24 und 25

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Fragen des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass das Infek-
tionsschutzgesetz in seiner Gänze als verfassungskonform an-
zusehen ist?

Ist es nach Auffassung der Bundesregierung mit der Wesent-
lichkeitstheorie des Bundesverfassungsgerichts zu vereinba-
ren, wonach wesentliche Fragen der Grundrechtsausübung 
und Grundrechtseingriffe durch das Parlament geregelt werden 
müssen, dass durch das Gesetz zum Schutz der Bevölkerung 
bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite dem 
Bundesministerium für Gesundheit weitreichende Kompeten-
zen zum Erlass von Rechtsverordnungen eingeräumt wurden, 
ohne dass dabei Bundesrat oder Bundestag mitentscheiden und 
eine Vielzahl von Grundrechten eingeschränkt werden kön-
nen?

Aufgrund ihres Sachzusammenhangs werden die Fra-
gen 24 und 25 gemeinsam beantwortet.

Die mit dem Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei 
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite im 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) vorgenommenen Ände-
rungen sollen das Funktionieren des Gemeinwesens im 
infektionsschutzrechtlichen Notfall sichern. Angesichts 
einer solch außergewöhnlichen Herausforderung, die 
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das gesamte Bundesgebiet betrifft, muss die Bundesre-
gierung in die Lage versetzt werden, binnen kürzester 
Zeit schützend einzugreifen. Hierzu wurde das IfSG ent-
sprechend erweitert und präzisiert.

Der Deutsche Bundestag – nicht die Bundesregierung – 
ist als Verfassungsorgan befugt, eine epidemische Lage 
von nationaler Tragweite gemäß § 5 Absatz 1 IfSG mit 
den in § 5 Absatz 2 und § 5a Absatz 2 IfSG genannten 
Rechtsfolgen festzustellen bzw. diese Feststellung wieder 
aufzuheben. Das Parlament ist zudem jederzeit in der 
Lage, das Handeln der Bundesregierung, wie es seiner 
Aufgabe entspricht, zu kontrollieren.

Dass eine Mitwirkung von Bundestag und Bundesrat 
an dem unmittelbaren Zustandekommen der einzelnen 
durch das Bundesministerium für Gesundheit nach § 5 
Absatz 2 sowie § 5a Absatz 2 IfSG zu erlassenden 
Rechtsverordnungen nicht vorgesehen ist, ist dadurch 
zu erklären, dass in einer Lage wie der gegenwärtigen 
Pandemie, die unverzügliches Handeln erfordert, die Ver-
fahrensabläufe – selbstverständlich unter Beachtung ver-
fassungsrechtlicher Vorgaben – beschleunigt werden 
müssen. Vor Eintritt einer schweren Krise kann nicht 
mit der erforderlichen Bestimmtheit gesetzlich festgelegt 
werden, mit welchen konkreten Maßnahmen auf eine 
künftige krisenhafte Entwicklung zu reagieren sein wird. 
Die Verordnungsermächtigung eröffnet der Exekutive 
daher – im Rahmen des verfassungsrechtlich Zulässigen – 
den nötigen Handlungsspielraum.

Im Übrigen tragen auch die Rechtsgrundlagen von § 5 
Absatz 2 und § 5a Absatz 2 IfSG dem Wesentlichkeits-
gebot wie auch dem Bestimmtheitsgrundsatz angemessen 
Rechnung, indem die Regelungsinhalte hinreichend klar 
definiert sind und damit die Verordnungsermächtigungen 
ihre Grenzen finden.

Frage 26

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Kordula Schulz-Asche 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Regelung im ersten 
Bevölkerungsschutzgesetz, wonach Pflegefachkräften die 
Übernahme heilkundlicher Aufgaben ermöglicht wird, zu ent-
fristen, und welche Voraussetzungen müssen aus Sicht der 
Bundesregierung gegeben sein, um die Übernahme heilkundli-
cher Aufgaben durch Pflegefachkräfte dauerhaft gesetzlich zu 
verankern?

Die Regelung zur eigenverantwortlichen Ausübung 
heilkundlicher Tätigkeiten durch Pflegefachkräfte im In-
fektionsschutzgesetz ist eine Ausnahmeregelung für den 
Fall einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite. 
Sie ist entsprechend den Anforderungen an eine solche 
Lage ausgestaltet und auch nur anwendbar, wenn eine 
solche Lage besteht. Das Gesetz zum Schutz der Bevöl-
kerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) sieht ein 
Außerkrafttreten am 1. April 2021 vor.

Eine Regelung zur Übertragung von ärztlichen Tätig-
keiten, bei denen es sich um selbständige Ausübung von 
Heilkunde handelt, auf Pflegefachpersonen ist zudem in 

den Vorschriften zu Modellvorhaben zur Weiterentwick-
lung der Leistungserbringung in § 63 Absatz 3c Fünftes 
Buch Sozialgesetzbuch enthalten.

Die Möglichkeiten der Übertragung von Heilkunde auf 
Pflegefachpersonen werden gegenwärtig im Rahmen des 
Strategieprozesses zur interprofessionellen Zusammenar-
beit im Gesundheits- und Pflegebereich beraten. Der Pro-
zess wurde als ein Ergebnis der Konzertierten Aktion 
Pflege vom Bundesministerium für Gesundheit unter Be-
teiligung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend unter Einbeziehung insbesondere von 
Pflegeberufsverbänden und Pflegekammern, der Bundes-
ärztekammer und aller weiteren relevanten Akteure ini-
tiiert.

Auf Grundlage der Ergebnisse wird die Bundesregie-
rung prüfen, ob und gegebenenfalls welche gesetzlichen 
Anpassungen oder weiteren Maßnahmen zur Übertra-
gung von ärztlichen Tätigkeiten auf Pflegefachpersonen 
erforderlich sind.

Frage 27

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Thomas Gebhart auf die 
Frage der Abgeordneten Kordula Schulz-Asche 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Welchen Mehrwert gegenüber bereits jetzt vielfach genutz-
ten automatisierten Kommissionierautomaten sieht die Bun-
desregierung in den geplanten Regelungen des Zweiten Bevöl-
kerungsschutzgesetzes zum Modellvorhaben zur Abgabe von 
Arzneimitteln im Krankenhaus über Automaten ohne abschlie-
ßende Kontrolle durch pharmazeutisches Personal?

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD „Entwurf eines Zweiten Gesetzes zum Schutz der 
Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite“, Bundestagsdrucksache 19/18967, sieht eine 
solche Regelung nicht mehr vor.

Frage 28

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Mit welchem Ansinnen haben sich italienische Behörden 
hinsichtlich der Festsetzung des deutschen Seenotrettungs-
schiffs „Alan Kurdi“ der Regensburger Organisation Sea-Eye 
an deutsche Behörden gewandt („Italien setzt Rettungsschiff , 
Alan Kurdi‛ fest“, „Süddeutsche Zeitung“ vom 6. Mai 2020), 
und wie bemüht sich die Bundesregierung, dass das Schiff 
unverzüglich wieder auslaufen kann (bitte die beteiligten Be-
hörden und deren Maßnahmen darstellen)?

Die italienischen Behörden haben eine Hafenstaatkon-
trolle bei der als Frachtschiff unter deutscher Flagge zu-
gelassenen „Alan Kurdi“ durchgeführt. Im Zuge dieser 
Überprüfung wurden Unregelmäßigkeiten festgestellt.

Die italienische Behörde hat die deutsche Flaggen-
staatsverwaltung (Berufsgenossenschaft Verkehrswirt-
schaft Post-Logistik Telekommunikation, Dienststelle 
Schiffssicherheit) in Kenntnis gesetzt. Diese wird die 
Mängel mit dem Eigner des Schiffs und den italienischen 
Behörden überprüfen.
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Frage 29

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Torsten Herbst (FDP):

Ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Berichterstattung 
zutreffend, dass die Deutsche Bahn AG gegenwärtig „auf Bit-
ten der Politik“ Verkehrsleistungen im Schienenpersonenfern-
verkehr erbringt, die sie aus eigenwirtschaftlichen Erwägun-
gen nicht erbracht hätte, und, falls ja, auf wessen Bitte und 
unter wessen finanzieller Verantwortung wurden die teils 
hochdefizitären Fernverkehrsangebote der Deutschen Bahn 
AG veranlasst (www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/ 
corona-krise-deutsche-bahn-braucht-bis-zu-zehn-milliarden- 
euro-a-3004a6f3-c2db-4458-b5da-3b6b5d6ae19f)?

Betriebliche Belange liegen in der unternehmerischen 
Verantwortung der Deutschen Bahn AG. Eine Vereinba-
rung oder ein Leistungsauftrag der Bundesregierung für 
den Schienenpersonenfernverkehr der DB AG besteht 
nicht.

In Summe fahren nach Auskunft der DB AG rund 
75 Prozent der Züge im Fernverkehr ohne Einschränkun-
gen. Eine weitere Reduzierung des Angebotes hätte nach 
Informationen der DB AG bedeutet, dass große Regionen 
und Städte den Anschluss an den Fernverkehr verloren 
hätten.

Frage 30

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage der 
Abgeordneten Daniela Kluckert (FDP):

Welche Absprachen wurden nach Kenntnis der Bundesmi-
nisterin der Justiz und für Verbraucherschutz, Christine 
Lambrecht, zwischen der Bundesregierung und dem bundesei-
genen Konzern der Deutschen Bahn AG getroffen, um Bahn-
kunden, deren amtliche Ausweisdokumente während der 
Coronapandemie abgelaufen sind und durch die pandemiebe-
dingte Schließung der Bürgerämter nicht verlängert werden 
konnten, weiterhin eine Nutzung der Angebote der Deutschen 
Bahn AG zu ermöglichen (www.bahn.de/faq/view/pk/de/ 
buchung/olt_ausweis_id.shtml)?

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) gibt 
es für diesen konkreten Fall keine offiziellen Vorgaben. 
Das Unternehmen hat seine Mitarbeiter im Kontext der 
Coronapandemie angewiesen, in derartigen und ähnli-
chen Situationen Kulanz walten zu lassen.

Frage 31

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern, 
zusätzliche Mittel zweckgebunden für den Ausgleich der fi-
nanziellen Verluste bei kommunalen und privaten Bahn- und 
Busunternehmen im ÖPNV infolge der Coronakrise zur Ver-
fügung zu stellen, wie in einem Brief der Verkehrsministerin-
nen und Verkehrsminister der Länder an Bundesverkehrsmi-
nister Andreas Scheuer gefordert (www.tagesspiegel.de/ 
wirtschaft/15-milliarden-fuer-den-oepnv-verkehrsminister- 
fordern-hilfen-fuer-oeffentlichen-nahverkehr/25794660. 
html), und, falls nein, warum nicht?

Die Regionalisierungsmittel werden auch in der ak-
tuellen Situation weiterhin entsprechend der gesetzlichen 
Grundlagen in voller Höhe an die Länder ausbezahlt. 
Dabei wurden die monatlichen Abschlagszahlungen 
zum 15. April 2020 an die im Fünften Gesetz zur Ände-
rung des Regionalisierungsgesetzes festgelegten Beträge 
angepasst. Zum 15. April 2020 wurden auch die zusätz-
lichen Beträge für die Monate Januar bis März 2020 aus-
gezahlt. Dies sorgt für zusätzliche Liquidität in der ak-
tuellen Situation.

EU-beihilferechtliche Schwierigkeiten bestehen in den 
Fällen, in denen die Länder beabsichtigen, auch für nicht-
erbrachte Verkehrsleistungen aufgrund der aktuellen Co-
vid-19-Pandemie die Ausgleichsleistungen an die ÖPNV- 
Unternehmen weiterzuzahlen. Da in einem solchen Fall 
die Zahlung nicht auf Grundlage eines Verkehrsvertrages 
oder eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages erfolgt, 
bedarf es einer anderen beihilferechtlichen Ermächti-
gungsgrundlage als die der VO 1370/2007. Die Bundes-
regierung erarbeitet derzeit eine beihilferechtskonforme 
Lösung und befindet sich diesbezüglich im Austausch 
mit den Ländern.

Frage 32

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie hoch belaufen sich Umsatz und der Gewinn vor Zinsen 
und Steuern (EBIT) der DB Fernverkehr AG in den Monaten 
März und April 2020, und wie hoch ist der Rückgang im Ver-
gleich zu den Vorjahresmonaten März und April 2019?

Die gefragten Informationen konnten in der für die 
Beantwortung einer parlamentarischen Frage zur Verfü-
gung stehenden Zeit nicht vorgelegt werden. Sobald die 
Informationen vorliegen, werden diese nachgereicht.

Frage 33

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Mit welchen zusätzlichen Einnahmen rechnet die Bundesre-
gierung durch den im Klimaschutzprogramm 2020 beschlosse-
nen CO2-Aufschlag auf die Lkw-Maut im Jahr 2023 (www. 
bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/ 
Finanzpolitik/2019/10/2019-10-02-PM-Klimaschutz.html), 
und wäre eine Befreiung von Erdgas-Lkw von der Lkw-Maut 
im Jahr 2023 möglich, wenn der CO2-Aufschlag auf die Lkw- 
Maut, wie von der Bundesregierung geplant, im Jahr 2023 ein-
geführt worden ist?

Das Klimaschutzprogramm sieht vor, dass zum 1. Ja-
nuar 2023 ein CO2-Aufschlag auf die Lkw-Maut sowie 
eine CO2-Differenzierung der Infrastrukturgebühr zu-
gunsten klimaschonender Antriebe eingeführt werden 
soll. Die notwendige Rechtsgrundlage für die Einführung 
einer CO2-Differenzierung der Lkw-Maut zugunsten kli-
maschonender Antriebe wird derzeit durch die Novelle 
der Eurovignetten-Richtlinie geschaffen.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 159. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Mai 2020                                 19784 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/corona-krise-deutsche-bahn-braucht-bis-zu-zehn-milliarden-euro-a-3004a6f3-c2db-4458-b5da-3b6b5d6ae19f
http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/corona-krise-deutsche-bahn-braucht-bis-zu-zehn-milliarden-euro-a-3004a6f3-c2db-4458-b5da-3b6b5d6ae19f
http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/corona-krise-deutsche-bahn-braucht-bis-zu-zehn-milliarden-euro-a-3004a6f3-c2db-4458-b5da-3b6b5d6ae19f
https://www.bahn.de/faq/view/pk/de/buchung/olt_ausweis_id.shtml
https://www.bahn.de/faq/view/pk/de/buchung/olt_ausweis_id.shtml
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/15-milliarden-fuer-den-oepnv-verkehrsminister-fordern-hilfen-fuer-oeffentlichen-nahverkehr/25794660.html
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/15-milliarden-fuer-den-oepnv-verkehrsminister-fordern-hilfen-fuer-oeffentlichen-nahverkehr/25794660.html
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/15-milliarden-fuer-den-oepnv-verkehrsminister-fordern-hilfen-fuer-oeffentlichen-nahverkehr/25794660.html
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/15-milliarden-fuer-den-oepnv-verkehrsminister-fordern-hilfen-fuer-oeffentlichen-nahverkehr/25794660.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2019/10/2019-10-02-PM-Klimaschutz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2019/10/2019-10-02-PM-Klimaschutz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2019/10/2019-10-02-PM-Klimaschutz.html


Eine verlässliche Aussage zur Höhe der Einnahmen 
durch den CO2-Aufschlag und mögliche Befreiungstat-
bestände hängen von den Ergebnissen der laufenden Ver-
handlungen zur Eurovignetten-Richtlinie ab.

Frage 34

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Aus welchem Grund wurde das bereits im Masterplan Lade-
infrastruktur der Bundesregierung vom November 2019 ange-
kündigte Förderprogramm für private Ladestationen für Elekt-
rofahrzeuge in Höhe von bis zu 50 Millionen Euro bis heute 
nicht gestartet, und welche konkrete Ausgestaltung wird das 
Programm besitzen (zum Beispiel Programmstart, Laufzeit, 
berechtigte Antragsteller und Förderhöhen)?

Die Vorbereitungen zur Veröffentlichung des Förder-
programmes laufen noch. Daher können zurzeit noch 
keine Aussagen zu dessen Ausgestaltung getroffen wer-
den.

Frage 35

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wie viele Schreiben, in denen Fahrzeughalter auf ein beige-
fügtes Informationsschreiben von Automobilherstellern zu ei-
nem Softwareupdate hingewiesen werden, hat das Kraftfahrt- 
Bundesamt (KBA) seit dem 1. Januar 2019 verschickt (ver-
gleiche Schreiben des KBA vom April 2020 mit beigefügtem 
Schreiben der Mercedes-Benz AG; bitte aufschlüsseln nach 
Automobilherstellern), und inwiefern regt das KBA gegenüber 
Automobilherstellern an, auch entsprechende Schreiben zu 
versenden, um auf Möglichkeiten von Hardwarenachrüstun-
gen hinzuweisen (bitte gegebenenfalls ebenfalls unter Nen-
nung der Anzahl bereits verschickter Schreiben)?

Seit dem 1. Januar 2019 hat das Kraftfahrt-Bundesamt 
(KBA) 924 107 Informationsschreiben zu einem Softwa-
reupdate an Halter verschickt. Die Anzahl der Schreiben 
unterteilt sich wie folgt:

- Audi: 97 504,

- Mercedes-Benz: 696 052,

- Porsche: 7 920,

- Volkswagen: 122 631.

Die Anzahl der Schreiben entspricht nicht der Anzahl 
der betroffenen Fahrzeuge, da Halter im zeitlichen Ver-
lauf teilweise mehrfach angeschrieben wurden.

Weitere Informationen zu Hardwarenachrüstung hat 
das KBA mit der Pressemitteilung vom 6. April 2020 
veröffentlicht.

Fragen 36 und 37

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Fragen 
des Abgeordneten Sven-Christian Kindler (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung bei der Aus-
wahl des Standortes für das geplante Deutsche Zentrum Mobi-
lität der Zukunft darauf verzichtet, andere Standorte neben 
dem Standort München systematisch und anhand objektiver 
und transparenter Kriterien in einem ergebnisoffenen Standort-
auswahlprozess zu prüfen und zu bewerten („Der Spiegel“ 
vom 2. Mai 2020, Ausgabe Nummer 19)?

Welche deutschen Städte/Regionen verfügen nach Kenntnis 
der Bundesregierung über digitale Testfelder für Anwendun-
gen und Prozesse im Bereich Mobilität/Verkehr, eine wettbe-
werbsstarke Industriestruktur und eine exzellente Wissen-
schaftslandschaft, und aus welchen Gründen wurden diese 
Städte/Regionen nicht für eine Vorauswahl eines Standort- 
und Konzeptwettbewerbes zur Vergabe des Deutschen Zent-
rums Mobilität der Zukunft berücksichtigt?

Die Fragen 36 und 37 werden aufgrund ihres Sach-
zusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Die Gründung des Deutschen Zentrums Mobilität der 
Zukunft mit der Metropolregion München als Standort 
der Zentrale befindet sich in einem frühen Entwicklungs-
stadium. Unter dem Dach der Zentrale wird es auch an 
anderen Standorten in Deutschland Anwender- und Er-
probungszentren geben.

Die unmittelbare Nähe zum digitalen Testfeld entlang 
der A 9, die wettbewerbsfähige Industriestruktur und die 
bestehende Wissenschaftslandschaft sind Gesichtspunk-
te, die für die Metropolregion München als Standort der 
Zentrale sprechen. Die Standortfestlegung für die Zent-
rale in München konnte ohne Standortwettbewerb rechts-
konform erfolgen (wie zum Beispiel bei der Entschei-
dung für Leipzig als Sitz des Fernstraßen-Bundesamtes).

Aufgrund des frühen Entwicklungsstadiums stehen 
insbesondere die detaillierte Ausrichtung und die konkre-
ten Standorte bzw. die Kriterien für die Auswahl der an-
geschlossenen Anwender- und Erprobungszentren noch 
nicht fest.

Frage 38

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Anton Friesen (AfD):

Wie schätzt die Bundesregierung die Gefährlichkeit der seit 
Anfang April 2020 wütenden Brände um das ukrainische 
Atomkraftwerk Tschernobyl für Deutschland und Europa ein 
(www.n-tv.de/mediathek/videos/panorama/Brand-bei- 
Tschernobyl-erreicht-bewohnte-Gebiete-article21753514. 
html)?

Nach Kenntnis der Bundesregierung werden im Gebiet 
um Tschernobyl keine offenen Feuer mehr beobachtet.

Waldbrände fanden in der permanent nicht bewohnten 
Sperrzone um das Atomkraftwerk Tschernobyl (Exclu-
sion Zone) bei entsprechenden Witterungsbedingungen 
in der Vergangenheit bereits mehrfach statt. Zu radiologi-
schen Konsequenzen für Deutschland aufgrund von ra-
dioaktiven Freisetzungen als Folge von Bränden des ra-
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dioaktiv belasteten Laubs kam es dabei nicht, und dies 
wird auch in diesem Fall nicht erwartet. Dies gilt ebenso 
für Europa.

Bei den großflächigen Waldbränden in den Jahren 
2015 und 2017 ist es nach Kenntnis der Bundesregierung 
selbst in Weißrussland, der Ukraine und den benachbar-
ten Gebieten in Russland zu keiner Gesundheitsgefähr-
dung der Bevölkerung durch freigesetzte radioaktive 
Stoffe gekommen.

Die Luftaktivität wird in Deutschland im Rahmen des 
Integrierten Mess- und Informationssystems zur Überwa-
chung der Umweltradioaktivität ständig überwacht, ins-
besondere auch durch Spurenmessstellen, die selbst 
kleinste Mengen an Radioaktivität in der Atmosphäre 
nachweisen können.

Frage 39

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Kann die Bundesregierung nach ihren Kenntnissen bestäti-
gen, dass im Februar und im Mai 2020 jeweils eine im Herbst 
2018 stattgefundene Explosion bei einem der Notstromdiesel-
generatoren (vergleiche https://kurier.at/chronik/welt/akw- 
mochovce-video-zeigt-explosion-in-notstromaggregat/ 
400766802 und www.umweltinstitut.org/aktuelle-meldungen/ 
meldungen/2020/atom/explosion-im-atomkraftwerk- 
mochovce-3.html?utm_source=CleverReach&utm_medium= 
email&utm_campaign=Newsletter+-+05.03.2020_NiT_ 
olA&utm_content=Mailing_7475958) und der wiederholte be-
trügerische Einsatz von Rohrleitungen minderwertiger Quali-
tät (vergleiche Meldung der tschechischen Atomaufsicht: 
www.ujd.gov.sk/ujd/www1.nsf/$All/66676A1170046E12C 
125855E003ABE9E) an der Baustelle des Atomkraftwerkes 
Mochovce 3 und 4 aufgedeckt wurden, und räumt das durch 
Notenwechsel vom 24. März 1993 für Deutschland und die 
Slowakei bilateral fortgeltend erklärte Abkommen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Repu-
blik zur Regelung von Fragen gemeinsamen Interesses im 
Zusammenhang mit kerntechnischer Sicherheit und Strahlen-
schutz der Bundesregierung das Recht ein, nach weiter-
führenden Informationen zu diesen und anderen Unregelmä-
ßigkeiten beim Bau zu fragen?

Zum ersten Teil der Frage: Die Bundesregierung hat 
Kenntnis von den in der Fragestellung zitierten Berichten 
zu Dieselgeneratoren.

Die in der Frage benannte Meldung der slowakischen 
atomrechtlichen Aufsichtsbehörde UJD SR zu möglichen 
Materialfehlern in Block 4 des Atomkraftwerkes (AKW) 
Mochovce vom 4. Mai 2020 ist der Bundesregierung 
bekannt. Sie liegt jedoch ausschließlich in slowakischer 
Sprache vor. Daher ist der genaue Wortlaut der Bundes-
regierung nicht bekannt.

Die Verantwortung für die nukleare Sicherheit des 
AKW Mochovce liegt bei der slowakischen atomrecht-
lichen Aufsichtsbehörde UJD SR. Nur dieser Behörde 
liegen alle nötigen Informationen vor, um die Richtigkeit 
der erhobenen Vorwürfe zu bestätigen und eine sicher-
heitstechnische Bewertung vornehmen zu können. Der 
Bundesregierung liegen keine Hinweise vor, dass UJD 

SR seiner Verantwortung für die nukleare Sicherheit 
nicht angemessen nachkommen würde.

Zum bilateralen Abkommen: Von dem ursprünglich 
mit der Tschechoslowakei abgeschlossenen bilateralen 
Abkommen ist bezüglich kerntechnischer Anlagen insbe-
sondere die gegenseitige Unterrichtung über grenznahe 
Kernanlagen umfasst. Davon unabhängig pflegt die Bun-
desregierung aufgabenbezogen auf allen Ebenen regel-
mäßige Kontakte mit Vertreterinnen und Vertretern der 
slowakischen atomrechtlichen Aufsichtsbehörde wie 
auch mit den zuständigen Behörden anderer Staaten.

Frage 40

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wann wird der Kabinettsausschuss Klimaschutz (Klimaka-
binett) (www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/ 
klimaschutz-hat-oberste-prioritaet-1599534) das nächste Mal 
zusammenkommen, und wird das ressortübergreifende Gre-
mium die Erarbeitung ökologischer Leitlinien für das Corona-
konjunkturprogramm der Bundesregierung verabschieden?

Für die nächste Sitzung des Kabinettausschusses Kli-
maschutz (Klimakabinett) gibt es noch keinen konkreten 
Termin. Das Klimakabinett begleitet auf höchster politi-
scher Ebene die Umsetzung des Klimaschutzprogramms 
2030. Mit welchen Themen sich das Klimakabinett in 
seiner nächsten Sitzung beschäftigen wird, steht noch 
nicht fest.

Frage 41

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
des Abgeordneten Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Was umfasst das „große Sonderprogramm zur Sicherung 
von Produktionskapazitäten für einen künftigen Impfstoff ge-
gen Covid-19“ („Handelsblatt“, 4. Mai 2020, www. 
handelsblatt.com/politik/deutschland/corona-medikamente- 
forschungsministerin-will-produktionskapazitaeten-fuer- 
impfstoffe-sichern/25799078.html?ticket=ST-3496192- 
9wzCnlhDlWkXLjO9KXvB-ap1) (bitte neben inhaltlichem 
Zuschnitt auch finanziellen Umfang, Laufzeit und adressierte 
Unternehmen nennen), und warum ist dieses dezidiert „rein 
national“ (siehe oben) und nicht europäisch angelegt, obwohl 
die Bundesforschungsministerin Anja Karliczek selbst vor 
„nationalen Alleingängen“ warnt (www.bmbf.de/de/ 
impfstoffentwicklung-keine-nationalen-alleingaenge-11221. 
html)?

Als starker Forschungs- und Entwicklungsstandort 
steht Deutschland – ergänzend zu seinem starken inter-
nationalen Engagement – in der Verantwortung, aus-
sichtsreiche Ansätze für eine Impfstoffentwicklung auch 
in deutschen Forschungseinrichtungen und Firmen vo-
ranzutreiben. Die Bundesregierung hat am 11. Mai 2020 
ein Programm zur Beschleunigung der Impfstoffentwick-
lung beschlossen, für das insgesamt bis zu 750 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt werden sollen.

Mit diesem Programm soll die Impfstoffentwicklung 
in Deutschland beschleunigt werden mit dem Ziel, für 
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klinische Prüfungen genügend Impfdosen zu produzieren 
und ausreichend Studienkapazitäten in Deutschland be-
reitzustellen. Dieses Programm ist komplementär zu den 
internationalen Anstrengungen zur Impfstoffentwick-
lung, wie sie bei der von der EU-Kommission organisier-
ten Geberkonferenz am 4. Mai 2020 zum Ausdruck ka-
men.

Frage 42

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
des Abgeordneten Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie werden die von Deutschland bei der internationalen 
Geberkonferenz der EU-Kommission zur Bekämpfung des 
Coronavirus vom 4. Mai 2020 zugesagten 525 Millionen Euro 
nach Kenntnis der Bundesregierung auf die verschiedenen in-
haltlichen Bereiche aufgeteilt (jeweils Höhe benennen für 
Impfstoffforschung, Entwicklung von Behandlungsmethoden, 
Diagnostika und gegebenenfalls nach Kenntnis der Bundesre-
gierung weitere), und welche Schlussfolgerungen zieht die 
Bundesregierung aus der Aussage von EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen, dass die Geberkonferenz nicht 
den Abschluss der Finanzierungsanstrengungen, sondern der 
„Start unseres Marathons“ (www.cdu.de/corona/milliarden- 
fuer-forschung) darstellte?

Anlässlich der Geberkonferenz am 4. Mai 2020 hat die 
Bundesregierung insgesamt 525 Millionen Euro zuge-
sagt. Die zugesagten Mittel teilen sich wie folgt auf:

– 230 Millionen Euro für die internationale Impfstoff-
initiative „Coalition for Epidemic Preparedness Inn-
ovations (CEPI)“,

– 100 Millionen Euro für die Impfstoffinitiative „Glo-
bale Allianz für Impfstoffe und Immunisierung (GA-
VI)“,

– 30 Millionen Euro für Produktentwicklungspartner-
schaften (PDP) für Projekte zur Entwicklung von Me-
dikamenten und Diagnostika zu Covid-19 sowie zu 
Koinfektionen mit resistenten bakteriellen Erregern,

– 165 Millionen Euro für die Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO).

Frage 43

Antwort

des Staatsministers Dr. Hendrik Hoppenstedt auf die 
Frage der Abgeordneten Nicole Höchst (AfD):

Was versteht die Bundesregierung unter „Transformation“, 
wie von der Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel auf dem Welt-
wirtschaftsforum am 23. Januar 2020 in Davos geäußert, und 
welche Maßnahmen will sie ergreifen, um die Transformation 
durchzuführen (www.dw.com/de/merkel-transformationen- 
von-gigantischem-historischem-ausma%C3%9F/av- 
52128206)?

Frau Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel und die Bun-
desregierung insgesamt verstehen unter dem Begriff 
„Transformation“ die Summe an Veränderungen in Ge-
sellschaft, Wirtschaft und Politik, die insbesondere für 
die langfristige Entwicklung der Lebensgrundlagen und 
des Wohlstands in Deutschland von herausgehobener Be-
deutung sind. Dabei geht es vor allen Dingen darum, dass 

der Staat entsprechende und verlässliche Rahmenbedin-
gungen setzt, damit diese Art von Strukturwandel gelin-
gen kann.

Dazu zählt insbesondere der Klimaschutz. Die Bun-
desregierung hat sich mit aller Deutlichkeit dazu bekannt, 
die nationalen klimapolitischen Ziele zu erreichen und 
die Energiewende umweltverträglich, verlässlich und be-
zahlbar zu gestalten. Es war deshalb von großer Wichtig-
keit, dass die Bundesregierung das Klimaschutzpro-
gramm 2030, das Klimaschutzgesetz, die Einführung 
des Emissionshandels für Brennstoffe ab 2021, den Aus-
stieg aus der Kohleverstromung bis spätestens 2038 so-
wie verschiedene Förder- und steuerliche Maßnahmen 
beschlossen hat. Die Bundesregierung begrüßt und unter-
stützt auch, dass die Europäische Kommission den Green 
Deal in ihr Arbeitsprogramm für 2020 nicht nur aufge-
nommen, sondern auch auf Priorität eins gesetzt hat.

Eine weitere Handlungspriorität ergibt sich aus dem 
technologischen Fortschritt vor allem im Zuge der Digi-
talisierung. Ziel der Bundesregierung ist es, dass 
Deutschland im Bereich der digitalen Wirtschaft in die 
Weltspitze vorstoßen kann. Sie passt deshalb bereits seit 
Jahren die digitalpolitischen Rahmenbedingungen in 
Deutschland fortlaufend an neue Entwicklungen an. Ein 
Beispiel dafür ist die KI-Strategie, um Deutschland zu 
einem führenden Standort für die Entwicklung und An-
wendung von KI-Technologien zu machen.

Ein weiteres Beispiel ist die Datenstrategie der Bun-
desregierung. Sie zielt darauf ab, die Nutzung von Daten 
signifikant zu steigern, die Datenbereitstellung zu verbes-
sern und Innovation und Kreativität mit Blick auf den 
Umgang mit Daten zu befördern. Um von der Digitalisie-
rung profitieren zu können, bedarf es zudem einer zu-
kunftsfähigen digitalen Infrastruktur. Der Bund unter-
stützt daher den Ausbau der digitalen Infrastruktur unter 
anderem durch ein Förderprogramm für den Glasfaser-
netzausbau.

Frage 44

Antwort

des Staatsministers Dr. Hendrik Hoppenstedt auf die 
Frage des Abgeordneten Johannes Huber (AfD):

Auf welcher rechtlichen Grundlage finden die Bund-Län-
der-Konferenzen statt, und inwiefern kann die Bundesregie-
rung einen verbindlichen Einfluss (www.zdf.de/nachrichten/ 
politik/coronavirus-lockerungen-beschlussvorlage-bund- 
laender-konferenz-100.html) auf die Umsetzung der beschlos-
senen Inhalte in den einzelnen Bundesländern ausüben?

Aufgrund der außergewöhnlichen und besorgniserre-
genden Situation, die unser Land durch die Covid-19- 
Pandemie getroffen hat, haben sich Bund und Länder 
bereits frühzeitig darauf verständigt, sich in einem engen 
und regelmäßigen Austausch über die zu treffenden Maß-
nahmen abzustimmen. Gerade in der Zeit der Corona-
krise, die uns derzeit vor enorme gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Herausforderungen stellt, ist ein enges 
Zusammenwirken von Bund und Ländern von entscheid-
ender Bedeutung. Dies rührt schon aus der im Grund-
gesetz verankerten Bundestreue, die unter anderem eine 
Verpflichtung sowohl für den Bund als auch für die Län-
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der beinhaltet, dem Wesen des Grundgesetzes entspre-
chend zusammenzuwirken.

Bei diesem Zusammenwirken wird stets die verfas-
sungsrechtliche Kompetenzzuordnung zwischen Bund 
und Ländern beachtet. So haben Bund und Länder sich 
in den letzten Wochen gemeinsam mit verschiedenen Be-
schlüssen abgestimmt und durch die Umsetzung zahlrei-
cher Maßnahmen Erfolge bei der Eindämmung der Co-
ronapandemie erreicht. Dies war nur durch ein enges 
Zusammenwirken möglich und zeigt eindrucksvoll, dass 
Bund und Länder in Krisensituationen schnell, zielorien-
tiert und vor allem vertrauensvoll auf allen Ebenen zu-
sammenarbeiten.

Grundsätzlich gilt für die Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern Folgendes: Gemäß § 31 der Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung sollen die präsidier-
enden Mitglieder der Landesregierungen mehrmals im 
Jahr persönlich zu gemeinsamen Besprechungen mit der 
Bundesregierung von der Bundeskanzlerin eingeladen 
werden, um wichtige politische, wirtschaftliche, soziale 
und finanzielle Fragen zu erörtern und im persönlichen 
Austausch zu einer verständnisvollen einheitlichen Poli-
tik von Bund und Ländern beizutragen. Die Länder haben 
wiederum in mehreren Beschlüssen ihre Arbeitsweise in 
den Ministerpräsidentenkonferenzen festgelegt.

Bund und Länder treffen bei ihren Besprechungen ge-
meinsam politische Entscheidungen und dokumentieren 
diese zum Teil in Beschlüssen. Diese Beschlüsse entfal-
ten jedoch keine rechtliche Bindung und sind rein politi-
scher Natur.

Die Umsetzung von gemeinsam gefassten Beschlüssen 
obliegt daher der Verantwortung jedes einzelnen Landes 
im Rahmen der ihnen verfassungsrechtlich zukommen-
den Zuständigkeit. Die Bundesregierung kann aufgrund 
des bestehenden föderalen Systems keinen verbindlichen 
Einfluss auf die Umsetzung der Beschlüsse in den Län-
dern ausüben.

Frage 45

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sarah Ryglewski auf die Frage 
der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Warum will die Bundesregierung Vergütungsbedingungen 
für Hilfen an Unternehmen wegen Covid-19 nur in einer 
Rechtsverordnung statt direkt in einem Gesetz regeln lassen, 
obwohl dies rechtlich schon bei der Finanzkrise 2008 nicht 
reichte bezüglich von Finanzunternehmen (durch § 5 Absatz 2 
Nummer 3 – 5 FMStV vom 20. Oktober 2008), sodass der 
Deutsche Bundestag dies zwei Jahre später im Gesetz selbst 
konkretisieren musste (in § 10 Absatz 2a – d FMStFG durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010, BGBl. I Sei-
te 1900: „… darf die monetäre Vergütung der Organmitglieder 
und Angestellten jeweils 500 000 Euro pro Jahr nicht über-
steigen. Variable Vergütungen sind nicht zulässig.“), und wa-
rum will die Bundesregierung – statt konkreter Obergrenzen 
für alle Mitarbeiter sowie jegliche Vergütungsteile – nun offen-
bar nur die Auszahlung allein unspezifiziert freigiebiger Ver-
gütungsteile sowie nur von Vorständen oder anderen Organ-
mitgliedern bloß zeitweise sperren (vergleiche Antwort der 
Bundesregierung auf meine mündliche Frage 64 am 22. April 
2020, Stenografischer Bericht, Seite 19289 A)?

Die Regelung der Voraussetzungen zur Inanspruchnah-
me von Leistungen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF) durch Rechtsverordnungen erfolgt auf Grundlage 
der Vorschriften des Gesetzes zur Errichtung eines WSF 
(WStFG). Das Gesetz – und damit auch die Ermächtigun-
gen zum Erlass dieser Rechtsverordnungen – wurde von 
Bundestag und Bundesrat beschlossen und ist am 
28. März 2020 in Kraft getreten. Diese vom Gesetzgeber 
eingeräumte Befugnis nimmt die Bunderegierung wahr.

Verfassungsrechtliche Grundlage solcher Verord-
nungsermächtigung ist Artikel 80 GG. Es entspricht 
geübter und bewährter Praxis, die Einzelheiten der Inan-
spruchnahme staatlicher Leistungen in Rechtsverordnun-
gen zu regeln. Das errichtete Sondervermögen des 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) ist Teil des 
Schutzschildes gegen die wirtschaftlichen Folgen der Co-
ronaviruspandemie, den die Bundesregierung innerhalb 
kürzester Zeit auf den Weg gebracht hat. Insbesondere 
in solchen Fällen besonderer Eilbedürftigkeit ist die Re-
gelung durch Rechtsverordnung sinnvoll.

Das Stabilisierungsfondsgesetz sieht ein differenzier-
tes Instrumentarium staatlicher Stabilisierungsmaßnah-
men vor. Zum Kreis der potenziell antragsberechtigten 
Unternehmen zählen rund 7 000 Unternehmen der Real-
wirtschaft verschiedenster Größenklassen, Branchen, 
Rechtsformen und Strukturen. Dies ist ein wesentlicher 
Unterschied zu den Anspruchsberechtigten im Rahmen 
der Finanzmarktkrise. Die damaligen Vorgaben und Re-
gelungen lassen sich daher nicht ohne Weiteres auf den 
WSF übertragen.

Die erforderliche Berücksichtigung der Umstände des 
jeweiligen Einzelfalls steht auch einer pauschalen Rege-
lung der Vergütungsfragen entgegen. Im Übrigen befin-
den sich die Rechtverordnungen noch in der Abstim-
mung, sodass eine abschließende Auskunft heute nicht 
möglich ist.

Frage 46

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Erkennt die Bundesregierung den am 1. April 2018 in Ber-
gisch-Gladbach infolge eines Angriffs verstorbenen B. A. als 
Todesopfer rechter Gewalt an (www.general-anzeiger-bonn. 
d e / n e w s / p a n o r a m a / t o d - d u r c h - p f e f f e r p i s t o l e -  
fremdenfeindliches-motiv-geprueft_aid-43789147)?

Zur Motivation der gegenständlichen Straftat liegen 
dem Bundeskriminalamt keine Erkenntnisse vor. Sie 
wurde durch die zuständige Länderdienststelle im Rah-
men des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Fällen 
politisch motivierter Kriminalität bislang weder als rechts 
noch als fremdenfeindlich motivierte Straftat gemeldet.

Frage 47

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Thomas Seitz (AfD):
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Wie viele nachrichtendienstliche Bearbeitungen werden zur 
Beobachtung sogenannter Verdachts- bzw. Prüffälle durch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz aktuell nach Kenntnis der 
Bundesregierung durchgeführt (bitte aufschlüsseln nach den 
zehn wichtigsten Beobachtungsschwerpunkten)?

Bezüglich der in der Fragestellung erbetenen Informa-
tionen ist die Bundesregierung nach sorgfältiger Abwä-
gung zu der Auffassung gelangt, dass die Frage nicht 
offen beantwortet werden und die Antwort nicht zur Ver-
öffentlichung freigegeben werden kann. Die Einstufung 
der Antwort als Verschlusssache mit dem Geheimhal-
tungsgrad „VS – Nur für den Dienstgebrauch“ ist im vor-
liegenden Fall im Hinblick auf das Staatswohl erforder-
lich.

Gegenstand der Frage sind solche Informationen, die 
in besonderem Maße das Staatswohl berühren. Die VS- 
Einstufung ist erforderlich, da die Antwort Informationen 
enthält, die im Zusammenhang mit der Arbeitsweise und 
den Arbeitsschwerpunkten des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz (BfV) stehen. Eine Offenlegung des Kennt-
nisstandes des BfV lässt Rückschlüsse auf die hiesige 
Erkenntnislage zu und erschwert die weitere Aufklärung 
erheblich. Nach sorgfältiger Abwägung ist festzustellen, 
dass die Antwort nicht zur Veröffentlichung freigegeben 
werden kann.

Durch die Angabe der Anzahl von Prüffällen und Ver-
dachtsfällen könnten in der Gesamtschau mit Veröffent-
lichungen des BfV sowie des Bundesministeriums des 
Innern, für Bau und Heimat zu den durch das BfV be-
arbeiteten Personenzusammenschlüssen Rückschlüsse 
auf den Aufklärungsbedarf und -schwerpunkt, den Er-
kenntnisstand sowie die generelle Arbeitsweise des BfV 
gezogen werden. Dies würde die Funktionsfähigkeit des 
BfV nachhaltig beeinträchtigen. Daher kann dem parla-
mentarischen Fragerecht nach sorgfältiger Abwägung 
nur insoweit nachgekommen werden, dass die Antwort 
in eingestufter Form erfolgt.

Frage 48

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Thomas Seitz (AfD):

Wie viele Asylanträge wurden in den vergangenen sechs 
Monaten in der Bundesrepublik Deutschland gestellt (bitte 
monatlich aufschlüsseln)?

Im Zeitraum November 2019 bis April 2020 wurden 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 67 571 
Asylerst- und Folgeanträge gestellt, darunter 45 182 
grenzüberschreitende Asylerstanträge. In den einzelnen 
Monaten wurden Asylanträge wie folgt gestellt:

– im November 2019 12 096 Asylanträge, darunter 
8 182 grenzüberschreitende Asylerstanträge,

– im Dezember 2019 9 851 Asylanträge, darunter 6 771 
grenzüberschreitende Asylerstanträge,

– im Januar 2020 14 187 Asylanträge, darunter 10 004 
grenzüberschreitende Asylerstanträge,

– im Februar 2020 11 928 Asylanträge, darunter 8 137 
grenzüberschreitende Asylerstanträge,

– im März 2020 8 069 Asylanträge, darunter 5 440 
grenzüberschreitende Asylerstanträge und

– im April 2020 5 595 Asylanträge, darunter 4 123 
grenzüberschreitende Asylerstanträge.

Bei den grenzüberschreitenden Asylerstanträgen han-
delt es sich um Asylerstanträge, denen im Regelfall eine 
Einreise nach Deutschland vorausging. Unberücksichtigt 
bleiben dabei die Folgeanträge sowie die Erstanträge für 
nach Einreise der Eltern in Deutschland geborene Kinder 
im Alter von unter einem Jahr, da diese als Indikator für 
die grenzüberschreitende Zuwanderung nach Deutsch-
land aus Sicht des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat nicht relevant sind.

Zu berücksichtigen ist, dass sich die Daten der einzel-
nen Monate nicht zu der genannten Summe für den Ge-
samtzeitraum addieren lassen, da die Monatszahlen den 
Stand jeweils zum Ersten des Folgemonats wiedergeben, 
während die Gesamtzahlen auch nachträgliche Berichti-
gungen enthalten.

Frage 49

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Wie lang waren die Asylverfahrensdauern im Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) im Gesamtjahr 2019 
bzw. im bisherigen Jahr 2020 (bitte jeweils differenzieren nach 
durchschnittlicher Verfahrensdauer, Verfahrensdauer Neuver-
fahren ab 1. Januar 2017, Jahresverfahrensdauer, Verfahrens-
dauer bis zur rechtskräftigen Entscheidung, Verfahrensdauer in 
AnkER-Zentren und funktionsgleichen Einrichtungen, Verfah-
rensdauer für beschleunigte Verfahren nach § 30a des Asylge-
setzes, Verfahrensdauer für Dublin-Verfahren und Verfahrens-
dauer ohne Dublin-Verfahren), und inwieweit wird das 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat das 
BAMF anweisen, ablehnende Bescheide, gegen die Klage er-
hoben wurde, unter Berücksichtigung des Klagevorbringens 
intern noch einmal zu überprüfen und gegebenenfalls abzu-
ändern, um die Verwaltungsgerichte wirksam zu entlasten 
und damit immer länger dauernde Gerichtsverfahren (verglei-
che Bundestagsdrucksache 19/18498, Antwort zu Frage 16) zu 
verkürzen, was nach meiner Auffassung insbesondere bei af-
ghanischen, iranischen und eritreischen Flüchtlingen wichtig 
wäre, weil bei diesen Herkunftsländern die Aufhebungsquoten 
durch die Verwaltungsgerichte bei inhaltlicher Prüfung im Jahr 
2019 bei 48,7 Prozent, 44,4 Prozent bzw. 38 Prozent lagen und 
damit überdurchschnittlich hoch waren (vergleiche ebenda; 
bitte begründen)?

Die durchschnittliche Asylverfahrensdauer beim Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) betrug im 
Jahr 2019 6,1 Monate und für den Zeitraum von Januar 
bis April 2020 6,7 Monate, wobei die Aussagekraft bei 
Angaben zum bisherigen Jahr 2020 infolge der Umstände 
und Maßnahmen im Zusammenhang mit der Coronapan-
demie begrenzt sind. Die erbetene Differenzierung nach 
den weiteren erfragten Teilasylverfahrensdauern und 
nach Jahren wird als Anlage zum Protokoll dieser Frage-
stunde gegeben.

Sollte gegen einen ablehnenden Asylbescheid Klage 
erhoben werden, wird der betroffene Fall vom zuständi-
gen Prozessreferat im BAMF im Rahmen der Prozessbe-
treuung aufgegriffen und geprüft; dabei wird auch das 
Klagevorbringen berücksichtigt. Allein eine Klageerhe-
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bung gegen einen Bescheid kann von der zuständigen 
Behörde jedoch nicht zum Anlass genommen werden, 
an der behördlichen Entscheidung zu zweifeln und diese 
abzuändern. In den Fällen, in denen das Gericht einen 
entsprechenden Hinweis gibt, findet regelmäßig eine Ab-
änderung bzw. Klaglosstellung statt. Dies wird jedoch 
stets abhängig von dem Einzelfall entschieden und kann 

nicht pauschal erfolgen. Das Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat sieht aktuell keinen Anlass für 
eine darüberhinausgehende Anweisung an das BAMF.

Die nachfolgende Tabelle weist die erbetene Differen-
zierung nach den weiteren erfragten Teilasylverfahrens-
dauern und nach Jahren aus:

(Angaben jeweils in Monaten) 2019
2020 

(Jan bis Apr)**

durchschnittliche Verfahrensdauer 6,1 6,7

Verfahrensdauer Neuverfahren ab 01.01.2017 4,8 5,8

Jahresverfahrensdauer 3,1 3,4

Verfahrensdauer bis zur rechtskräftigen Entscheidung* 21,3 *

Verfahrensdauer für beschleunigte Verfahren nach § 30a AsylG 5,2 6,4

Verfahrensdauer für Dublin-Verfahren 1,5 1,7

Verfahrensdauer ohne Dublin-Verfahren 5,9 6,2
* Für 2020 liegen noch keine Daten vor, da diese Verfahrensdauer nur halbjährlich ermittelt wird.
** Zahlen zu 2020 aufgrund der Umstände der Coronapandemie nur bedingt aussagekräftig.

Hinweis: Hinsichtlich der zu AnkER- und funktionsgleichen Einrichtungen erbetenen statistischen Daten wird auf den 
Zwischenbericht zu AnkER- und funktionsgleichen Einrichtungen aus Herbst 2019 sowie auf den im Herbst 2020 
folgenden Abschlussbericht verwiesen.

Frage 50

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
dem Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen 
Bundestages (WD 3 – 3000 – 108/20, veröffentlicht unter 
anderem hier: www.ulla-jelpke.de/wp-content/uploads/2020/ 
05/WD-3-108-20-Ausreiseuntersagungen-Infektionsschutz. 
pdf), demzufolge sich die vom Bundesinnenministerium ver-
hängte weitgehende Beschränkung der Ausreise deutscher 
Staatsbürger nach Österreich, Schweiz, Frankreich, Luxem-
burg, Dänemark, Italien und Spanien nicht auf die vom Bun-
desinnenministerium in der Antwort auf meine schriftliche 
Frage 3/332 genannte Rechtsgrundlage (§ 10 Absatz 1 Satz 2 
i. V. m. § 7 Absatz 1 Nummer 1 3. Alt. Passgesetz) stützen 
könne, weil das Passgesetz Ausreiseuntersagungen sowohl 
vom Wortlaut her als auch rechtshistorisch nur gegenüber Ein-
zelpersonen erlaube, bei denen aufgrund gerichtsverwertbarer 
Erkenntnisse eine individuelle Gefährdung erheblicher Belan-
ge Deutschlands angenommen werden könne, was aber keine 
allgemeine Ausreiseuntersagung für Reisen ohne triftigen 
Grund erlaube und zudem angesichts der Eindämmungsmaß-
nahmen im Ausland auch von Rückkehrern kein signifikant 
erhöhtes Infektionsrisiko ausgehe, und inwiefern unterliegen 
Ausreisende (das heißt spätere Rückkehrer) nach Einschätzung 
der Bundesregierung in den betroffenen Staaten einem nach-
weisbar erhöhten Infektionsrisiko (bitte Nachweise konkret 
benennen)?

Die vorübergehend wiedereingeführten Binnengrenz-
kontrollen sind entgegen der Annahme der Fragestellerin 
nicht mit der Anordnung einer generellen Ausreiseunter-
sagung für Ausreisen ohne triftigen Grund für deutsche 
Staatsangehörige verbunden.

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat hält an seiner Rechtsauffassung fest, dass in konkre-
ten Einzelfällen die Untersagung der Ausreise gegenüber 
deutschen Staatsangehörigen auf Grundlage des § 10 Ab-
satz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 7 Absatz 1 Nummer 1 
Alternative 3 des Passgesetzes zum Schutz sonstiger er-
heblicher Belange der Bundesrepublik Deutschland 
grundsätzlich möglich wäre.

Diese Auffassung steht auch im Einklang mit dem Gut-
achten der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen 
Bundestages (WD – 3000 – 108/20). Wie in der Antwort 
der Bundesregierung auf die schriftliche Frage Num-
mer 29 (Bundestagsdrucksache 19/18555 vom 17. April 
2020) bereits dargestellt, erfolgt diese Entscheidung 
durch die kontrollierenden Beamtinnen und Beamten 
nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalls nach 
pflichtgemäßem Ermessen.

Die Bundesregierung hält unabhängig davon daran 
fest, dass der Verzicht auf nicht notwendige, touristische 
Reisen in das Ausland und auch innerhalb von Deutsch-
land zur Unterbrechung der Infektionsketten und zur Ein-
dämmung des hochinfektiösen Coronavirus (SARS-CoV- 
2) beiträgt und so die damit einhergehende erhebliche 
Gefahr für Leben und Gesundheit, insbesondere für vul-
nerable Personen, begrenzt werden kann. Im Übrigen 
wird auf die landesspezifischen Verordnungen nach 
dem Infektionsschutzgesetz über Absonderungen für 
Einreisende und Rückkehrer verwiesen, um das Ausbrei-
tungsrisiko des Coronavirus zu reduzieren.
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Frage 51

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Welche wissenschaftliche Evidenz für die Effekte von 
Schließungen bzw. Kontrollen der Binnengrenzen zur Pande-
miebekämpfung und damit der Missachtung entsprechender 
Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation, die ausdrück-
lich von Reisebeschränkungen abrät, ist der Bundesregierung 
bekannt („Reisebeschränkungen – Mehr Schaden als Nut-
zen?“, tagesschau.de vom 6. Mai 2020), und wie überprüft 
die Bundesregierung, ob die vom Bundesinnenminister Horst 
Seehofer eingeführten und mehrmals verlängerten Kontrollen 
tatsächlich die Infektionsgefahren durch das neue Coronavirus 
eindämmen konnten, indem sie Infektionsketten unterbrochen 
haben?

Der Bundesregierung ist die Studienlage zu Grenz-
schließungen und Screening-Maßnahmen an den Gren-
zen im Rahmen der Pandemiebekämpfung, wie sie auch 
dem durch das Robert Koch-Institut (RKI) erstellten „Na-
tionalen Pandemieplan Teil II – Wissenschaftliche 
Grundlagen“ zugrunde liegt, bekannt.

Gleichwohl bleibt das Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat (BMI) bei seiner Einschätzung, dass 
neben den in den jeweiligen Staaten ergriffenen Maßnah-
men unter anderem zur Kontaktbeschränkung auch die 
Beschränkung aller Reisebewegungen auf das unbedingt 
erforderliche Maß flankierend einen wichtigen Beitrag 
zur Eindämmung des Infektionsgeschehens mit dem neu-
artigen Coronavirus (SARS-CoV-2) leisten kann.

Aus diesem Grund hat der Bundesminister des Innern, 
für Bau und Heimat entschieden, ab dem 16. März 2020 
an den landseitigen Schengenbinnengrenzen zu Däne-
mark, Luxemburg, Frankreich, Österreich und zur 
Schweiz vorübergehend Binnengrenzkontrollen auf der 
Grundlage von Artikel 28 der Verordnung (EU) 
2016/399 (Schengener Grenzkodex) wiedereinzuführen 
und diese am 19. März 2020 auf die Luftgrenzen zu den 
genannten Staaten sowie zu Italien und Spanien und see-
seitig zu Dänemark zu erweitern. Diese Kontrollen sind 
aktuell bis zum 15. Mai 2020 befristet.

Die Bundesregierung und der Gemeinsame Krisenstab 
von BMI und dem Bundesministerium für Gesundheit 
prüfen fortlaufend die lagebedingte Anpassung der deut-
schen Maßnahmen zur Eindämmung der Coronaviru-
spandemie. In diesem Kontext steht das BMI auch mit 
den betroffenen Ländern und den Anrainerstaaten in 
Kontakt.

Frage 52

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Oliver Luksic (FDP):

Wie bewertet die Bundesregierung jeweils die aktuellen 
Grenzschließungen gegenüber Frankreich und Luxemburg in 
Bezug auf die Verhältnismäßigkeit dieser Maßnahmen, insbe-
sondere im Hinblick auf den gleichzeitigen Umgang allein mit 
stichprobenartigen Kontrollen an den Grenzen zu Belgien und 
den Niederlanden?

Zur Eindämmung der Infektionsgefahr durch das neu-
artige Coronavirus (SARS-CoV-2) hat der Bundesminis-
ter des Innern, für Bau und Heimat unter anderem ent-
schieden, ab dem 16. März 2020 an den landseitigen 
Schengenbinnengrenzen zu Dänemark, Luxemburg, 
Frankreich, Österreich und zur Schweiz vorübergehend 
Binnengrenzkontrollen auf der Grundlage von Artikel 28 
der Verordnung (EU) 2016/399 (Schengener Grenzko-
dex) wiedereinzuführen. Diese sind aktuell bis zum 
15. Mai 2020 befristet. Das Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat steht mit den betroffenen Län-
dern und den Anrainerstaaten in Kontakt, um auf dieser 
Grundlage über das weitere Vorgehen zu entscheiden.

In den Grenzregionen zu Belgien und zu den Nieder-
landen führt die Bundespolizei Fahndungs- und Kontroll-
maßnahmen unterhalb der Schwelle der vorüberge-
henden Wiedereinführung von Binnengrenzkontrollen 
durch. Die Entscheidung des Bundesministeriums des 
Innern, für Bau und Heimat, dort auf die vorübergehende 
Wiedereinführung von Binnengrenzkontrollen zu ver-
zichten, erfolgte unter Berücksichtigung relevanter Fak-
toren, zu denen unter anderem auch die in den Anrainer-
staaten jeweils ergriffenen Maßnahmen des Gesundheits- 
und Infektionsschutzes und die Abstimmung mit dem 
Land Nordrhein-Westfalen zählen.

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat und die Bundespolizei prüfen dessen ungeachtet an 
allen Grenzabschnitten gemeinsam mit den Partnerbehör-
den der Anrainerstaaten fortlaufend die Anpassung der 
ergriffenen Maßnahmen, um diese so auszugestalten, 
dass sie einerseits im Hinblick auf die sich entwickelnde 
epidemiologische Lage wirksam, andererseits mit Blick 
auf die eng zusammengewachsenen Grenzregionen unter 
Berücksichtigung der Belange der regionalen Bevölke-
rung verhältnismäßig sind und bleiben. Dazu gehören 
eine Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung der 
zur Einreise berechtigenden triftigen Gründe ebenso 
wie die Öffnung weiterer Grenzübergangsstellen, insbe-
sondere auch an den landseitigen Binnengrenzen zu 
Frankreich und Luxemburg.

Frage 53

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Art von Einsatzkräften (zum Beispiel Polizei- und 
Feuerwehrdienste) wurden auf Bundes- und Länderebene für 
die Sicherung des Transports von abgereichertem Uran aus der 
Urananreicherungsanlage in Gronau nach Russland am 6. April 
2020 insgesamt auf deutschem Staatsgebiet bereitgestellt (bitte 
die jeweilige Anzahl der Art von Einsatzkräften aufschlüs-
seln), und kann die Bundesregierung bestätigen, dass der Ziel-
ort Nowouralsk zu den russischen nuklearen Städten gehört, 
die Rosatom-Generaldirektor Lichatschow Ende April 2020 
als von der Coronapandemie besonders gefährdet erklärt hat 
(vergleiche www.nti.org/analysis/articles/russias-ten-nuclear- 
cities/ und www.theguardian.com/world/2020/apr/28/ 
concern-as-coronavirus-threatens-russias-closed-nuclear- 
cities)?

Die Planungen und Durchführung der Transporte lie-
gen in Verantwortung der hierfür beauftragten Firmen. 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 159. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. Mai 2020                                                                                                                                                                                                19791 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.nti.org/analysis/articles/russias-ten-nuclear-cities/
https://www.nti.org/analysis/articles/russias-ten-nuclear-cities/
https://www.theguardian.com/world/2020/apr/28/concern-as-coronavirus-threatens-russias-closed-nuclear-cities
https://www.theguardian.com/world/2020/apr/28/concern-as-coronavirus-threatens-russias-closed-nuclear-cities
https://www.theguardian.com/world/2020/apr/28/concern-as-coronavirus-threatens-russias-closed-nuclear-cities


Die Ausfuhr abgereicherten Urans bei dem in Rede ste-
henden Transport bedarf keiner Genehmigung, sondern 
lediglich einer Anzeige beim Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA).

Grundsätzlich handelt es sich dabei um die Erfüllung 
privatrechtlicher Verträge zwischen den betroffenen 
Unternehmen. Die Transportunternehmen zeigen die 
Durchführung derartiger Transporte im Rahmen der be-
stehenden Sicherungspflichten gegenüber dem Bundes-
ministerium des Innern, für Bau und Heimat sowie den 
zuständigen Behörden der Länder an.

Atomrechtlich sind diese Transporte nicht sicherungs-
relevant. Die für den Transport geltenden Vorschriften 
sind vom Transportunternehmer einzuhalten. Die Gefähr-
dungsbewertung für den Transport erfolgt durch die zu-
ständige Landespolizei. Gemäß der Gefährdungsbewer-
tung des Polizeipräsidiums Münster vom 25. März 2020 
lagen keine Hinweise auf Störungen vor.

Die Bundespolizei hat im Rahmen ihrer bahnpolizei-
lichen Aufgabenwahrnehmung nach § 3 des Gesetzes 
über die Bundespolizei zur Überwachung des Transport-
verlaufes auf deutschem Staatsgebiet insgesamt 106 Poli-
zeibeamtinnen und -beamte eingesetzt. Nach Erkenntnis-
sen der Bundesregierung erfolgte der Transport des 
abgereicherten Uranhexafluorids von Gronau über den 
Hafen von Amsterdam nach Russland.

Der Einsatz der Beamtinnen und Beamten der Landes-
polizeien sowie der Kräfte der/des Katastrophenvorsor-
ge/-schutzes (zum Beispiel: Feuerwehrdienste) obliegt 
den Ländern. Die Bundesregierung hat hierzu keine 
Kenntnis und kann daher keine Aussagen darüber treffen.

Zu einer erhöhten Gefährdung der russischen Stadt 
Nowouralsk durch das Coronavirus liegen der Bundesre-
gierung keine Kenntnisse vor.

Frage 54

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Dr. Anton Friesen (AfD):

Welche christenfeindlichen Übergriffe und Sachbeschädi-
gungen (Schändungen von Kirchen, Ikonen und Kreuzen) sind 
der Bundesregierung auf der griechischen Insel Lesbos be-
kannt (https://haolam.de/artikel/Europa/40396/Griechen- 
schockiert-Aggressive-Migranten-auf-Lesbos-verwsten- 
orthodoxe-Kirche.html)?

Der Bundesregierung sind entsprechende Pressebe-
richte bekannt. Eigene Erkenntnisse liegen ihr hierzu 
nicht vor.

Generell setzt sich die Bundesregierung nachdrücklich 
für die Förderung und den Schutz des Rechtes auf Reli-
gions- und Weltanschauungsfreiheit ein. Übergriffe auf 
oder Sachbeschädigungen von religiösen Einrichtungen 
gleich welcher Religionsgemeinschaft sind aus Sicht der 
Bundesregierung inakzeptabel.

Frage 55

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Inwieweit wird die Bundesregierung im Rahmen der komm-
enden EU-Ratspräsidentschaft und dem EU-Afrika-Gipfel 
welche der Empfehlungen des am 28. April 2020 veröffent-
lichten Jahresgutachten „Gemeinsam gestalten: Migration aus 
Afrika nach Europa“ des Sachverständigenrates deutscher Stif-
tungen für Integration und Migration aufgreifen, insbesondere 
mit dem Fokus auf die Schaffung und Vereinfachung existier-
ender legaler Einwanderungswege aus Afrika in die EU?

Migration aus Afrika wird eines der Themen sowohl 
der anstehenden deutschen EU-Ratspräsidentschaft als 
auch des nächsten Gipfels zwischen EU und Afrikani-
scher Union sein.

In den bisherigen EU-internen Beratungen zum Gipfel 
hat sich die Bundesregierung dafür ausgesprochen, den 
Dialog mit den afrikanischen Partnern unter anderem zu 
Lösungen für legale Migration und zur Reduzierung irre-
gulärer Migration zu intensivieren. Auf dieser Linie sind 
auch die Vorschläge des Hohen Vertreters für die Außen- 
und Sicherheitspolitik, Josep Borrell, und der EU-Kom-
mission in ihrer Mitteilung vom 9. März 2020 mit dem 
Titel „Towards a Comprehensive Strategy with Africa“.

Zum Programm der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
sind die Beratungen innerhalb der Bundesregierung noch 
nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung will bestehen-
de legale Migrationswege für Arbeitskräfte aus Drittstaa-
ten – gerade auch im partnerschaftlichen Ansatz mit Af-
rika – besser nutzen. Dabei sollen sowohl die Interessen 
von Herkunftsländern und Zielländern als auch die Be-
dürfnisse der Migrantinnen und Migranten berücksichtigt 
werden.

In der weiteren Konkretisierung ihrer Positionen be-
rücksichtigt die Bundesregierung soweit möglich Emp-
fehlungen aus der Zivilgesellschaft.

Frage 56

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Heike Hänsel (DIE LINKE):

In welcher Weise und wo genau hat die Bundesregierung 
bisher dazu beigetragen, dass es atomare Abrüstungsschritte 
bei der NATO gibt (www.spiegel.de/politik/deutschland/ 
heiko-maas-gegen-deutschen-sonderweg-bei-atomwaffen-a- 
52e164f1-5f3a-4d84-8e31-357df9432a18)?

Wie im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD vom 12. März 2018 festgehalten, schaffen erfolgrei-
che Abrüstungsgespräche zwischen den USA und Russ-
land die Voraussetzung für weitere Abrüstungsschritte 
der NATO.

Die Bundesregierung setzt sich in bilateralen Gesprä-
chen mit Washington und Moskau sowie durch ihr Enga-
gement in multilateralen Formaten, wie zum Beispiel der 
Stockholm-Initiative oder der Initiative für Nichtverbrei-
tung und Abrüstung, NPDI, für die Verbesserung der 
sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen ein, die eine 
Voraussetzung für weitere Abrüstungsschritte ist.
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Innerhalb der Allianz setzt sich die Bundesregierung 
kontinuierlich dafür ein, dass auch die NATO im Sinne 
ihres zweigleisigen Ansatzes neben glaubhafter Abschre-
ckung und Verteidigung einen aktiven Beitrag zu nukle-
arer Abrüstung, Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung 
leistet.

Im Übrigen wird auf den aktuellen Jahresabrüstungs-
bericht der Bundesregierung verwiesen. In diesem wer-
den die Rolle der NATO im abrüstungspolitischen Be-
reich und das Engagement der Bundesregierung für die 
atomare Abrüstung im Allgemeinen ausführlich darge-
stellt.

Frage 57

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Heike Hänsel (DIE LINKE):

Verfügt die Bundesregierung über konkrete Hinweise über 
Verletzungen international üblicher Sicherheitsstandards der 
Schutzstufe 4 durch das Wuhan Institute of Virology (www. 
handelsblatt.com/politik/international/five-eyes-westliche- 
geheimdienste-streiten-ueber-corona-ursprung/25797560. 
html?ticket=ST-4115991-5feiW47NyIgoUZjMdjTJ-ap3; 
www.manager -magaz in .de /po l i t ik /wel twi r t schaf t /  
coronavirus-geheimdienst-allianz-five-eyes-erhebt-schwere- 
vorwuerfe-gegen-china-a-1306725.html), und kann die Bun-
desregierung einen künstlichen Ursprung des neuartigen Co-
ronavirus SARS-CoV-2 auf Basis wissenschaftlicher Erkennt-
nisse inzwischen ausschließen?

Der Bundesregierung sind die in der Fragestellung er-
wähnten Presseberichte bekannt. Darüber hinausgehende 
Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nicht vor.

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung 
vom 28. April auf Ihre schriftliche Frage Nr. 4-280 (Bun-
destagsdrucksache 19/18881) verwiesen.

Frage 58

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Annalena 
Baerbock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem 
sogenannten Tenor der Bundesnetzagentur, wonach die ge-
plante Gaspipeline Nord Stream 2 nicht die Voraussetzungen 
auf Grundlage des Energiewirtschaftsgesetzes für eine Frei-
stellung der Regulierung erfüllt (siehe www.berliner-zeitung. 
de/wirtschaft-verantwortung/nord-stream-2-russisches- 
spezialschiff-erreicht-die-ostsee-li.82634), und welche 
Schlussfolgerungen zieht sie aus den US-Sanktionen, wodurch 
seit Dezember 2020 die Arbeiten an der Pipeline stillstehen?

Eine Entscheidung über den Freistellungsantrag ist 
noch nicht erfolgt. Absehbar ist jedoch, dass es zentral 
um die Prüfung gegangen sein wird, ob die Pipeline im 
Rechtssinne unter Würdigung aller Umstände als „fertig-
gestellt“ gelten kann.

Deutschland hat die Vorgabe der EU-Gasrichtlinie im 
Energiewirtschaftsgesetz eins zu eins umgesetzt. Sollte 
der Antrag negativ im Sinne des Unternehmens entschie-
den werden, bleibt es dem Unternehmen vorbehalten, 
weitere rechtliche Schritte zu verfolgen.

Der Bundesregierung ist derzeit nicht bekannt, wie ge-
nau das Projekt Nord Stream 2 realisiert wird, sie geht 
aber davon aus, dass es abgeschlossen wird. Im Übrigen 
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Steffen Kotré, Leif-Erik 
Holm, Tino Chrupalla, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD „Geplante Maßnahmen zu den extra-
territorialen Sanktionen der USA gegen Nord Stream 2“ 
auf BT-Drucksache 19/18835 verwiesen.

Frage 59

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Dr. Christian 
Jung (FDP):

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um Schau-
steller und Marktkaufleute konkret zu unterstützen und das 
Aussterben dieses Kulturguts zu verhindern (vergleiche „RP 
Online“, „Schausteller in der Region wegen Corona vor dem 
Aus“ vom 5. Mai 2020; abrufbar unter: https://rp-online.de/ 
nrw/staedte/kevelaer/schausteller-in-der-region-wegen- 
corona-vor-dem-aus_aid-50378223)?

Der Bundesregierung ist bewusst, dass Schausteller 
und Marktkaufleute von der aktuellen Krisensituation 
besonders betroffen sind. Die Absage von Volksfesten, 
Jahrmärkten und ähnlichen Veranstaltungen führt dazu, 
dass ihr Geschäft praktisch vollständig zum Erliegen 
kommt.

Das Maßnahmenpaket der Bundesregierung gegen die 
Folgen des Coronavirus steht auch den Schaustellern und 
Marktkaufleuten zur Verfügung. Mit dem Soforthilfepro-
gramm, den Kreditprogrammen der KfW, den steuerli-
chen Maßnahmen und dem Kurzarbeitergeld unterstützt 
die Bundesregierung auch diese Branchen in der Krise. 
Überlegungen, ob und wie Schausteller, Marktkaufleute 
und andere stillgelegte Branchen durch ein neues Zu-
schussprogramm unterstützt werden können, sind noch 
nicht abgeschlossen.

Frage 60

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung, die coronabezogenen Kreditpro-
gramme der KfW (KfW-Schnellkredit 2020 und KfW-Unter-
nehmerkredit) auch für kommunale Unternehmen zu öffnen, 
und, wenn nicht, plant sie alternative Liquiditätshilfen oder 
Entlastungen zu schaffen, um die Folgen des coronabedingten 
Lockdowns bei den kommunalen Unternehmen abzufedern?

Bestehende Kreditprogramme der KfW – wie bei-
spielsweise der „Investitionskredit Kommunale und So-
ziale Unternehmen“ – und der Landesinvestitionsbanken 
bieten Hilfen für kommunale Unternehmen. Der „Investi-
tionskredit Kommunale und Soziale Unternehmen“ der 
KfW ermöglicht kommunalen Unternehmen seit dem 
1. April 2020 eine zinsgünstige und langfristige Finan-
zierung von Investitionen in die kommunale und soziale 
Infrastruktur sowie, befristet bis 30. Dezember 2020, 
auch die Finanzierung von Betriebsmitteln.
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Die Bundesregierung berät fortlaufend, wie die beste-
henden Instrumente ergänzt und verbessert werden kön-
nen, um die Folgen des coronabedingten Lockdowns 
weiter abzufedern.

Frage 61

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Oliver Luksic 
(FDP):

Plant die Bundesregierung eine Verlängerung der Antrags-
fristen für Soforthilfen, um diejenigen Selbstständigen zu un-
terstützen, die erst mit Verzögerungen in Liquiditätsschwierig-
keiten kommen, da sie erst nachlaufend ihre Leistung in 

Rechnung stellen, zum Beispiel viele Freiberufler, und, wenn 
ja, bis wann sollen diese Fristen verlängert werden?

Nach dem Soforthilfeprogramm des Bundes für Klein-
unternehmen und Soloselbstständige können Hilfen bis 
zum 31. Mai 2020 bei den Bewilligungsstellen in den 
Ländern sowie durch Onlineantragstellung beantragt 
werden. Bei einer Antragstellung im Mai kann der vo-
raussichtliche Liquiditätsengpass auch durch zu erwar-
tende Umsatzrückgänge in den darauffolgenden drei Mo-
naten geltend gemacht werden.

Die Beratungen innerhalb der Bundesregierung über 
künftige Hilfen – einschließlich einer möglichen Fortent-
wicklung bestehender Unterstützungsmaßnahmen – lau-
fen noch.
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